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Einleitung 


Der Sozialberitiil 1978 informiert über die sozial- 
pol itisdien Leistungen des ersten Jahres und Liber 
die weiteren sozialpolitischen Vorhaben und Ent- 
wicklungstendenzen der 8, Legislaturperiode. Er 
konkretisiert damit die sozialpolitischen Aussagen 
der Regierungserklärung vom Dezember 1976. 

Die sozialpolitische Arbeit der 8, Legislaturperiode 
steht bisher, wie bereits in der zweiten Hälfte der 
7, Legislaturperiode, unter schwierigeren gesamt- 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen: niedrigeres 
Wirtschaftswachstum, langsamere Entwicklung der 
Löhne und Gehälter und eine Arbeitslosenzahl von 
jahresdurchschnftlüch rund einer Million. Die Fol- 
gen der weltweiten Rezession, die in unserer Volks- 
wirtschaft 1975 ihren Tiefpunkt hatte, sind noch 
nicht voll überwunden. Vor allem auch außen wirt- 
schaftliche Risiken und die Verzerrungen in den in- 
ternationalen Währungsrelationen bergen Unsicher- 
heiten und erschweren die weitere Voraussdiau 
der wirtschaftlichen Entwicklung. Darüber hinaus 
sind strukturelle Probleme in unserer Volkswirt- 
schaft zu bewältigen, die Ln der Phase der voraus- 
gegangenen Hochkonjunktur überdeckt waren. 

Sozialpolitik und gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
stehen in einer engen wechselseitigen Beziehung. 
Einerseits glättet die soziale Sicherung mit ihren 
antizyklischen Wirkungen die konjunkturellen Aus- 
schläge. Die Leistungen der sozialen Sicherung und 
die sozialen Rechte der Arbeitnehmer sind außerdem 
Garanten des sozialen Friedens als wesentlicher 
Voraussetzung positiver wirtschaftlicher Entwick- 
lung. Zudem ist eine Reihe sozialer Leistungen un- 
mittelbar produktivitätsf ordernd. 

Auf der anderen Seite beeinflußt und bestimmt die 
wirtschaftliche Entwicklung die Finanzen* Wicklung 
der Systeme der sozialen Sicherung, insbesondere 
der Rentenversicherung und Arbeitslosen Versiche- 
rung, aber auch der Krankenversicherung und — 
staatlich finanziert — der Kriegsopferversorgung. 

Vor dem Hintergrvmd der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung ist die Sozialpolitik dieser Legislatur- 
periode zu sehen und zu bewerten. Die Schwer- 
punkte der sozialpolitischen Arbeit sind; 

— Absicherung und Förderung der Beschäftigung; 

— Konsolidierung der Finanzen der Rentenversiche- 
rung; 

— Kostendämpfung in deT Krankenversicherung; 

— Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der 
Arbeitsbeziehungen; 

— situaüonsgerechter Weiterbau unseres sozialen 
Rechtsstaats. 

Die Arbeitsmarkipoliük ist Teil der Beschäftigungs- 
politik. Das arheitsmarktpolitisdie Instrumentarium 
zur Stützung und Verbesserung der Beschäftigung 
wird voll eingesetzt und weiterentwickelt. Arbeits- 
marktpoliük kann zwar das gesamtwirtschaftliche 
Defizit an verfügbaren Arbeitsplätzen nicht beheben, 
sie kann aber die Maßnahmen der Wirtsdiafts- und 


Finanzpolitik nachhaltig flankieren. So werden mit 
arbeits mark [politischen Maßnahmen Arbeitsplätze 
erhalten (Kurzarbeitergeld) und in beschränktem 
Umfang auch zusätzlich bereilgestellt (Aibeits- 
besdialfungsmaßnahmen). Die Arbeitnehmer werden 
durch beruftidie Fortbildung und Umschulung und 
durch Förderung der Einarbeitung auf technische 
und strukturelle Veränderungen in der Volkswirt- 
schaft vorbereitet. Es sotl ihnen damit erleichtert 
werden, diese Wandlungsprozesse beruflich mitzu- 
vollziehen. Eine der Hauptaufgaben der Arbeits- 
markt po Hü k ist es, zum qualitativen Ausgleich von 
Angebot und Nachfrage auf dem ArbeiUmarkl bei- 
zul ragen. Besondere Beachtung hat sie dabei den 
Problemgruppen des Arbeilsmarktes zu widmen. 

Die ArbeitsmarktpoliLik trägt somit wesentlich zur 
Sicherung der Beschäftigung bei.. Im .Jahre 1978 wird 
— gemessen an den Haushaltsansätzen der Bundes- 
anstalt für Arbeit — durch Förderung der beruf- 
lichen Bildung, durch Kurzarbeitergeld und durch 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen rechnerisch die Ar- 
beitslosigkeit von mehr als 200 000 Personen ver- 
mieden. 

Die Ausländerbeschäftlgiiugspolilik der Bundes- 
regierung zielt sowohl auf Konsolidierung als auch 
auf soziale Integration ab. Einerseits bleibt der An- 
werbestopp ohne Einschränkungen aufrechterhalten; 
auch Rückkehrbereitschaft und RückkchTfähigkeü 
sollen unterstützt werden. Auf der anderen Seite 
wird die soziale Integration der ausländischen Ar- 
beitnehmer und ihrer Familie gefördert. Insbeson- 
dere werden der aufenth altsrech Lliche Status und 
das Arbeitserlaubnisrecht verbessert. Das besondere 
Interesse gilt der Heranwachsenden zweiten Gene- 
ration. Hierauf wird sich die künftige Ausländer- 
beschäftigungspolitik verstärkt konzentrieren. 

Die Finanzentwicklung der Rentenversicherung 
hängt längerfristig von dem Verhältnis der Zahl der 
Rentner zu den Versicherten, kurz- und mittelfristig 
aber insbesondere von der wirtschaftlichen Entwick- 
lung ab. Der rezessionsbedingte Rückgang der Zahl 
der Beschäftigten, die langsamer wachsenden Löhne 
und Gehälter und die rezessionsbedingt höhere In- 
anspruchnahme der Rentenversicherung hatten 
zwangsläufig gravierende Auswirkungen auf die 
Fmanzentwicklung in der Rentenversicherung. Je 
200 OOü Beschäftigte weniger und je ein Prozent- 
punkt niedrigerer Zuwachs der Löhne und Gehälter 
bewirken einen Einnahmenausfall in der Renten- 
versicherung von jeweils 1 Mrd. DM jährlich. Daran 
werden die aktuellen gesamtwirtschaftlichen Aus- 
wirkungen auf die Rentenversicherung deutlich. Es 
kommt hinzu, daß wegen des zeitlichen Abstands 
zwischen Lohn- und Gehaltsentwicklung einerseits 
und den daraus erredhneten Renlenerhohungen an- 
dererseits in Zeiten des Einnahmenrückgangs die 
Rentenanpassungen noch von Lohnsteigerungsraten 
aus konjunkturell günstigeren Jahren bestimmt 
wurden. 


8 




Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/1805 


Die Bundesregierung hat gehandelt. Zusammen mit 
der Zwanzigsten Rentenanpassung hat sie Anfang 
1977 ein Konsolidierungsprogiamm vorgelegt, das 
aufgrund der damals geltenden gesamtwirtschaft- 
lichen Annahmen, die auch den Haushalten von 
Bund und Ländern zugrunde lagen, Einnahmen und 
Ausgaben in der Rentenversicherung ins Gleich- 
gewicht braditen. Sie hat Regelungsmechanismen in 
die Sozialversicherung eingebaut, die die Renten- 
versicherung von der Arheitsmarktentwicklung un- 
abhängiger machen. Die Beschäftigungsrisiken sind 
ab Juli 1978 funktionsgerecht der Arbeitslosenver- 
sicherung zugeordnet; die Rentenversicherung wird 
entsprechend entlastet. 

Die Berechnungen zum Zwanzigsten Rentenanpas- 
sungsgesetz beruhten auf den Wirtschaf tserwar- 
tungen zum Jahresbeginn 1977. Als sich zeigte, daß 
die wirtschaftliche Entwicklung des Jahres 1977 un- 
günstiger als angenommen verlaufen würde, wurde 
mit Kabinettsbesdiluß vom September 1977 durch 
geeignete Maßnahmen nachgesteuert, die der Ren- 
tenversicherung zusätzliche Einnahmen aus Mitteln 
des Bundeshaushalts zuführten und sie funklions- 
gerecht entlasteten, so insbesondere durch Über- 
nahme des Kinderzuschusses in der Rentenversiche- 
rung bis zur Höhe des Kindergeldes durch den Bund. 

Die Maßnahmen zur Stabilisierung der Rentenfinan- 
zen. die mit dem Einundzwanzigsten Rentenanpas- 
sungsgesetz zu treffen sind, beruhen auf der Verän- 
derung der gesamtwirtschaftlichen Erwartungen ge- 
genüber der mittelfristigen Wirtschaftsprojektion 
von Ende 1976 und stützen sich auf den Jahreswirt- 
schaftsbericht 1978 und die derzeitigen Annahmen 
der Bundesregierung über die mittelfristige Wirt- 
schaftsentwicklung. Aufgrund dieser veränderten 
gesamtwirtschaftlichen Annahmen errechnet sich 
eine Finanzierungslücke in Höhe von rd. 21 Mrd. 
DM bis 1981 und von rd. 32 Mrd. DM bis 1982. (Das 
Finanzvolumen der Rentenversicherung in diesem 
Zeitraum liegt bei rd. 650 Mrd. DM.) Zwar entste- 
hen im Jahre 1978 noch keine Finanzierungspro- 
bleme — sie zu vermeiden war u. a. Ziel der im 
September beschlossenen Maßnahmen — , doch muß 
die mittelfristig mögliche Finanzierungslücke bereits 
jetzt vorsorgend geschlossen werden 

Deshalb ist ein zunächst langsamerer Zuwachs bei 
den Rentenausgaben vorgesehen. Die Renten sollen 
im Jahre 1979 um 4,5 vH. und in den Jahren 1980 
und 1981 um jeweils 4 v. H. erhöht werden. Die 
Anpassungssätze in der Rentenversicherung berück- 
sichtigen damit das langsamere Wirtschaftswachstum 
und den niedrigeren Zuwachs der verfügbaren Ein- 
kommen der Erwerbstätigen. Ab 1982 sollen die 
Renten grundsätzlich wieder entsprechend der Ent- 
wicklung der Bruttolöhne und -gehälter angepaßt 
werden. 

Gleichzeitig wird Beschlüssen des Bundestages ent- 
sprochen, zum Beispiel zur freiwilligen Versicherung 
und zur versicherungsfreien Beschäftigung. Ziel da- 
bei ist es, eine möglichst lückenlose Versicherungs- 
zeit freiwillig Versicherter und den Erwerb von Ren- 
tenanwartschaften auch bei zeitlich geringerer Be- 
schäftigung sicherzustellen. Es sollen einkommens- 
gerechtere und zureichendere Versicherungsanwart- 


schaften sowohl freiwillig als auch pflichtversicherter 
Bürger erreicht werden. 

Die Kostenentwicklung im Gesundheitswesen war 
bereits vor der Rezession Anlaß zum Durchdenken 
von Steuerungsmedianismen. Die Rezession und 
ihre finanziellen Auswirkungen verstärkten die un- 
terschiedliche Entwicklung von Ausgaben und Ein- 
nahmen bei jeweiligen Beitragssätzen und förderten 
bei breiten gesellschaftlichen Gruppen das Kosten- 
bewußtsein auch für den Bereich der Krankenver- 
sicherung. 

Der durchschnittliche Beitragssatz in der Kranken- 
versicherung hat sich in den letzten Jahren stark 
erhöht. Er stieg von 8,2 v. H. im Jahre 1970 auf 
11,3 v. H. im Jahre 1976. Zwar waren auch Lei- 
stungsverbesserungen für den BeitTagsanstieg mit- 
verantwortlich, doch belasteten ineffiziente Entschei- 
dungsstrukturen und mangelndes Kostenbewußtsein 
im Gesundheitswesen das Ausgabenkonto in beson- 
derem Maße. 

Das Kostendämpfungsgesetz in der Krankenver- 
sicherung soll durch nachhaltige Dämpfung des Ko- 
stentrends die Leistungsfähigkeit und die finanziel- 
len Grundlagen unseres sozialen Krankenversiche- 
rungssystems erhalten und sichern. Ziel war und 
ist. die Ausgaben im Gesundheitswesen stärker an 
der allgemeinen Einkommensentwicklung zu orien- 
tieren und damit den Krankenversicherungsbeitrag 
zu stabilisieren. 

Das Gesetz soll eine wirkungsvollere Vertretung 
der Interessen der Versicherten im Gesundheits- 
wesen gewährleisten. Es enthält eine breite Palette 
kostendämpfender Maßnahmen, die sowohl die 
ärztliche Vergütung, als auch die Arzneimittelver- 
sorgung und Korrekturen im Leistungskatalog be- 
treffen. 

Erfolge des Kostendämpfungsgesetzes sind heute 
bereits sichtbar, denn die Kostenentwicklung hat 
sich deutlich abgeflacht. Die Ausgabenzuwächse der 
Krankenkassen scheinen sich in der Nähe der all- 
gemeinen Einkommensentwicklung zu halten. Die 
Konzertierte Aktion tm Gesundheitswesen hat mit 
ihren sachdienlichen Empfehlungen vom März 1978 
einen wichtigen Beitrag zur weiteren Stabilisierung 
dieser gedämpften Kostenentwicklung geleistet. 

Nodi zu losen bleibt das Problem der Kostenexpan- 
sion in dem sehr kostenintensiven Krankenhausbe- 
reich, nachdem 1977 der Bundesrat den Vorschlä- 
gen der Bundesregierung nicht gefolgt ist. 

Die gesetzlichen Voraussetzungen für eine wirk- 
same Kostendämplung im stationären Bereich bei 
dauerhafter Sicherung einer bedarfsgerechten und 
leistungsfähigen Krankenhausversorgung der Be- 
völkerung sollen nach Auffassung der Bundesre- 
gierung noch in diesem Jahre geschaffen werden. 
Die bevorstehende Novellierung des Krankenhaus- 
finanzierungsgesetzes soll erreichen, daß vorhan- 
dene Steuerungsinstrumente zielgerechter eingesetzt 
werden und daß das Instrumentarium selbst weiter- 
entwickelt wird. Die Position der Solbstverwaltungs- 
organe soll dabei gestärkt werden. 

Für 1982 ist eine Neuordnung der Krankenversiche- 
rung der Rentner vorgesehen, um auch bei diesem 
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Personenkreis einkommensgeredilere Beiträge zur 
Krankenversicherung zu erreichen. Neben den Ren- 
ten sollen dann auch weitere Einkommcnsteile der 
Beitragsleistung zur Krankenversicherung zugrunde 
gelegt werden. Damit wird mehr Gerechtigkeit in- 
nerhalb der Solidargemeinschafl des Krankenvcr- 
sicherten Personenkrelses geschaffen. Den dann in- 
dividuell beitragspflichtigen Rentnern werden die 
bisherigen Pausdialzahl ungen der Rentenversiche- 
rung für die Krankenversicherung der Rentner aus- 
gezahlt, so daß sie ihren Krankenversicherungsbei- 
trag aus einem angehobenen Rentenemkommen ent- 
richten. 

Kräftiges wirtschaftliches Wachstum war in der Ver- 
gangenheit eine wesentliche Voraussetzung für den 
Ausbau unseres sozialen Rechtsstaats. Heute sind 
nahezu alle sozialen Einkommensleistungen dyna- 
misiert, daß heißt, die Empfänger nehmen am Wohl- 
standszuwachs der Gesellschaft teil. Dieses hoch- 
entwickelte soziale Leistungssystem hat sich aber 
gerade auch in der Rezession als individuell und 
gesellschaftlich notwendig und tragfähig erwiesen 
Es wird weiter ausgebaut* wobei qualitative Aspek- 
te stärkeres Gewicht erlangen, 

ln der Sozialpolitik für Behinderte wurden insbe- 
sondere mit dem Schwerbehinderteiigesetz und dem 
Rehabilllaüonsangleichungsgesetz wichtige Grund- 
lagen geschaffen. Ihre Möglichkeiten müssen jetzt 
umfassend genutzt werden. Falls erforderlich, wer- 
den ergänzende Rechtsnormen ein einheitliches Ver- 
fahren sicherslellen. Seit 1977 werden Mittel der 
Ausgleichsabgabe eingesetzt, um die Bereitstellung 
von Arbeits- und Ausbildungsplätzen für Schwer- 
behinderte verstärkt zu fördern, 

Das Schwerbehindertengesetz hat sich gerade auch 
mit Hinblick auf schwerbehinderte Jugendliche be- 
währt. Sie brauchen Schutz und Förderung dieses 
Gesetzes, um ihre Chance für den Einstieg in das 
Berufsleben zu verbessern. Die Bundesregierung 
prüft, ob Klein- und Mittelbetriebe von der Aus- 
gleichsabgabe entlastet werden können* weil sie 
überdurchschnittlich zur Ausbildung beitragen 
Das SchwerbehindertenredU wird weiterentwickelt; 
die konkrete Ausformung der Konzeption der Werk- 
stätten für Behinderte beispielsweise steht unmit- 
telbar bevor. Die Bundesregierung prüft darüber 
hinaus, wie* entsprechend dem Auftrag im Schwer- 
behindertengesetz* die Vergünstigungen für Behin- 
derte unabhängig von der Ursache der Behinderung 
neu gestaltet werden können. Sie ist hierbei auf die 
Mitwirkung der Bundesländer angewiesen, 
im Bereich der Krlegsopferversorgung bleibt der 
Dynamisierungs verbünd mit der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung gewahrt. Die Kriegsopfer nehmen 
ebenso wie Sozialversidierungsrenlner an der Ent- 
wicklung der verfügbaren Einkommen in der Ver- 
sidiertengememschaft teil. Strukturelle Schwächen 
und Probleme in der Kriegsopferversorgung wer- 
den z. Z. durch gezielte Verbesserungen abgebaut. 
Das Bundesverfassungsgericht hat die Bundesregie- 
rung aufgefordert, bis 1984 die HinlerbUebenenver- 
sorgung von Witwern und Witwen neu zu ordnen, 
ln diesem Zusammenhang soll auch versucht wer- 
den* eine ausgewogene Alterssicherung der Frauen 
zu erreichen. Der Bundesminisier für Arbeit und 


Sozialordnung hat hierzu eine Sachverständigen- 
kommission berufen, die ihm im Jahre 1979 Vor- 
schläge unterbreiten solt. 

Beschäftigungsiage und Anstregungen zur schritt- 
weisen Wiedererlangung der Vollbeschäftigung dür- 
fen nicht die Sicht auf die Probleme des Axbeits- 
rechts, der Arbeitssicherheit und der Entwicklung 
zu einem humanen Arbeitsleben verdecken* 

Das 1976 in KrafL getretene und jetzt schrittweise 
m die Praxis umgesetzte Mitbestimmungsgesetz 
wird den Arbeitnehmern und ihren Vertretungen 
die Möglichkeit geben, ihre Interessen bei den 
unternehmerischen Entscheidungen stärker zur Gel- 
tung zu bringen. 

Vor den Arbeitsgerichten sollen die rechtsuchen- 
den Parteien ihre Interessen wirksamer vertreten 
können. Vorschläge für die rechtlichen Vorausset- 
zungen zur Beschleunigung der arbeitsgerichlichen 
Verfahren wurden bereits auf den parlamentari- 
schen Weg gebracht. Dies wird sich auch zugunsten 
der Arbeitnehmer gerade bei Kündigungsschulz- 
prozessen auswirken, 

Die aus dem Jahre 1938 stammende Arbeitszeit- 
Ordnung ist revisionsbedürftig. Sie soll mit dem Ziel 
einer Anpassung an die gegenwärtigen Arheits- 
und Produktionsbedingungen überarbeitet werden. 
Dabei wird den Fragen der regelmäßigen gesetz- 
lichen Arbeitszeit und damit verbundenen Regelun- 
gen besondere Bedeutung zukommen. 

Die Forschung zur Humanisierung des Arbeitsle- 
bens und zum Abbau von Unfallgefahren wird 
verstärkt fortgesetzt und auf weitere Wirtschafts- 
zweige, Personengruppen und Aufgabenbereiche 
ausgedehnt* denn die Zahl der Berufskrankheiten 
und der wegen Erwerbsunfähigkeit vorzeitig aus- 
scheidenden Arbeitnehmer steigt nach wie vor an. 
Es müssen die Ursachen genau analysiert und Wege 
zur Begrenzung der Gefährdung untersucht und 
schließlich in die Praxis umgesetzt werden. 

Die Bundesregierung fuhrt ihre Bemühungen zur 
Sicherung der Chancengleichheit der Geschlechter 
Im Arbeitsleben fort. Der Grundsatz der Lohngleidi- 
heit für Männer und Frauen bei gleicher Arbeit 
könn zwar im allgemeinen als verwirklicht ange- 
sehen werden, denn seit 1972 gibt es in den Tarif- 
verträgen keine besonderen Frauenlohngtuppen 
mehr. Nach wie vor ist aber zwischen den Tarif- 
vertragsparteien orten, in welchen Fällen Frauen 
m den Arbeitsanforderimgen gleichwertige Arbeit 
leisten und deshalb gleichen Lohn zu beanspruchen 
haben. Dieses Problem stellt sich vor allem bei den 
in Tarifverträgen noch enthaltenen Leiditlohngxup- 
pcu. Die Bundesregierung unterstützt die Tarifver- 
tragsparteien bei der Suche nach gerechterer Lohn- 
findung, indem sie dieses Problemfeld untersuchen 
läßt und die Ergebnisse den Tarifvertragsparteien 
an die Hand gibt. 

Insgesamt wird unser sozialer Rechtsstaat abge- 
sichert und weiter ausgebauL Die Konsolidierung 
in der Rentenversicherung und die Kostendämpfung 
in der Krankenversicherung sind wesentliche 
Grundlage für eine Weiterentwicklung der sozialen 
Sicherung und für weitere Fortschritte in der So- 
zialpolitik, 
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I. Arbeitsmarktpolitik 


1. Beschäftigungslage 

1. Die Arbeitsmarktlage gibt weiterhin Anlaß für 
ein hohes Maß an beschäftigungspolitischen An- 
strengungen. 1977 lag die jahresdurchschnittliche 
Arbeitslosenzahl mit 1,03 Millionen nur geringfü- 
gig unter der Zahl von 1976 mit 1,06 Millionen Ar- 
beitslosen. Obwohl die gesamtwirtschaftliche Auf- 
wärtsentwicklung wieder kräftiger geworden ist, 
ist auch für 1978 noch keine grundlegende Verbes- 
serung auf dem Arbeitsmarkt zu erwarten. Zwar 
dürfte die Arbeitslosenzahl im Jahresverlauf 1978 
etwas 2 uruckgehen. Vor allem wegen der Zunahme 
des einheimischen Arbeitskräfteangebots auf Grund 
des Eintritts geburtenstarker Jahrgänge in das Er- 
werbsleben und eines nur mäßigen gesamtwirt- 
schaftlichen Wachstums muß aber im Jahresdurch- 
schnitt nach dem Jahreswirtschaftsbericht 1978 der 
Bundesregierung immer noch mit einer Arbeits- 
losenzahl von rd. einer Million gerechnet werden. 

2. Hinter den Zahlen über den Gesamtarbeitsmarkt 
verbirgt sich ein differenziertes Bild der Teilarbeits- 
märkte. Die Zahl der Arbeitslosen im verarbeiten- 
den Gewerbe ist von September 1975 bis Septem- 
ber 1977 von 385 000 auf 274 000. d. h. um rd. 
29 v. H. zurückgegangen, während sie im Bereich 
Dienstleistungen und Handel von 324 000 auf 
378 000, d, h. um 16,7 v. H., zugenommen hat. Das 
Ergebnis relativ guter Branchenkonjunkturen ist 
die Abnahme der Zahl der Arbeitslosen zwischen 
September 1975 und September 1977 z. B. im Stra- 
ßenfahrzeugbau um 45,7 v. H., im Maschinenbau 
um 33,8 v. H. und in der Elektrotechnik um 32,8 
v, H. Entsprechend waren in einer Reihe von Bran- 
chen Facharbeiterengpässe zu verzeichnen. 

3. Der gesamtwirtschaftliche Mangel an Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten mindert vor allem die BeschäJ- 
tigungschancen sogenannter Problemgruppen am 
Arbeitsmarkt. Besondere Vermittlungsschwierig- 
keiten ergeben sich für Personen, bei denen mehrere 
Risiken, wie Alter, Behinderung, geringe berufliche 
Qualifikation. Zusammentreffen. 

Ältere Arbeitnehmer haben durch eine Reihe ge- 
setzlicher Vorschriften und tariflicher Vereinbarun- 
gen einen besonderen Entlassungsschutz. Sind sie 
jedoch arbeitslos geworden, haben sie es bei der 
derzeitigen Arbeitsmarktlage besonders schwer, 
wieder eine Beschäftigung zu finden. 

Die Arbeitsmarktlage für Frauen ist erheblich un- 
günstiger als die für Männer Für die Beschäfti- 
gungsschwierigkeiten der Frauen ist eine Reihe von 
Ursachen maßgeblich: vielfadi niedrige berufliche 
Qualifikation, unzureichende berufliche Flexibilität 
und räumliche Mobilität, zum Teil eingeschränkte 
zeitliche Verfügbarkeit (Teilzeitarbeit), Beschrän- 


kung auf relativ wenige berufliche Tätigkeitsfel- 
der. Auf der anderen Seite hat die Zahl der ab- 
hängig beschäftigten Frauen in den letzten Jahren 
nicht nur absolut, sondern auch relativ geringer 
abgenommen als die der Männer, so daß der An- 
teil der Frauen an den abhängig Beschäftigten zu- 
nahm. Während die Zahl der abhängig beschäftig- 
ten Männer von 1973 bis 1977 um gut 7 v. H. ab- 
genommen hat, ist die Zahl der abhängigbeschäf- 
tigten Frauen nur um rd. 2,5 v. H. zurückgegangen. 
Der Anteil der Frauen an den abhängig Beschäftig- 
ten ist damit von 34,9 v. H. im Jahre 1973 auf 36 
v. h. angesliegen. Auch dieser Gesichtspunkt ist 
in die Beurteilung der Arbeitsmarktlage für Frauen 
mit einzubeziehen. 

Die Arbeitslosenquote Jugendlicher liegt insgesamt 
im Rahmen der allgemeinen Arbeitslosenquote, al- 
lerdings mit stärkeren jahreszeitlichen Schwankun- 
gen. So sleigt die Jugendarbeitslosigkeit regelmäßig 
nach den Schulentlassungsterminen fühlbar an und 
nimmt dann wieder erheblich ab. Der hohe Anteil 
der Ungelernten an der Zahl der arbeitslosen Ju- 
gendlichen, insbesondere der Mädchen, unterstreicht 
die Bedeutung eines ausreichenden Angebots an 
Ausbildungsplätzen und ergänzender Bildungsmaß- 
nahmen, einschließlich berufsvorbereitender Hilfen. 

Die in den kommenden Jahren in das Erwerbsleben 
tretenden geburtenstarken Jahrgänge erfordern 
eine zunehmende Zahl an Arbeitsplätzen, damit 
ausreichende Beschäftigungmöglichkeiten für alle, 
insbesondere auch alle Jugendlichen, zur Verfügung 
stehen. 

4, Die lange Dauer der ungünstigen Beschäftigungs- 
lage hat zu besonderen Ausleseprozessen geführt, 
die die Struktur der Arbeitslosen nachhaltig be- 
einflußt haben. So ist die Arbeitslosigkeit bei Lei- 
stungsgeminderten und geringer Qualifizierten, aber 
auch Älteren besonders ausgeprägt. Im September 
1977 war mehr als jeder zweite Arbeitslose ohne 
abgeschlossene Berufsausbildung, jeder vierte mach- 
te gesundheitliche Einschränkungen gellend, und 
mehr als jeder zehnte war 55 Jahre und älter. 

Arbeitslose nach Struktunnerkmalen 


in v. H. aller Arbeitslosen 
Ende September 1977 


Leistungsbezieher (AFG) 82,3 

Alter 

— unter 20 Jahre 11,6 

— 45 bis 54 Jahre 14,8 

— 55 Jahre und älter 11,8 
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Geschlecht 

— Frauen * * 53,4 

— Männer * * * * * * * 46,6 

A rbeitnehmerstatus 

— Arbeiter * ** 58,1 

— Angestellte * * - 41,9 

Dauer der Arbeitslosikeit 

— über 1 /i Jahr **■* 40,4 

— über ein Jahr ** ***** 18,6 

Berufsausbildung 

— nicht abgeschlossen *.**•■* * * * * 53,2 

— abgeschlossen ******* *** 46 f 8 

ohne bisherige Berufstätigkeit ****** - ■ 8,6 

Teilzeit arbeitsuchende ******** 1 9,6 


Quelle: Strukluruntersuchung der Bundesanstalt für 
Arbeit von Ende September 1977 


5. Bei dem bestehenden Mangel an Arbeitsplätzen 
in unserer Volkswirtschaft sind also als besondere 
individuelle Besdiäftigungsrisiken an 2 usehen: ge- 
ringe berufliche Qualifikation, eingeschränkte Ge- 
sundheit, Alter und zum Teil auch Geschlecht, aber 
auch fehlende berufliche Flexibilität, geringe räum- 
liche Mobilität und begrenzte zeitliche Verfügbar- 
keit (Teilzeitarbeit). 


2. Beschäftigungsförderung 

6. Die Arbeit zur Wiederherstellung und Sicherung 
der Vollbeschäftigung bleibt vorrangige gesell- 
schaftspolitische Aufgabe in dieser Legislaturperio- 
de. Die Bundesregierung wird weiterhin die erfor- 
derlichen Maßnahmen treffen, um dieses Ziel Schritt 
für Schritt zu erreichen. Entsprechend den Ursachen 
der Beschäftigungsprobleme setzt sie ihre Politik 
breit an. 

Die weit- und binnenwirtschaftliche Entwicklung 
weist nach wie vor konjunkturelle Schwächen auf. 
In vielen Wirtschaftszweigen konnten die Kapazitä- 
ten trotz des kräftigen Wirtschaf ts Wachstums 1976 
von 5,7 v. H. — nach der Stagnation des Brutto- 
sozialprodukts 1974 und einer Schrumpfung um 
2,5 v. H. 1975 — und bei dem gedämpften Wachs- 
tum 1977 von 2,4 v. H. noch nicht annähernd aus- 
gelastet werden. 

Gleichzeitig traten in der Rezession strukturelle 
Veränderungen in unserer Volkswirtschaft zutage, 
die durch die Hochkonjunktur zum Teil überdeckt 
waren. Diese Probleme betreffen die Branchenstruk- 
tur, aber auch die regionale Struktur unserer Volks- 
wirtschaft. Außerdem haben auch während der Re- 
zession erhebliche Produktivitätssteigerungen statt- 


gefunden, die durch das bisherige Wirtschaftswachs- 
tum noch nicht beschäftigungs wirksam überkompen- 
siert werden konnten. 

Schließlich stimmen auch die Strukturen der Ar- 
beitsnachfrage und des Arbeitsangebots nicht über- 
all überein. Das bedeutet, daß die Arbeitskräfte- 
nachfrage nicht immer — regional und qualifika- 
tionsmäßig — auf ein entsprechendes Angebot trifft 
und umgekehrt, 

7. Zur Beschäftigungsförderung tragen insbeson- 
dere bei: Finanzpolitik, Wirtschaftspolitik, Arbeits- 
marktpoiitik, Bildungspolitik und Forsdiungs- und 
Technologiepolitik. Mit dem Programm für Zu- 
kunftsinvestitionen vom März 1977, das inzwischen 
gut angelaufen ist, und den Beschlüssen zur För- 
derung von Wirtschaftswachstum und Beschäftigung 
vom September 1977 und deren Umsetzung hat die 
Bundesregierung weitere Beiträge zur konjunktur- 
und strukturpolitischen Bewältigung des Beschäftig 
gungsproblems erbracht. Die Maßnahmen umfassen 
insbesondere eine Ausweitung der Investitionsaus- 
gaben des Bundes, die Stärkung der Kaufkraft der 
Verbraucher, die Förderung der privaten Investi- 
tionen und die verstärkte Förderung einzelwirt- 
schaftMcher Forschung. Darüber hinaus ist der Bun- 
deshaushalt 1978 insgesamt wiederum expansiv 
ausgerichtet. Außerdem wird geprüft, ob Maßnah- 
men im Bereich des öffentlichen Dienstes zur Lö- 
sung beitragen können. 


3. Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 

8. Die Arbeitsmarklpolitik trägt dazu bei, Arbeits- 
angebot und Arbeitsnadifrage vor allem qualitativ 
ln ein Gleichgewicht zu bringen. Sie flankiert ins- 
besondere die Maßnahmen der Wirtschafts* und 
Finanzpolitik, Das arbeitsmarktpolitische Instrumen- 
tarium des Arbeitsförderungsgesetzes und seine 
besdiäftigungspolitischen Möglichkeiten werden da- 
bei voll ausgesdiöpft und f orten t wickelt 

9. Die wichtigsten beschäfligungspolitisdien Instru- 
mente der Arbeitsmarktpoltik sind: Arbeitsvermitt- 
lung, Mobilitäts- und Eingliederungshilfen, Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen, Kurzarbeitergeld und vor 
allem auch Berufs- und Arbeitsberatung und Forde- 
rung der beruflichen Weiterbildung. Mit Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen und Kurzarbeifergeld kann 
die Arbeitsnachfrage gezielt gestützt und gefördert 
werden. Die anderen genannten Instrumente be- 
einflussen die Angebotsseite des Arbeitsmarktes. 
Unter dem Angebotsaspekt auf dem Arbeitsmarkt 
ist auch die Ausländerbeschäftigung zu sehen, ohne 
daß dabei allerdings die mit der Ausländerbeschäf- 
tigung verbundenen sozialen Aufgaben unbeachtet 
bleiben. 

10. Das arbeitsmarktpolitisdie Instrumentarium 
wird verstärkt und gezielt ausgeriditet auf 

— die Forderung der beruflichen Qualifikationen, 

— die Stärkung der beruflichen Mobilität und 
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— die Gewährung besonderer Beschäftigungshilfen 
für Problemgruppen des Arbeitsmarktes. 

Mit einem fünften Gesetz zur Änderung des Arbeits- 
förderungsgesetzes sollen weitere Weichen zur 
Unterstützung und Förderung dieser Ziele gestellt 
werden. 


Arbeitsvermittlung 

11 . Die Arbeitsvermittlung ist zentrale Dienstlei- 
stung der Bundesanstalt für Arbeit. Ihre Aufgabe ist 
es, Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt 
zusammenzuführen. In einer Phase gesamtwirt- 
schaftlichen Arbeitsplatzmangels wird die Aufgabe 
der Arbeitsvermittlung, zu einem Ausgleich auf 
dem Arbeitsmarkt beizutragen, erheblich erschwert, 
aber auch besonders wichtig. 

Die Vermittlungsdienste der Bundesanstalt für Ar- 
beit waren erfolgreich. Sie haben in den Jahren 1976 
und 1977 durch jeweils rd. 2,3 Millionen Vermitt- 
lungen zur Begrenzung und zum Abbau der Ar- 
beitslosigkeit erheblich beigetragen. Die durch- 
schnittliche Vermittlungszahl im Monat lag damit bei 
knapp 200 000. Der Arbeitsverwaltung wird jedoch 
nur ein Teil der in der Gesamtwirtschaft zu beset- 
zenden Arbeitsplätze als offene Stellen gemeldet. 
Der Einschaltungsgrad beträgt rd. 40 v. H, allerdings 
mit großen Unterschieden hinsichtlich der Gruppen 
beruflicher Qualifikationen der Arbeitsuchenden. 
Der Einschaltungsgrad ist am höchsten bei unge- 
lernten und angelernten Arbeitern, auch verhältnis- 
mäßig hoch bei einfachen Angestelltentätigkeiten 
und Facharbeitern, am niedrigsten aber bei Füh- 
rungskräften. In der Regel geht der unmittelbare 
Betriebswechsel ohne Einschaltung der Arbeitsver- 
waltung vor sich. 

12 . Um die Arbeitsvermittlung zu intensivieren und 
wirkungsvoller zu gestalten, werden die Vermitt- 
lungsdienste der Arbeitsverwaltung neu organisiert 
und personell durch 1 000 zusätzliche Stellen ver- 
stärkt. Die Arbeitsvermittlung sollte von den Be- 
trieben noch stärker eingeschaltet werden, damit 
sie im Interesse aller Beteiligten — insbesondere 
aber der Arbeitslosen — ihre Aufgaben noch effi- 
zienter erfüllen kann. Die Arbeitsverwaltung selbst 
hat der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung zu einer Vermittlungsoffensive aufgerufen. 

Auf Grund des Kabinettbeschlusses vom Mai 1977 
hat der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung eine Untersuchung zur Motivation von Ar- 
beitsuchenden, zur Mobilitäts- und Fortbildungsbe- 
reitschaft von Beschäftigten, zum Einstellungsver- 
halten der Arbeitgeber und zur Effektivität von 
Vermittlung und Beratung vergeben, um weitere 
Erkenntnisse für gezielte Hilfen und Maßnahmen 
zu gewinnen. 

13 . Mit dem im Januar 1978 in Kraft getretenen 
Vierten Gesetz zur Änderung des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes wurden die Voraussetzungen zur 
Erhöhung der Vermittlungsbereitschaft und Ver- 


mittlungsfähigkeit weiter verbessert. Insbesondere 
wurden die Vorschriften über das Arbeitslosen- 
geld und die Arbeitslosenhilfe modifiziert. Eine 
kurzfristige, geringer entlohnte Tätigkeit zwischen 
zwei Perioden der Arbeitslosigkeit führt grundsätz- 
lich nicht mehr zu einem niedrigeren Arbeitslosen- 
geld. Sperrzeiten wegen unbegründeter Aufgabe 
des Arbeitsplatzes oder Ablehnung einer zumut- 
baren Tätigkeit werden auf die Dauer des An- 
spruchs auf Arbeitslosengeld angerechnet. Außer- 
dem wurden Arbeitslosengeld und Arbeitslosen- 
hilfe für Berufsanfänger der zuvor bezogenen Aus- 
bildungsvergütung angenähert. Die Bereitschaft von 
Bauarbeitern, vorübergehend auf einer Baustelle 
außerhalb des Geltungsbereichs des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes zu arbeiten, wird dadurch gestärkt, 
daß die Bauarbeiter auch für die auf diesen Bau- 
stellen geleisteten Arbeitsstunden Wintergeld er- 
halten können. 


Förderung der Mobilität und der Beschäftigung län- 
gerfristig Arbeitsloser; Beschäftigungsförderung 
Schwerbehinderter 

14 . Längerfristig Arbeitslose bedürfen gerade in 
einer Zeit allgemeinen Arbeitsplatzmangels beson- 
derer Hilfen für die Wiederbeschäftigung. Hierbei 
haben die Eingliederungsbeihilfen nach dem Ar- 
beitsförderungsgesetz ganz besonderes Gewicht. 

Die Zahl der bewilligten Anträge auf Eingliede- 
rungsbeihilfen für schwer vermittelbare Arbeits- 
lose hat sich z. B. im ersten Halbjahr 1977 gegen- 
über dem Vorjahreszeitraum fast verdoppelt. In 
der Regel werden bis zu 60 v. H. des Lohns oder 
Gehalts bis zur Dauer eines Jahres gewährt. Die 
im Haushaltsplan 1978 der Bundesanstalt für Arbeit 
vorgesehenen Mittel für Eingliederungshilfen und 
zur Förderung der Arbeitsaufnahme sind gegen- 
über dem Vorjahr deutlich angehoben. 

15 . Im Rahmen des arbeitsmarktpolitischen Pro- 
gramms vom November 1976 standen aus Bundes- 
mitteln 430 Millionen DM für zusätzliche Mobili- 
tätshilfen und Eingliederungshilfen für längerfristig 
Arbeitslose und 100 Millionen DM aus Mitteln der 
Ausgleichsabgabe nach dem Schwerbehindertenge- 
setz zur Bereitstellung vonArbeits- und Ausbildungs- 
plätzen für Schwerbehinderte zur Verfügung. Das 
Mobilitäts- und Eingliederungsprogramm ist in den 
Jahren 1977 und 1978 beschäftigungswirksam. Bis 
Dezember 1977 wurden durch Mobilitätszulagen 
nach diesem Programm rd. 30 000, durch Einglie- 
derungsbeihilfen rd. 19 000 und durch Umzugsko- 
sten- und Einrichtungsbeihilfen rd. 10 000 Personen 
gefördert. Nach dem Programm für Schwerbehinder- 
te konnten 8 700 Personen in Ausbildung oder Ar- 
beit eingegliedert werden. Ein zweites Sonderpro- 
programm für Schwerbehinderte mit einem Volu- 
men von ebenfalls 100 Millionen DM ist Januar 
1978 angelaufen. Damit können voraussichtlich wie- 
derum rd. 8 000 bis 9 000 Schwerbehinderten Arbeit 
oder Ausbildung vermittelt werden. Die Bundesre- 
gierung wird auch weiterhin diesem Personenkreis 
höchste beschäftigungspolitische Aufmerksamkeit 
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widmen. Sie wird sich besonders dafür Einsetzen, 
daß die Pflicht zur Beschäftigung Schwerbehinder- 
ter im öffentlichen Dienst erfüllt wird. 


Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

Iß. Die Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz bieten die Möglich- 
keit, auch unmittelbar zur Schaffung von Arbeits- 
plätzen — gezielt für Arbeitslose — beizutragen. 
Mit den Arbeitsbescbaffungsmaßnahmen werden 
Arbeitsgelegenheiten gerade auch für Problemgrup- 
pen des Arbeitsmarktes eröffnet. 

Der Haushalt 1977 der Bundesanstalt für Arbeit sah 
Arbettsbeschaffungsniaßnahmen ln einem Volumen 
von 755 Millionen DM vor. Einschließlich der über- 
tragenen Milte! aus dem Jahre 1976 und der Mittel 
von Bund und Ländern wurden zusätzliche Arbeits- 
möglidikeiten für etwa 36 QOÖ Arbeitslose geschaf- 
fen. Nach einer Untersuchung des Instituts für Ar- 
beitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt 
für Arbeit liegt der gesamte — direkte und indirekt 
te — Beschäftigungserffekl dieser Maßnahmen bei 
rd, 72 000 Personen. Der Haushaltsplan 1978 der 
Bundesanstalt für Arbeit enthält Mittel für Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen in Höhe von 3 000 Mil- 
lionen DM. Einschließlich der im Jahre 1978 wirk- 
samen Bundes- und Landesnntlel können voraus- 
sichtlich rd. 47 000 Arbeitslose beschäftigt werden, 
bet einem GesamlbeschafÜgungseffekt — nach Be- 
rechnungen des JnstituLs — von rd, 90 000 Personen. 

17. Im Mai 1977 hat die Bundesregierung weitere 
Mittel für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nach dem 
ArbeUsfÖrderungsgeseLz bereilgestellt. Einschließ- 
lich eines Betrages aus dem Haushalt der Bundes- 
anstalt für Arbeit in Höhe von 200 Millionen DM 
umfassen sie 

— 330 Millionen DM für die Fortführung bewähr- 
ter Arbcitsbeschaffungsmaßnähmcn, vor allem 
für Problemgruppen des Arbeitsmarktes (Ältere, 
Frauen, langfristig Arbeitslose, Angestellte)! 

- — 270 Millionen DM lür einen neuen Schwerpunkt: 
die Bereitstellung von Arbeitsplätzen im sozialen 
Dienst, insbesondere auch für teilzeitarbeitsu- 
chende Frauen. Damit wird versucht, die Dek- 
kung eines dringlichen gesellschaftlichen Bedarfs 
unmittelbar mit Beschäftigungsfördening zu ver- 
binden. 

Die Förderungsfrist des Programms für soziale Dien- 
ste ist inzwischen auf zwei Jahre verlängert wor- 
den. Der Erfolg hängt nicht zuletzt von der Auf- 
nahmebereitsdiaFl der Träger sozialer Dienste ab 


Kurzarbehergeld 

10. Durch die Gewährung von Kurzarbeilergehl 
werden Arbeitsplätze bei vorübergehendem Ar- 
beitsausfali erhalten und sonst drohende Arbeitslo- 
sigkeit vermieden. Obgleich die Kurzarbeit im Ver- 
gleich zum Tiefpunkt der Rezession erheblich zu- 
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rückgegangen ist, hat das Kurzarbeitergeld nach 
wie vor eine wichtige beschäftigungsichernde Auf- 
gabe. Im Jahre 1977 hat die Bundesanstalt für Ar- 
beit rd. 595 Millionen DM hierfür ausgegeben. Da- 
mit konnte — nach Berechnungen des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufslorschung — ein Rückgang 
der Beschäftigung um rd. 77 000 Personen vermieden 
werden. Der Haushaltsplan 1978 der Bundesanstalt 
für Arbeit enthält Mittel für Kurzarbeitergeld in 
Höhe von 798 Millionen DM, wodurch — nach An- 
gaben des Instituts — voraussichtlich eine Abnahme 
der Beschädigung um rd. 84 000 verhindert werden 
kann 

Wegen der anhallendcn BesdiäfLtgungsschwädie ist 
cs auch weiterhin notwendig, Kurzarbeilergeld 
über die normale Bezugsfrist von sechs Monaten 
hinaus zu gewähren, Die Verordnungen über die 
Verlängerung der Dauer für den Bezug des Kurz- 
arbeit erge kies von Januar, Juni and Dezember 1977 
ermöglichen es, KurzarbeUergeld über die Regel- 
bezugsfnst hinaus grundsätzlich bis zu 21 Monaten, 
in einer Reihe von Arbeitsamtsbezirken bis zur ge- 
setzlichen Grenze von 24 Monaten zu gewähren. 


Angleichung der bei Massenentlassungen geltenden 
Rechtsvorschriften ln der Europäischen Gemein- 
schaft 

19. Die bei „MassenenÜassungen' geltenden Vor- 
schriften werden erweitert und in der Europäischen 
Gemeinschaft harmonisiert. Entsprechend der vom 
Rat der Europäischen Gemein schäften beschlossenen 
Richtlinie zur Angleichung der bei Massenentlas- 
sungen geltenden Rechtsvorschriften hat die Bun- 
desregierung den gesetzgebenden Körperschaften 
ein Änderungsgeselz zum KündigungssdiuLzgesetz 
vorgelegt, 

Das neue Recht sieht eine verstärkte Pflicht des ent- 
lassenden Betriebs zur Anhörung des Betriebsrats 
vor. Außerdem werden Großbetriebe ab 500 Arbeit- 
nehmer künftig schon bei 30 anstatt bei 50 vorgese- 
henen Entlassungen gegenüber dem Arbeitsamt an- 
zeigepflichtig. Nach der Neuregelung wird die Ar- 
beitsvcrwaltung Erüher über bevorstehende Entlas- 
sungen unterrichtet, so daß sie rechtzeitig Maßnah- 
men zur Vermittlung einleiten kann. 


4. Soziale Aspekte der Bildungspolitik; 
Förderung der beruflichen Qualifikation 

20. Die Büdungschancen bestimmen weitgehend die 
persönliche und berufliche Entwicklung des einzel- 
nen; die wirtschaf Uidie Entwicklung und der Wohl- 
stand einer Gesellschaft hängen nicht zuletzt auch 
vom Bildungsstand ihrer Mitglieder atu Bildungs- 
politik ist daher auch eine gesellschaftliche Auf- 
gabe von außerordentlicher Bedeutung, Dement- 
sprechend ist das Bildungswesen in der Bundesre- 
publik in den vergangenen Jahren stark ausgebaut 
worden. 
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21 . Ungleichheiten der Bildungschancen und Un- 
gleichgewichte zwischen verschiedenen Bildungswe- 
gen müssen verhindert oder abgebaut werden. Der 
Ausbau des Bildungswesens hat hier deutliche Ver- 
besserungen bewirkt; die Probleme regionaler und 
sozialer Benachteiligung sind jedoch noch nicht alle 
beseitigt. Bei den veränderten Bedingungen auf dem 
Arbeitsmarkt besteht außerdem die Gefahr, daß ge- 
rade diejenigen, die in den anspruchsvollen und aus- 
sichtsreichsten Bildungsgängen unterrepräsentiert 
sind, als erste wieder davon absehen, gegebene Bil- 
dungschancen zu nutzen. 

Besondere bildungspolitische Bemühungen erfordern 
die in der Bundesrepublik Deutschland lebenden 
Kinder ausländischer Arbeitnehmer (vgl. Tz. 44). 
Die Bundesregierung fördert Forschungsvorhaben, 
Informations- und Beratungssysteme sowie Modell- 
versuche, die auf eine weitere Verbesserung in die- 
sen Bereichen gerichtet sind. 

Bildung soll u. a. den einzelnen befähigen, sich im 
Erwerbsleben mit Erfolg zu behaupten und wech- 
selnden beruflichen Anforderungen gerecht zu wer- 
den. Abschlüsse im allgemeinen Bildungssystem sol- 
len und können jedoch den Lebens- und Berufsweg 
nicht weithin unabänderlich vorprägen. Die Möglich- 
keiten für den Übergang vom Bildungssystem in die 
Berufswelt sind deshalb so flexibel zu gestalten, daß 
sie auch veränderten Bedingungen im Beschäfti- 
gungssystem entsprechen. Im Arbeitsleben selbst 
sind eine gute Berufsausbildung und die Möglich- 
keit und Bereitschaft zur beruflichen Weiterbildung 
die besten Voraussetzungen, individuelle Beschäf- 
tigungsrisiken einzuschränken. 

22 . In der Regierungserklärung vom 16. Dezember 
1976 hat der Bundeskanzler darauf hingewiesen, daß 
unterschiedliche Entwicklungen im Bildungswesen 
aus der Sicht gesamtstaatlicher Verantwortung und 
unter dem Gesichtspunkt der Aufrechterhaltung ein- 
heitlicher Lebensverhältnisse Anlaß zur Sorge ge- 
ben. Der Bundeskanzler hat dabei einen Bericht der 
Bundesregierung an den Deutschen Bundestag zu 
Problemen des föderativen Bildungssystems ange- 
kündigt, der auch Lösungsvorschläge — gegebenen- 
falls durch eine Änderung der Kompetenzverteilung 
— enthalten werde. Dieser Bericht wurde dem Deut- 
schen Bundestag und dem Bundesrat am 22. Februar 
1978 zugeleitet. Er befaßt sich in weiten Teilen auch 
mit Mobilitätshindernissen, die für die Arbeitneh- 
mer und ihre Berufswahl und Berufsausübung von 
Bedeutung sind. 

Ausbildung 

23 . Die wichtigste bildungspolitische Aufgabe der 
kommenden Jahre ist es, für die Angehörigen der 
besonders starken Geburtsjahrgänge der 60er Jahre, 
die die allgemeinbildenden Schulen jetzt verlassen, 
ausreichende und zukunftsorientierte berufliche Bil- 
dungsangebote in Betrieben, Schulen und Hochschu- 
len bereitzustellen. Der Abbau des Numerus clausus 
und die Ausweitung beruflicher Bildungsangebote 
bei Sicherung ihrer Qualität sind daher Schwerpunk- 
te der Politik der Bundesregierung. 


24 . Der Ausbau der beruflichen Bildung ist im Hin- 
blick auf die geburtenstarken Jahrgänge und das 
besondere Arbeitsplatzrisiko für Ungelernte eine 
zentrale Aufgabe der nächsten Jahre. Dabei geht 
es vor allem um: 

— Sicherung eines für alle Jugendlichen ausreichen- 
den und qualifizierten Ausbildungsplatzange- 
bots, 

— verstärkte Leistungen des Staates für die beruf- 
liche Bildung, 

— Weiterentwicklung der Qualität der beruflichen 
Bildung. 

25 . Mit dem Ausbildungsplatzförderungsgesetz 
wurde 1976 die Sicherung einer ausreichenden Zahl 
an Ausbildungsplätzen erstmals als Ziel der Be- 
rufsbildung gesetzlich fixiert. Der Bedarf an Aus- 
bildungsplätzen und die Ausbildungsbereitschaft der 
Jugendlichen sind jetzt entscheidende Maßstäbe. 
Auf der Grundlage dieses Gesetzes haben die ver- 
antwortlichen Beteiligten (Arbeitgeber, Gewerk- 
schaften, Bund und Länder) für die Berufsbildung 
1977 erstmals am Anfang des Ausbildungsjahres 
eine Vorausschau auf das zu erwartende Ausbil- 
dungsplatzangebot und die Nachfrage vorgenom- 
men. 

26 . Nach den vorgelegten Daten und Planungen und 
der Stellungnahme des Hauptausschusses des Bun- 
desinstituts für die Berufsbildung konnte die Bun- 
desregierung davon ausgehen, daß die an der Be- 
rufsbildung Beteiligten im Jahre 1977 eine wesent- 
liche Steigerung des Angebots an Ausbildungsplät- 
zen herbeiführen werden. Unbefriedigend ist vor 
allem aber noch das Ausbildungsplatzangebot für 
Mädchen. 

Das Gesamtangebot betrug 1977 insgesamt rd. 
584 300 Plätze. Das entspricht einer Steigerung ge- 
genüber 1976 um 13 v. H. Gegenüber dem Jahr 1974 
erhöhte sich das Ausbildungsplatzangebot um mehr 
als 100 000. Die Gesamtnachfrage betrug 1977 ins- 
gesamt 585 900. Das waren gegenüber 1976 11,3 v. H. 
Jugendliche mehr. 

27 . In jüngster Zeit hat die Bundesregierung we- 
sentliche finanzielle Voraussetzungen für den Aus- 
bau von Einrichtungen der beruflichen Bildung und 
für die Entwicklung neuer Ausbildungswege ge- 
schaffen. Insgesamt werden unter Einschluß ergän- 
zender Mittel der Länder rd. 2,3 Mrd. DM bis ein- 
schließlich 1979 zusätzlich bereitgestellt. Diese Mit- 
tel dienen vor allem dem Bau und der Einrichtung 
von überbetrieblichen Ausbildungsstätten, Berufs- 
schulen und Berufsfachschulen. Gleichzeitig sind ge- 
meinsam von Bund und Ländern Stufenpläne und 
das Programm zur Minderung von Beschäftigungs- 
risiken Jugendlicher beschlossen worden. Hierin 
wird dargelegt, in welchem Maße 

— der Ausbau beruflicher Bildungseinrichtungen 
vorgenommen, 

— die Bildungsangebote für Jugendliche ohne 
Schulabschluß und ohne Berufsausbildung ver- 
verstärkt und 

— der Mangel an Berufsschullehrern abgebaut wer- 
den müssen. 
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28 . Bis Ende 1977 wurden zur Sicherung der Quali- 
tät der Berufsausbildung 66 Ausbildungsordnungen 
für insgesamt 105 Ausbildungsberufe modernisiert 
bzw. neu erarbeitet. Davon sind mehr als 630 000 
Jugendliche betroffen. Die Verbesserung der Aus- 
bildungsordnungen zu beschleunigen, wird zu den 
wesentlichen Aufgaben des Bundesinstituts für Be- 
rufsbildung gehören. Vor allem soll eine bessere 
Abstimmung von betrieblichen Ausbildungsordnun- 
gen und Rahmenlehrplänen für Berufsschulen er- 
reicht werden. 

29 . Um die Chancen für eine Berufsausbildung der 
Jugendlichen zu erhöhen, tritt die Bundesregierung 
für eine Ausweitung der Plätze im Berufsgrundbil- 
dungsjahr als 10 Bildungsjahr ein Ein Jahr beruf- 
licher Grundbildung soll mit Vorrang Jugendlichen 
ohne Ausbildungs- oder Arbeitsplatz angeboten 
werden. 

30 . An den Hochschulen ist durch den Beschluß der 
Regierungschefs vom 4. November 1977 der Nume- 
rus clausus von gut 40 auf nunmehr 12 Fächer 
abgebaut worden. Damit werden die Hochschulen 
weitgehend von der Bewirtschaltung des Mangels 
befreit. Die vorhandenen Kapazitäten werden voll 
ausgenutzt. 85 v. H. der Studienplätze sind vom zen- 
tralen Auswahlverfahren befreit. Die Mehrzahl aller 
Studienbewerber kann also das Studienfach frei 
wählen. Bei Überlastung einzelner Hochschulen fin- 
det nur eine Verteilung zwischen den Hochschul- 
orten statt. 


Soziale Leistungen für Schüler, Auszubildende und 
Studenten 

31 . Die in den letzten Jahren erreichte wirtschaft- 
liche und soziale Sicherung von Schülern und Stu- 
denten ist zu Beginn dieser Legislaturperiode mit 
dem Vierten Gesetz zur Änderung des Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetzes vom April 1977 weiter 
ausgebaut worden: 

— Die Bedarfssätze für die Förderung wurden um 
16 v. H. angehoben. Das bedeutet für Schüler an 
allgemeinbildenden Schulen, die bei den Eltern 
wohnen, eine Steigerung von 200 auf 235 DM 
und für auswärts wohnende Studenten von 500 
580 DM. 

— Die Freibeträge vom Einkommen des Auszubil- 
denden, seiner Eltern und seines Ehegatten sind 
um rd. 18 v. H angehoben worden. So steigt der 
Beibetrag vom Einkommen der Eltern z. B. von 
960 auf 1 130 DM und der vom Einkommen eines 
Studenten von 200 auf 240 DM. 

— Der pauschale Abzug der Aufwendungen zur so- 
zialen Sicherung von den Einkünften ist spürbar 
erhöht worden. 

— Für die Anrechnung von Vermögen gelten neue 
Vorschriften. 

Die Gesamtaufwendungen von Bund (65 v. H.) und 
Ländern (35 v. H.) für die Ausbildungsförderung be- 


trugen 1977 gut 2,5 Mrd. DM und werden 1978 auf 
über 3,1 Mrd. DM steigen. 

Mit diesen Beträgen wurden 1977 im Jahresdurch- 
schnitt etwa 320 000 Schüler und 330 000 Studenten 
gefördert. Im Jahr 1978 dürften sich diese Zahlen et- 
wa auf 350 000 bzw. 365 000 erhöhen. 

32. Die finanzielle Förderung der Berufsausbildung 
aus Mitteln der Bundesanstalt für Arbeit, die Be- 
rufsausbildungsbeihilfe, ist zum April 1977 eben- 
falls verbessert worden. Der Bedarfssatz für den 
Lebensunterhalt eines unverheirateten Auszubil- 
denden, der nicht bei seinen Ellern wohnt, wurde 
von 305 DM auf 350 DM erhöht. Außerdem sind die 
Einkomrnensfreigrenzen angehoben worden. Lim die 
Entscheidung für die Aufnahme einer Ausbildung 
außerhalb des Wohnorts der Eltern zu erleichtern, 
wurde der Zusatzfreibetrag, der bei einer auswär- 
tigen Unterbringung gewährt wird, überdurchschnitt- 
lich erhöht. 

33 . Die Bedeutung von berufsvorbercitenden Maß- 
nahmen für noch nicht berufsreife, arbeitslose oder 
behinderte Jugendliche ist weiter gewachsen. Die 
Zahl der geförderten Teilnehmer an berufsvorbe- 
reitenden Maßnahmen — abgeschlossene Grundaus- 
bildungslehrgänge, Förderungslehrgänge und Lehr- 
gänge zur Verbesserung der Eingliederungsmöglich- 
keiten — ist von 7 900 im Jahr 1971/72 auf rd. 38 100 
im Jahr 1976/77 gestiegen. Mit hohen Teilnehmer- 
zahlen ist auch in Zukunft zu rechnen. 

34 . In den vergangenen Jahren bildete die Förde- 
rung des Wohnraumbaus für Studenten neben der 
Ausbildungsförderung einen Schwerpunkt der So- 
zialpolitik der Bundesregierung im Hochschulbereich. 
Besonders berücksichtigt wurde dabei der Bedarf 
von verheirateten Studenten, von Studenten mit 
Kindern und von behinderten Studenten. Die Si- 
cherung einer angemessenen Versorgung der Stu- 
denten mit Wohnraum, gerade auch in den kom- 
menden Jahren, in denen ein weiteres Anstei- 
gen der Studentenzahlen zu erwarten ist, bleibt ein 
wichtiges Ziel der Politik der Bundesregierung. 

Die Aufgabe der Sludentenwohnraumförderung neh- 
men Bund und Lander gemeinsam wahr. Grundlage 
sind hierbei gemeinsame Richtlinien aus dem Jahre 
1972, Der Bund hat seit Verabschiedung der Förde- 
rungsrichtlimen 1972 bis 1976 insgesamt rd. 517 
Millionen DM für den Studenten wohnraumbau zur 
Verfügung gestellt. Der Bestand an Wohnheimplät- 
zen konnte von rd 58 600 im Jahre 1971 auf rd. 
97 300 im Jahre 1976 erhöht werden. Für die näch- 
sten Jahre haben Bund und Länder Mitte 1976 einen 
Förderungsplan für den Studentenwohnraumbau 
verabschiedet. Er sieht vor, daß bis Mitte der 80er 
Jahre weitere rd. 51 000 Wohnheimplätze geschaffen 
werden sollen. Dieses Ausbauziel sichert auch für die 
Zeit der größten Nachfrage nach Studienplätzen ein 
angemessenes Angebot. 
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Weiterbildung 

35. Neben Verbesserungen jm Bereich der Erst- 
ausbildung gehören der Ausbau der Weiterbil- 
dung und die Förderung bildungsbenachteiligter 
Gruppen zu den wichtigen bildungs- und berufspo- 
htischen Aufgaben. Dem Ausbau der Weiterbildung 
ist deshalb auch bei den Arbeiten der Bund-Länder- 
Komtnission für Bildungsplanung und Forschungs- 
förderung besonderes Gewicht beizumessen. 

36. Die Erhaltung und Verbesserung der beruf- 
lichen Qualifikation ist gerade auch aus arbeils- 
marktpolitischen Gründen von zentraler Bedeutung. 
Berufliche Fortbildung und Umschulung schaffen 
die Voraussetzungen dafür, daß Arbeitnehmer die 
technischen Entwicklungen in der Arbeitswelt und 
strukturelle Veränderungen in der Volkswirtschaft 
und in der internationalen Arbeitsteilung beruflich 
mitvollziehen können. Neben strukturpolilischen 
Maßnahmen tragen sie damit zum qualitativen Aus- 
gleich von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeits- 
markt bei. 

Für den einzelnen ist die Bereitschaft zur beruf- 
lichen Weiterbildung neben einer guten Ausbildung 
die beste Möglichkeit zur Verringerung von Be- 
sdiäftigungsrisiken. 

Förderung der Weiterbildung 

Berufliche Fortbildung und Umschulung gehören da- 
her zu den wichtigsten Instrumenten der Arbeits- 
marklpolitik. 

Für Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung sind 
in den Haushalt 1978 der Bundesanstalt für Arbeit 
fast 1,5 Mrd. DM eingestellt worden, davon für Un- 
terhaltsgeld fast l f l Mrd. DM. Dabei wird mit etwa 
70 000 Empfängern von Unterhaltsgeld gerechnet 

37. Durch die „Verordnung zur Förderung der be- 
ruflichen Fortbildung und Umschulung bei ungünsti- 
ger Beschäftigungslage" vom Dezember 1976 sind 
für das Jahr 1977 die Möglichkeiten der Bildungs- 
förderung nach dem Arbeitsförderungsgesetz erheb- 
lich erweitert worden. Die Verordnung ist Ende 
1977 außer Kraft getreten und für 1978 durch eine 
sachlich und personell erweiterte ersetzt worden. 
Sie richtet sich vor allem an arbeitslose Jugendliche 
und sieht deshalb vor, daß von der Forderung nach 
einer vorangegangenen beruflichen Praxis als Vor- 
aussetzung für die Teilnahme an Bildungsraaßnah- 
men Ausnahmen gemacht werden können. 

38. Von der Verordnung werden folgende Perso- 
nengruppen begünstigt: 

— Arbeitslose, die nach abgeschlossener Berufsaus- 
bildung oder bei fehlender Berufsausbildung 
nach dreijähriger Tätigkeit als Ungelernte 
einer beruflichen Bildungsmaßnahme bedürfen, 
um in Arbeit vermittelt zu werden. Für Jugend- 
liche ohne Berufsausbildung erweitert die Ver- 
ordnung die Möglichkeiten, eine bisher fehlende 


Abschlußprüfung nachzuholen oder im Wege der 
Umschulung zu einem qualifizierten Berufsab- 
schluß zu gelangen. 

— Arbeitslose, die bereits einmal nach dem Arbeits- 
förderungsgesetz gefördert worden sind und zur 
Vermittlung in Arbeit einer weiteren Bildungs- 
maßnahme bedürfen. 

— Strafgefangene, die vor ihrer Entlassung aus der 
Haft einer beruflichen Bildungsmaßnahme be- 
dürfen, um der drohenden Arbeitslosigkeit zu 
entgehen. 

— Aussiedler, die bereits einmal während der Teil- 
nahme an einem Sprachlehrgang nach dem Ar- 
beitsförderungsgesetz gefördert worden sind. 

— Antragsteller, die zuvor während der Teilnahme 
an einer kurzfristigen Maßnahme nach dem Ar- 
beitsförderungsgesetz gefördert worden sind, je- 
doch zur Vermittlung in Arbeit oder zur Vermei- 
dung von Arbeitslosigkeit einer weiteren Bil- 
dungsmaßnahme bedürfen. 

Voraussetzung für eine Förderung nach dieser Ver- 
ordnung ist grundsätzlich, daß der Antragsteller ar- 
beitslos und die Teilnahme an der Maßnahme not- 
wendig ist, um ihn angemessen beruflich einglie- 
dern zu können. 

39. Darüber hinaus wurde die Bildungsförderung 
auch durch das Vierte Gesetz zur Änderung des 
Arbeitsfürderungsgeselzes fortentwickelt. Die Ände- 
rungen zielen darauf ab, den Zugang zu Maßnahmen 
der beruflichen Fortbildung und Umschulung zu 
erleichtern und dadurch die Vermittlungsfähigkeit 
vor allem der Arbeitslosen zu verbessern. Für kurz- 
zeitige Maßnahmen, die insbesondere der berufli- 
chen Anpassung oder der Vorbereitung längerfri- 
stiger Maßnahmen dienen, sind jetzt keine Zwi- 
sdienpraxiszeiten mehr Vorbedingung. Die Rege- 
lung der Bagatellfälle in der Verordnung ist damit 
als Dauerregelung in das Arbeitsförderungsgesetz 
übernommen worden. Ferner ist für alleinstehende 
Teilnehmer an Bildungsmaßnahmen die Kostener- 
stattung bei auswärtiger Unterbringung verbessert 
worden 

Die Bundesregierung mißt der beruflichen Weiter- 
bildung auch künftig hohes Gewicht zu. Sie wird 
insbesondere entsprechend den Anregungen von 
Bundestag und Bundesrat prüfen, ob das arbeits- 
marktpolitische Instrumentarium der beruflichen 
Weiterbildung weiter ausgebaut werden kann. 


5. Ausländerbeschäftigung 

Lage und Entwicklung 

40. In den letzten Jahren nahm die Zahl der aus- 
ländischen Arbeitnehmer — wenn auch verlangsamt 
— weiter ab. Ende Juni 1977 wurden rd. 1,89 Mil- 
lionen beschäftigte ausländische Arbeitnehmer ge- 
zählt, das sind knapp 49 000 weniger als ein Jahr 
zuvor und rd 182 000 weniger als vor zwei Jahren, 
zuvor und rd. 182 000 weniger als vor zwei Jahren. 
Einschließlich der Arbeitslosen ergab sich im Juni 
1977 eine Gesamtzahl von fast 2 Millionen auslän- 
dischen Arbeitnehmern. 


17 




Drucksache 8/1805 


Deutscher Bundestag — 8, Wahlperiode 


Die Besch äftigungslage der ausländischen Arbeit* 
nehmer war Ende 1977 / Anfang 1978 etwas un- 
günstiger als bei deutschen Arbeitnehmern, im län- 
gerfristigen Vergleich entspricht die Beschäftigungs- 
Situation der ausländischen Arbeitnehmer jedoch 
insgesamt der allgemeinen Entwicklung. 

Grundlinien künftiger Ausländerbeschäftigungspolitik 

41, Im Jahre 1977 war die AuslandcrbcschüfLi- 
gungspolitik Gegenstand intensiver Beratungen zwi- 
sehen Bund, Ländern, kommunalen Spilzenverbän- 
den und gesellschaftlichen Gruppen Eine Bund-Län- 
dei-Kommission zur Fortentwicklung der Ausländer- 
besdiaftigungspoliük hat im Februar 1977 ihre Vor- 
schläge unterbreitet. Das von der Kommission vor- 
gelegte Konzept wurde im April 1977 von der Ar- 
beitsministerkonferenz und im Juni 1977 von der 
Innenministerkonrerenz beraten und gebilligt Audi 
die Bundesregierung stimmt der Konzeption insge- 
samt zu. Damit ist eine für Bund und Länder glei- 
chermaßen tragfähige Basis der künftigen Auslän- 
derbeschaftigungspolitik geschaffen worden 

Das Konzept umfaßt sowohl die Aufgabe der sozia- 
len Integration der ausländischen Arbeil nehmer und 
ihrer Familien als auch die Aufgabe der weiteren 
Konsolidierung der Ausländerbeschäftigung, Für die 
Bundesregierung bleibt die Feststellung von beson- 
derer Bedeutung, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land kein Einwanderungsland ist. Es %vird vielmehr 
davon ausgegangen, daß die in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden Ausländer in der Regel nach 
mehr oder weniger langem Aufenthalt aus eigenem 
Entschluß in ihre Heimat zurückkehren. Staat und Ge- 
sellschaft haben jedoch die Verpflichtung, die not- 
wendige Eingliederung der in der Bundesrepublik 
lebenden Ausländer in unsere Gesellschaft zu för- 
dern und zu unterstützen. Die ausländischen Arbeit- 
nehmer und ihre Familien sollen einen sozial und 
rechtlich gesicherten Status in unserer Gesellschaft 
haben. Ein besonderes Maß an sozialer Verantwor- 
tung ergibt sich dabei gegenüber der in der Bundes- 
republik. Deutschland lebenden zweiten Ausländer- 
generation, 

Andererseits ist eine weitere Konsolidierung der 
Auständerbeschaftigung erforderlich, denn die Auf- 
nahmefähigkeit des inländischen Arbeitsmarktes 
bleibt insbesondere wegen der ms Erwerbsleben 
eintretenden starken Geburtenjahrgange eng be- 
grenzt, Zwangsmaßnahmen lehnt die Bundesregie- 
rung jedoch ab, 

42. Wesentliche Vorschläge der Ar hei ts ministe r- 
Konferenz sind: 

Zur sozialen Integration 

— Der aufenthaUsrecfaÜicbe Status der ausländi- 
schen Arbeitnehmer und ihrer Familienangehö- 
rigen soll stufenweise verfestigt werden. In der 
Regel soll nach fünf Jahren die unbefristete Auf- 
enthaltserlaubnis und nach acht Jahren die Auf- 
enthaltsberechtigung erteilt werden. Entspre- 
chend sollen ausländische Arbeitnehmer bereits 
nach acht Jahren auch die unbefristete Arheits- 


erlauhnis erhalten, Änderungen der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zur Ausführung des Aus- 
ländergesetzes und der Arbeitserlaubnisverord- 
nung sind in Vorbereitung, Sie sollen noch 1978 
in Kraft treten. 

— Die Auslandcrbeschäfligungspülitik soll sich in 
besonderem Maße auf die Probleme der heran- 
wachsenden zweiten Generation konzentrieren. 

— Die Vorschriften über die Erteilung einer Arbeits- 
erlaubnis für eine erstmalige Beschaftigungsauf- 
nahme sollen grundsätzlich unverändert bleiben. 
Aus humanitären und gesellsdiaf Ls politischen 
Gründen erhalten jedoch Kinder ausländischer 
Arbeitnehmer, die bis Ende Dezember 1976 zu 
ihren Eltern in das Bundesgebiet cingereist sind, 
eine Arbeitserlaubnis unter Beachtung des Vor- 
ranges deutscher und ihnen gleichgestellter aus- 
ländischer Arbeitnehmer, Diese Neuregelung ist 
Juni 1977 Ln Kraft getreten. 

Zur Konsolidierung 

— Der Anw erbestopp soll uneingeschränkt auf- 
rechte Thalien bleiben. 

— Der Anspruch auf Erteilung der besonderen Ar- 
beitserJaubnis soll künftig nicht mehr vom Ar- 
beitserlaubnisanspruch des Ehegatten abgeleitet 
erworben werden können. t>ie vorbereitete Än- 
derung der Arbeitserlaubnisverordnung wird je- 
doch gleichzeitig für Kinder ausländischer Ar- 
beitnehmer Verbesserungen beim abgeleiteten 
Anspruch auf Arbeitserlaubnis bringen 

— Rückkehrbereitschaft und RüdtkehrfähigkeU der 
in der Bundesrepublik Deutschland lebenden 
ausländischen Arbeitnehmer und ihrer Familien 
sollen unterstützt werden, wobei den Heimat- 
ländern eine wuchtige eigene Verantwortung in 
Fragen der Wiedereingliederung zu kommt. 

Die Möglichkeiten für konkrete arbeitsplatz- 
schaffende Rückkehrförderungsprogramme wer- 
den gegenwärtig geprüft. 

Soziale Eingliederung der ausländischen Arbeitneh- 
mer und Ihrer Familienangehörigen 

43. Wesentlich für eine Eingliederung der auslän- 
dischen Arbeitnehmer und ihrer Familienangehöri- 
gen ist eine möglichst umfassende soziale Beratung. 
Mit finanzieller Unterstützung aus Mitteln des Bun- 
des und der Länder und unter beträchtlichem Ein- 
satz von Eigenmitteln haben die Verbände der 
Freien Wohlfahrtspflege und deutsche Gewerkschaf- 
ten ein dichtes Netz besonderer Sozialdienste für 
ausländische Arbeitnehmer und ihre Familien im 
Bundesgebiet erriditel. In rd. 560 Sozialberatungs- 
stellen und zahlreichen arbeils- und sozialrecht- 
lichen Beratungsbüros sind Fast ausschließlich aus- 
ländische Mitarbeiter für ihre Landsleute tätig. 

44. Die Bundesregierung sieht in Übereinstimmung 
mit den Ländern die künftigen Schwerpunktaufga- 
ben der Emgllederungsarbeit in der Verbesserung 
der schulischen und beruflichen Chancen der in der 
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Bundesrepublik Deutschland heranwachsenden zwei- 
ten Ausländergeneration. Der überwiegende Teil 
der Ausländerkinder erreicht heute keinen Haupt- 
schulabschluß. Ihre Chancen für eine geordnete Be- 
rufsausbildung oder -qualifizierung sind daher ge- 
ring. Die Folge sind auch besondere Beschäftigungs- 
risiken. Gesellschaftliche Aufgabe ist es daher, auch 
die Voraussetzungen für die Berufschancen der Aus- 
länderkinder zu verbessern und drohende soziale 
Konflikte zu vermeiden. 

45. Die Eingliederungsbemühungen werden sich 
insbesondere auf folgende Maßnahmen konzen- 
trieren: 

— Außerschulische Betreuung: Diese Maßnahmen 
werden bundesweit über die Länder in Form 
von Hausaufgabenhilfen gefördert. Die Betreu- 
ung erfolgt in gemischten Gruppen von deutschen 
und ausländischen Kindern und ist eine wichtige 
Voraussetzung dafür, daß den Ausländerkindern 
bessere Bildungschancen eröffnet werden. 


— Berufsvorbereitung ausländischer Jugendlicher: 
Ziel dieser Maßnahme ist es, durch Berufsorien- 
tierung und Abbau von Sprach- und Bildungs- 
defiziten die ausländischen Jugendlichen zu be- 
fähigen, an weiterführenden berufsvorbereiten- 
den Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz teilzunehmen 
oder unmittelbar ein Ausbildungs- oder Arbeits- 
verhältnis einzugehen. Das Programm wird nach 
Abschluß der Erprobungsphase seit Herbst 1977 
mit Beteiligung der Länder bundesweit durch- 
geführt. 

— Allgemeine Sprachförderung: Ausreichende 

Sprachkenntnisse sind unabdingbare Vorausset- 
zung für die soziale Eingliederung. Deshalb soll 
der Sprachunterricht durch das Zusammenwirken 
von überregionalen Sprachkursträgern und von 
Bund und Ländern im Sprachverband „Deutsch 
für ausländische Arbeitnehmer e. V.“ inhaltlich 
und organisatorisch weiter verbessert werden. 
Daneben werden die Bemühungen, Sprachlehrer 
fortzubilden, fortgeführt. 


II. Konsolidierung und Weiterentwicklung der Rentenversicherung 


46. In der Gesamtheit der öffentlichen Sozial- 
leistungen nehmen die wirtschaftliche Sicherung für 
das Alter, für den Fall der Invalidität und die Hin- 
terbliebenensicherung zusammen sowohl in ihrer 
sozialen Bedeutung als auch im Umfang ihrer Lei- 
stungen den ersten Rang ein. Immerhin bestreitet 
der weitaus überwiegende Teil der Alten, der Inva- 
liden und der Witwen und Waisen ihren Lebens- 
unterhalt vornehmlich aus Leistungen der gesetz- 
lichen Rentenversicherung, deren Aufwendungen da- 
für mit mehr als 100 Mrd. DM pro Jahr rd. 30 v. H. 
aller Sozialleistungen in der Bundesrepublik aus- 
machen. 

Jährlich werden rd. 1 Million Renten neu bewilligt. 
Davon sind etwa 70 v. H. Renten für die Versicher- 
ten selbst und 30 v. H. Hinterbliebenenrenten. Unter 
den Versichertenrenten sind mehr als drei Viertel 
Altersruhegelder. Dieser Anteil hat in den letzten 
Jahren erheblich zugenommen, weil starke Geburts- 
jahrgänge von Anfang dieses Jahrhunderts in das 
Rentenalter gekommen sind. 

Das Finanzierungssystem der Rentenversicherung 
beruht auf dem Umlageverfahren. Beiträge werden 
danach nicht für den einzelnen als Kapital angesam- 
melt, sondern eingezogen und sogleich als Renten 
wieder ausgegeben. Die Beitragszahler heute finan- 
zieren also die heutigen Renten in der Gewißheit, 
daß künftige Generationen die gleiche Verpflichtung 
ihnen gegenüber haben (Generationenvertrag). 


1. Stabilisierung der Finanzentwicklung 

47. Die Finanzsituation der Rentenversicherung 
wird grundlegend und vor allem längerfristig be- 
stimmt von dem Verhältnis der Rentnerzahl zur 
Versichertenzahl. Gerade hier hat es durch die Ver- 
änderung des Altersaufbaus der Bevölkerung eine 
deutliche Verschlechterung gegeben. 

48. Die Finanzentwicklung der Rentenversicherung 
ist darüber hinaus untrennbar mit der wirtschaft- 
lichen Entwicklung verbunden. Jede Veränderung 
der wirtschaftlichen Lage hat daher zwangsläufig 
Auswirkungen auf die Rentenversicherung. So hat 
die Entwicklung der letzten Jahre mit dem Rückgang 
der Zahl der Beschäftigten und langsamer wachsen- 
den Löhnen und Gehältern bei der Rentenversiche- 
rung zu bedeutenden Einnahmeausfällen geführt. 
Eine Verminderung der Beschäftigtenzahl jeweils 
um 200 000 hat bewirkt, daß der Rentenversicherung 
jährlich rd. 1 Mrd. DM an Beiträgen weniger zugeflos- 
sen sind. Je ein Prozentpunkt niedrigerer Zuwachs 
bei Löhnen und Gehältern hat ebenfalls einen Ein- 
nahmeausfall der Rentenversicherung von jährlich 
rd. 1 Mrd. zur Folge. Dem steht eine merkliche Aus- 
gabensteigerung gegenüber. Die Situation auf dem 
Arbeitsmarkt veranlaßt mehr Arbeitnehmer, vorzei- 
tig Rente zu beantragen. 100 000 Rentner mehr be- 
deuten für die Rentenversicherung Mehrausgaben 
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von rd. I Mrd. DM Jährlich. Es kommt hinzu, daß in 
Zeilen des Einnahmerückgangs die Rentenanpassun- 
gen noch von hohen Lohnsteigerungsraten bestimmt 
wurden, die in konjunkturell günstigeren Jahren zu 
verzeichnen waren, 1 v, H. Rentenerhöhung bedeu- 
tet aber ebenfalls Mehrausgaben von rd. 1 Mrd, DM 
jährlich, 

49 . Audi das frühere Verfahren zur Finanzierung 
der Krankenversicherung der Rentner hatte die 
Träger der Renten Versicherung der Arbeiter und 
der Angestellten erheblich belastet. Es führte in den 
Jahren 1971 bis Mitte 1977 zu Überzahlungen von 
rd, 17,5 Mrd. DM, die andererseits von den Kran- 
kenkassen nicht zurückgef ordert werden konnten, 
weil dies zu einer erheblichen Beeinträchtigung ihrer 
finanziellen Grundlagen geführt hätte (vgl. Tz. 98 ) 

50 . Angesichts dieser Situation und der jeweils 
voraussdiäubaren gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung war und ist es für die Bundesregierung eine 
vordringliche Aufgabe, Maßnahmen zu ergreifen, 
um einen Ausgleich zwischen Einnahmen und Aus- 
gaben in der Rentenversicherung und damit die Sta- 
bilität des Generaüonenvertrags zu gewährleisten. 

51 . Mil der Vorlage des Gesetzes zur Zwanzigsten 
Rentenanpassung und zur Verbesserung der Finanz- 
grundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung zog 
die Bundesregierung notwendige Konsequenzen aus 
den Auswirkungen der weltwirtschaftlichen Rezes- 
sion auf die Finanzentwicklung der Rentenversiche- 
rung. Das Gesetz brachte Verbesserungen auf der Ein- 
nahmenseite und entlastete die Ausgabenseile der 
Renten Versicherung. Gleichzeitig wurde die Renten- 
versicherung von sachfremden Risiken entlastet und 
ähre Finanzen twidtlung vom Konjunkturverlauf 
unabhängiger gemacht. Darüber hinaus wurden auch 
rechtliche Grundlagen für mehr Gerechtigkeit im 
Verhältnis von Beiträgen und Leistungsansprüchen 
des einzelnen geschaffen, 

52 . Den Konsolidierungsmaßnahmen des Zwanzig- 
sten Renlenanpassungsgesetzes lagen die Anfang 
1977 maßgebenden mittelfristigen Annahmen der 
Bundesregierung über die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung und die Annahmen des Jahreswirt- 
schaftsberichte 1977 zugrunde. Der gegenüber der 
Vorausschätzung ungünstiger verlaufenden gesamt- 
wirt sdia ftl ichen Entwicklung im Laufe des Jahres 
1977 und deren weiteren Auswirkungen aut die 
Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherung hat 
die Bundesregierung bereits im September 1977 
Rechnung getragen. Die Maßnahmen umfassen die 
BeiLragspflicht deT Bundesanstalt für Arbeit Für ihre 
Leistangsempfänger schon ab L Juli 1978, die Über- 
nahme der Kinderzuschüsse der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung in Höhe des Kindergeldes durch 
den Bund ab Januar 1979 und die vorzeitige Aus- 
zahlung gestundeter Bundeszuschüsse, 

53 . Die Fortdauer der abgesdiwächten wirtschaft- 
lichen Entwicklung führte im Januar 1978 — nicht 
zuletzt wegen der außenwirtschaftlichen Risiken — 


zur Korrektur der Annahmen der Bundesregierung 
über die mittelfristige WirLschaftsentwidriung. 

Auf der Grundlage dieser neuen gesamtwirtschaft- 
lichen Annahmen für den Fünfjahreszeitraum von 
1978 bis 1982 ergaben sidi in der Vorausschätzung 
der Einnahmen und Ausgaben der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und Angestellten Einnahmen in 
einer Größenordnung von rd. 050 Mrd. DM, 

Wenn die Renten nach dem bisherigen Bruttover- 
fahren erhöht wurden, benötigte die Rentenversiche- 
rung für die Zahlung der laufenden Renten, die 
Rentenerhöhungen und die übrigen Ausgaben ein 
Finanzvolumen von insgesamt über 680 Mrd. DM, 
Rechnerisch entstünde bis 1982 eine Finanzlücke von 
rd. 32 Mrd. DM (bis 1981 : rd, 21 Mrd. DM). 

Zwar ist die gesetzliche Rentenversicherung in die 
Phase des sich abflachenden Wirtschaftswachstums 
mit hohen Rücklagen hineingegangen, Daher und als 
Folge der bisherigen Maßnahmen ergeben sich auch 
im Jahre 1978 keine FmanzierungsprobJeme; das in 
diesem Jahr entstehende Defizit aus Einnahmen 
und Ausgaben kann voll aus der Rücklage abge- 
deckL werden. 

Zur Schließung der ab 1979 sidi abzeichnenden Fi- 
nanzlücke sollen nach dem Entwurf eines Einund- 
zwanzigsten Renlenanpassungsgesetzes die durch 
die Renteneihöhungen der kommenden drei Jahre 
bewirkten Aus gaben zu wachse begrenzt und die Ein- 
nahmen der Renten verstehen] ng verbessert werden. 
Zug Leich soll die mit den Maßnahmen des Jahres 
\ 977 begonnene, funklionsgerechle Risikoverteilung 
zwischen den Institutionen der sozialen Sicherung 
fortgefuhrt werden. 

Die 1977 bereits veiabsduedelen und die nunmehr 
vorgesehenen Maßnahmen stabilisieren den Gene- 
rationenvertrag auch angesichts der veränderten 
wirtschaftlichen Lage. Sie werden das sozial ausge- 
wogene Verhältnis zwischen Beilragsbelastung der 
Versicherten und Ren len Leistungen erhalten. Die 
Rentner bleiben am w' irisch aff liehen Wachstum be- 
teiligt. 


2. Rentenanpassungen 

Zwanzigste Rentenanpassung 

54 , Mit der Anpassung zum L Juli 1977 um 9,9 v.H, 
smd die Renten im Jahresdurchschnitt 1977 um 113,6 
v. H. und im Jahre 1978 um 123,7 v. H. höher als im 
Jahre 1969. Das durdisdinitüiche Nettoarbeitsent- 
gelt der erwerbstätigen Versicherten ist demgegen- 
über von 1969 bis 1978 um id. 98 v. H. gestiegen. Da 
die Anpassung von l. Juli 1977 erst im Jahre 1978 
voll zwöll Monate wirksam wird, sind die Renten 
1978 im Jahresdurchschnitt um 4,7 v, H. höher als im 
Jahre 1977. Im Vergleich zu den verfügbaren Ar- 
beitseinkommen haben die Renten damit in den 
Jahren 1977 und 1978 den höchsten Stand seit 1957 
erreicht. 1978 beträgt die Rente eines Versicherten 
nach 45 Versicherungsjahrcn im Durchschnitt rd. 73,6 
v. H, und nach 40 Versicherungsj ähren rd, 65,4 v.H, 
des Nettoarbeitseinkommens eines vergleichbaren 
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Arbeitnehmers. Anpassungstermin für die Rentenan- 
passung in der gesetzlichen Rentenversicherung ist 
wieder der 1. Januar eines jeden Jahres, beginnend 
mit dem 1. Januar 1979. Damit wurde der bis 1972 
geltende Termin wiederhergestellt. 

Einundzwanzigste Rentenanpassung 

55. Mit dem Entwurf eines Einundzwanzigsten Ren- 
tenanpassungsgesetzes ist ab 1979 eine Verlangsa- 
mung des Zuwachses bei den Rentenausgaben und 
ab 1981 eine Erhöhung des Beitragssatzes zur Ren- 
tenversicherung um einen halben Prozentpunkt vor- 
gesehen. Die Renten sollen im Jahre 1979 um 4,5 
v. H. und in den Jahren 1980 und 1981 um jeweils 
4 v. H. erhöht werden. Durch diese Anpassungssätze, 
die von den Sätzen, die sich bei Fortsetzung des 
bisherigen Anpassungsverfahrens ergeben würden, 
vorübergehend abweichen, wird eine unausweich- 
liche Angleichung der Rentensteigerung an das lang- 
samere Wirtschaftswachstum und eine Harmonisie- 
rung der Einkommenszuwächse bei den Rentnern 
und bei den Erwerbstätigen erreicht. Die Verlang- 
samung der Zuwächse in den nächsten Jahren stellt 
also das Grundprinzip der Lohnbezogenheit der Ren- 
tendynamik nicht in Frage. 

Durch die vorgeschlagenen Anpassungen bleibt die 
Stellung der Rentner im Einkommensgefüge in den 
nächsten Jahren bei einer Entwicklung der Arbeit- 
nehmerentgelte entsprechend den mittelfristigen 
Annahmen der Bundesregierung erhalten. Die Rent- 
ner haben in den vergangenen Jahren nicht nur voll 
an der Entwicklung des Wohlstandes teilgenommen, 
sondern ihre Position gegenüber den Arbeitnehmern 
netto deutlich verbessert. Von daher sind die vor- 
geschlagenen, vorübergehend reduzierten Anpas- 
sungssätze sozial vertretbar. 

Ab 1982 soll sich der Anpassungssatz wieder nach 
der Entwicklung der Bruttolöhne und -gehälter 
richten. 

Für den Fall einer unvorhersehbaren erheblichen 
Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage, bei- 
spielsweise wenn die Arbeitnehmereinkommen in 
zwei aufeinanderfolgenden Jahren um mehr als ein 
Viertel langsamer steigen als in den Eckwerten der 
mittelfristigen Projektion vorgesehen, soll die Bun- 
desregierung verpflichtet werden, dem Bundestag 
die dann notwendigen Maßnahmen auf der Einnah- 
men- und Ausgabenseite der Rentenversicherung 
vorzuschlagen (Risikoabsicherungsklausel). 

56. Damit die Zugangsrenten der Jahre 1979 bis 
1981 jeweils auf demselben Niveau liegen wie die 
Bestandsrenten, soll die allgemeine Bemessungs- 
grundlage für die Zugangsrenten in diesen Jahren 
so festgesetzt werden, daß sie sich entsprechend 
den Anpassungssätzen für die Bestandsrenten er- 
höht. Damit wird die durch die im Jahre 1958 unter- 
lassene Rentenanpassung bedingte Ungleichbehand- 
lung der Zugangs- und Bestandsrenten beseitigt. 

Nach geltendem Recht werden z. B. die im Jahre 
1979 erstmals festgestellten Renten schon mit dem 
für 1980 geltenden Erhöhungssatz für die bereits 


laufenden Renten berechnet. Dafür erhalten sie im 
Jahre 1980 keine Erhöhung, sondern werden erst ab 
1981 regelmäßig angepaßt. In Zukunft sollen die 
Zugangsrenten z. B. des Jahres 1979 mit dem glei- 
chen Anpassungssatz wie die Bestandsrenten des 
Jahres 1979 berechnet werden. Dafür nehmen diese 
Zugangsrenten dann auch bereits im Jahre 1980 an 
der regelmäßigen Anpassung teil. 

57. In der Altershilfe für Landwirte richtet sich das 
Ausmaß der Anpassung der Altersgelder nach der 
Anpassung der Renten in der gesetzlichen Renten- 
versicherung. Entsprechend wurden und werden die 
Altersgelder in der Altershilfe für Landwirte erhöht. 
Die Erhöhung der Altersgelder bewirkt zugleich eine 
Anhebung der Landabgaberenten. 


3. Beiträge 

Anhebung des Beitragssatzes 

58. Mit dem Entwurf eines Einundzwanzigsten Ren- 
tenanpassungsgesetzes wird vorsorglich vorgeschla- 
gen, den Beitrag zur Rentenversicherung von 1981 an 
um 0,5 v. H. des versicherungspflichtigen Einkom- 
mens, den Arbeitnehmeranteil mithin um 0,25 v. H. 
zu erhöhen. 

Entsprechend der Regelung im Arbeitsförderungs- 
gesetz über den Beitragssatz zur Bundesanstalt für 
Arbeit wird gleichzeitig eine Ermächtigung vorgese- 
hen, den Beitragssatz nach Maßgabe der Finanzlage 
der gesetzlichen Rentenversicherung und unter Be- 
rücksichtigung der Wirtschaftslage und deren vor- 
aussehbarer Entwicklung durch Rechtsverordnung 
wieder bis auf 18 v. H. zu ermäßigen. 

Die Beitragszahler haben bereits zur langfristigen 
Stabilisierung der Rentenversicherung und aus An- 
laß der Rezession von 1967 erhebliche Vorleistungen 
erbracht. Der Beitrag zur Rentenversicherung stieg 
stufenweise von ursprünglich 14 auf heute 18 Pro- 
zent. 

Daneben stehen die Beitragszahler mit erhöhten Bei- 
trägen für die seit drei Jahren besonders hohen 
Ausgaben für die Leistungen der Arbeitslosenver- 
sicherung ein. Schließlich finanzieren sie auch über 
die Beiträge zur Krankenversicherung einen Teil 
des Gesundheitsrisikos der Rentner mit. 

Deshalb war sorgfältig abzuwägen, ob und wann den 
Beitragszahlern eine weitere Belastung zugemutet 
werden kann, ohne den Generationenvertrag zu ge- 
fährden. 


Beitragsieistung freiwillig Versicherter und auf Antrag 
Pflichtversicherter 

59. Ein freiwillig Versicherter hatte in der Renten- 
versicherung der Arbeiter und Angestellten bis 1977 
mindestens den Beitrag zu leisten, der sich aus 
einem Monatseinkommen von 100 DM ergab, d. h. 
— bei dem Beitragssatz von 18 v. H. — 18 DM. 
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Demgegenüber beträgt der niedrigste Pflichtbeitrag 
ab Juli 197? 68,60 DM und ab Januar 1978 70 f 2Ü DM. 
Auf Grund des Zwanzigsten Rentenanpassungsge- 
setzes soll künftig auch der freiwillig Versicherte 
mindestens den Beitrag zahlen r der von einem 
Pflichtversicherten mindestens zu entrichten ist. Die 
Angleichung wird allerdings stufenweise erfolgen; 
der Beitrag beträgt 1978 36 DM und 1979 72 DM. 

Als Folge der mit dem Entwurf eines Einundzwan- 
zigsten Rentenanpassungsgesetzes vorgeschlagenen 
Änderung der Grenzen für geringfügige, versiche- 
rungsfreie Beschäftigungen (vgl. Tz. 67) und der 
Anhebung des Beitragssatzes ab 1981 um einen 
halben Prozentpunkt ist in dem Entwurf ferner über- 
gangsweise vorgesehen, den Mindestbeitrag für 
freiwillig Versicherte auch 1980 bei 72 DM zu be- 
lassen. Durch die dann vorgesehene Beitragssatz- 
steigerung wird er 1981 auf 74 DM steigen und ab 
1982 mit dem Mindestbeitrag für Pflichtversicherte 
in Höhe von voraussichtlich 78 DM übereinstimmen. 

60. Während Pflichtversicherte die Beiträge konti- 
nuierlich aus ihrem Lohn entrichten, hatten bislang 
freiwillig Versicherte für ihre Beitragszahlung an- 
nähernd drei Jahre Zeit. Von 1980 an haben auch 
sie die Beiträge noch in dem Jahr zu entrichten, für 
das sie gelten sollen. 

61* Bei den Beratungen des Zwanzigsten Renten- 
anpassungsgesetzes hat der Deutsche Bundestag die 
Bundesregierung beauftragt, Rechtsänderungen vor- 
zuschlagen mit dem Ziel, die Anpassung von Lei- 
stungen aus freiwilligen Beiträgen von einer regel- 
mäßigen Beitragsentrichtung abhängig zu machen. 
Nach dem Entwurf zum Einundzwanzigsten Renten- 
anpassungsgesetz führen künftig freiwillige Beitrage 
nur dann zu dynamisierten Rentenansprüchen, wenn 
sie für einen zusammenhängenden Zeitraum von 
wenigstens drei Kalenderjahren entrichtet werden 
und jährlich den Gegenwert von mindestens zwölf 
Mindestbeiträgen haben. Soweit diese Vorausset- 
zungen nicht erfüllt sind, sollen aus den künftigen 
freiwilligen Beiträgen Leistungen gewählt werden, 
die den Leistungen für Beiträge der Höherversiche- 
rung entsprechen, An den bereits erworbenen An- 
wartschaften und Ansprüchen ändert sich nichts. 

Auch diese Maßnahme dient der Sicherung der Bei- 
tragsgerechtigkeit und damit der Absicherung des 
Generationenvertrages. Denn die Finanzierung der 
Renten der freiwillig Versicherten geht nur dann 
nicht zu Lasten der Pflichtversicherten und kann auf 
Dauer nur dann sichergestellt werden, wenn konti- 
nuierlich so viel an Beiträgen gezahlt wird, wie zur 
Deckung der Renten und übrigen Leistungen für die 
freiwillig Versicherten erforderlich ist. Da konti- 
nuierlich gezahlte Beiträge nicht nur eine konti- 
nuierlich wachsende, sondern auch eine zureichen- 
dere Rente freiwillig Versicherter ermöglichen, ist 
diese Neuregelung auch ein Schritt zu einer voll- 
wertigeren Alterssicherung freiwillig Versicherter, 

62. Selbständige, die auf Antrag in der Rentenver- 
sicherung pflichtversichert sind, konnten bislang ihre 


Beiträge bis zum Jahresende leisten. Ab 1978 haben 
auch sie, wie die pflichtversicherten Arbeitnehmer, 
ihre Beiträge monatlich zu zahlen. 


Beitragspflicht der Bundesanstalt für Arbeit 

63, Die Bundesanstalt für Arbeit wird ab Juli 1978 
für die Bezieher von Arbeitslosengeld, Arbeitslosen- 
hilfe oder Unterhaltsgeld Beiträge zur Rentenver- 
sicherung zahlen. Der Beitrag richtet sich nach dem 
bisherigen Bruttoarbeitsentgelt. Mit dieser Rege- 
lung werden Zeiten der Arbeitslosigkeit zu Pflicht- 
beitragszeiten in der Rentenversicherung und tragen, 
im Gegensatz zur bisherigen Anrechnung als Aus- 
fallzeiten, auch zur Erfüllung der Wartezeit bei. Die 
Pflichtbeiträge für Leistungsempfänger nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz machen die Finanzlage der 
Rentenversicherung vor allem auch unabhängiger 
von konjunkturellen Schwankungen. 


4. Strukturelle Änderungen im Leistungsrecht 

Krankenversicherung der Rentner 

64. Eine wichtige Maßnahme zur Konsolidierung 
der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestell- 
ten war die Neuordnung der Krankenversicherung 
der Rentner durch das Zwanzigste Rentenanpas- 
sungsgesetz, Dabei wurden sowohl die Beiträge der 
Rentenversicherungsträger an die Krankenversiche- 
rung neu festgesetzt als auch der Kreis der Rentner 
neu bestimmt, der künftig der Krankenversicherung 
bei trags frei angehört (vgl. Tz 98), 

65. Rentner, die privat gegen Krankheit versichert 
sind oder einer gesetzlichen Krankenkasse als frei- 
williges Mitglied angehören, erhalten zu den Auf- 
wendungen für ihre Krankenversicherung aus der 
Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten 
einen Beitragszuschuß. Dieser Zuschuß wird vom 
L Juli 1977 an nicht mehr pauschal, sondern indivi- 
duell berechnet; er beträgt jetzt 11 v. H. der Rente. 
Wer bereits im Juni 1977 einen Anspruch auf Bei- 
tragszuschuß hatte, erhält den Zuschuß mindestens 
in Höhe von 100 DM monatlich weitergezahlt. Ab 
Juli 1978 darf der Zuschuß die tatsächlichen Beitrags- 
aufwendungen nicht mehr übersteigen. 

66. Nach dem Entwurf eines Einundzwanzigsten 
Rentenanpassungsgesetzes sollen ab 1982 alle Rent- 
ner von der Rentenversicherung den Beitrag aus- 
gezahlt erhalten, der für ihre Krankenversicherung 
bisher pauschal an die gesetzliche Krankenversiche- 
rung geleistet wird. Die Rentner werden dann ihren 
Beitrag ebenso wie alle übrigen Versicherten an ihre 
Krankenversicherung leisten. 

Bei der Bemessung der individuellen Beiträge der 
Rentner zur Krankenversicherung werden dann aus 
Gründen der sozialen Gerechtigkeit nicht nur die 
Renten, sondern auch die den Renten vergleichbaren, 
Einkommen (z, B. Pensionen), Arbeitsentgelte und 
Erwerbseinkommen berücksichtigt (vgl. Tz. 99). 
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Versicherungsfreie Beschäftigung 

67 , Es ist vorgesehen, daß die Entgeltgrenze für 
geringfügige, versicherungsfreie Beschäftigungen 
von z. Z. ab 1981 auf V* der Bezugsgröße herab- 
gesetzt wird. Durch eine Übergangsregelung, nach 
der die derzeitige Obergrenze von monatlich 390 DM' 
bis 1980 festgeschrieben wird, wird vermieden, daß 
bisher versicherungsfreie Personen bei unveränder- 
tem Arbeitsentgelt versicherungspflichtig werden. 
Ergänzend soll außerdem zukünftig Versicherungs- 
pflicht dann bestehen, wenn die Beschäftigung — mit 
Ausnahme einer Beschäftigung in privaten Haus- 
halten — regelmäßig mindestens zehn Stunden in 
der Woche ausgeübt wird. 

Damit sollen vor allem teilzeitbeschäftigte Frauen 
geschützt werden. Es soll vermieden werden, daß 
immer mehr Frauen in versicherungsfreie Besdiäfti- 
gungsverhältnisse — beispielsweise als Mitglieder 
von Reinigungskolonnen — abgedrängt werden und 
trotz an sich regelmäßiger beruflicher Tätigkeit kei- 
nen Rentenanspruch erwerben können. 

Um der Zunahme geringfügiger, versicherungsfreier 
Beschäftigungen entgegenzuwirken, soll neben der 
Festschreibung der Entgeltgrenze auch der Zeitraum 
für kurzfristige Beschäftigungen von z, Z, drei Mo- 
naten oder 75 Tagen auf zwei Monate oder 50 Tage 
eingeengt werden. Damit wird zugleich eine Harmo- 
nisierung mit der bei vorzeitigem Altersruhegeld 
geltenden zeitlichen Grenze für eine Beschäftigung 
erreicht (vgl, Tz. 72), 

Die vorgeschlagenen Änderungen zur Eingrenzung 
der Versidierungsfreiheit wegen Geringfügigkeit 
der Beschäftigung entsprechen ebenfalls einem An- 
liegen des Deutschen Bundestages, das im Rahmen 
des Zwanzigsten Rentenanpassungsgesetzes zu 
einem entsprechenden Prüfungsauftrag an die Bun- 
desregierung geführt hat. 

Rehabilitationsmaßnahmen 

68. Im Bereich der medizinischen Rehabilitatlons- 
maönahmen der Rentenversicherungsträger sind Re- 
gelungen getroffen worden, die, bezogen auf den ein- 
zelnen Versicherten, ein angemessenes Verhältnis 
zwischen Beiträgen und Leistungen gewährleisten 
sollen. Bisher war der Anspruch auf Kuren generell 
vom Nachweis einer Versicherungszeit von 60 Mo- 
naten abhängig. Das konnte zu unangemessener Be- 
anspruchung der Versichertengemeinschaft führen, 
insbesondere dann, wenn die Beitragszahlung be- 
reits viele Jahre zurück lag (latent Versicherte) und 
in einem deutlichen Mißverhältnis zu den Kosten 
der Rehabilitationsmaßnahme stand. Seit Juli 1977 
erhalten freiwillig und latent Versicherte nur dann 
Kuren, wenn sie eine Versicherungszeit von 180 Mo- 
naten zurückgelegt haben. Sofern Berufs- oder Er- 
werbsunfähigkeit vorliegt oder in absehbarer Zeit 
zu befürchten ist, genügt als Voraussetzung für eine 
medizinische Rehabiütationsmaßnahme weiterhin 
eine Versicherungszeit von 60 Kalendermonaten. 

Beamte und ihnen Gleichgestellte erhalten seit Juli 
1977 medizinische Rehabilitationsmaßnahmen nicht 


mehr von der Rentenversicherung, sondern allein 
von ihrem Dienstherm bzw. Arbeitgeber nach den 
für sie geltenden beamtenrechtlichen Vorschriften 
oder Grundsätzen. 

69 . in den Vorschriften über die berufliche Rehabi- 
litation sind ebenfalls Änderungen vorgenommen 
worden, die die Maßnahmen unter den Leistungs- 
trägern funktionsgerechter zuordnen und zugleich 
die Rentenversicherung entlasten. Maßnahmen zur 
Erhaltung oder Erlangung eines Arbeitsplatzes, z, B. 
bei Umschulung, führen die Rentenversicherungsträ- 
ger künftig nur noch durch, wenn der Rehabilitand 
eine Versicherungszeit von mindestens 180 Monaten 
zurückgelegt hat oder Rente wegen Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeit bezieht. In allen anderen Fällen 
Ist seit Juli 1978 die Bundesanstalt für Arbeit für die 
berufliche Rehabilitation zuständig. 


Rente wegen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit 

70 . Seit Juli 1977 können die Träger der Renten- 
versicherung bei Berufs- und Erwerbsunfähigkeit 
mehr als bisher Renten auf Zeit gewähren. Das gilt 
besonders auch dann, wenn die Berufs- oder Er- 
werbsunfähigkeit des Versicherten nicht allein auf 
seinen Gesundheitszustand zurückzuführen ist, son- 
dern auch von der Lage auf dem ArbeitsmaTkt ab- 
hängt, Die Dauer der Zeitrente ist von bisher zwei 
auf drei Jahre verlängert worden. Sie kann beliebig 
oft, jedoch nicht über das 60. Lebensjahr hinaus ge- 
währt werden. Die Zeitrente hält, insbesondere für 
jüngere Menschen, die Möglichkeit der Wiederein- 
gliederung in das Arbeitsleben offen. 

71 . Nach den Beschlüssen des Großen Senats des 
Bundessozialgerichts zur Berufsunfähigkeit und Er- 
werbsunfähigkeit in den Jahren 1969 und 1976 hängt 
die Frage, ob Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfä- 
higkeit vorliegt, auch davon ab, ob es den Renten- 
versicherungsträgem und der Bundesanstalt für Ar- 
beit innerhalb eines Jahres gelungen ist, dem Ren- 
tenantragsteller einen zumutbaren Arbeitsplatz zu 
vermitteln. In diesen Fällen ist die Entscheidung, ob 
Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit vorliegt, 
eTst nach Ablauf eines Jahres möglich. Während 
dieser Jahresfrist ist zweifelhaft, ob das Risiko, daß 
der Versicherte kein Erwerbseinkommen erzielen 
kann, von der Bundesanstalt für Arbeit oder der 
Rentenversicherung zu tragen ist. 

Nach geltendem Recht hat in diesen Fällen die Bun- 
desanstalt für Arbeit bei Vorliegen der versiche- 
rungsmäßigen Voraussetzungen die Leistung aus der 
Arbeitslosenversicherung jedenfalls so lange zu er- 
bringen, bis die Berufsunfähigkeit oder Erwerbs- 
unfähigkeit durch den Rentenversicherungsträger 
anerkannt worden ist. Bei rüdewirkender Anerken- 
nung hat der Rentenversicherungsträger die Rente 
für Zeiten, für die Arbeitslosengeld gezahlt worden 
ist, bis zur Höhe des Arbeitslosengeldes an die Bun- 
desanstalt für Arbeit abzuführen. 

Künftig soll in Fällen, in denen Arbeitslosengeld und 
Rente wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfä- 
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higkeit zeitlich Zusammentreffen, die Rente für diese 
Zeit bis zur Höhe des Arbeitslosengeldes ruhen. 
Auch dieser Vorschlag tragt einem Anliegen des 
Deutschen Bundestages Rechnung, der die Bundes- 
regierung bei der Verabschiedung des Zwanzigsten 
Rentenanpassungsgesetzes um Vorschläge zu Recbts- 
anderungen ersucht hat. 

Die Situation des Leistungsberechtigten wird durch 
die vorgeschlagene Rechtsänderung im Vergleich zur 
geltenden Regelung nicht beeinträchtigt. Es wird 
lediglich das finanzielle Risiko zwischen der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und der Bundesanstalt 
für Arbeit in den Fällen, in denen die Berufsunfähig- 
keit oder die Erwerbsunfähigkeit sowohl von dem 
Gesundheitszustand des Versicherten als auch von 
der Situation auf dem Arbeitsmarkl abhängt, sach- 
gerecht verteilt. Dieser Vorschlag setzt die mit dem 
Zwanzigsten Rentenanpassungsgesetz eingclcitete 
Linie der sachgerechten Risikoabgrenzung zwischen 
diesen beiden Institutionen fort. 


Hinzuverdienst 

72. Die Grenzen für den Hinzuverdienst neben dem 
flexiblen oder dem vorgezogenen Altersruhegeld 
sind ab Juli 1977 auf 1 000 bzw. 425 DM festge- 
schrieben worden. Eine Beschäftigung ohne Ver- 
dienstgrenze darf ferner nur noch zwei Monate 
oder an 50 Arbeitstagen im Jahr ausgeübt werden. 
Diese Beschränkung des Hinzuverdienens war be- 
sonders im Hinblick auf die Lage am Arbeitsmarkt 
geboten. 

73. Empfänger einer beamtenrechtüchen Versor- 
gung in Höhe von mindestens 65 v. H. der ruhege- 
haltsfähigen Dienstbezüge sind seit Juli 1977 ver- 
sicherungsfrei, wenn sie ein Beschäftigungsverhält- 
nis eingehen. Sie sind damit den Empfängern von 
Altersruhegeld aus der Rentenversicherung gleich- 
gestellt. 

Anrechnungsfähige Zeiten 

74. Bei der Rentenberechnung werden seit Januar 
1978 Ausbildungszeiten höchstens mit dem Durch- 
schnittsverdienst aller Versicherten bewertet. Die 
bisherige, auf den beruflichen Werdegang des ein- 
zelnen abgestellte Regelung führte zu sehr unter- 
schiedlicher Anrechnung dieser beitragslosen Zei- 
ten, so daß z. B. Hochschulabsolventen bei der Ren- 
tenbemessung weit besser gestellt waren als andere 
Versicherte. Es war das Ziel der Neuregelung, den 
Aufwand der Versichertengemeinschaft für solche 
Ausbildungszeiten auf ein vertretbares Maß zurück- 
zuführen und vor allem eine gleichmäßige Behand- 
lung von beruflichen und schulischen Ausbildungs- 
zeiten zu erreichen. Beitragslose Zeiten werden ab 
1980 bei der Berechnung der Rentenhöhe nicht mehr 
berücksichtigt, wenn sie bereits bei einer Versor- 
gung nach beamtenrechüichen Grundsätzen ange- 
rechnet wurden. Die nach bisher geltendem Recht 
mögliche Öoppelanrechnung brachte für Beamte Vor- 
teile, die sozialpolitisch nicht zu rechtfertigen sind. 


Kinderzuschüsse, Waisenrenten 

75. Durch neue Bestimmungen über die Zahlung 
von Kinderzusdiüssen in der Rentenversicherung 
sollen Doppelleistungen ausgeschlossen und vor 
allem die ständige Zunahme des Unterschieds zwi- 
schen dem staatlichen Kindergeld und Kinderzu- 
schüssen in der gesetzlichen Rentenversicherung be- 
endet werden. Deshalb werden Kinderzuschüsse bei 
Versidierungsfällen seit Januar 1978 nicht mehr ge- 
zahlt. wenn das gleiche Kind Waisenrente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung erhält oder wenn 
in Dienstbezugen oder öffentlich-rechtlichen Versor- 
gungs- oder Versicherungsleistungen, die der Ren- 
tenberechtigte erhält, Beträge für das Kind enthalten 
sind. 

Außerdem wird der Kinderzuschuß festgeschrieben 
auf der Höhe des Kinderzuschusses bei den Be- 
standsrenten im ersten Halbjahr 1977, d. h in der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestell- 
ten auf 152,90 DM und in der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung auf 154,50 DM monatlich. Soweit 
bei neuen Renten des Jahres 1977 noch ein höherer 
Kinderzuschuß berechnet wurde, wird er im Rah- 
men der Einundzwanzigsten Rentenanpassung ange- 
glichen werden. 

Der Kinderzuschuß liegt damit auch künftig über 
dem staatlichen Kindergeld. Eine sozialpolitische 
nicht zu rechtfertigende weitere Zunahme dieses Un- 
terschiedes in den Leistungen zum Familienlasten- 
ausgleich wird jedoch verhindert. 

76. Ab Januar 1979 wird der Kinderzuschuß in der 
Rentenversicherung bis zur Höhe des staatlichen 
Kindergeldes vom Bund getragen. Die Rentenver- 
sicherungsträger werden dann nur noch mit dem 
Unterschiedsbetrag zwischen Kindergeld und höhe- 
rem Kinderzuschuß belastet. Diese funktionsgerechte 
Zuordnung der vom Bundeshaushalt zu tragenden 
Familienlasten hat für die Empfänger keine Aus- 
wirkungen. 

77. Waisenrenten enthielten bisher auch den Kin- 
derzuschuß, der von Jahr zu Jahr anstieg. Künftig 
wird nur noch in der Rente für Vollwaisen, die in 
der Regel den gesamten Unterhalt abdecken muß, 
dieser von den geleisteten Beiträgen unabhängige 
Teil enthalten sein, der sich auch mit den Renten- 
anpassungen fortentwickelt. Bestandteil der Halb- 
waisenrente wird jedoch stattdessen der festge- 
schriebene Kinderzuschuß sein. Diese Teile der Wai- 
senrenten werden bei Versicherungsfallen ab Januar 
1978 aber nur zur Hälfte gewährt, wenn neben der 
Waisenrente aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung Waisengeld nach beamtenrechtlichen Grund- 
sätzen oder aus einer öffentlich-rechtlichen berufs- 
ständisdien Versicherungs- oder Versorgungsein- 
richtung gezahlt wird. 

Mit diesen Regelungen sollen, wie bei der neuen 
Vorschrift über die Kinderzuschusse, eine ungerecht- 
fertigte Belastung der Versichertengemeinschaft ver- 
mieden und Doppelleistungen aus öffentlichen Kas- 
sen abgebaul werden. 
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Seit Juli 1977 werden Renten an in Ausbildung ste- 
hende Waisen über 18 Jahre nicht mehr gezahlt, 
wenn sie über ein monatliches Einkommen von min- 
destens 1 000 DM brutto verfügen. Bezieht die Waise 
Unterhaltsgeld nach dem Arbeitsförderungsgesetz, 
so liegt der Grenzbetrag bei 730 DM monatlich, da 
hiervon keine Steuern und Sozialabgaben zu zahlen 
sind. Bei Versicherungsfällen vor dem 1. Juli 1977 
gilt diese Regelung ab Januar 1978. Damit werden 
Waisenrenten ebenso behandelt wie Leistungen des 
Familienlastenausgleichs für über 18 Jahre alte Kin- 
der. In Abständen von drei Jahren wird geprüft 
werden, ob diese Grenzbeträge der allgemeinen 
Einkommensentwicklung angepaßt werden müssen. 

78 . Nach dem Entwurf eines Einundzwanzigsten 
Rentenanpassungsgesetzes soll künftig beim Zu- 
sammentreffen einer Waisenrente aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung mit einer Waisenrente 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung der vom 
Rentenversicherungsträger zu zahlende Betrag vom 
Träger der Unfallversicherung erstattet werden. 
Nach geltendem und zukünftigem Recht werden 
beide Waisenrenten grundsätzlich nebeneinander 
gewährt; sie dürfen jedoch zusammen bestimmte 
Höchstbeträge nicht überschreiten. Der Gesetzes- 
vorschlag zielt auf eine sachgerechte Risikoabgren- 
zung auch zwischen diesen beiden Institutionen der 
sozialen Sicherheit ab, denn in jedem Fall ist allein 
der Arbeitsunfall die Ursache auch für das Einset- 
zen der Waisenrentenzahlung aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung. Die vorgesehene Regelung hat 
keine Auswirkungen auf die Leistungsempfänger. 

Wohnungsbaufinanzierung 

79 . Den Rentenversicherungsträgern war bisher 
gestattet, Mittel bereitzustellen, um den Wohnungs- 
bau zu fördern. Der Gesetzgeber ist nunmehr der 
Ansicht, daß dies nicht zu den Aufgaben der Ren- 
tenversicherung zu zählen ist, und hat die entspre- 
chende Rechtsvorschrift mit Wirkung vom Juli 1977 
aufgehoben. Das bot sich jetzt besonders auch des- 
wegen an, weil die Träger der Rentenversicherung 
schon seit einiger Zeit finanziell nicht mehr in der 
Lage waren, von dieser Möglichkeit Gebrauch zu 
machen. Aus den gleichen Gründen entfiel eine Re- 
gelung, die es den Rentenversicherungsträgern ge- 
stattete, Kosten für die Unterbringung in Heimen 
oder ähnlichen Anstalten zu übernehmen. 


5. Deckungsverfahren und Finanzausgleich 
Rücklage 

80 . Die Bundesregierung hat jährlich einen Renten- 
anpassungsbericht mit einer langfristigen Voraus- 
berechnung der künftigen finanziellen Entwicklung 
der gesetzlichen Rentenversicherung vorzulegen. 
Diese Berechnungen hatten bisher stets davon auszu- 
gehen, daß den Rentenversicherungsträgern Rückla- 
gen in Höhe von drei Monatsausgaben zur Verfü- 
gung stehen müssen. Ergab sich rechnerisch, daß 


diese Grenze in drei aufeinanderfolgenden Jahren 
unterschritten werden würde, hatte die Bundesregie- 
rung den neuen Beitragssatz zu berechnen, der die 
vorgeschriebene Rücklage gewährleisten würde. 
Künftig wird ein höherer Beitragssatz erst dann in 
die Vorausberechnung einbezogen, wenn die Rück- 
lage in zwei aufeinanderfolgenden Jahren die Aus- 
gaben eines Monats unterschreitet. 

Die rechnerisch notwendige Rücklage konnte vor 
allem deshalb herabgesetzt werden, weil die Bun- 
desanstalt für Arbeit verpflichtet worden ist, für ihre 
Leistungsempfänger Beiträge zur Rentenversiche- 
rung zu zahlen. Dadurch sind die Auswirkungen 
eines Beschäftigungsrückgangs auf die Rentenver- 
sicherung erheblich vermindert worden. 


Finanzausgleich 

81 . Auf Grund der bisherigen Regelungen über den 
Finanzverbund zwischen den Trägern der Renten- 
versicherung konnte eine Rentenversicherungsan- 
stalt in Zahlungsschwierigkeiten geraten, obwohl die 
andere ausreichende finanzielle Mittel zur Verfü- 
gung hatte. Die neuen Finanz- und Liquiditätsvor- 
schriften des Zwanzigsten Rentenanpassungsgeset- 
zes dienen dem Ziel, die Zahlungsfähigkeit der Ren- 
tenversicherungsträger insgesamt sicherzustellen. 

Die Versicherungsträger haben eine Rücklage zu 
bilden, um Schwankungen von Einnahmen und Aus- 
gaben ausgleichen zu können. Bisher waren sie nur 
gehalten, einen Teil davon so anzulegen, daß er 
jederzeit verfügbar war. Es hat sich gezeigt, daß 
diese Regelung nicht ausreicht, um die Zahlungs- 
fähigkeit des Versicherungsträgers jederzeit zu ge- 
währleisten, weil längerfristig angelegte Mittel nicht 
oder nur mit erheblichem Nachteil verfügbar ge- 
macht werden konnten. Daher dürfen die Versiche- 
rungsträger ihre Rücklagen in Zukunft nur in liqui- 
den Mitteln anlegen. 


6. Soziale Sicherung der Frau 
und der Hinterbliebenen 

82 . Eine besonders wichtige Aufgabe im Rahmen 
der sozialen Rentenversicherung wird in den näch- 
sten Jahren zu lösen sein. Es geht dabei um die 
Neuordnung der Hinterbliebenensicherung und den 
Ausbau der sozialen Sicherung der Frau. Das Bun- 
desverfassungsgericht hat 1975 in einer grundlegen- 
den Entscheidung festgestellt, daß der derzeitige 
Rechtszustand, nach dem für Witwen- und Witwer- 
rente unterschiedliche Voraussetzungen gelten, an- 
gesichts der zunehmenden Erwerbstätigkeit verhei- 
rateter Frauen nicht beibehalten werden kann. Der 
Gesetzgeber wurde verpflichtet, die Hinterbliebe- 
nenversorgung bis 1984 neu zu ordnen. Nach Auf- 
fassung des Bundesverfassungsgerichts hat das gel- 
tende Recht vor allem unter folgenden Aspekten 
Mängel: 

— Männer sind gegenüber Frauen insofern benach- 
teiligt, als sie beim Tode ihrer Frau nur dann 
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Witwerrente erhalten, wenn die Verstorbene den 
Lebensunterhalt der Familie überwiegend bestrit- 
ten hat, während eine Frau beim Tode ihres Man- 
nes ohne eine entsprechende Voraussetzung 
Witwenrente erhalt. 

— Frauen sind gegenüber Männern benachteiligt, 
weil sie durch ihre Beiträge zur Sozialversiche- 
rung nicht erreichen, daß nach ihrem Tode der 
Ehepartner versorgt ist, während Männer mit 
ihren Beiträgen auch gleichzeitig die Versorgung 
der überlebenden Ehefrau sichern. 

83 , Die Bundesregierung sieht einen engen Zusam- 
menhang zwischen der vom Bundesverfassungsge- 
richt geforderten Neuregelung der Hinterbliebenen- 
versorgung und dem Ausbau der sozialen Sicherung 
der Frau, Der entsprechende Kabinettbeschluß vom 
August 1977 hat zum Ziel 

— die vom Bundesverfassungsgericht bis 1984 ge- 
forderte Gleichbehandlung von Mann und Frau 
in der Hinterbliebenenversorgung zu verwirk- 
lichen, 

— eine Neuordnung der sozialen Sicherung der Frau 
zum Ausbau eigener Sidierungsansprüche für 
Alter und Invalidität zu erreichen, 

— hierbei unter dem Gesichtspunkt der Beitrags- 
äquivalenz soziale Ungerechtigkeiten zu korri- 
gieren. 


84 . Bei allen in Frage kommenden Lösungsmöglkh- 
keiten werden vielschichtige gesellschaftspolitische, 
rechtliche, soziale und finanzielle Probleme zu lösen 
sein. Zu ihrer Unterstützung bei der Erarbeitung 
einer Gesamtkonzeption hat die Bundesregierung 
eine Sachverständigenkommission eingesetzt. Auf- 
gabe der Kommission ist es, Modelle für eine grund- 
sätzliche oder teilweise Neuordnung der Hinter- 
bliebenenversorgung und für eine ausgewogene 
Alterssicherung der Frau zu erarbeiten, die sich im 
Rahmen der Weiterentwicklung der sozialen Renten- 
versicherung finanziell auch langfristig verwirklichen 
lassen. Sie soll auch Vorschläge für den Übergang 
vom heutigen zum künftigen Recht unterbreiten und 
untersuchen, inwieweit sich Modelle auf andere 
Sicherungssysteme übertragen lassen. 

Die Kommission hat sich im Oktober 1977 konsti- 
tuiert und seitdem sechs Arbeitssitzungen durchge- 
führt, Ihr gehören siebzehn Mitglieder an. Es sind 
Vertreter der Wissenschaft, der Bundestagsfraktio- 
nen, der Länder, der Gewerkschaften, der Arbeit- 
geber, der Kirchen, der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung und des Deutschen Frauenrates. Vorsitzender 
der Kommission ist der langjährige Vorsitzende des 
Sozialbeirats, Professor Meinhold. Die Kommission 
soll ihren Abschlußbericht der Bundesregierung bis 
Mai 1979 vorlegen. Die Ergebnisse sollen anschlie- 
ßend einer breiten öffentlichen Diskussion zugäng- 
lich gemacht werden, bevor ein entsprechender Ge- 
setzentwurf erstellt wird. 


III. Kostendämpfung und Strukturverbesserung im Gesundheitswesen 


85 - In der Bundesrepublik Deutschland sind 90 v. H. 
der Bevölkerung in den Schutz der gesetzlichen 
Krankenversicherung einbezogen, Für sie alle deckt 
dieser Zweig der sozialen Sicherung die Risiken ab # 
die sich im Krankheitsfalle in Form von Behand- 
lungsaufwand und Einkommensausfall ergeben; er 
bietet heute erweiterten Schutz durch Maßnahmen 
zur Früherkennung und Verhütung von Krankhei- 
ten und zur Rehabilitation. Die gesetzliche Kran- 
kenversicherung, als eine der Grundlagen der so- 
zialen Sicherheit, leistungsfähig zu erhalten und so 
auszugestalten, daß sie ihre Funktion voll erfüllen 
kann, war und ist weiterhin ein zentrales Anliegen 
der Sozialpolitik der Bundesregierung. 


1. Krankenversicherungs- 
Kostendämpfungsgesetz 

86. Die Ausgaben der Krankenversicherung für 
ihre umfassende Aufgabe sind in den vergangenen 
Jahren weit stärker gestiegen als die Lohne und 
Gehälter der Versicherten. Die Ausgaben je Mit- 
glied erhöhten sich von 1971 bis 1976 durchschnitt- 


lich um rd, 16,5 v, H. pro Jahr, während die Brutto- 
löhne und -gehälter nur um jährlich 9,3 v. H, stiegen. 
Das hat dazu geführt, daß die Krankenkassen die 
Beitragssätze laufend erhöhen mußten, und zwar 
von durchschnittlich 8,2 v, R im Jahre 1971 auf 
11,3 v. H. im Jahre 1976. 

Die starken Ausgabensteigerungen seit Beginn der 
70er Jahre erforderten Maßnahmen, um die Effi- 
zienz des Gesundheitssystems zu verbessern und 
die Kostenentwicklung an den volkswirtschaftlichen 
Möglichkeiten auszurichten. Zwar haben die Bemü- 
hungen der Bundesregierung und der am Gesund- 
heitswesen Beteiligten 1976 erstmals dazu geführt, 
daß der Kostenanstieg sich verlangsamte; ohne Un- 
terstützung durch gesetzliche Maßnahmen sind seine 
vielfältigen Ursachen jedoch nicht zu beseitigen. 
Deshalb war es das Ziel der Bundesregierung, mit 
dem Gesetz zur Dämpfung der Ausgabenentwicklung 
und zur Strukturverbesserung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung der Selbstverwaltung der 
Krankenkassen und Ärzte die Instrumente zur Ver- 
fügung zu stellen, um den Anstieg der Ausgaben 
wirksam und dauerhaft zu begrenzen. Darüber hin- 
aus wird mit diesem Gesetz, das am 1, Juli 1977 in 
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Kraft getreten ist, ein Beitrag zur Lösung von Struk- 
turproblemen des Gesundheitswesens geleistet. 

Das Ziel des Gesetzes, den Kostenanstieg zu dämp- 
fen und tendenzielle Beitragsstabilität zu erreichen, 
konnte nach den bisher vorliegenden Ergebnissen 
für das Jahr 1977 erreicht werden. Die Leistungsaus- 
gaben stiegen gegenüber dem Vorjahr insgesamt 
um rd. 4,5 v. H. Dem steht ein Zuwachs der Brutto- 
lohn- und -gehaltssumme von 7 v. H. gegenüber 
(1976: 9,1 v. H., 6,5 v. H.). Der durchschnittliche Bei- 
tragssatz in der gesetzlichen Krankenversicherung 
betrug 1977 11,4 v. H., (1976: 11,3 v. H.). 

Das Gesetz sieht Neuregelungen in folgenden Be- 
reichen vor: 

Ärztliche Vergütung 

87 . Die in einem bestimmten Zeitraum erbrachten 
ärztlichen und zahnärztlichen Leistungen werden 
von den Krankenkassen durch Zahlung von Gesamt- 
vergütungen an die Kassenärztlichen Vereinigungen 
abgegolten. Die Höhe und die Berechnungsweise 
dieser Gesamtvergütungen werden auf Landesebene 
zwischen Krankenkassenverbänden und Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen vereinbart. Die für diese Ver- 
gütungsvereinbarungen bisher maßgebenden Rege- 
lungen waren nicht ausreichend, um zu verhindern, 
daß die Gesamtvergütungen über ein volkswirt- 
schaftlich vertretbares Maß hinaus angestiegen sind. 
So wuchsen die Ausgaben der Krankenversicherung 
für ambulante ärztliche Behandlung von 5,5 Mrd. 
DM im Jahre 1970 auf 12 Mrd. DM im Jahre 1976, 
d. h. um durchschnittlich 14 v. H. jährlich. Das Gesetz 
schreibt daher vor, daß bei Verhandlungen über die 
Vergütungen sowohl die Entwicklung der durch- 
schnittlichen Grundlohnsumme der beteiligten Kran- 
kenkassen, als auch die Entwicklung der Praxis- 
kosten, der ärztlichen Arbeitszeit und Art und Um- 
fang der ärztlichen Leistungen, die auf eine gesetz- 
liche oder satzungsmäßige Ausweitung der Leistun- 
gen zurückgehen, berücksichtigt werden müssen. 
Die Spitzenorganisationen der Krankenkassen und 
die Kassenärztliche und die Kassenzahnärztliche 
Bundesvereinigung müssen auf Bundesebene jähr- 
lich eine gemeinsame Empfehlung über die ange- 
messene Veränderung der Gesamtvergütung ab- 
geben; es sei denn, die „Konzertierte Aktion im Ge- 
sundheitswesen" (vgl. Tz. 95) hat unter Zustimmung 
der Vertreter der Ärzte und der Krankenkassen eine 
entsprechende Empfehlung gegeben. Diese Empfeh- 
lung soll bei den regionalen Verhandlungen ange- 
messen berücksichtigt werden. 

88. Die unterschiedlichen Gebührenordnungen im 
Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung sollen 
vereinheitlicht und neu gestaltet werden. Die Bun- 
desverbände der Kassen und der Ärzte bzw. Zahn- 
ärzte haben einheitliche Bewertungsmaßstäbe für 
ärztliche und zahnärztliche Leistungen aufzustellen. 
In diesem Verzeichnis sollen die Leistungen nach 
Punkten bewertet werden, wobei der Punktwert in 
DM für die einzelnen Kassenarten unterschiedlich 
vereinbart werden kann. 


Wirtschaftliche Arzneimittelversorgung 

89 . Für die im Rahmen der kassenärztlichen Ver- 
sorgung zu verordnenden Arzneimittel wird zwi- 
schen den Kassenärztlichen Vereinigungen und den 
Landesverbänden der Krankenkassen ein Höchstbe- 
trag vereinbart, den die Gesamtaufwendungen der 
beteiligten Krankenkassen für Arzneimittel nicht 
übersteigen sollen. Bei der Bemessung dieses Be- 
trages sind die Entwicklung der Arzneimittelpreise 
und der Zahl der behandelten Personen einerseits 
und die Entwicklung der durchschnittlichen Grund- 
lohnsumme der beteiligten Krankenkassen anderer- 
seits zu berücksichtigen. Die Spitzenorganisationen 
der Krankenkassen und der Kassenärzte auf Bun- 
desebene haben, sofern nicht die Konzertierte Aktion 
im Gesundheitswesen eine entsprechende Empfeh- 
lung mit den Stimmen der Vertreter der Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung und der Kassen- 
ärzte abgegeben hat, einmal jährlich gemeinsam eine 
Empfehlung für die angemessene Veränderung der 
Arzneimittelhöchstbeträge abzugeben. Diese Emp- 
fehlung soll bei den regionalen Verhandlungen über 
die Höchstbeträge angemessen berücksichtigt wer- 
den. Besonderen Verhältnissen bei den verschiede- 
nen Kassenarten kann dabei Rechnung getragen 
werden. Wird der vereinbarte Höchstbetrag über- 
schritten, so haben die Vertragsparteien die Ur- 
sachen festzustellen. Soweit die Überschreitung des 
Höchstbetrages nicht auf einen Anstieg der Arznei- 
mittelverordnungen infolge einer allgemeinen Zu- 
nahme der Krankheitshäufigkeit zurückgeht, können 
gezielte Einzelprüfungen der Verordnungsweise der 
Ärzte durchgeführt werden. Eine nicht gerechtfer- 
tigte Überschreitung kann nur im Wege des Einzel- 
regresses ausgeglichen werden. 

90 . Für die wirtschaftliche Verordnungsweise wird 
den Ärzten eine bessere Hilfestellung gegeben wer- 
den. Von der Bundesregierung ist eine unabhängige 
Sachverständigenkommission eingesetzt worden, die 
eine zum Preisvergleich geeignete Arzneimittelliste 
als Orientierungshilfe erarbeitet. Ferner wird der 
Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen in 
Richtlinien Voraussetzungen für einen Preisver- 
gleich und die Verschreibung therapiegerechter 
Verordnungsmengen schaffen. 

Stärkung des Kostenbewußtseins 

91 . Um das Kostenbewußtsein bei allen Beteiligten 
zu erhöhen, und sie damit verstärkt zu wirtschaft- 
lichem Handeln zu motivieren, ist den Krankenkas- 
sen die Möglichkeit eröffnet worden, Krankheitsfälle 
vor allem auf die in Anspruch genommenen Leistun- 
gen hin, zu überprüfen. Die Krankenkasse kann den 
Versicherten und den behandelnden Arzt über die 
in Anspruch genommenen Leistungen und ihre Ko- 
sten unterrichten. 

Strukturelle Verbesserungen 

92 . Die ambulante und die stationäre Versorgung 
sollen stärker miteinander verbunden werden. 
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Bislang hatten nur Chefärzte und Leiter selbständi- 
ger Fachabteilungen das Recht, unter bestimmten 
Voraussetzungen an der ambulanten Versorgung der 
Versicherten im Rahmen der kassenärztlichen Ver- 
sorgung beteiligt zu werden. Zur Verbesserung des 
Angebots von fachärztlichen Leistungen, insbeson- 
dere auch in unterversorgten Gebieten, ermöglicht 
das Gesetz jetzt auch anderen Krankenhausfach- 
ärzten eine Teilnahme an der ambulanten kassen- 
ärztlichen Versorgung, Voraussetzung ist, daß ein 
Bedürfnis besteht und eine Beeinträchtigung der 
stationären Versorgung nicht zu befürchten ist. 

Die Vertragspartner der kassenärztlichen Versor- 
gung, also Kassenärztliche Vereinigungen und Ver- 
bände der Krankenkassen auf Bundes- und Landes- 
ebene, sollen auch auf eine leistungsfähige beleg- 
ärztliche Versorgung hinwirken; es soll die Möglich- 
keit gefördert werden, daß niedergelassene Ärzte 
als sogenannte Belegärzte ihre Patienten auch statio- 
när in Krankenhäusern behandeln können, wenn da- 
mit eine bedarfsgerechte, leistungsfähige und kosten- 
günstige stationäre Versorgung sichergestellt wer- 
den kann. 

Die Landesverbände der Krankenkassen können mit 
den Landesverbänden der Krankenhäuser Verträge 
über zeitlich begrenzte vorstationäre Diagnostik und 
nachstationäre Behandlung im Krankenhaus ab- 
schließen. Das soll einerseits dazu beitragen, die aus 
medizinischen Gründen gebotene Einheitlichkeit der 
Behandlung sicherzustellen und andererseits dem 
Krankenhaus ermöglichen, durch flexible Versor- 
gungsformen den Pflegeaufwand zu verringern, 

93 * Die Kassenärztlichen Vereinigungen werden 
verpflichtet, dafür zu sorgen, daß medizinisch-tech- 
nische Leistungen durch Kassenärzte kostengünstig 
erbracht werden. Dazu gehört, daß sie den Ärzten 
ermöglichen, solche Leistungen von Gemeinschafts- 
einrichtungen niedergelassener Ärzte zu beziehen, 
wenn dies medizinischen Erfordernissen genügt, 

94 * Häusliche Krankenpflege ist Pflichtleistung der 
Krankenkasse geworden. Die Kasse muß erkrankten 
Versicherten in ihrem Haushalt oder in ihrer Familie 
neben der ärztlichen Behandlung auch pflegerische 
Betreuung gewähren, wenn niemand im Haushalt 
des Versicherten die Pflege übernehmen kann* Vor- 
aussetzung ist, daß Krankenhausbehandlung gebo- 
ten, aber z, B. wegen Bettenmangels nicht durchführ- 
bar ist, oder die Krankenhauspflege durch die Be- 
treuung entbehrlich wird. 

Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen 

95 * Im Krankenverskherungs-Kostendämpfungsge- 
setz ist die Einberufung einer Konzertierten Aktion 
im Gesundheitswesen vorgesehen. Daran nehmen 
Vertreter der gesetzlichen und privaten Kranken- 
versicherung, der Ärzte, der Zahnärzte, der Kran- 
kenhausträger, der Apotheker, der pharmazeutischen 
Industrie, der Gewerkschaften, der Arbeitgeberver- 
bände, der Länder und der kommunalen Spitzenver- 
bände teil, die vom Bundesminister für Arbeit und 


Sozialordnung berufen werden* Der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit sowie der Bun- 
desminister für Wirtschaft werden beteiligt* Die 
Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen ist am 
12. Dezember 1977 zu ihrer konstituierenden Sitzung 
zusammengetreten. Sie hat die Aufgabe, medizi- 
nische und wirtschaftliche Orientierungsdaten und 
Vorschläge zur Rationalisierung, Erhöhung der Ef- 
fektivität und Effizienz im Gesundheitswesen zu ent- 
wickeln und einmal jährlich, jeweils bis zum 
31. März, Empfehlungen, insbesondere über eine an- 
gemessene Veränderung der ärztlichen Gesamtver- 
gütungen und der Arzneimittelhöchstbeträge ab- 
zugeben. 

96 * Die Konzertierte Aktion hat in ihrer Sitzung 
am 17* März 1978 diesen Auftrag erstmal erfüllt* Da- 
bei ist es gelungen, weitgehendes Einvernehmen 
aller Beteiligten herbeizuführen. 

Nach den Empfehlungen der Konzertierten Aktion 
können die Ausgaben für ärztliche Behandlung im 
Zeitraum vom I, Juli 1978 bis 30* Juni 1979 um 
5,5 v. H, je Versicherten steigen. Davon sind 2,5 v, H. 
für Honorarerhöhungen und die restlichen 3 v* H* 
für vermehrte Leistungen bestimmt* Dieser Empfeh- 
lung haben alle Mitglieder, auch die Vertreter der 
Krankenkassen und der Kassenärzte zugestimmt* 
Alle Beteiligten stimmten auch der Empfehlung zu, 
das Wachstum der Aufwendungen für Arzneimittel 
im zweiten Halbjahr 1978 gegenüber den durch- 
schnittlichen halbjährlichen Gesamtausgaben im 
Jahre 1977 auf höchstens 3,5 v. H, je Versicherten 
zu begrenzen* Ferner wurde einvernehmiidi die Er- 
wartung ausgesprochen, daß die angestrebte Kosten- 
dämpfung auch im Bereich der Krankenhäuser, bei 
den Heil- und Hilfsmitteln sowie bei der Zahnfech- 
nik so erfolgreich ist, daß die Ausgaben der Kran- 
kenkassen bei stabilen Beiträgen zu finanzieren 
sind* Als Zuwachs der kassenzahnärztlichen Gesamt- 
vergütungen — ohne Material- und Laborkosten 
— wurden 2,5 v. H* vom I* Juli 1978 an für ein Jahr 
empfohlen. Dabei ging man von einer im wesent- 
lichen gleichbleibenden Leistungsmenge aus. Als 
einzige der in der Konzertierten Aktion vertretenen 
Gruppen hat die Kassenzahnärztlidie Bund es Vereini- 
gung die Empfehlung abgelehnt* Sie muß deshalb 
mit den Spitzenverbänden der Träger der gesetz- 
lichen Krankenversicherung weitere Verhandlungen 
führen* 

97 . Die Arbeit der Konzertierten Aktion soll dazu 
beitragen, eine bedarfsgerechte, dem Stand der me- 
dizinischen Wissenschaft entsprechende Versorgung 
der Bevölkerung mit Gesundheitsgütern und Dienst- 
leistungen zu erreichen. Die Belastungen sollen da- 
bei ausgewogen verteilt werden* Die Bundesregie- 
rung hat den gesetzgebenden Körperschaften bis 
zum 31* Dezember 1981 einen Erfahrungsbericht vor- 
zulegen. Darin hat sie auch darzulegen, inwieweit 
die Ausgabenentwicklung der gesetzlichen Kranken- 
versicherung in Übereinstimmung mit der Einkom- 
mensentwiddung der Versicherten steht und ge- 
gebenenfalls notwendige gesetzgeberische Maßnah- 
men vorzuschlagen. 
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Krankenversicherung der Rentner 

98. Eine wichtige gesetzliche Maßnahme ist die 
Neuordnung der Krankenversicherung der Rentner. 
Sie wird finanziert durch Beiträge der Rentenver- 
sicherung und aus den Beiträgen der Mitglieder der 
gesetzlichen Krankenversicherung. In den vergan* 
genen Jahren haben dabei die Träger der Renten- 
versicherung weit höhere Zahlungen geleistet, als 
gesetzlich vorgesehen. Die Mehrbeträge wuchsen in 
den Jahren 197L bis Mitte 1977 auf rd. 17,5 Mrd. DM 
an. Durch die Neuregelung w T erden Überzahlungen 
künftig vermieden, denn der Anteil, den die Renten- 
versicherungsträger für die Krankenversicherung der 
Rentner aufbringen müssen, ist ab Juli 1977 auf 
11.7 v.H. der Rentenausgaben festgeschrieben wor- 
den. Das entspricht etwa dem Beitragssatz, den die 
Krankenversicherung im Durchschnitt auch von allen 
anderen Versicherten erhält. Mit den Maßnahmen 
der Kostendämpfung im Gesundheitswesen konnte 
erreicht werden, daß die Belastung der gesetzlichen 
Krankenversicherung durch die Neuregelung der 
Krankenversicherung der Rentner nicht zu einer all- 
gemeinen Erhöhung des Beitragssatzes geführt hat. 

Der Kreis der Rentner, der ohne eigene Beitragslei- 
stung der gesetzlichen Krankenversicherung ange- 
hört, ist neu abgegrenzt worden, um dem Solidari- 
tätsprinzip und der Beitragsgereditigkeit stärker als 
bisher Rechnung zu tragen. 

Rentner smd nur noch dann beitragsfrei kranken ver- 
sichert, wenn sie mindestens die Hälfte ihres Er- 
werbslebens, gerechnet von 1950 an. Mitglied der 
gesetzlichen Krankenversicherung waren. Bei Perso- 
nen, die nicht oder nur geringfügig erwerbstätig wa- 
ren, wird auch die Zeit der Ehe mit einem versicher- 
ten Ehegatten berücksichtigt. Diese zusätzlichen Vor- 
aussetzungen gelten jedoch nur, wenn die Rente erst 
nach dem 30. Juni 1978 beantragt wird. Wer bereits 
Rente bezieht oder bis zum 30. Juni 1978 beantragt, 
bleibt wie bisher in der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung, ohne eigene Beiträge leisten zu müssen. 

Sind die Voraussetzungen für eine beitragsfreie Ver- 
sicherung nicht gegeben, besteht die Möglichkeit, der 
gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig beizu- 
Lreten, sofern das Einkommen im Zeitpunkt des Bei- 
tritts eine bestimmte Grenze nicht übersteigt, Diese 
Möglichkeit steht allerdings Personen nicht mehr 
offen, die nach dem 30, Juni 1977 Mitglied der ge- 
setzlichen Krankenversicherung hätten werden kön- 
nen, ihr aber nicht beigelreten sind, oder die aus 
der freiwilligen Versicherung ausgetreten sind. 

99. Vom Jahre 1982 an soll nach dem Entwurf 
eines Eimmdzwanzigsien Rentenanpassungsgesetzes 
der bisherige Pauschalbetrag der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung für die Krankenversicherung der 
Rentner durch einen Beitrag des einzelnen Rentners 
ersetzt werden. 

Die Rentner erhalten dafür eine besondere Renten- 
erbohimg. Insgesamt gesehen sollen diese Renten- 
erhöhung und die daraus von den Rentnern zu zah- 
lenden Beiträge bei der Krankenversicherung zu den 
gleichen Einnahmen führen, wie nach geltendem 
Recht, Die Festsetzung des erforderlichen Beitrags- 


satzes bleibt einem besonderen Gesetz Vorbehalten. 
Neben den Renten aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung werden aber audi sonstige, mit den Ren- 
ten vergleichbare Einnahmen, die ein Arbeitsentgelt 
oder Arbeitseinkommen ersetzen, der Beitragsbe- 
rechnung zugrundegelegt. 

Damit werden dann die Rentner ab 1982 wie die 
aktiven Versicherten in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung ihrem Einkommen entsprechend Bei- 
träge zahlen. 

Die Einnahmen, die sich daraus ergeben, daß die mit 
Renten vergleichbaren Einkünfte in der Beitragsbe- 
redmung einbezogen werden, fließen der gesetz- 
lichen Krankenversicherung zusätzlich zu. 

Wegen der Besonderheiten der Krankenversicherung 
der Knappschaftsrentner bleibt die Gestaltung einer 
entsprechenden Regelung einem besonderen Gesetz 
Vorbehalten. Das gilt auch für die Bezieher von Al- 
tersgeld und Landabgaberente im Rahmen der Ab 
terssicherung der Landwirte. 


Finanzausgleich zwischen den Krankenkassen 

100. Besondere Belastungen einzelner Krankenkas- 
sen werden in Zunkunft mit einem Finanzausgleich 
unter den Krankenkassen einer Kassenart auf Lan- 
desebene ausgeglichen werden können. Die Satzun- 
gen der Landesverbände können diesen Ausgleich 
vorsehen, wenn der Bedartssatz einer Kasse, das ist 
das Verhältnis zwischen ihren Ausgaben für Leistun- 
gen und der Summe der beitragspflichtigen Einkorn- 
kommen der Versicherten, den durchschnittlichen Be- 
darfssatz aller beteiligten Mitgliedskassen um mehr 
als 5 v. H. überschreitet. Damit aber sparsam wirt- 
schaftende Krankenkassen vermeidbare Aufwendun- 
gen anderer Kassen nicht mitfinanzieren müssen, 
werden bei der Ermittlung des Bedarfssatzes keine 
Leistungen berücksichtigt, deren Gewährung in das 
Ermessen der Krankenkassen gestellt ist. 

10h Ein weiterer Ausgleich wjrd die unterschied- 
liche Belastung der Krankenkassen durch die Kran- 
kenversicherung der Rentner beseitigen. Der Teil 
der hier entstehenden Aufwendungen, der nicht 
durch Beitrage der Rentenversicherung gedeckt wird, 
ist von den Mitgliedern jeder Krankenkasse zu tra- 
gen, Dabei war bisher ihre Belastung sehr unter- 
schiedlich, Sie hing insbesondere vom Anteil der 
Rentner an der Gesamtzahl der bei der jeweiligen 
Kasse Versicherten ab. Die Aufwendungen für die 
Krankenversicherung der Rentner werden jetzt auf 
die Versicherten der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung gleichmäßig verteilt, so daß jeder Beitragszah- 
ler einen einkommensgerechlen Solidarbeitrag für 
die Ren tnerk ranken Versicherung leistet. 


Korrekturen im Leistungsrecht 

102, Die Überlegungen zur Konsolidierung der 
gesetzlichen Krankenversicherung führten neben an- 
deren Maßnahmen auch zu einer kritischen Über- 
prüfung der Leis tu ngsbe reiche der Krankenversiche- 
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ning. So sieht das Gesetz zur Dampfung der Aus- 
gabenentwicklung und zur Strukturverbessemng in 
der gesetzlichen Krankenversicherung auch Korrek- 
turen Leu Leistungsrecht dort vor, wo die Inanspruch- 
nahme von Kassenleistungen in der Vergangenheit 
zu sozialpolitisch unvertretbaren Ergebnissen ge- 
führt hat, 


Es geht im einzelnen um folgende Regelungen 

103. Anstelle der bisherigen Rezeptgebühr von 

2.50 DM je Rezept zahlen alle Versicherten nunmehr 
für jedes verordnete Arznei-, Verband- oder Heil- 
mittel eine Mark an die abgebende Steile. Eine vom 
Einkommen unabhängige Befreiung bestimmter Per- 
sonengruppen, z. B. Rentner, ist grundsätzlich nicht 
vorgesehen. Die Krankenkasse kann jedoch in be- 
sonderen Härtefällen von der Zahlung freistellen. 
Das gilt vor allem dann, wenn laufend Arzneimittel 
benöLigt werden. Um hier ein einheitliches Verfah- 
ren zu erreichen, haben die Spilzenverbände der 
Krankenkassen Grundsätze für diese Fälle erar- 
beitet und ihren Mitgliedskassen zur Anwendung 
empfohlen. Generell befreit bleiben allerdings mID 
versicherte Kinder, werdende Mütter bei der Be- , 
handlung von Sdiwangerschaflbesdi werden und 
Kriegsbeschädigte hei der Behandlung ihrer Kriegs- 
leiden. 

104. Arznei-, Verband- und Heilmittel, die im alb 
gemeinen bei geringfügigen Gesundheitsstörungen 
verschrieben werden, dürfen künftig nicht mehr oder 
nur unter bestimmten Voraussetzungen zu Lasten 
der Krankenkassen vom Arzt verordnet werden. Der 
ßundesaussdiuß der Ärzte und Krankenkassen wird 
Richtlinien J es liegen, welche Mittel dazu gehören. 
Die Therapiep flicht des Kassenarztes wird dadurch 
jedoch nicht eingeschränkt. Vielmehr kann er wei- 
terhin jedes Arzneimittel verordnen, das er für not- 
wendig halb Es werden lediglich bestimmte Arznei - 
mittel, deren Bezahlung den Versicherten zuzumuten 
ist, aus der Le istungspf licht der K ranken Versiche- 
rung ausgenommen. 

105. Für die Eigenbeteihgimg der Versicherten an 
den Kosten für Zahnersatz* Zahnkronen und kiefer- 
orthopädische Behandlung ist ein einheitlicher Rah- 
men geschaffen worden. Die Krankenkasse muß in 
ihrer Satzung die Höhe der Zuschüsse zu den Ko- 
sten für Zahnersatz und Zahnkronen festlegen, die 
aber 80 v, H. der Gesamtkosten nicht überschreiten 
dürfen, in besonderen Hartefällen kann allerdings 
auch der Eigenanteil des Versicherten ganz oder 
teilweise von der Kasse übernommen werden. Bet 
der kieferorthopädisdhen Behandlung kann die Sat- 
zung der Krankenkasse vorsehen* daß der Ver- 
sicherte bis zu 20 v. H. der Gesamtkosten selbst zu 
tragen hat. Diese Zuzahlung darf aber ein Viertel 
der sogenannten BezugsgiöSe für die Sozial Versiche- 
rung nicht übersteigen, das sind im Jahre 1978 

487.50 DM. Die Satzung kann aber auch bestimmen, 
daß die Eigen beteiligung hier nur dann fällig wird, 
wenn die Behandlung vorzeitig abgebrochen wird. 


106. Wenn ab Kassenleistung Hilfe zur Weiterfüh- 
rung des Haushalts zu gewähren ist, tragen die 
Krankenkassen nicht mehr die Kosten für die Er- 
satzkraft, wenn es sich dabei um einen nahen Ver- 
wandten handelt. Sie können allerdings Fahrkosten 
und VerdienstausfaLl in angemessenem Umfang er- 
statten. 

107. Bei Zuschüssen zu Kuren wird es künftig mehr 
als bisher auf die medizinische Notwendigkeit an- 
kern men. Sie werden gewährt, wenn die Kur nach 
vertrauensärzUicben Gutachten erforderlich ist Au- 
ßerdem ist Voraussetzung, daß die Kur im Enland 
durdigeführt wird. 

108. Die Erstattung von Fahrkosten, die im Zu- 
sammenhang mit Leistungen der Kasse entstehen* 
ist zur Einsparung von Verwaltungskosten auf die 
Fälle beschränkt worden* in denen die einfache 
Fahrt mehr als 3,50 DM kostet, Die Satzung der 
Kasse kann aber Ausnahmen zulassen für Versi- 
cherte* die in ländlichen Gebieten wohnen oder häu- 
fig den Arzt aufsuchen müssen. 


Kreis der Versicherten, Familienhilfe 

109. Familienangehörige eines Versicherten sind 
nicht mehr beitragsfrei mitversichert, wenn ihr Ge- 
samteinkommen einen bestimmten Betrag, im Jahre 
1978 390 DM monatlich, übersteig!. Sie werden da- 
mit den Familienangehörigen gleichgestellt, die in 
gleicher Höhe Einkommen aus einem Ar beits Verhält- 
nis beziehen und dann im allgemeinen selbst Bei- 
träge für ihre Krankenversicherung zahlen müssen. 
Darüber hinaus sind Kinder nicht mehr mltversidiert, 
wenn der Ehegatte des Versicherten nicht Mitglied 
der gesetzlichen Krankenversicherung ist. sein Ein- 
kommen die Versicherungspfliditgrenze überschrei- 
tet und höher ist als das des Versicherten. Es er- 
schien nicht gerechtfertigt, in diesen Fällen den 
Kranken Versicherungsschutz allein den Kassenmit- 
gliedern aufzubürden und den nicht in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung versicherten EUerntejl 
an den Kosten des Versicherungsschutzes für sein 
Kind nicht zu beteiligen. 

Wer aus der FamilienhilFe öusscheidet, kann inner- 
halb eines Monats der gesetzlichen Kranken Versiche- 
rung als freiwilliges Mitglied beitreten. 


2. Weitere Maßnahmen im Gesundheitsbereich 

Bedarfsgerechte ärztliche Versorgung 

110. Am 1, Januar 1 977 ist das Gesetz zur Weiter- 
entwicklung des Kassenarztrechts in Kraft getreten. 
Seine Vorschriften zielen auf eine Verbesserung der 
k assenä r/Uidien Versorgung der Bevölkerung. Dem 
Bürger soll in zumutbarer Entfernung eine bedarfs- 
gerechte ambulante ärztliche Versorgung zur Verfü- 
gung stehen Zu diesem Zweck sieht das Gesetz ins- 
besondere vor, daß unter maßgebender Mitwirkung 
der Krankenkassen 
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— eine Bedarfsplanung für die kassenärztliche Ver- 
sorgung aufgestellt wird, 

— das Instrumentarium zur Sicherstellung der kas- 
senär Etlichen Versorgung ausgebaut wird und 

— bei Unterversorgung besondere Maßnahmen er- 
griffen werden. 


Kostendämpfung Im Krankenhausbereich 

1 11 . Um eine bedarfsgerechte Versorgung der Be- 
völkerung durdi leistungsfähige Krankenhäuser zu 
gewährleisten und sozial tragbare Pflegesätze zai er- 
reichen, wurde 1972 das Gesetz zur wirtschaftlichen 
Sicherung der Krankenhäuser und zur Regelung der 
Krankenhauspflegesatze - Kraiikenhausfinatizie- 
runysgesetz — geschaffen. Nach diesem Gesetz wer- 
den die Investitionskosten der Krankenhäuser von 
Bund und Ländern getragen Die Kosten des tau- 
fenden Betriebs sind in Form von Pflegesätzen von 
Benutzern, d. h in der Regel den Krankenkassen, zu 
bezahlen, 

Seitdem konnte sowohl bei den Investitionen als 
auch beim Aufwand für den laufenden Betrieb ein 
vorher teilweise Vorhandener Nachholbedarf ge- 
deckt weiden. Gleichzeitig stiegen jedoch die Aus- 
gaben der Krankenkassen für die Krankenhauspflege 
weit überproporüonal, und zwar von 9,46 Mrd, DM 
im Jahre 1972 auf 20,4 Mrd. DM im Jahre 1977 

112 * Die Kostenentwicklung wird begleitet von 
einer mancherorts bestehenden Uberversorgung mit 
Krankerihauscinrichhingen, d. h. einer überhöhten 
Zahl von Krankenhausbetten, die trotz vielfach zu 
hoher Verweildauer und zu hoher Krankenhaushäu- 
figkeit zu sinkender Ausnutzung geführt hat. Dar- 
aus folgte eine Tendenz zu Fehlbelegungen der ko- 
stenaufwendigen Krankenhausbetten. Darüber hin- 
aus besteht an vielen Orten bereits ein Mißverhält- 
nis von Kosten und Nutzung der Ausstattung mit 
medizinisch-technischen Einrichtungen. 

Die Bundesregierung ist daher entschlossen, 

— auch im Krankcnhausbereich die Kostenentwick- 
lung zu dämpfen und 

— eine bedarfsgerechte, leistungsfähige Kranken- 
hausversorgung durch wirLsdiäfl liehen Einsatz 
der vorhandenen Mittel auf Dauer zu sichern. 

Dazu müssen die bereits nach dem geltenden Recht 
bestehenden Steuerungsinst Pimente noch zielgerech- 
ter als bisher eingesetzt, darüber hinaus aber durch 
eine Novellierung dos Krankenhausfinanzierungs- 
gesetzes tiuc+i die Steuerungsmstrumente selbst wei- 
terenLwickelt und die Mitwirkungsmöglichkeiten 
der Krankenhäuser und Krankenkassen verstärkt 
werden, 

113. Für die Weiterentwicklung des Kranken Haus- 
wesens bestehen dabei die folgenden Schwerpunkte: 

— Bei der Krankenhausbudarfsplanung sollen die 
Krankenkassen und die Krankenhaushäger so- 


weit wie möglich beteiligt werden. Kriterien für 
das Leistungsangebot der Krankenhäuser sowüe 
Zeiträume und Methoden der Planung müssen 
festgelegt, die Abstimmung mit anderen Berei- 
chen, insbesondere der Bedarfsplanung fuj die 
ambulante Versorgung und die krankenhausent- 
lastenden Einrichtungen, sichergestellt werden. 

— Die Vorschriften des Krankenhausfinanzierungs- 
gesetzes über Finanzierung und Pflegesätze sind 
mit dem Ziel fortzuentwickeln, die Anreize zur 
Anpassung der Krankenhauskapazi täten an den 
Bedarf, zur wirtschaftlichen Bet riebsfüh rang und 
zur Vermeidung nicht notwendiger Inanspruch- 
nahme der Krank unhuus Leistungen zu verstärken, 

— Um die kostenwirksamen Faktoren irn Kranken- 
haus überschaubarer zu machen, isl die Abgrcn- 
zungsverordnung, die die Abgrenzung der ver- 
schiedenen im Krankenhaus verw an eilen xind un- 
ter schied! ich finanzierten Wirtschaftsgüter regelt, 
im Dezember 1977 erlassen worden und am 
I. Januar 1973 in Kraft getreten Die Kranken- 
haus- Buch fühmngsverordnung, die die wesent- 
lichen Einzelheiten der in den Krankenhäusern 
anzuwendenden kaufmännischen Buchführung 
und Betriebsabrechnung regelt, ist rni April 1978 
erlassen worden und wird hinsichtlich der Buch- 
führung am 1. Januar 1979 und hinsichtlich der 
Kosten- und Leistungsrechnung am I Januar 
1960 wirksam. 

— Die Zusammenarbeit von Bund und Ländern im 
Krankenhauswesen soll verstärkt werden; in 
diese Zusammenarbeit sollen auch die im Kran- 
kenhau sbereidi tätigen Organ isaliunen und Ver- 
bände einbezogen werden. 


Ambulante Pflege 

114 . Die Bundesregierung wird dem Auf- und Aus- 
bau ambulanter pflegerischer Dienste in Zusammen- 
arbeit mit den Ländern und den Organisationen der 
freien Wohlfahrtspflege verstärkte Aufmerksamkeit 
widmen, Nach einer Bestandsanalyse dieses unein- 
heitlichen Bereichs sollen Vorschläge für eine be- 
darfsgerechte und kostengünstige Pflege und Be- 
treuung pflegebedürftiger Menschen erarbeitet wer- 
den. 


Preisbildung bei Arzneimitteln 

115 , Der Bundes minister lur Wirtschaft hat eine 
Verordnung über Preisspannen für Fertigarzneimit- 
tel erlassen, die am L Januar 1976 in Kraft getreten 
ist. Die Verordnung sieht eine Reduzierung der Apo- 
thekenzu schlage für Fertigarzneimittel vor. 

Dadurch wird das Arznei mittelpreisniveau um durch- 
sdmiLLlich 3 r 5 v. H. gesenkt. Diese Maßnahme dient 
der Küstendampfung im Gesundheitswesen, 

Gleichzeitig übernimm L die Verordnung erstmals 
die Zuschläge des pharmazeutischen Großhandels 
in die staatliche Regelung. 
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Verstärkung der Vorsorge 

116. Zum Leistungskatalog der gesetzlichen Kran- 
ken 1 Versicherung gehören seit 1971 Früherkennungs- 
untersuchungen für Kinder von der Geburt bis zum 
Ende des 4, Lebensjahres. 197/ wurde die Zahl der 
Untersuchungen von sieben auf acht erweitert. Außer- 
dem wurden die Richtlinien über die durchzufüh- 
renden ärztlichen Maßnahmen unter Berücksichtig 
gung der seit 1971 vorliegenden Erfahrungen und 
Ergebnisse neu gefaßt. Die Beteiligung an diesen 
Untersuchungen ist noch nicht zufriedenstellend, ob- 
wohl sie für die Früherkennung von Krankheiten, 
die die normale körperliche oder geistige Entwick- 
lung des Kindes in besonderem Maße gefährden, 
von entscheidender Bedeutung sind. Sie soll daher 
mit allen geeigneten Mitteln gefördert werden. 

117. Es wird mit gezielten Maßnahmen den Pro- 
blemen der Mütter- und Säuglingssterblichkeit und 
der Erkrankungen im frühen Kindesalter begegnet 
werden. 

Dazu gehören: 

— Intensivierung der Schwangerenvorsorge (insbe- 
sondere auch zur Verhütung von Frühgeburten) 
und Schwangerennadisorge, 

— Konzentration und Ausbau von Kliniken für Ge- 
burtshilfe und 

— Sicherstellung der Behandlung entwicklungsge- 
störter Kinder durch Einrichtung eines ausrei- 
chenden Netzes von sozialpädiatrischen Dia- 
gnose-, Beratungs- und Behandlungseinrichtun- 
gen als sozialpädiatrische Zentren und als so- 
zialpädiatrisdie Abteilungen von Kliniken. 

Forschung und Entwicklung 
Im Dienste der Gesundheit 

118. Um die bei der strukturellen Verbesserung 
des Gesundheitswesens anstehenden Probleme ge- 
meinsam mit den Ländern, den Krankenkassen und 
den Ärzten lösen zu können, muß das Wissen um 
die wesentlichen Zusammenhänge und Einfluüfak- 
toren in der gesundheitlichen Versorgung entschei- 
dend verbessert werden. Deshalb ist Forschung im 
Bereich der Gesundheitsökonomie Voraussetzung 
für eine in ihren strukturellen und finanziellen Aus- 
wirkungen besser überschaubare Gesundheitspolitik. 
Die Bundesregierung erarbeitet ein Programm zur 
Förderung von Forschung und Entwicklung im Dien- 
ste der Gesundheit. Es wird die Grundlage für For- 
sdiungsaktivitäten zur Verbesserung des Gesund- 
heitswesens bilden und wird vom Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung zusammen mit den 
Bundesministern für Jugend, Familie und Gesund- 
heit und für Forschung und Technologie durchge- 
führt werden. 


In den Jahren 1978 bis 1982 soll sich die Forschung 
auf folgende Schwerpunkte konzentrieren: 

— Verbesserung der Prävention 

— Verfahren zur Früherkennung von Krankheiten 

— Konzepte für Diagnostik, Therapie und Rehabili- 
tation 

— fachübergreifende Technologien und Hilfen im 
Gesundheitswesen 

— Verbesserung der Arzneimittelversorgung 

— Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der Ge- 
sundheitseinrichtungen 

— Organisation und Funktionserfüllung der gesetz- 
lichen Krankenversicherung 

— Planung der Versorgungsstrukturen im Gesund- 
heitswesen 

— Verbesserung des gesundheitspolitischen Steue- 
rungsinstrumentariums 

— Verbesserung der Datenlage, der Information 
und Dokumentation im Gesundheitswesen. 

In diesem Rahmen setzt der Bund auch seine Zusam- 
menarbeit mit den Ländern im Bereich der Kranken- 
hausforschung fort. Es geht dabei vor allem um ver- 
besserte wissenschaftliche Grundlagen für erhöhte 
Wirtschaftlichkeit im Krankenhaus und um eine 
wirkungsvollere Krankenhausbedarfsplanung. 

Verslchertenauswers 

119- Nach der Reichsversidierungsordnung sind die 
Krankenkassen verpflichtet, für jeden Versicherten 
einen Versichertenausweis mit einer Versicherungs- 
nummer auszustellen. Damit soll der Krankenschein 
als Nachweis des Anspruchs auf Kassenleistungen 
abgelöst werden. Das Nähere wird der Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates bestim- 
men. Um ein solches Verfahren unter Praxisbedin- 
gungen zu erproben, wurde von April bis Dezember 
1977 im Kreis Rendsburg-Eckernförde ein Modell- 
versuch durchgeführt. Er soll Aufschluß darüber ge- 
ben, ob das bisher entwickelte Verfahren, der hier- 
für entworfene Versichertenausweis und die techni- 
schen Hilfsmittel den Anforderungen entsprechen. 
Ein neutraler Gutachter ist beauftragt worden, den 
Modellversuch zu beobachten, die Ergebnisse auszu- 
werten und dem Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung bis zum Ende des Jahres 1978 einen 
Bericht über Kosten und Nutzen eines Versicherten- 
ausweis-Verfahrens vorzulegen. Erst dann soll über 
eine generelle Einführung des Versichertenausweises 
entschieden werden. 

Bis zu diesem Zeitpunkt sollen auch Aufbau und 
Verwendung einer Versichertennummer festgelegt 
werden, wobei Datenschutzüberlegungen einen brei- 
ten Raum einnehmen werden. 
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IV. Weiterentwicklung der Sozialen Sicherung 


120 . Die in den vorangegangenen Abschnitten dar- 
gestellten aktuellen Entwicklungen in der gesetz- 
lichen Kranken- und Rentenversicherung sind auch 
im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung in an- 
deren Bereichen der Sozialen Sicherung und der 
Sozialen Hilfen zu sehen; denn vielfältige Verbin- 
dungen und Abhängigkeiten machen die einzelnen 
Leistungen und Dienste zu einem Gesamtsystem der 
Sozialen Sicherung, das ein wesentlicher Bestandteil 
der gesellschaftlichen Ordnung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ist. Es sichert den Mitgliedern der 
Gesellschaft, die vorübergehend nicht oder nicht 
mehr erwerbstätig sein können, ein in der Regel 
ausreichendes Einkommen und läßt sie am allge- 
meinen Einkommenszuwachs teilhaben, stärkt den 
Lebensstandard einkommenschwacher Gruppen und 
gleicht Belastungen in besonderen Lebenslagen aus, 
beugt durch Vorsorgeleistungen den verschiedenen 
Gefährdungen vor und trägt aktiv zur Wiederein- 
gliederung in Gesellschaft und Beruf nach Schick- 
salsschlägen bei. 

Die Soziale Sicherung ist auch ein wirtschaftspoli- 
tisch relevanter Faktor, Durch Sachleistungen und 
Umverteilungsleistungen disponiert die Soziale Si- 
cherung über einen bedeutenden Teil des Volksein- 
kommens. Sie stärkt und stützt aber nicht nur die 
gesamtwirtschaftliche Nachfrage, z. B. in Zeiten kon- 
junktureller Schwäche, sondern tragt mit einer Reihe 
von Leistungen auch zur Stärkung der gesamtwirt- 
schaftlichen Produktivität und Leistungskraft bei, 
Insgesamt leistet das System unserer Sozialen Si- 
cherung einen zentralen Beitrag zum Wohlstand der 
Bevölkerung und einzelner Gruppen und zum sozia- 
len Frieden in der Bundesrepublik Deutschland. 

121 . Dieses System der sozialen Sicherung hat sich 
bewahrt; es soll weiter ausgebau! und verfeinert 
werden. Dabei soll auch ein gerechtes Verhältnis 
von Bettragsleistung und Sozialteistung erhalten 
und sichergestellt werden 

Uber die Wirkung der Transferleistungen auf die 
Einkommenslage der Haushalte, denen Renten- und 
Pensionsemkommen zufließen, wird die in der 
Regierungserklärung vom 16. Dezember 1976 an- 
gekündigte Sachverständigenkommission (Transfer- 
Enquete-Kommission) im Jahre 1978 einen ersten 
Zwischenbericht vorlegen. 

Sie erfüllt damit einen Teil ihres Auftrags, der darin 
besteht, 

— den Einfluß staatlicher Geldleistungen auf das 
verfügbare Einkommen der privaten Haushalte 
zu untersuchen und 

— Vorschläge zu einer besseren Abstimmung z. B. 
von Einkommensbegriffen oder -grenzen vor- 
zulegen. 


1. Sozialgesetzbuch 

122 . Die Bundesregierung hat es sich zur Aufgabe 
gemacht, das im Laufe der Zeit kompliziert und um- 
fangreich gewordene Recht der sozialen Sicherung 
zum Nutzen des einzelnen Burgers, aber auch der 
Verwaltung und der Rechtsprechung, zu verein- 
fachen und überschaubarer zu machen. Sie wird mit 
Unterstützung der von ihr berufenen Sozialgesetz- 
bu di- Kommission fortfahren, das in zahlreichen Ein- 
zelgesetzon zersplitterte Sozialrecht stufenweise in 
einem Sozia Ignsetzbuch zusammenzufassen und 2U 
harmonisieren. Die Ausbildungsförderung, die Ar- 
beitsförderung, die Sozialversicherung, die soziale 
Entschädigung, das Kindergeld, das Wohngeld, die 
Sozialhilfe, weiter aas gesamte Verwaltungsverfah- 
ren und die Beziehungen der Leistungsträger zuein- 
ander und zu Dritten werden in das Sozialgesetz- 
buch aufgenommen. 

123 . Der Allgemeine Teil des Sozialgesetzbuchs 
ist bereits 1976 in Kraft getreten; als zweite Stufe 
erlangten die „Gemeinsamen Vorschriften für die 
Sozialversicherung* im Juli 1977 Gesetzeskraft. 
Während der Allgemeine Teil dem gesamten Sozial- 
gesetzbuch vorangestellt ist, befassen sich die Ge- 
meinsamen Vorschriften für die Sozialversicherung 
mit der Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung. 
Sie beinhalten 

wichtige Begnflsbestimmungen; z. B. werden das 
Beschäftigungsverhaltnis als Grundlage der Ver- 
sicherungspf licht und das Arbeitsentgelt, Arbeits- 
einkommen und Gesamteinkommen als Grund- 
lage für Beiträge und Leistungen definiert; 

— Rahmenvorschriften über den Umfang der Ver- 
sicherung, die u. a. sicherstellen, daß Arbeitneh- 
mer, die im Ausland beschäftigt sind, den Schutz 
der deutschen Sozialversicherung behalten, auch 
wenn der Auslandsaufenthalt mehrere Jahre 
dauert; 

— Grundsätze des Beitragsrechts, z. B. über die Be- 
messung, Fälligkeit, Verjährung und Erstattung 
von Beitragen; 

— Bestimmungen über die Träger der Sozialver- 
sicherung (Verfassung, Haushalts- und Rech- 
nungswesen, Vermögen, Zusammensetzung und 
■Wahl der Selbstverwaltungsorgane, Rechtsauf- 
sichtl. 

124 . Im April 1978 hat die Bundesregierung den 
ersten Teil des für alle Bereiche des Sozialgesetz- 
buchs geltenden Verwaltungsverfahrensrechts als 
Gesetzentwurf eingebracht. Es hat zum Ziel, das 
zersplitterte Verfahren der Sozialverwaltung weit- 
gehend zu vereinheitlichen; dadurch wird die Tätig- 
keit der Verwaltung beschleunigt. Vor allem aber 
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soll die Rechtsstellung des Bürgers im Verfahren 
entscheidend gestärkt werden. 

Besonders hervorzuheben sind 
— - die Regelung über die Amtshilfe! 

— die Verfahrensgrundsätze, 

— die Vorschriften über die Rücknahme und den 
Widerruf von Verwaltungsakten und die Erstat- 
tung zu Unrecht erbrachter Leistungen! 

— die Bestimmungen zum öffentlich-rechtlichen Ver- 
trag, zu den Kosten! zur Zustellung und Voll- 
streckung. 

Der zweite Teil des Verwaltungsverfahrensrechts 
„Beziehungen der Leistungsträger zueinander und 
zu Dritten“ wird in der zweiten Hälfte des Jahres 
1978 als Gesetzentwurf vorgeiegL Er enthält u. a. 

— Vorschriften zur Verbesserung der Kooperation 
und Koordination zwischen den Leistungsträ- 
gern, 

— Regelungen über Ersatzansprüche zwischen den 
Leistungsträgern! gegenüber Arbeitgebern, Un- 
terhalts- und Schadenersatzpflichtigen, 

— Rangfolge- und Pauschalierungsregelungen. 

Die folgenden Schritte zur Schaffung eines Sozial- 
gesetzbudis sind die Einordnung der Unfallversiche- 
rung und des sozialen Entschädigungsrechts, 

2* Unfallversicherung 

125, Die Renten der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung und die Pflegegelder werden bei Veränderung 
der durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehalts- 
summe durch Gesetz angepaßt. Sie stiegen zum 
1. Januar 1977 um 7,0 v, H, und zum 1. Januar 1978 
um 7,4 v. H. 

Ebenso wie die Renten der gesetzlichen Renten- 
versicherung sollen die Renten und Pflegegelder aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung nach dem Ent- 
wurf des Einundzwanzigsten Rentenanpassungsge- 
setzes ab 1979 um 4,5 v, H, und ab 1980 und 1981 
um jeweils 4 v. H. erhöht werden. 

Vor dem Hintergrund der allgemeinen wirtsdiafts- 
und sozialpolitischen Situation sollen auch hier die 
realen Einkommenszuwäehse bei den Rentnern und 
bei den Erwerbstätigen stärker harmonisiert werden. 
Auch die Unfallrenten sind in der Vergangenheit 
stärker gestiegen als die verfügbaren Einkommen der 
Beschäftigten!. Es kommt hinzu, daß die ganz über- 
wiegende Zahl der Unfallrentner weiterhin im 
Arbeitsleben steht Ihre Unfallrenten würden also 
stärker steigen als ihre verfügbaren Arbeitseinkom- 
men, wenn man es bei dem bisherigen Anpassungs- 
verfahren beließe. Die vorgesdhlagene Regelung 
stellt sicher, daß auch die Unfallrentner weiterhin 
am wirtschaftlichen Wachstum teilhaben. 

Durch die gleiche Rentenanpassung in der Unfall- 
und Rentenversicherung wird außerdem vermieden 
daß in den Fällen, in denen eine Rente aus der Ren- 
tenversicherung mit einer Rente aus der Unfallver- 
sicherung zusammentrifft und teilweise ruht, der 
aus der Rentenversicherung zu zahlende Betrag stär- 


ker steigt als die übrigen Renten aus der Renten- 
versicherung, Würden die Unfallrenten mit höheren 
Sätzen angepaßt, erhielten diese Rentner nicht nur 
eine entsprechend erhöhte Unfallrente, sondern 
auch eine über die Anpassungssätze der Rentenver- 
sicherung hinausgehende höhere Leistung aus der 
Rentenversicherung; d, h. Rentner der gesetzlichen 
Rentenversicherung, die zugleich auch eine Unfall- 
rente beziehen, würden wegen der bestehenden An- 
rechnungsvorsdiriften besser gestellt als Rentner, 
die nur eine Rente aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung bekommen. Gleiche Anpassungssätze ver- 
hindern das Entstehen von Ungleichgewichten. 


3. Soziale Entschädigung — 
Kriegsopferversorgung 

12S, Mit der Schaffung des ersten Buches des 
Sozialgesetzbuchs sind die Kriegsopferversorgung 
und andere Leistungsbereiche, in denen das Bundes- 
versorgungsgesetz angewendet wird, als einheit- 
liches soziales Entschädigungsrecht zusammengefaßt 
worden. 

Danach hat jeder, der einen Gesundheitsschaden er- 
leidet, für dessen Folgen die staatliche Gemein- 
schaft in Abgeltung eines besonderen Opfers oder 
aus anderen Gründen nach versorgungsrechtlidien 
Grundsätzen einsteht, ein Recht auf die notwendi- 
gen Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung und Wie- 
derherstellung der Gesundheit und Leistungsfähig- 
keit. Dazu kommt für den Beschädigten und seine 
Hinterbliebenen ein Recht auf angemessene wirt- 
schaftliche Versorgung. In diesem Rahmen bildet die 
Kriegsopferversorgung zusammen mit anderen Ent- 
schädigungsgesetzen, die das Bundes Versorgungs- 
gesetz für anwendbar erklären, eine der Säulen des 
Sozialrechts, So umfaßt dieses Rechtsgebiet neben 
der Versorgung von Kriegsopfern insbesondere auch 
die der Wehr- und Zivildienstgeschädigten, der Impf- 
geschadigten und der Opfer von Gewalttaten, 


Rentenanpassungen 

127. Seit 1970 sind die Versorgungsbezüge dyna- 
misiert Sie folgen seitdem stets der allgemeinen 
Einkommensentwicklung. Vom Beginn dieser Rege- 
lung bis zur Anpassung am 1. Juli 1977 sind die 
Renten der Beschädigten, Waisen und Eitern um rd. 
139 v, H,, die der Witwen sogar um 158 v. H, ge- 
stiegen. Weil die Renten steuerfrei sind, liegt diese 
Erhöhung weit über dem Anstieg der Nettoeinkom- 
men der Beschäftigten im gleichen Zeitraum, 

128. Durdh das Neunte Gesetz über die Anpassung 
der Leistungen des Bundesversorgungsgesetzes vom 
Juni 1977 wurden die Renten im sozialen Entschädi- 
gungsrecht um durchschnittlich 9,9 v, H, erhöht. Die 
nächste Rentenanpassung ist, wie in der gesetzlichen 
Rentenversicherung, zum Januar 1979 vorgesehen. 
Damit bleibt der seit 1970 in der Rentenanpassung 
bestehende Verbund zwischen gesetzlicher Renten- 
versicherung und sozialer Entschädigung erhalten. 
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129. Es ist weiterhin sichergestellt, daß die Be- 
zieher von Renten nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz an der allgemeinen Einkommensentwicklung 
teilhaben. 

Nach dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Entwurf des Einundzwanzigsten Rentenanpassungs- 
gesetzes sollen die Renten aus der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung zum 1. Januar 1979 um 4,5 v. H. und 
zum 1. Januar 1980 und 1981 um jeweils 4 v. H. er- 
höht werden. 

Da sich die Anpassung der Versorgungsbezüge nach 
dem Bundesversorgungsgesetz nach dem Vomhun- 
dertsatz richtet, um den die Renten aus der Arbeiter- 
rentenversicherung verändert werden, sollen nach 
dem von der Bundesregierung gleichzeitig einge- 
brachten Entwurf eines Zehnten Gesetzes über die 
Anpassung der Leistungen des Bundesversorgungs- 
gesetzes die Renten der Kriegsopfer im gleichen 
Umfang steigen. Ab 1982 sollen sich die Renten- 
anpassungen in der Kriegsopferversorgung, wie in 
der Rentenversicherung, wieder an der Entwicklung 
der Bruttolöhne und -gehälter orientieren. 


Strukturelle Leistungsverbesserungen 

130. Neben der allgemeinen Rentenanpassung 
sieht der Entwurf des Zehnten Anpassungsgesetzes 
strukturelle Leistungsverbesserungen und eine Über- 
arbeitung des Rechts der Kriegsopferfürsorge vor. 
Dabei soll u. a. auch eine größere Eigenständigkeit 
der Kriegsopferfürsorge gegenüber dem Recht der 
Sozialhilfe erreicht werden. 

Bei den von der Bundesregierung vorgeschlagenen 
Leistungsverbesserungen handelt es sich insbeson- 
dere um folgende Maßnahmen: 

— Ausdehnung des Anspruchs auf Berufsschadens- 
ausgleich auf rentenberechtigte Beschädigte mit 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um weni- 
ger als 50 v. H.; 

— Beseitigung des Höchstbetrags beim Berufsscha- 
densausgleich für Beschädigte und beim Scha- 
densausgleich für Witwen; 

— Aktualisierung des Vergleichseinkommens beim 
Berufsschadensausgleich und beim Schadensaus- 
gleich; 

— Erhöhung der Beihilfen für Hinterbliebene von 
erwerbsunfähigen Beschädigten; 

— Einbeziehung auch der Eltern in die Kriegsopfer- 
fürsorge, die wegen der Höhe ihres Einkommens 
keine Elternrente beziehen; 

— Lockerung der Kausalitätsvoraussetzungen in der 
Kriegsopferfürsorge; 

— Neubestimmung der Einkommensgrenzen für Lei- 
stungsansprüche in der Kriegsopferfürsorge. 

Die Mehraufwendungen des Bundes für die Renten- 
anpassung und die strukturellen Leistungsverbesse- 
rungen in der Kriegsopferversorgung werden im 
Jahre 1979 rd. 550 Millionen DM betragen. 


4. Rehabilitation — 

Eingliederung der Behinderten 

131. Die Bemühungen der Bundesregierung um 
mehr soziale Gerechtigkeit für alle Mitbürger haben 
in den letzten Jahren auch für die Behinderten zu 
wesentlichen Fortschritten geführt. Das Verständ- 
nis in der Bevölkerung für ihre Probleme wächst. 
Hindernisse, die ihrer Teilnahme am wirtschaft- 
lichen und sozialen Leben entgegenstehen, werden 
nach und nach beiseitegeräumt. Das Aktionspro- 
gramm der Bundesregierung zur Förderung der Re- 
habilitation der Behinderten und seine Unterstüt- 
zung durch die Länder, die Rehabilitationsträger, die 
Organisationen der Freien Wohlfahrtspflege und der 
Behinderten haben dazu entscheidend beigetragen. 

Die Bundesregierung wird diesen Weg fortsetzen. 
Auf der Grundlage des „Aktionsprogramms Rehabi- 
litation“ wird sie auch künftig mit allen Kräften der 
Gesellschaft Zusammenarbeiten, um die Situation 
der Behinderten weiter zu verbessern. 

In der vergangenen Legislaturperiode sind die ge- 
setzlichen Grundlagen der Rehabilitation entschei- 
dend verändert und verbessert worden. Jetzt gilt es, 
die neuen gesetzlichen Bestimmungen wirksam an- 
zuwenden. 


Schwerbehindertengesetz 

132. Durch das Schwerbehindertengesetz ist er- 
reicht worden, daß alle Schwerbehinderten unab- 
hängig von Art und Ursache der Behinderung im 
Arbeitsleben geschützt sind. Die Regelungen des 
Schwerbehindertengesetzes müssen jetzt durch den 
Erlaß der im Gesetz vorgesehenen Rechtsverord- 
nungen ergänzt werden. 

Dabei muß sichergestellt werden, daß die Mittel 
der Ausgleichsabgabe, die von den Arbeitgebern 
für nicht besetzte Schwerbehindertenpflichtplätze zu 
entrichten ist, nach einheitlichen Grundsätzen ver- 
wendet werden. Die Mittel sollen vor allem für die 
Schaffung und Bereitstellung von Arbeits- und Aus- 
bildungsplätzen für Schwerbehinderte, begleitende 
Hilfen im Arbeitsleben und den weiteren Ausbau 
von Einrichtungen der Rehabilitation, insbesondere 
der Werkstätten für Behinderte und zugeordnete 
Wohnanlagen, eingesetzt werden. 

Hierzu hat die Bundesregierung im März 1978 eine 
Verordnung, die Ausgleichsabgabeverordnung, be- 
schlossen, die voraussichtlich Mitte des Jahres in 
Kraft treten wird. 

133. Die Werkstätten haben die Aufgabe, für Be- 
hinderte, denen der allgemeine Arbeitsmarkt nicht 
zugänglich ist, angemessene berufsfördernde Maß- 
nahmen durchzuführen und angepaßte Dauerarbeits- 
plätze zur Verfügung zu stellen. Durch eine weitere 
Rechtsverordnung der Bundesregierung soll Näheres 
über die fachlichen Anforderungen an solche Ein- 
richtungen und über das Verfahren zu ihrer An- 
erkennung bestimmt und damit ihre bundeseinheit- 
liche Ausrichtung erreicht werden. Es geht dabei 
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um rcL 250 Einrichtungen nuL etwa 35 000 Plätzen, 
Mittelfristig wird mit einem Bedarf von rd, ßO 000 
Platzen gerechnet. 

134 * Das Schwer behmdertengesetz verpflichtet Ar- 
beitgeber, die über mindestens 16 Arbeitsplätze 
verfügen, auf wenigstens 6 v. H. dieser Plätze 
Schwerbehinderte zu beschäftigen. Die Bundesregie- 
rung hat die Möglichkeit, diesen Prozentsatz durch 
Rechtsverordnung dem tatsächlichen Bedarf an Ar- 
beitsplätzen für Schwerbehinderte anzu passen oder 
die Ausgleichsabgabe bei Arbeitgebern mit weniger 
als 30 Arbeits- und Ausbildungsplätzen für einen 
bestimmten Zeitraum herahzusctzen oder zu erlas- 
sen. Sie prüft, ob Klein- und Mittelbetrieben die 
Ausgleichsabgabe herabgesetzt oder erlassen wer- 
den kann, ohne daß dadurch die Eingliederung 
Schwerbehinderter in Arbeit gefährdet wird. 


Vergünstigungen für Behinderte 

135 * Das Schwerbehinderlengesetz, enthält den Auf- 
trag, die Vorschriften über Vergünstigungen für 
Behinderte so zu gestalten, daß Art und Schwere 
der Behinderung unabhängig von der Ursache Rech- 
nung getragen wird. 

Die Bundesregierung wird das hierzu Notwendige 
veranlassen. Sie prüft z, Z, im Benehmen mit den 
Bundesländern insbesondere die finanziellen Mög- 
lichkeiten. 

136 * Zur Sicherung der beruflichen und sozialen 
Eingliederung ehemaliger Bergleute, die nach lang- 
jähriger Untertagearbeit diese Tätigkeit nicht mehr 
ausüben können, wird die Bundesregierung den 
Entwurf eines ßundesgesetzes über einen ßerg- 
mannsversorgungsschein vorlegen. Derzeit gibt es 
in einigen Bundesländern entsprechende Landesge- 
setze. Durch das Bundesgesetz sollen die Voraus- 
setzungen für den Bergmannsversörgungssdiem ver- 
einheitlicht und die Inanspruchnahme der damit 
verbundenen Rechte im gesamten Bundesgebiet er- 
möglicht werden. 


Rehabilitationsangleichungsgesetz 

137 t Die Bundesregierung wird darauf hinwirken, 
daß die Ziele des Rehabilitationsangleidumgsgcset- 
zes erreicht werden, Leistungen zur Rehabilitation 
müssen umfassend, nach einheitlichen Grundsätzen 
und ohne nachteilige Wartezeiten erbracht werden, 
Zur Verbesserung der Zusammenarbeit der Rehabi- 
litationsträger und zur weiteren Harmonisierung der 
Leistungen bedarf es noch ergänzender Regelungen. 
Die Bundesregierung hat daher auch vorgeschlagen, 
die Verfahrensvorschriften des Rehabilitationsan- 
gleichungsgeselzes auch auf die Eingliederungshiire 
nach dem Bundessozialhilfegesetz zu erstredken. 

Information und Beratung der Behinderten vor allem 
auch bei stationärer Unterbringung sind zu inten- 
sivieren. Im Leistungsbereich wird vor altem ange- 


strebt, die Grundsätze für Kraftfahrzeughilfen und 
den Behindertensport zu vereinheitlichen. 


Koordinierung der Rehabilitation 

138. Das gegliederte System der Rehabilitation und 
die Vielzahl der beteiligten Stellen machen die Ko- 
ordinierung zu einer wichtigen Aufgabe, die die 
Bundesregierung auch künftig in partnerschaftlicher 
Zusammenarbeit mit allen beteiligten Stellen wahr- 
nehmen wird Der beim BundesminisLer für Arbeit 
und Sozialordnung errichtete Beirat für die Rehabili- 
tation der Behinderten bildet hierfür die geeignete 
Basis, In diesem Gremium arbeiten Fachleute aus 
allen Bereichen der beruflichen Rehabilitation zu- 
sammen und unterstützen die Bundesregierung bei 
der Abstimmung von Maßnahmen der Arbeits- und 
Berufsförderung Behinderter, 


Beschäftigung Schwerbehinderter 

139 * Mil dem ersten H San derprog ramm des Bundes 
und der Länder zur verstärkten Bereitstellung von 
Arbeits- und Ausbildungsplätzen für Schwerbehin- 
derte" , das bis September 1977 riurchgeführ wurde, 
konnten ca. 8 700 arbeitslose Schwerbehinderte wie- 
der in das Arbeilsleben eingegiiedert werden. Für 
dieses Programm standen 100 Millionen DM aus 
den Mitteln der Ausgleichsabgabe nach demSchwej- 
behmdertengesetz zur Verfügung. 

Im Jahre 1978 wird wiederum mü einem Aufwand 
von 100 Millionen DM aus Mitteln der Ausgleichs* 
abgabe ein 2 . Sonderprogramm durchgeführl, um die 
zusätzliche Bereitstellung von Arbeits- und Ausbil- 
dungsplätzen für Schwerbehinderte zu fördern (vgl. 
Tz. 15). 

Die Bundesregierung wird sich außerdem besonders 
dafür Einsetzen* daß die Pflicht zur Beschäftigung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Dienst erfüllt 
wird. Sie wird prüfen, ob und ggf. welche Maßnah* 
men vorgeschlagen werden können, die die Einstel- 
lung Schwerbehinderter in den öffentlichen Dienst 
erleichtern. 


Berufliche Bildung Behinderter 

140 * Die qualifizierte berufliche Bildung Behindere 
ter ist eine der wichtigsten Voraussetzungen für 
ihre Eingliederung in die Gesellschaft. Alle Mög- 
lichkeiten, auch Schwerbehinderten die allgemeinen 
Ausbildimgsberufe zugänglich zu machen, müssen 
ausgeschöpft werden. Vor allem ist es notwendig, 
ein ausreichendes Angebot an Förderlehrgängen zu 
schaffen* um behinderte Jugendliche zur Berufs- 
reife zu führen. Es sind aber auch besondere Aus- 
bildungsregelungen für die Behinderten zu schaffen* 
die nur auf diese Weise eine Berufsausbildung er- 
hallen können. Die Bundesregierung sieht es als 
dringlich an* bundeseinheitlidie Grundsätze für den 
Erlaß solcher Allsbildungregelungen zu entwickeln 
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Aufbau eines Systems von 
Rehabilitationseinrichtungen 

141. Die Bundesregierung sieht es als wichtige 
Aufgabe an, daß den Behinderten geeignete Rehabi- 
litationseinrichtungen in ausreichender Zahl zur 
Verfügung gestellt werden. 

142. Im Rahmen der beruflichen Rehabilitation 
geht es darum, geeignete Ausbildungs- und Um- 
schulungsplätze zu schaffen und Beschäftigungsplätze 
für diejenigen Schwerbehinderten einzurichten, de- 
nen der allgemeine Arbeitsmarkt verschlossen ist. 

Das bedeutet im einzelnen: 

— Die Errichtung der geplanten 21 Berufsförde- 
rungswerke mit rd. 12 000 Ausbildungsplätzen 
für die Umschulung behinderter Erwachsener 
wird in Kürze abgeschlossen. 

— Für die Ausbildung behinderter Jugendlicher 
sollen rd. 10 000 Plätze in Berufsbildungswerken 
geschaffen werden. Bei den weiteren Planungen 
sollen vor allem die Abgänger von Sonderschulen 
für Lernbehinderte berücksichtigt werden, soweit 
sie wegen ihrer Behinderung an den allgemeinen 
Ausbildungsstätten keine Berufsausbildung er- 
halten können. 

— Das Netz von Werkstätten für Behinderte soll 
weiter ausgebaut werden, um mehr Beschäfti- 
gungsplätze für die Schwerbehinderten zu schaf- 
fen, denen wegen der Art und Schwere ihrer 
Behinderung der allgemeine Arbeitsmarkt ver- 
schlossen ist. 

— Für Schwerbehinderte, die wegen ihrer Behinde- 
rung auf besondere Unterbringung angewiesen 
sind, sollen Wohnheimplätze in ausreichender 
Zahl geschaffen werden. Durch Erprobung ver- 
schiedener Modelle soll eine Form von Wohnan- 
lagen gefunden werden, die den Bedürfnissen 
der Schwerbehinderten am besten entspricht. 

Neben dem quantitativen Ausbau von Rehabili- 
tationseinrichtungen wird die fachliche Fortentwick- 
lung im Vordergrund stehen. Für Aufbau und Be- 
trieb der verschiedenen Arten von Rehabilitations- 
einrichtungen sollen verbindliche Grundsätze aufge- 
stellt werden. Ergänzend zu den bisher für die Fi- 
nanzierung von Rehabilitationseinrichtungen zur 
Verfügung stehenden Mitteln werden künftig auch 
Mittel der Ausgleichsabgabe nach dem Schwerbe- 
hindertengesetz zur Verfügung stehen. 

Die Bundesregierung wird den beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung gebildeten „Aus- 
gleichsfonds für überregionale Maßnahmen zur Ein- 
gliederung Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf und 
Gesellschaft" für diese Zwecke einsetzen. 

143. Im medizinischen Bereich der Rehabilitation 
gilt es vor allem, Behinderte bereits zu Beginn oder 
während der medizinischen Behandlung auch auf 
ihre soziale und berufliche Eingliederung vorzube- 
reiten. 


Die Bundesregierung wird daher im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit auch Einrichtungen der medizinischen 
und sozialen Rehabilitation fördern. Es besteht noch 
ein dringender Bedarf an Rehabilitationseinrichtun- 
gen zur Früherkennung und Frühbehandlung und für 
besondere Krankheits- und Behinderungsarten. 
Durch die Errichtung oder Förderung von mehreren 
Früherkennungs- und Behandlungszentren, u. a. in 
Bonn, München und Mainz, hat die Bundesregie- 
rung wegweisende Beispiele für die Schaffung ent- 
sprechender Zentren in anderen Orten gegeben. Für 
seelisch Kranke und geistig Behinderte werden in 
Zukunft besonders Ubergangsheime, beschützende 
Wohngruppen und Tagesstätten von Bedeutung 
sein. Solche Einrichtungen können in vielen Fällen 
den Weg zur Selbständigkeit und zur Eingliederung 
in Beruf und Familie wesentlich erleichtern. 


Hilfswerk für behinderte Kinder 

144. In den Jahren 1972 bis 1974 sind zur finan- 
ziellen Ausstattung der Stiftung „Hilfswerk für be- 
hinderte Kinder" 100 Millionen DM aus dem Bun- 
desaushalt zur Verfügung gestellt worden. 

Um eine einmalige Erhöhung der Rentenleistungen 
zu ermöglichen, sind der Stiftung 1976 weitere 50 
Millionen DM zugewiesen worden. Aus dem Stif- 
tungsvermögen wurden bis Ende 1977 für rd. 2 600 
contergangeschädigte Kinder Leistungen in Höhe 
von rd. 125 Millionen DM erbracht. Daneben hat die 
Stiftung im gleichen Zeitraum über 28 Millionen 
DM bereitgestellt, um Behinderten, vor allem im 
Alter unter 21 Jahren, Hilfen zu gewähren und ihre 
Eingliederung in die Gesellschaft zu fördern. 


5. Soziale Sicherung der selbständigen 
Künstler und Publizisten 

145. Die soziale Sicherung der selbständigen 
Künstler und Publizisten ist teilweise unzureichend. 
Die Einbeziehung der Künstler und Publizisten in 
die soziale Sicherung für das Alter und im Krank- 
heitsfall ist daher Gegenstand eingehender Bera- 
tungen der Bundesregierung. Eine der besonderen 
Situation dieses Personenkreises angemessene ge- 
setzliche Regelung erfordert hinsichtlich der Finan- 
zierung noch eine weitere Prüfung verfassungsrecht- 
licher Fragen. In diesem Zusammenhang wird auch 
die noch ausstehende Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts zur Abgabe nach dem Ausbildungs- 
platzförderungsgesetz zu würdigen sein. 


6. Datenschutz im Bereich 
der sozialen Sicherung 

146. Mit der zunehmenden Verbreitung der auto- 
matischen Datenverarbeitung und ihren technischen 
Möglichkeiten, Informationen aufzunehmen, zusam- 
menzuführen und weiterzugeben, wuchs auch die 
Gefahr des Mißbrauchs personenbezogener Daten. 
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Das Bundesdatenschutzgesetz vom Januar 1977 soll 
dem entgegenwirken. Seme Vorschriften sind wegen 
des weiten Geltungsbereichs des Gesetzes jedoch 
nicht gegeignet, den besonderen Datenschutzerfor- 
dernissen aller Anwendungsgebiete der automati- 
schen Datenverarbeitung voll zu entsprechen. Auch 
für die Bereiche Arbeit und soziale Sicherung sind 
ergänzende Vorschriften erforderlich. Hier werden 
in besonders großem Maße persönliche Daten erfaßt, 
deren uneingeschränkte und unkontrollierte Ver- 
wertung sich auf den Betroffenen, aber auch für die 
Allgemeinheit sehr nachteilig auswirken kann. Der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung des Deut- 
schen Bundestages hat daher bei der Beratung des 
Bundesdatenschutzgesetzes die Bundesregierung auf- 


gefordert, für den Bereich der sozialen Sicherung 
ergänzende Vorschriften zum Datenschutz zu schaf- 
fen und dabei die Empfehlungen der Sachverständi- 
genkommission zur Weiterentwicklung der sozialen 
Krankenversicherung zu berücksichtigen. Diese Vor- 
schriften werden zur Zeit vorbereitet. Sie sollen vor 
allem auch einen einheitlichen Datenschutz für Bund 
und Länder auf dem Gebiet der sozialen Sicherung 
gewährleisten. Zu regeln sind dabei zum Beispiel 
technische und organisatorische Maßnahmen zum 
Datenschutz und die Erteilung von Auskünften über 
gespeicherte Gesundheitsdaten an die Betroffenen. 
Mit diesen besonderen Vorschriften soll ein weite- 
rer Schritt auf dem Weg zu einem wirkungsvollen 
System des Datensdiutzes getan werden. 


V. Sozialhilfe, Hilfen für besondere Gruppen 


1. Sozialhilfe 

147. Die Sozialhilfe will Personen, die in eine Not- 
lage geraten sind, ein menschenwürdiges Leben 
sichern, wenn sie sich nicht selbst helfen können 
oder keine oder nicht ausreichende Leistungen von 
anderen Trägern unseres Systems der sozialen Si- 
cherung erhalten können. Sie versteht sich in erster 
Linie als Hilfe zur Selbsthilfe und kann in persön- 
licher Hilfe und in Geld- und Sachleistungen be- 
stehen. 

Die Bedeutung der Sozialhilfe hat auch zu Beginn 
der 8. Legislaturperiode weiter zugenommen. Die; 
Sozialhilfe hat sich in einer Zeit, die von schwieri- 
gen gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
gekennzeichnet ist, ihrer Aufgabe entsprechend als 
Auffangnetz im System der sozialen Sicherung be- 
währt. 

Diese Feststellung macht zugleich die Abhängigkeit 
der Gewährung von Sozialhilfeleistungen von Fak- 
toren deutlich, die nicht im Sozialhilfebereich, son- 
dern im gesamtwirtschaftlichen Bereich liegen. Das 
gilt auch für die Gewährung von Sozialhilfe bei 
Anstaltsunterbringung. Hier hat der Anstieg der 
personalkostenintensiven Pflegesätze zu einer er- 
heblich verstärkten Inanspruchnahme von Sozial- 
hilfe geführt- Außer den genannten Faktoren haben 
auch der Abbau von Vorbehalten in der Bevölke- 
rung gegen die Inanspruchnahme von Sozialhilfe 
durch eine verbesserte Öffentlichkeitsarbeit und 
die Leistungsverbesserungen der Dritten Novelle 
zum Bundessozialhilfegesetz dazu beigetragen, daß 
sich sowohl die Zahl der Hilfeempfänger als auch 
der finanzielle Aufwand erhöht haben. Im Jahre 
1976 erhielten ca. 2.1 Millionen Personen Sozial- 
hilfeleistungen in Höhe von rd. 9,6 Mrd. DM. Mehr 
als ein Fünftel der Gesamtausgaben waren aller- 
dings durch Einnahmen in Form von Rückzahlungen 
und Kostenersatz Dritter gedeckt. Etwa ein Viertel 


der Hilfeempfänger lebte in Anstalten. Infolge des 
überproportionalen Anstiegs der Unterbringungs- 
kosten mußten rd. 56 v. H. der Gesamtausgaben für 
diesen Personenkreis aufgewendet werden. Nicht 
zuletzt im Hinblick auf die starke finanzielle Be- 
lastung der Sozialhilfe durch die Pflegekosten in 
den Anstalten prüft eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
die Probleme, die im Zusammenhang mit der Pflege- 
bedürftigkeit auftreten (vgl. auch Tz. 1 14). 

148. Unter dem Eindruck des starken Anstiegs der 
Sozialhilfeaufwendungen ist insbesondere von sei- 
ten der Kommunalen Spitzenverbände als Interes- 
senvertreter der örtlichen Träger der Sozialhilfe, 
aber auch von Landerseite die Forderung nach ko- 
stendämpfenden gesetzgeberischen Maßnahmen er- 
hoben worden. Darüber hinaus liegen der Bundes- 
regierung aus Fachkreisen zahlreiche Vorschläge 
für strukturelle Änderungen des Sozialhilferechts 
vor. Die Bundesregierung beabsichtigt, in der lau- 
fenden Legislaturperiode den Entwurf eines Ände- 
rungsgesetzes zum Bundessozialhilfegesetz vorzule- 
gen. Dabei wird zu berücksichtigen sein, daß die 
stärkere Inanspruchnahme von Sozialhilfe in den 
vergangenen Jahren und auch noch in der Gegen- 
wart und die daraus sich ergebende erhöhte Bela- 
stung der Haushalte der Länder der besonderen 
Aufgabe der Sozialhilfe im Gesamtsystem der sozia- 
len Sicherheit entspricht. Die Gewährleistung aller 
an der Würde des Menschen orientierten fürsorge- 
rischen Hilfen darf nach Auffassung der Bundesre- 
gierung auch in Krisenzeiten nicht in Frage ge- 
stellt werden. Das schließt Korrekturen des gelten- 
den Rechts nicht aus. wo sie von der Sache her ge- 
boten sind. 

2. Hilfen für ältere Menschen 

149. Bund, Länder und Gemeinden bieten alteren 
Menschen vielfältige Hilfen an, die sie befähigen 
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sollen, weiterhin aktiv am Leben in der Gemein- 
schaft leilzunehmen. Die Hilfsmaßnahmen zielen in 
erster Linie darauf ab, die Selbständigkeit der älte- 
ren Mitbürger so lange wie möglich zu erhalten und 
sie in der ihnen vertrauten Umgebung zu belassen. 
Bei Pflegebedürftigkeit sollen moderne Einrichtun- 
gen den Heimbewohnern helfen, ihre Kräfte und 
Fähigkeiten nach Möglichkeit wiederzugewinnen. 

Mit den Mitteln zur „Förderung gesellschaftspoli- 
tischer Maßnahmen für die ältere Generation“ wer- 
den weiterhin Zuwendungen für Modelleinrichtun- 
gen, zentrale Einrichtungen und Maßnahmen, For- 
schungsvorhaben, Informationsschriften und über- 
örtliche Einrichtungen im Zonenrandgebiet finan- 
ziert. 

Darüber hinaus werden im Rahmen des Programms 
„Förderung des Wohnungsbaus für alte Menschen“ 
Finanzhilfen zur Verfügung gestellt. 

Auch die Förderung sozialer Dienste im Rahmen 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zielen insbe- 
sondere auch auf Hilfen für ältere Menschen (vgl. 
Tz. 17). 

Das 1973 gegründete Deutsche Zentrum für Alters- 
fragen soll vorhandene Erkenntnisse über die Pro- 
bleme des Alters und des Alterns sammeln, für die 
Praxis auswerlen, neues Wissen erarbeiten und in 
geeigneter Weise verbreiten. Es hat auch die Auf- 
gabe, die gerontologische Forschung zu verstärken 
und auf eine bessere Zusammenarbeit zwischen For- 
schung und Praxis hinzuwirken. So führt es z. B 
einen Betriebsvergleich in Einrichtungen der Alten- 
hilfe durch. Ferner sollen in einem größeren For- 
schungsprojekt neuere Erkenntnisse zur Frage der 
Altenbildung gesammelt und Methoden hierzu ent- 
wickelt werden. 

150. Aufgrund des Heimgesetzes wurden und wer- 
den weitere Schritte zur Verbesserung der Situation 
von Heimbewohnern unternommen. Um die Wah- 
rung ihrer Interessen zu gewährleisten, sollen die 
Bewohner an Entscheidungen über Angelegenheiten 
des inneren 1 Ieimbetriebes beteiligt werden. Zu die- 
sem Zweck sieht die im August 1976 in Kraft ge- 
tretene Heimmitwirkungsverordnung die Bildung 
von Heimbeiräten vor. 

Die Lage der Heimbewohner soll ferner durch die 
im Januar 1978 erlassene Verordnung über bauliche 
Mindestanforderungen für Alterrheime, Altenwohn- 
heime und Pflegeheime für Volljährige verbessert 
werden. Eine besondere Verordnung über perso- 
nelle Ausstattung dieser Heime wird vorbereitet. 

3. Eingliederung von Aussiedlem 
und Zuwanderern 

151. Im Jahre 1977 kamen rd. 54 000 Aussiedler 
aus den ost- und südosteuropäischen Staaten, ins- 
besondere aus der Volksrepublik Polen, und rd. 
12 000 Zu wanderer aus der DDR in die Bundesrepu- 
blik Deutschland. Von diesen insgesamt rd. 66 000 
Personen waren rd. 33 000 jünger als 35 Jahre. 


Die Bundesregierung hat im Mai 1976 folgendes 
Programm für die Eingliederung von Aussiedlem 
und Zuwanderem beschlossen: 

— Schaffung von Wohnraum und Gewährung von 
Einrichtungsdarlehen i 

— Überwindung der Sprachschwierigkeiten durch 
großzügige Sprachfbrderungsmaßnahmen auch 
für solche Aussiedler, die keine Berufstätigkeit 
anstreben; 

— Beschleunigung und Vereinfachung der Aner- 
kennung von Ausbtldungsgängen und Befähi- 
gungsnachweisen ; 

— Qualifikationsgerechte Vermittlung von Arbeit 
und Beratung durch Fachkräfte, die mit den Pro- 
blemen der Aussiedler vertraut sind; 

— Hilfen zur Gründung von selbständigen Existen- 
zen; 

— Besondere Maßnahmen zur gesellschaftlichen 
Eingliederung jugendlicher Aussiedler; 

— Verstärkte individuelle Betreuung in den Fami- 
lien, insbesondere durch Vermittlung von Paten- 
schaften; 

— Wecken von Verständnis in der Öffentlichkeit. 

Dieses Programm wird im engen Zusammenwirken 
mit den Ländern, Kirchen, Wohlfahrtsverbanden und 
Vertriebenenorganisationen fortgefuhrt, um den 
Aussiedlern das Hineinfinden in die neue Lebens- 
situaLion zu erleichtern. Dabei kommt den folgen- 
den Maßnahmen besondere Bedeutung zu. 

152. Der Bund stellt seit 1953 im Rahmen des all- 
gemeinen sozialen Wohnungsbaus über die Grund- 
förderung hinaus jährliche Finanzhilfen für den 
Wohnungsbau für Aussiedler und Zuwanderer zur 
Verfügung. Im Jahre 1978 werden hierfür rd. 273 
Millionen DM bereitgestellt. 

Aussiedler und Zu wanderer, die seil dem 1. Januar 
1974 im Bundesgebiet emgetroffen sind und sich 
noch in Lagern, Ubergangswohnheimen oder sonsti- 
gen notdürftigen vorläufigen Unterkünften aufhal- 
ten, können zinsverbilligte Einrichtungsdarlehen be- 
antragen. Zum erstmaligen Bezug einer angemes- 
senen Wohnung können Einrichtungsdarlehen bis 
zu einem Höchstbetrag von 10 000 DM gewährt 
werden. Bis zum 15. März 1978 wurden rd. 23 000 
Einrichtungsdarlehen mit einem Nennbetrag von rd. 
129 Millionen DM bewilligt. 

153. Alle Aussiedler können Sprachförderungs- 
maßnahrnen in Anspruch nehmen. Nach der Verord- 
nung über die Förderung der Teilnahme von An- 
siedlern an Deutsch-Lehrgängen von Juli 1976 er- 
halten Arbeitnehmer, die zu ihrer beruflichen Ein- 
gliederung der Einführung in die deutsche Sprache 
bedürfen und an einem ganztägigen Unterricht teil- 
nehmen, ein Unterhaltsgeld in Höhe von 80 v. H. 
des erzielbaren Verdienstes,* alle Nebenkosten wer- 
den erstattet. Im ersten Halbjahr 1977 sind rd. 7 000 
Personen in Deutsch-Lehrgänge eingetreten. Eine 
Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und 
der Bundesanstalt für Arbeit über die Förderung 
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von Deutsch-Lehrgängen für Aussiedler von Juli 
1976 ermöglicht auch nichterwerbstätigen Erwachse- 
nen. also vor allem Hausfrauen und Rentnern, 
kostenlos an Deutsch-Lehrgängen teilzunehmen. Dar- 
über hinaus erhalten Personen bis zu 35 Jahren, die 
zu ihrer schulischen und beruflichen Eingliederung 


oder zur Fortsetzung ihrer Ausbildung an Deutsch- 
Lehrgängen teilnehmen, Beihilfen im Rahmen des 
sog. Garantiefonds des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit. Die Mittel des sog. Garan- 
tiefonds wurden von rd. 16 Millionen DM irn Jahre 
1972 auf 98 Millionen DM im Jahre 1977 erhöht. 


VI. Verbesserung der Arbeitsbedingungen und Arbeitsbeziehungen 


154- Die derzeitige Situation auf dem Arbeitsmarkt 
und die Bemühungen um die Wiedererlangung der 
Vollbeschäftigung haben andere Probleme der Ar- 
beitswell etwas in den Hintergrund treten lassen. Es 
vollziehen sich tiefgreifende Veränderungen in die- 
sem Bereich, so daß Maßnahmen zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen und Arbeitsbeziehungen 
nach wie vor große Bedeutung zukommt. 

Im Rahmen der gesamten Erwerbstätigkeit in der 
Bundesrepublik nimmt der Anteil der abhängig Be- 
schäftigten stetig zu. Zur Zeit beträgt er bereits 
rd. 85 v. H. Gleichzeitig haben sich die Anforde- 
rungen an die Arbeitnehmer durch veränderte For- 
men industrieller Arbeit erheblich gewandelt. An 
die Stelle physischer Belastungen ist weitgehend 
psychische Anspannung getreten. 

Die Einstellung der Arbeitnehmer zur Arbeitswelt 
hat sich außerdem stark geändert. Das Bedürfnis, auf 
die Bedingungen der Arbeit als bestimmendem Fak- 
tor für die gesamte Lebenssituation mehr Einfluß zu 
nehmen, hat erheblich zugenommen. Davon gehen 
die Bestrebungen der Bundesregierung aus, die 
Rechte der Arbeitnehmer im ArbeiLsleben zu ver- 
bessern und zur humaneren Gestaltung der Arbeits- 
bedingungen beizutragen. Außerdem ist es ein 
grundlegendes Ziel der Bundesregierung, die Unfall- 
gefahren am Arbeitsplatz weiter abzubauen. 


1. Mitbestimmung 

155. Die Mitbestimmung ermöglicht den Arbeit- 
nehmern, an den Planungen und Entscheidungspro- 
zessen in den Großunternehmen aller Wirtschafts- 
zweige als grundsätzlich gleichberechtigte und mit- 
verantwortliche Partner der Anteilseigner teilzu- 
nehraen. 

Das Mitbestimmungsgesetz ist seit Juli 1976 in Kraft. 
Bis Juni dieses Jahres sind in den unter das Gesetz 
fallenden Unternehmen die Aufsidilsräte nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes zu wählen. Sie setzen 
sich aus einer gleichen Anzahl von Vertretern der 
Arbeitnehmer und der Anteilseigner zusammen. 
Dadurch ist die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
erheblich erweitert worden; es bleibt allerdings ins- 
besondere durch das Zweitslimmrecht des Aufsichts- 
ratsvorsitzenden den Anteilseignern im Aufsichts- 
rat weiterhin ein Übergewicht. 

156. Das Mitbestimmungsrecht selbst regelt die 
Grundzüge und die wichtigsten Einzelheiten der 


Wahl und Abberufung der Aufsichtsratsmitglieder 
der Arbeitnehmer. Das Gesetz uberlaßt es jedoch 
der Bundesregierung, das Verfahren im einzelnen 
durch Wahlordnungen auszugestalten. Diese sind in 
erster Linie als Handlungsanleitungen für die Wahl- 
vorstände gedacht und sollen ihnen die Durchfüh- 
rung des Wahlverfahrens erleichtern. 

Die Bundesregierung hat mit dem Erlaß der Wahl- 
ordnungen im Juni 1977 die Mitbestimmungsreform 
des Jahres 1976 abgeschlossen. Bis zum Ablauf der 
gesetzlichen Uberleitungsfrist — 30. Juni 1978 — 
werden alle rd. 490 vom Gesetz erfaßten Unterneh- 
men das neue Recht anwenden. In einem großen Teil 
dieser Unternehmen haben die Aufsichtsratswahlen 
bereits stattgefunden. 

157. Gegen das Mitbestimmungsgesetz ist von 
Arbeitgeberseite Verfassungsbeschwerde eingelegt 
worden. Die Bundesregierung hat in ihrer Stellung- 
nahme alle gegen das Gesetz erhobenen verfas- 
sungsrechtlichen Zweifel zuruckgewiesen. 


2. Arbeitsgesetzbuch 

158. Die Bundesregierung hat bereits in der Regie- 
rungserklärung von 1969 die Absicht erklärt, das 
nur schwer zu überschauende Arbeitsrecht in einem 
Arbeitsgesetzbuch zusammenzufassen und dabei 
den geänderten Verhältnissen in der Arbeitswelt 
anzupassen. Dieses umfassende Vorhaben kann nur 
schrittweise verwirklicht werden. 

Seit 1970 ist eine von der Bundesregierung einge- 
setzte Sachverständigenkommission tätig, um die 
Lösung dieser langfristig angelegten Aufgabe vor- 
zubereiten. Ihr gehören Vertreter der Wissenschaft, 
der Arbeitsgerichtsbarkeit, der Tarifparteien und 
der Länder an. 

159. Regelungen über die Beziehungen zwischen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber finden sich in einer 
Vielzahl von Gesetzen; bestehende Lücken hat die 
Rechtsprechung zu schließen versucht. Insgesamt ist 
das Arbeitsverhältnisrecht unübersichtlich und für 
den Bürger kaum mehr verständlich Das hat zu 
Rechtsunsicherheit und unnötigen Rechtsstreitigkei- 
ten geführt. 

Der Kommissionsentwurf eines Allgemeinen Ar- 
beilsvertragsrechts ist im September 1977 in der 
Öffentlichkeit zur Diskussion gestellt worden. Die 
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Bundesregierung prüft, ob und inwieweit er die 
Grundlage für ein Arbeitsvertragsgesetz als erstes 
Teilstück des geplanten Arbeitsgesetzbuches sein 
kann. 


3. Tarifautonomie für arbeitnehmerähnliche 
Personen 

160. Durch eine Erweiterung des Tarifvertragsge- 
setzes wurde 1974 die Tarifautonomie für arbeitneh- 
merähnliche Personen — zu ihnen gehören vor 
allem freie Journalisten, Schriftsteller und Künstler 
— eröffnet. Sie ermöglicht bestimmten Gruppen von 
Selbständigen, ihre Beziehungen zu ihren Auftrag- 
gebern wie Arbeitnehmer tarifvertraglich zu regeln. 
Bis Dezember 1977 sind auf dieser Grundlage 20 
Tarifverträge für arbeitnehmerähnliche Personen 
geschlossen worden; von den Tarifverträgen wer- 
den annähernd 5 500 Personen erfaßt, die bei Rund- 
funk, Fernsehen und bei Tageszeitungen tätig sind. 
Weitere Tarifverhandlungen wurden aufgenommen. 
Die bisher vereinbarten oder in Aussicht genom- 
menen tariflichen Beschäftigungsbedingungen für 
arbeitnehmerähnliche Personen (Sozialleistungen, 
Leistungen bei Arbeitsunfähigkeit, Urlaubsregelun- 
gen und Schutz bei Beendigung des Beschäftigungs- 
verhältnisses) lehnen sich zum Teil eng an entspre- 
chende tarifliche Arbeitsbedingungen an, die vor 
der Änderung des Tarifvertragsgesetzes den Arbeit- 
nehmern Vorbehalten waren. Insoweit entspricht der 
Inhalt der Tarifverträge dem vom Gesetzgeber an- 
gestrebten Ziel, den arbeitnehmerähnlichen Perso- 
nen die Möglichkeit zu geben, Anschluß an den ar- 
beitsrechtlichen und sozialen Standard der Arbeit- 
nehmer zu finden. 


4. Gleicher Lohn für Männer und Frauen 

161. Seit Jahren gibt es in den Tarifverträgen 
keine besonderen Frauenlohngruppen mehr. Der 
Grundsatz der Lohngleichheit von Männern und 
Frauen bei gleicher Arbeit kann daher als verwirk- 
licht angesehen werden. Allerdings ist zwischen den 
Tarifparteien noch streitig, in welchen Fällen Frau- 
en im Vergleich zu bestimmten Männerarbeiten 
zwar nicht die gleiche, wohl aber eine gleichwertige 
Arbeit leisten und deshalb den gleichen Lohn be- 
anspruchen können. Dieser Auseinandersetzung 
liegt die Überlegung zugrunde, daß physisch schwe- 
re Arbeit keineswegs immer höher zu bewirten ist 
als psychisch belastende Tätigkeit oder eine Arbeit, 
die z. B. durch Monotonie besondere Belastungen 
mit sich bringt. 

Das Problem der gleichen Entlohnung bei gleichwer- 
tiger Arbeit stellt sich vor allem bei den in einigen 
Tarifverträgen noch enthaltenen Leichtlohngruppen, 
in denen der geringste Lohn gezahlt wird. In Leicht- 
lohngruppen der Industrie sind heute noch rd. 
400 000 Arbeitnehmer, darunter rd. 300 000 Frauen, 
beschäftigt. Wirksam und endgültig kann dieses 
Problem nur von den Tarifparteien gelöst werden. 


Hier sind weitere Fortschritte zu verzeichnen. In 
zahlreichen Fällen wurden Leichtlohngruppen gestri- 
chen oder angehoben. 

Die Bundesregierung hat es stets als ihre Aufgabe 
angesehen, die Tarifparteien bei der Suche nach Lö- 
sungen für eine gerechtere Lohnfindung zu unter- 
stützen. Deshalb hat sie in den Jahren 1973 bis 1976 
Forschungsaufträge vergeben, deren Ergebnisse vor- 
liegen und die mit den Vertretern der Tarifparteien 
erörtert wurden. Dabei bestand zwischen Arbeit- 
geber- und Gewerkschaftsvertretern grundsätzlich 
Übereinstimmung darüber, daß die Forschungser- 
gebnisse den Tarifparteien bessere Grundlagen für 
eine zuverlässige Arbeitsplatzanalyse und eine ge- 
rechtere Bewertung an die Hand geben. Diese Hal- 
tung läßt erwarten, daß die Tarifparteien in den 
nächsten Jahren Anstrengungen unternehmen wer- 
den, um insbesondere in Bereichen mit Leichtlohn- 
gruppen den Grundsatz der Lohngleichheit bei 
gleichwertiger Arbeit zu verwirklichen. 

Außerdem prüft die Bundesregierung zur Zeit, ob 
und in welcher Form das Verbot der Benachteili- 
gung von Frauen beim Zugang zum Arbeitsplatz, 
bei der Festsetzung der Arbeitsbedingungen, ein- 
schließlich des Arbeitsentgelts und des beruflichen 
Aufstiegs, und bei der Beendigung des Arbeitsver- 
hältnisses durch besondere gesetzliche Vorschriften 
ausdrücklich niedergelegt werden soll, um damit die 
Rechtslage für Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu 
verdeutlichen. 


5. Arbeitsplatzschutzgesetz 

162. Durch das am 31. Dezember 1977 in Kraft 
getretene Dritte Gesetz zur Änderung des Arbeits- 
platzschutzgesetzes ist der Arbeitsplatzschutz für 
die zum Wehrdienst einberufenen Arbeitnehmer an 
die schwieriger gewordenen Bedingungen des Ar- 
beitsmarktes angepaßt worden. Außerdem soll da- 
mit die Verpflichtung zum Soldaten auf Zeit attrak- 
tiver gestaltet werden. 

Das Gesetz erweitert den Kündigungsschutz und ge- 
währt Einstellungshilfen für Auszubildende nach 
ihrer Berufsausbildung. Ferner sind Soldaten auf 
Zeit mit einer Verpflichtungszeit bis zu zwei Jahren 
in das Arbeitsplatzschutzgesetz einbezogen worden. 
Im wesentlichen enthält das Gesetz folgende Verbes- 
serungen: 

— Eine ordentliche Kündigung des Arbeitsverhält- 
nisses durch den Arbeitgeber ist bereits ab der 
Zustellung des Einberufungsbescheides unzuläs- 
sig. 

— Dsr Arbeitgeber muß bei einer Kündigung vor 
oder nach dem Wehrdienst beweisen, daß er 
nicht aus Anlaß des Wehrdienstes gekündigt hat. 

— Der Arbeitgeber darf die Übernahme Auszubil- 
dender in ein Arbeitsverhältnis nicht aus Anlaß 
des Wehrdienstes ablehnen. 

— Alle Soldaten auf Zeit werden für die ersten 
sechs Monate ihrer Dienstzeit in das Arbeits- 
platzschutzgesetz einbezogen; sie können also 
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ggf, nach Ablauf des sechsten Monats ihres 
Wehrdienstes auf ihren alten Arbeitsplatz zu- 
rückkehren. 

— Für Zeitsoldaten mit einer Dienstzeit von nicht 
mehr als zwei Jahren gilt das Arbeilsplatzschulz- 
gesetz uneingeschränkt* d. h ., diese Soldaten 
können nach Ablauf ihrer zweijährigen Dienst- 
zeit auf ihren alten Arbeitsplatz zurückkehren. 


6. Änderung der Pfändungsfreigrenzen 

163* Das Vierte Gesetz zur Änderung der Pfän- 
dungsfreigrenzen, das am l. April 1978 in Kraft ge- 
treten ist, setzte die seit 1972 geltenden Pfändungs- 
freigrenzen für Arbeitseinkommen der wirtschaft- 
lichen Entwicklung entsprechend herauf. Der nicht 
pfändbare Grundbetrag für einen alleinstehenden 
Schuldner wurde von 338 DM auf 559 DM monatlich 
erhöht. Die zusätzlichen Freibelräge für Unterhalts- 
berechtigte Angehörige des Schuldners wurden 
ebenfalls angehoben* 

Außerdem führte das Gesetz einen besonderen Pfäm 
dungsschtitz für Lohn- und Gehaltskonten ein, Es 
beseitigte die voüslreckungsrechtlichen Nachteile, 
die die bargeldlose Lohnzahlung mit sich gebracht 
hatte. Während nämlidi die Forderung des Arbeit- 
nehmers auf Arbeitsentgelt beim Arbeitgeber inner- 
halb der Pfäntlungsfreigrenzen unpfändbar war, war 
es bis dahin zweifelhaft, ob nicht ein Gläubiger durch 
die Pfändung des Lohn- oder Gehaltskontos auf das 
bargeldlos überwiesene Arbeitsentgelt zugreifen 
konnte. 


7. ArbeitsgerichtsbarkeH 

164» Das Kabinett hat im Dezember 1977 den Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Beschleunigung und Berei- 
nigung des arbeitsgerichtlichen Verfahrens verab- 
schiedet. Er wird z. Z. parlamentarisch beraten. 

Mit diesem Gesetz will die Bundesregierung der seit 
mehreren Jahren 2 u beobachtenden und nicht mehr 
tragbaren Verlängerung der Verfahren vor den Ar- 
beitsgerichten entgegenwirken. Kündigungsschutz- 
Prozesse z. B können heute bis zur endgültigen 
Entscheidung durch das Bundesarbeitsgericht vier 
Jahre dauern. Die Verlängerung beruht auf einer 
ständigen Zunahme der Vorfahren vor allem bei 
den Landesarbcitsgerichten und beim Bundes- 
arbeitsgericht. 

Die wesentlichen Regelungen des Entwurfs sind: 

— Straffung des Verfahrens in der ersten Instanz. 
Der Rechtsstreit soll möglichst in einer einzigen 
umfassend vorbereiteten streitigen Verhandlung 
erledigt werden. 

— Besondere Prozeßförderungspflicht bei Kündi- 
gungsschulzverfahren für das Gericht und die 
Parteien. Insbesondere sollen die Parteien ihre 
Kündigungsgründe bzw. Verteidigungsmittel in- 
ncrhalb einer vom Gericht festzusetzenden ange- 
messenen Frist vortragen müssen, 


— Anhebung der seil 1926 unveränderten Beru- 
fungsgrenzc von 300 auf 1 000 DM* 

— Beseitigung der Streitwertrevision, die bisher den 
unbeschränkten Zugang zum BundesarbeLtsgencht 
bei Streitwerten über 6 000 DM zuließ. Das Bun- 
desarbeitsgericht soll nur noch in Fällen von 
grundsätzlicher Bedeutung und bei abweichenden 
Rechtsauffassungen der Gerichte angerufen wer- 
den können. 


8. Richtlinien zur Verordnung 
über Arbeitsstätten 

165. Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, 
die Verhältnisse am Arbeitsplatz zu verbessern, sie 
modernen Erkenntnissen und Anforderungen der 
Sicherheitstechnik, Arbeitsmedizin, Betriebshygiene 
und Ergonomie anzupassen und insgesamt einwand- 
freie Betriebsräume zu schaffen. Hierzu ist im Mai 
1976 die vom Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
Ordnung erlassene Arbeitsstätten Verordnung über 
Gestaltung, Einrichtung und Unterhaltung von Ar- 
beitsplätzen und Betriebsräumen in Kraft getreten. 

166. Ergänzend dazu erstellt der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung Arbeitsstatten-Richt- 
linien. Bisher sind 24 Richtlinien bekanntgemacht 
worden Sie enthalten u. a. Regelungen für die So- 
zia) raume — z. B. Pausen-, Umkleide-, W asch- und 
Toilettenräume (auch auf Baustellen) — , über die 
erforderlichen Raumtemperaturen, die Lage und 
Zahl der Türen und Tore, die Verkehrswege und 
über die Sicherheitsbeleuchtung. Die Richtlinien 
geben den allgemeinen Erkenntnisstand auf diesem 
Gebiet wieder und stützen sich auf Erfahrungen der 
Gewerbeaufsicht, der gesetzlichen Unfanversiche- 
rungsträger, der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Unfallforschung und auf die Arbeitsergebnisse 
der Nonnenorganisattonen. Bei der Erarbeitung der 
Richtlinien werden die Spitzenorganisationen der 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber und die obersten 
Arbeitsschuizbehorden deT Länder hinzugezoyen. 

Das Regelwerk der Arbeitsstätten-Richümien wird 
entsprechend den Bedürfnissen der Praxis weiter 
ausgebaut* So werden sich Richtlinien mit der Be- 
leuchtung, Belüftung und Klimatisierung von Ar- 
beitsräumen befassen. Weiler sollen Vorschriften 
zum Schulz vor Lärm und Absturzgefahren* über 
die Prüfung von Sicherheilseinrichtungen und über 
Rettungswege in den Betrieben erlassen werden. 


9, Arbeitszeitordnung 

167* Die geltende Arbeitszeilordmmg aus dem 
Jahre 1938 ist nicht mehr zeitgemäß. Die Bundes- 
regierung prüft, wie die Arbeitszeitordnung den ge- 
genwärtigen Arbeits- und Produktionsbedingungen 
angepaßt werden kann Dabei wird den Fragen der 
regelmäßigen, gesetzlichen Arbeitszeit und damit 
verbundenen Regelungen besondere Bedeutung zu- 
kommen. 
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10. Aufbewahrung explosionsgefährlicher Stoffe 

168. Bisher war die Lagerung von Sprengstoffen 
in zahlreichen Länderverordnungen geregelt. Durch 
die Zweite Verordnung zum Sprengstoffgesetz vom 
November 1977 sind diese Rechtsvorschriften ab- 
gelöst worden. Der Anwendungsbereich der neuen 
bundeseinheitlichen Sprengstofflager- Verordnung 
erstreckt sich — über die bisherigen Regelungen 
hinaus — auf alle explosionsgefährlichen Stoffe und 
alle zum Sprengen bestimmten explosionsfähigen 
Stoffe. Weiterhin wird die Aufbewahrung von ex- 
plosionsgefährlichen Stoffen in nach dem Bundes- 
Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedürftigen 
Anlagen und im privaten Bereich einbezogen. 

Die Verordnung enthält Vorschriften über den Bau 
und Betrieb von Explosivstofflagem und deren Ab- 
stände von anderen besonders schutzbedürftigen An- 
lagen; die technischen Grundlagen der Lagerung 
von Explosivstoffen sind dabei dem Stand der Tech- 
nik entsprechend m Anlehnung an internationale 
Regelungen neu erarbeitet worden. Für die Auf- 
bewahrung von sonstigen explosionsgefährlichen 
Stoffen, für die bisher keine Regelungen bestanden, 
wurden neue Vorschriften aufgestellt. 

11. Neues Sicherheitszeichen 

169. Maschinen und Geräte — dazu gehören auch 
Haushalts- und Freizeitgeräte und Spielzeug — müs- 
sen zum Schutz des Benutzers eine sichere Hand- 
habung gewährleisten. Sie werden von besonderen 
Prüfstellen untersucht. Wenn sie den Sicherheitsan- 
forderungen genügen, erhalten sie ein Prüfzeichen. 

Bisher verwendeten die verschiedenen Prüfstellen 
eine Vielzahl von verschiedenen Sicherheitszeichen. 
Um dem Verbraucher auf einfache und einprägsame 
Weise die Auswahl sicherer Erzeugnisse zu erleich- 
tern und sein Sicherheitsbewußtsein zu fördern, hat 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
ein neues, aussagekräftiges Sicherheitszeichen ent- 
werfen lassen. Es enthalt die Buchstaben GS (ge- 
prüfte Sicherheit) und wird nunmehr von den Prüf- 
stellen nach dem Maschinenschutzgesetz vergeben. 
Alteingeführte Prüfstellenkennzeichen und -symbole 
(z. B. VDE, TUV) können mit dem neuen Zeichen 
sinnvoll kombiniert werden. 

12. Forschung für eine humanere Arbeitswelt 

170. Zur menschengerechten Gestaltung der Arbeit 
haben der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung und der Bundesminister für Forschung und 
Technologie gemeinsam das Forschungsprogramm 
„Humanisierung des Arbeitsiebens'’ entwickelt. An 
der Durchführung des Forschungsprogramms ist die 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und tJnlallforschung 
maßgeblich beteiligt. 

ln einer hochentwickelten tndustriegesellschafl reicht 
es nicht mehr aus, die Arbeitnehmer allein vor Ar- 
beitsunfällen und Berufskrankheiten zu schützen. 
Das Programm geht deshalb von der Notwendigkeit 


aus, daß darüber hinaus physische und psychische 
Überbelastungen im Arbeitsleben, soweit möglich, 
abgebaut werden müssen. Bei der Bewältigung die- 
ser umfassenden Aufgabe übernimmt die Forschung 
eine unterstützende Funktion. Die in der Arbeits- 
welt fortlaufend neu entstehenden oder neu erkann- 
ten Belastungen und Gefährdungen machen inten- 
sive Forschungen zur Humanisierung des Arbeits- 
lebens zu einer unverzichtbaren und dauernden 
Aufgabe. Für diese Auffassung der Bundesregierung 
sprechen Zahlen. Zwar wurden in den letzten Jah- 
ren ganz erhebliche Fortschritte im Arbeitsschutz 
und bei der Gestaltung eines humanen Arbeitslebens 
erzielt, doch gibt die Zahl der Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten von rd zwei Millionen im Jahre 
1977, der Unfälle in Schulen und Kindergärten von 
825 000 und der jährlich rd. 250 000 vorzeitig wegen 
Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit aus dem Arbeits- 
leben ausscheidenden Arbeitnehmer immer noch An- 
laß zu unverminderten Anstregungen. Die jährlichen 
Verluste der Volkswirtschaft durch berufsbedingte 
Unfälle und Krankheiten liegen bet rd. 25 Mrd. DM. 

Die Forschung zur Humanisierung des Arbeitslebens 
wird verstärkt fortgesetzt und auf weitere Wirt- 
schaftszweige, Personengruppen und Aufgabenbe- 
reiche ausgedehnt. Beispiele von besonderer Bedeu- 
tung sind die Untersuchung der Nacht- und Schicht- 
arbeit, der einseitigen oder schweren körperlichen 
Tätigkeiten und der gesundheitsschädigenden Kör- 
perhaltungen und Umwelteinflüsse. Darüberhinaus 
muß den Belastungen durch eintönige Arbeitsinhalte, 
durch die Zunahme der Arbeitsteilung und die ver- 
ringerten Dispositionsmöglichkeiten, aber auch dem 
Problem der Entwertung bisheriger Qualifikationen 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden. Der 
Abbau körperlicher Belastungen führt dabei vielfach 
zu einer Zunahme besonderer psychischer Beanspru- 
±ungen. Technisch-organisatorische Umslellungspro- 
zesse bieten Gestaltungsspielräume, die zur men- 
schengerechten Arbeitsgestaltung genutzt werden 
können. 

Die Bundesregierung verfolgt mit dem Forschungs- 
programm folgende Ziele: 

— Erarbeitung von Schutzdaten, Richtwerten, Min- 
destanforderungen an Maschinen, Anlagen und 
Arbeitsstätten, 

— Entwicklung von menschengerechten Arbeitstech- 
nologien, 

— Erarbeitung von beispielhaften Vorschlägen und 
Modellen für die Arbeitsorganisation und die Ge- 
staltung von Arbeitsplätzen. 

Die zur Verwirklichung dieser Ziele eingeleiteten 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben werden dort, 
wo sie betriebsbezogen ausgestaltet sind, in Ab- 
stimmung mit und unter Mitarbeit von Betriebslei- 
tungen. Bericbsräten, Gewerkschaften, Verbänden 
und Wissenschaftlern verschiedener Disziplinen 
durchgeführt. Die Forschungsergebnisse können 
Alternativen bei der Einführung neuer Technologien 
und Organisationsstrukturen eröffnen. Die Ergeb- 
nisse des Forschungsprogramms sollen jeweils un- 
verzüglich in die betriebliche Praxis umgesetzt wer- 
den. 
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VII. Vermögenspolitik 


171 . Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, breite 
Schichten der Bevölkerung verstärkt am Vermö- 
genszuwachs der Volkswirtschaft zu beteiligen. Als 
ein wirksames Instrument für eine Vermögensbil- 
dung in Arbeitnehmerhand hat sich auch unter ver- 
änderten wirtschaftlichen Bedingungen das Dritte 
Vermögensbildungsgesetz bewährt, das 1970 — 
durch entscheidende Verbesserungen gegenüber 
dem Ersten und Zweiten Vermögensbildungsgesetz 
— für Vermögens wirksame tarifv erträgliche Verein- 
barungen auf breiter Basis den Weg freigemacht hat. 
Wegen der Einkommensgrenzen und wegen des re- 
zessionsbedingten Rückgangs der Beschäftigung hat 
sich die Zahl der nach diesem Gesetz sparenden 
Arbeitnehmer vor allem seit 1975 gegenüber den 
Vorjahren jedoch leicht vermindert. 

1976 haben rd. 15,6 Millionen, etwa drei Viertel 
aller abhängig Beschäftigten, die vermögenspoliti- 
sche Förderung des Dritten Vermögensbildungs- 
gesetzes in Anspruch genommen. Rund 14,4 Millio- 
nen abhängig Beschäftigte erhielten tarifvertraglich 
vereinbarte oder, wie die Beamten, gesetzlich vor- 
gesehene vermögenswirksame Leistungen des Ar- 
beitgebers. Der vermögenswirksam angelegte Ge- 
samtbetrag belief sich 1976 auf rd. 9,6 Mrd. DM, die 
hierauf ausgezahlte Arbeitnehmer-Sparzulage auf 
rund 2,96 Mrd. DM. Mit Prämien nach den Prämien- 
gesetzen, die in der Regel neben der Arbeitnehmer- 
Sparzulage gewährt werden, und Zinsen betrug das 
Sparvolumen mehr als 11 Mrd, DM. 

Im Jahre 1977 sind für mehr als 420 000 Arbeitneh- 
mer Tarifverträge über Vermögens wirksame Leistun- 
gen erstmals in Kraft getreten. Für rd, 2 Millionen 
Beschäftigte werden 1978 vermögenswirksame Tarif- 
verträge wirksam werden. Aufgrund der geltenden 
Vermögens wirksamen Tarifverträge wird der Begün- 
stigungsrahmen von 624 DM z, Zt. für rd. 18 v, H,, 
1979 für etwa 19 v. H, und I960 für rd. 46 v. H. aller 
Arbeitnehmer voll ausgeschöpft. 

172* 1977 wurden in der Größenordnung von schät- 

zungsweise 25 Mrd. DM angesparte Spargelder frei 
verfügbar, weil die Sperrfrist für die große Zahl 
der beim Durchbruch der tarifvertraglichen Ver- 
mögensbildung im Jahr 1970 abgeschlossenen prä- 
mienbegünstigten Sparverträge abgelaufen ist Die 
Verwendung dieser hohen Beträge scheint die bis- 
herigen Erfahrungen beim Freiwerden von Sparmit- 
teln zu bestätigen. Etwa die Hälfte bis zwei Drittel 
der verfügbaren Gelder werden vermögensbildend 


weiterverwendet. Dies deutet darauf hin, daß der 
Gedanke einer langfristigen Vennögensbildung 
heute in breiten Kreisen der Bevölkerung Eingang 
gefunden hat. 

173, Der Lage der Arbeitslosen ist durch entspre- 
chende Rechtsänderungen auch im Bereich der Spar- 
förderung soweit wie möglich Rechnung getragen 
worden: 

Sparvertrage über vermögenswirksame Leistungen 
können jetzt auch bei Aufgabe oder Unterbrechung 
der abhängigen (Beschäftigung, insbesondere bei 
Arbeitslosigkeit, fortgesetzt werden. Der betroffene 
Sparer braucht nicht mehr einen neuen Sparvertrag 
mit neu beginnender Sperrfrist abzuschließen, um 
die staatlichen Vergünstigungen in Anspruch neh- 
men zu können. 

Bei ununterbrochener Arbeitslosigkeit von minde- 
stens einem Jahr haben die Betroffenen die Mög- 
lichkeit, über Spar- oder Bausparguthaben vor Ab- 
lauf der gesetzlichen Festlegungsfrist ohne Verlust 
der staatlichen Vergünstigungen zu verfügen. Unter 
der gleichen Voraussetzung ist bei vermögenswirk- 
samen Lebensversicherungsverträgen die vorzeitige 
Verfügung in Form der Abtretung oder Beleihung 
der Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag und 
die — sonst unzulässige — Verrechnung von Ge- 
winnanteilen mit fälligen Beiträgen möglich. 

174, Nachdem für eine gesetzliche Regelung über- 
betrieblicher VermogensbeteiHgung bislang keine 
befriedigende Lösung gefunden werden konnte, hat 
sich die vermögenspolitische Diskussion seit dem 
Ende der 7. Legislaturperiode verstärkt den Fragen 
einer Beteiligung der Arbeitnehmer an Unternehmen 
auf vertraglicher, insbesondere tarifvertraglicher, 
Grundlage zugewandt. 

Bestimmte Beteiligungsformen, wie z. B. der Erwerb 
von Aktien, insbesondere von Belegschaftsaktien, 
und die Vereinbarung von Arbeitnehmerdarlehen 
werden schon bisher mit staatlichen Mitteln geför- 
dert. Um die Begründung von zusätzlichen Beteili- 
gungen an Unternehmen zu erleichtern, wird die 
Bundesregierung eine entsprechende Erweiterung 
des Anlagekatalogs des Sparprämiengesetzes und 
des Dritten Vermögensbildungsgesetzes vorgeschla- 
gen und den Abbau steuerlicher Hemmnisse für sol- 
che Beteiligungen anstreben. 
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VUI. Familien-, Jugend- und Frauenpolitik 


Familienpolitik 

175, Die Bundesregierung betrachtet es als eine 
sozialpolitisch wichtige Aufgabe, die ökonomische 
und soziale Lage der Familie weiter zu verbessern. 
Dabei kommt es ihr darauf an, die Familie zur best- 
möglichen Erfüllung ihrer Aufgaben unler Berück- 
sichtigung der sich ändernden gesellschaftlichen Ver- 
hältnisse zu ermutigen und zu befähigen Die Bun* 
desregierung unterstützt das originäre Recht der 
Eltern aui Erziehung! ihre Hilfen zur Entfaltung der 
elterlichen Erziehungskräfte im Rahmen von Eltern- 
bildung und familienbezogener Beratung dienen dem 
Zieh den Kindern günstigere und vor allem gleiche 
EntwidUungsbedängungen und Chancen zu bieten, 

Familienpolitik erschöpft sidi daher nichl im staat- 
lichen Kindergeld. Vielmehr ist darüber hinaus er- 
forderlich, die soziale Umwelt famiiien- und kind* 
gerecht zu gestalten. Die Beiträge, die hierzu von 
Wohnungs- und Städtebaupolitik, Gesundheitspoli- 
tik, Verkebrspotitik, Arbeitsmarkt-, Finanz- und 
Wirtschaftspolitik zu leisLen sind, werden in einem 
Programm für das Internationale Jahr des Kindes, 
1979, konkretisiert und veröffentlicht, 

Famillenlaslenausgleich 

176, Der Kreis der bei der Gewährung von Kinder- 
geld berücksichtigten Kinder ist durch eine Ände- 
rung des Bundeskindergejdgesetzes vom August 
1976 erweitert worden. Seit dem L September 1976 
wird das Kindergeld nunmehr grundsätzlich auch für 
Kinder gezahlt, die das 18., aber noch nicht das 
23, Lebensjahr vollendet haben, wenn sie keinen 
Ausbildungs- oder Arbeitsplatz haben, weder Ar- 
beitslosengeld noch Arbeitslosenhilfe beziehen und 
der Arbeitsvermittlung zur Verfügung stehen. 

Das Kindergeld wurde ab Januar 1978 für Familien 
mit mehreren Kindern verbessert. Es betragt für das 
zweite Kind 80 DM statt bisher 70 DM und für das 
dritte und jedes weitere Kind 150 DM statt bisher 
120 DM monatlich. Diese Erhöhung des Kindergeldes 
erfordert einen jährlichen Mehraufwand von 1,7 Mrd. 
DM, 

Reform des Ehe- und Famiiienrechts 

177, Das Erste Gesetz zur Reform des Ehe- und 
Familienrechts betont den Grundsatz, daß die Ehe 
eine lebenslange, auf dem Prinzip der Partnerschaft 
beruhende Gemeinschaft von Mann und Frau ist, in 
der beide Ehepartner die gleichen Rechte und die 
gleiche Verantwortung haben. Das gilt für das Na- 
mensredit ebenso wie für die Wahrnehmung der 
Aufgaben in Ehe und Familie, in Haushalt und Beruf, 

Die Eherechtsreform ermöglicht eine humanere und 
gerechtere Auflösung gescheiterter Ehen, indem sie 


— Lni Scheidungs- wie auch im Scheidungsfolgen- 
rechl das Schuldprinzip aufgibt; eine Ehe soll ge- 
schieden weiden können, wenn sie gescheitert ist 
(Zerrüüungsprmzip) ; 

— durch den Versorgungsausgleich die von beiden 
Ehepartnern während der Ehezeit gemeinsam er- 
worbenen Anwartschaften auf eine Versorgung 
im Alter gleichmäßig zwischen ihnen aufteilt ; 

— die Verfahren über die Ehescheidung und ihre 
Folgen heim Fanliliengericht zusammenfaßL 

In einem Zweiten Gesetz zur Reform des Ehe- und 
Familienrechts sollen die Vorschriften über das Ver- 
löbnis, die Eheschließung und über die Nichtigkeit 
der Ehe neu gefaßt werden. Veraltete Ehehinder- 
nässe sollen beseitigt, einige Hindernisse sollen be- 
seitigt, einige Hindernisse abgemildert werden. Vor- 
arbeiten auf diesem Gebiet hat die Eherechtskom- 
mission geleistet. 

Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge 

178. Das geltende Recht der elterlichen Sorge ent- 
spricht nicht mehr dem gewandelten Verständnis 
der Eltern-Kmd-Beziehung. Dem trägt ein im Februar 
1977 Eingebrachter Gesetzentwurf Rechnung, Die 
elterlichen Rechte und Pflichten werden neu defi- 
niert, die PfjjdhtgebundenheÜ der elterlichen Rechte 
wird betont. Das Elternrecht wird nicht mehr als Ge* 
waUverhäHnis, sondern als Sorgeverhältnis verstan- 
den. 

Der Schutz gefährdeter Kinder wird verbessert. Das 
Vormundschaftsge rieht soll bei einer Gefährdung des 
persönlichen Wohls des Kindes die erforderlichen 
Maßnahmen treffen können, unabhängig davon, ob 
den Eltern ein schuldhaftes Fehlverhalten vorzu- 
werfen ist. Die Kinder, deren Eltern getrennt leben 
oder geschieden sind, sollen ebenfalls wirksamer als 
bisher vor einer Gefährdung bewahrt werden. Der 
Entwurf verbessert ferner den Schutz des Kindes- 
vermögens. Die Rechtsstellung des heranwachseoden 
Kindes wird verstärkt. 

Die Eltern werden verpflichtet, auf den Willen des 
einsiditsfähigen Kindes Rücksicht zu nehmen. In An- 
gelegenheiten der Ausbildung und des Berufes sol- 
len Begabung und Neigung des Kindes maßgebend 
sein. 

Änderung des Adoptfons- und des 
Adoptionsvermittlungsrechts 

179* Das alte Adoptionsrech L stand unter dem Leit- 
gedanken, daß die Adoption dazu diene, eine Fa- 
milie ohne leibliche Nachkommen vor dem Ausster- 
ben zu bewahren und ihren Familienbesitz zu erhal- 
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ten. Inzwischen haben sich aber audi hier die gesell- 
schaftlichen Anschauungen dahin gewandelt, daß das 
Wohl des Kindes im Mittelpunkt des Interesses zu 
stehen hat Die Adoption ist daher zu einem Mittel 
umgestaltet worden, Kindern, die nicht in der Fa- 
milie der leiblichen Eltern aufwachsen können, ein 
Zuhause zu geben. 

Daher bestimmt das seit Januar 1977 gehende Adop- 
tionsgesetz, daß das adoptierte Kind alle Rechte 
eines ehelichen Kindes der neuen Eltern erhält; zu- 
gleich werden die - familien- und erbrechtlidien Ver- 
bindungen zur leiblichen Familie gelöst- 

180, Das gleichzeitig in Kraft getretene Adoptions* 
vermittiungsgesetz vergrößert die Chancen, für die 
Annahme in Frage kommende Kinder an aufnahme- 
willige und geeignete Eltern zu vermitteln. Zu die- 
sem Zwedc 

— konzentriert es die Adoptionsvermittlung auf we- 
nige, fachlich gut besetzte Adoptionsvermittlungs- 
stellen im Bereich der Jugendämter und der 
freien Wohlfahrtsverbände und 

— schafft die organisatorischen Voraussetzungen für 
die überregionale Adoptionsvermittlung und die 
bessere Erfassung aller für eine Adoption in Be- 
tracht kommender Kinder* 

Das Adoptionsvermittlungsrecht wird Im Rahmen der 
weiteren ReformaTbeit in das Jugendhilferecht ein- 
bezogen werden. 

Frühkindliche Erziehung 

181, Mit Hilfen für die frühkindliche Erziehung 
trägt die Bundesregierung dazu bei, besonders El- 
tern, die sich nicht in vollem Umfange der Erziehung 
ihrer Kinder widmen können, in ihrer Erziehungsauf- 
gabe zu unterstützen. Die aus dem von der Bundes- 
regierung geforderten Modell „Tagesmutter 11 bisher 
gewonnenen Erkenntnisse geben wichtige Hinweise 
für die Fortentwicklung des Pflegekinderwesens und 
für verbesserte gesetzliche Regelungen bei der Re- 
form des Jugendhilfe rechts* Mit der Reform des 
Adoptions- und Adoptionsvermittlungsredits sind 
weitere Voraussetzungen geschaffen worden, Heim- 
einweisungen von Kindern zu vermindern und zur 
Zeit noch in Heimerziehung befindlichen Kindern 
die Erziehung in einer Familie zu vermitteln. Die 
Bundesregierung will dazu beitragen, daß sich das 
Leitbild der partnerschaftlichen Familie durchsetzt 
und sich dadurch mehr als bisher beide Elternteile 
für Kindererziehung und Haushalt verantwortlich 
fühlen. 

Beratung werdender Mütter 

182, Mit einem Aufwand von bisher über 10 Mil- 
lionen DM finanziert die Bundesregierung 54 Mo- 
dellberatungsstellen, die in erster Linie schwangere 
Frauen in Konfliktsituationen beraten, Hilfe vermit- 
teln und Hilfe gewähren. Sie sind anerkannte Bera- 
tungsstellen für die soziale Beratung im Sinne der 
neuen strafrechtlichen Vorschriften zum Schwanger- 
schaftsabbruch. Die bisher gewonnenen Erkenntnisse 


haben den Ausbau eines bedarfsgerechten Netzes 
solcher Beratungsstellen in Konfliktsituationen er- 
leichtert. Dies gilt insbesondere für die Entwicklung 
neuer Methoden in der Beratung, um sozial benach- 
teiligten Bevölkerungskreisen den Zugang zu Bera- 
tungsstellen zu erleichtern. 

Die Modellberatungsstellen widmen sich auch der 
Beratung über Familienplanung mit dem Ziel, die 
Erkenntnis zu vermitteln, daß gewünschte Kinder 
bessere Lebensbedingungen haben und daß Empfäng- 
nisregelung, nicht aber der Schwangerschaftsabbruch, 
das Mittel der Familienplanung ist. 

Verbesserung des Unterhaitsrechts für Minderjährige 

183, Die Grundlagen für die Bemessung und An- 
passung von Unterhaltsrenten für Minderjährige 
sind neu geordnet worden, Maßstab ist der Regel- 
bedarf. Das ist der zum Unterhalt eines Kindes, das 
sich in der Pflege der Mutter befindet, bei einfacher 
Lebensführung im Regelfall erforderliche Betrag. Der 
Regelbedarf wird durch Rechts Verordnung festge- 
setzt. Er galt bisher unmittelbar nur für die Bemes- 
sung des Unterhalts niditeh elidier Kinder. Seit Juli 
1977 gibt er auch den Unterhaltsbedarf minderjähri- 
ger ehelicher Kinder an, deren Eltern geschieden 
sind oder nicht nur vorübergehend getrennt leben. 

Dieser Neuerung kommt im Zusammenhang mit dem 
im Januar 1977 in Kraft getretenen Gesetz zur ver- 
einfachten Abänderung von Unterhaltsrenten beson- 
dere Bedeutung zu. Nach diesem Gesetz ist bei er- 
heblichen Änderungen der allgemeinen wirtschaft- 
lichen Verhältnisse durch Rechtsverordnung der Bun- 
desregierung mit Zustimmung des Bundesrates der 
Vomhundertsatz zu bestimmen, um den Unterhalts- 
renten Minderjähriger erhöht oder herabgesetzt wer- 
den können. Auf Grund der Ersten Anpassungsver- 
ordnung 1977 konnte eine Erhöhung solcher Unter- 
haltsrenten um 10 verlangt werden* 

2. Jugendpolitik 

184. Die Jugendpolitik der Bundesregierung stellt 
die Erziehung und Bildung des jungen Menschen in 
den Mittelpunkt 

Ihre Hauptziele sind, 

— das Recht jedes jungen Menschen auf freie Ent- 
faltung seiner Persönlichkeit und Achtung sei- 
ner Menschenwürde zu verwirklichen, 

— soziale Benachteiligungen abzubauen und 

— die Erziehungs-, Bildungs- und Freizeitangebote 
für junge Menschen so zu gestalten, daß ihre so- 
zialen Anlagen und Fähigkeiten entwickelt und 
gefördert werden. 

Diesen Zielen dienen insbesondere die Ausbildungs- 
förderung, die berufliche Bildung, die Reform des 
Jugendhilferechts und die Weiterentwicklung des 
Bundes jugendplanes. 
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Reform des Jugendhilferechts 

185. Die Bundesregierung wird in dieser Legislatur- 
periode die Reform des Jugendhilferechts aufgrei- 
fen. Noch in diesem Jahr soll der Entwurf eines Ju- 
gendhilfegesetzes den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten zugeleitet werden. Jugendhilfe gehört in gleicher 
Weise zum Bildungswesen wie zur Daseinsvorsorge 
und umfaßt die allgemeine Förderung junger Men- 
schen und der Erziehungskraft der Familie sowie fa- 
milienunterstützende, familienergänzende und not- 
falls familienersetzende Hilfen. 


Jugendstrafvollzug 

186. Neben der angestrebten Neuordnung des 
Jugendhilferechts kommt der Fortentwicklung des 
Jugendstrafvollzuges besondere Bedeutung zu. Die 
beabsichtigte gesetzliche Regelung dieses Bereichs 
wird sich daran orientieren müssen, dem straffällig 
gewordenen jungen Menschen die Hilfen anzubie- 
ten, die er benötigt, um zu einem eigenständigen, 
in die wesentlichen sozialen Bezüge integrierten Le- 
ben zu finden. Dazu gehören auch die Eingliederung 
in das Ausbildungs- und Arbeitssystem und die Hil- 
fen zur Verminderung persönlichkeitsbedingter kri- 
mineller Gefährdungen. 

Das künftige Jugendstrafvollzugsrecht wird auf die- 
sem Hintergrund die Leistungspflichten und Befug- 
nisse der Jugendstrafanstalten und die Rechtstellung 
ihrer Insassen wie auch ihrer Eltern und Vormün- 
der eindeutig regeln müssen. 

Der Bundesminister der Justiz hat entsprechend 
einem Beschluß des 7. Deutschen Bundestages von 
Juni 1975 eine Kommission einberufen, die die 
Grundlagen für eine gesetzliche Regelung des Ju- 
gendstrafvollzuges erarbeiten soll. Die Kommission 
hat ihre Arbeit inzwischen aufgenommen. 


Bundesjugendplan, außerschulische Jugendarbeit 
und Jugendbildung 

187. Der Bundes jugendplan ist ein wichtiges Instru- 
ment des Bundes zur Jugendförderung. Er wird stän- 
dig den veränderten Gegebenheiten und Aufgaben 
der Jugendhilfe angepaßt und im Dialog mit den 
Trägern der Jugendarbeit weiterentwickelt. Zu den 
Förderungsschwerpunkten des Bundesjugendplanes 
gehören insbesondere die politische Bildung und die 
internationale Jugendarbeit und sozialpädagogische 
Modellmaßnahmen für gesellschaftlich benachteilig- 
te Kinder und Jugendliche. Die vom Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit veröffentlich- 
ten „Perspektiven zum Bundesjugendplan" 

— legen gegenüber der Öffentlichkeit die Gründe 
und Ziele der Jugendförderung des Bundes dar, 

— machen gegenüber den jungen Menschen deut- 
lich, welche Angebote und Chancen Jugendar- 


beit enthält und wo Engagement und Mitarbeit 
von ihnen erwartet werden, 

— stecken gegenüber den Trägern der Jugendhilfe 
den Rahmen ab, in dem in Zusammenarbeit mit 
ihnen der Bundesjugendplan inhaltlich, metho- 
disch und finanziell weiterentwickelt werden 
soll. 

Auf der Grundlage dieser Perspektiven wird die 
Bundesregierung ihre Bemühungen um eine bessere 
Abstimmung der Jugendförderung von Bund, Län- 
dern und Gemeinden verstärkt fortsetzen. Der Mit- 
telansatz für den 29. Bundesjugendplan (1978) be- 
trägt 234,8 Millionen DM. Davon sind 130 Millionen 
DM für Individualbeihilfen zur Eingliederung ju- 
gendlicher Zuwanderer (sog. Garantiefonds) be- 
stimmt (vgl. Tz. 151). 


Sozialpädagogische Hilfen für Lernschwache, Berufs- 
anfänger und nicht berufsreife und arbeitslose Ju- 
gendliche 

188. Die Bundesregierung fördert im Rahmen des 
Bundesjugendplanes u. a. sozialpädagogische Hilfen 
für Lernschwache, Berufsanfänger und nicht berufs- 
reife und arbeitslose Jugendliche. 

Nicht berufsreife Jugendliche und junge Menschen, 
die ohne regulären Schul- oder Ausbildungsabschluß 
heranwachsen oder für Beruf und Ausbildung unzu- 
reichend motiviert und deshalb von Arbeitslosigkeit 
besonders bedroht sind, sollen durch geeignete so- 
zialpädagogische Lern- und Arbeitsformen befähigt 
werden, ihre Chancen, Rechte und Pflichten in Beruf 
und Gesellschaft besser wahrzunehmen. 


3. Frauenpolitik 

189. Nachdem die rechtliche Gleichstellung der 
Frau in der Bundesrepublik im wesentlichen erreicht 
wurde, gilt es nun, die tatsächlich noch bestehenden 
Benachteiligungen abzubauen und somit die volle 
Chancengleichheit für Frauen herzustellen. Dazu 
dienen folgende Maßnahmen: 

— Verbesserung der sozialen Sicherung der Frau 
(vgl. Tz. 82); 

— Verbesserung der Situation der Frau im Arbeits- 
leben durch gleiche Bedingungen für den Zu- 
gang zur Beschäftigung, zur Berufsausbildung, 
zum beruflichen Aufstieg und durch gleiche Ar- 
beitsbedingungen (vgl. Tz. 161). 

Darüber hinaus sollen Frauen angeregt werden, sich 
stärker an politischen und gesellschaftlichen Akti- 
vitäten zu beteiligen . 

Zu diesem Zweck fördert die Bundesregierung Ini- 
tiativen der freien Verbände, insbesondere des Deut- 
schen Frauenrates, die Frauen über ihre Möglich- 
keiten und Rechte zu informieren und zur Wahrneh- 
mung politischer und sozialer Tätigkeiten ermutigen. 
In Modellprojekten, die sich über mehrere Jahre er- 
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strecken, werden konkrete Förderungs- und Hilfs- 
maßnahmen für Frauen praktisch erprobt : 

— neue Formen von Bildungsveranstaltungen, die 
es Frauen mit Kindern erleichtern sollen, sich an 
der Erwachsenenbildung stärker zu beteiligen; 

— familiennahe Tagesbetreuung von Kindern er- 
werbstätiger Eltern, insbesondere von alleinste- 
henden Elternteilen; 

— Ausbildungsprogramm für arbeitslose Frauen zur 
Verbesserung ihrer Position auf dem Arbeits- 
markt; 

— Beratungsstellen, die die Reform des § 218 des 
Strafgesetzbuches ergänzen und u, a. prüfen sol- 


IX. Umwelt-, Raumordnungs-, Städtebau 


1. Umweltpolitik 

190, Umweltpolitik ist eine gesellschaftspolitische 
Aufgabe hohen Ranges, Ihr Ziel ist die Sicherung 
der elementaren Lebensgrundlagen. Es geht darum, 
für den Menschen eine Umwelt zu erhalten und zu 
gestalten, die als Standort von Wohnsiedlungen und 
Arbeitsstätten, Lieferant von Grundstoffen, Produ- 
zent von Nahrungsmitteln und zur Erholung geeig- 
net ist. über die Verminderung oder Beseitigung 
von erkennbaren Umweltbelastungen hinaus wird 
die Umweltpolitik dabei auch vorsorgend auf eine 
ökologisch bedachte Nutzung und Gestaltung der 
Umwelt hinwirken. 

Die Verwirklichung dieser von der Bundesregierung 
in ihrem Umweltprogramm von 1971 und dessen 
Fortschreibung vorgesehenen Schutz- und Vorsorge- 
maßnahmen wird auf Dauer maßgeblich zur Verbes- 
serung der Lebensbedingungen und damit des so- 
zialen Wohlbefindens aller Bürger beitragen. Beson- 
ders deutlich zeigt sich der soziale Bezug der Um- 
weltpolitik im Hinblick auf wirtschaftlich schwache 
Bevölkarungsgruppen, die nicht die Möglichkeit ha- 
ben, durch Änderung des Wohnsitzes oder der Ar- 
beitsstätte regional auftretenden Umweltbelastun- 
gen, wie Straßenlärm oder Industrieabgasen, auszu- 
weichen. 

191. Das Gesetzgebungswerk für den Umwelt- 
schutz und seine Ausfüllung durch Rechtsverord- 
nungen und Verwaltungsvorschriften ist weitgehend 
abgeschlossen. Neben einer Vielzahl von Vor- 
schriften, die der Durchsetzung von Umweltbelan- 
gen in einem weiteren Sinne dienen, sind zahlreiche 
unmittelbar für den Umweltschutz erlassene Vor- 
schriften in Kraft getreten; hierhin gehören das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz, das Abfallbeseiti-# 
gungsgesetz, das Bundesnaturschutzgesetz, das Ben- 
zmbleigesetz, das Waschmittelgesetz und das Ab* 


len, wie auch die ländliche Bevölkerung besser 
Beratung finden kann; 

— eine Zufluchtstätte für mißhandelte Frauen; hier 
soll unter wissenschaftlicher Begleitung heraus- 
gefunden werden, wie diesen Frauen am wir- 
kungsvollsten geholfen werden kann; 

— ein Projekt, in dem die Möglichkeit aufgezeigt 
werden soll, wie Frauen nach mehrjähriger Haus- 
frauentätigkeit wieder Aufgaben einer Berufs- 
tätigkeit oder ein anderes Engagement in der Ge- 
sellschaft übernehmen können; 

— Förderung der Ausbildung von Mädchen in bis- 
her für sie unüblichen Berufen des gewerblich- 
technischen Bereichs, 


und Wohnungspolitik 


wasserabgabengesetz, deren positive Auswirkungen 
bereits teilweise spürbar sind. 

Die noch gegebenen Umweltgefahren zwingen die 
Bundesregierung, auch weiterhin Vorkehrungen zu 
treffen, damit 

— kurzfristig wenigstens zusätzliche Belastungen 
der Umwelt verhindert und 

— mittel- und langfristig alle Umweltbelastungen 
wesentlich herabgesetzt und Umweltgefahren be- 
seitigt werden. 

Die Kooperation zwischen allen staatlichen und ge- 
sellschaftlichen Kräften — insbesondere Bund, Län- 
dern, Wirtschaft, Gewerkschaften und Umweltver- 
bänden — als Grundprinzip der Umweltpolitik wird 
helfen, die gesetzten Ziele zu erreichen. Eine ver- 
stärkte Beteiligung betroffener Bürger oder Ver- 
bände in wichtigen Genehmigungsverfahren des Um- 
weltrechts ist erst in jüngster Zeit gesetzlich ver- 
ankert worden. 

2. Raumordnungspolitik 

192, Ziel der Raumordnungspolitik ist es, ange- 
messene und gleichwertige Lebensbedingungen in 
allen Teilräumen des Bundesgebiets zu sichern und 
zu schaffen. Die Raumordnungspolitik ist damit ein 
wichtiger Bestandteil der GesellschaftspoUtik, Unter 
dieser Zielsetzung wurde 1975 das gemeinsam von 
Bund und Ländern erstellte Bundesraumordnungs- 
programm verabschiedet. Es ist der Orientierungs- 
rahmen für Bund und Länder, die in jeweils eigener 
Verantwortung auf eine entsprechende Anpassung 
der raumwirksamen Planungen und Maßnahmen an 
die Zielaussagen dieses Programmes hinwirken wer- 
den. 

Verbesserte Lebensbedingungen sind insbesondere 
in den abwanderungsgefährdeten Gebieten zu schaf* 
fen, aber auch in Räumen mit besonderen Schwa- 
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eben in der Erwerbs- oder Infrastruktur. Dies sind 
meist periphere, ländlich strukturierte oder altindu- 
strialisterte Regionen. 

Möglichkeiten bieten in erster Linie die Gemein- 
schaftsaufgaben von Bund und Landern, die Finanz- 
hilfen des Bundes und die Bundesverkehrswegepla- 
nung. Die Förderung soll sich nach Möglichkeit in 
besonders geeigneten Zentren strukturschwacher 
Gebiete konzentrieren. Daneben soll aber dem auch 
bei gedämpftem Konjunkturverlauf noch zu ver- 
zeichnenden Wachstum in einigen Räumen mit be- 
reits hoher Bevölkerungsdichte zu Gunsten ländli- 
cher und zurückgebliebener Gebiete entgegenge- 
wirkt werden. 

193 . Rückläufige Bevölkerungsentwicklung und ab- 
geschwachte Wachstumsperspektiven haben neue 
Rahmenbedingungen gesetzt, die bei der Fortschrei- 
bung des Bundesraumordnungsprogramms verarbei- 
tet werden müssen. Als ersten Schritt zur Fortschrei- 
bung hat der Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau eine neue, regionalisierte 
Raumordnungsprognose bis 1990 vorgelegt Danach 
werden bei einer Gesamtabnahme der Bevölkerung 
von rd. vier Millionen Einwohnern bis 1990 die Ge- 
biete mit großen Verdiditungsräumen, insbesondere 
in den Stadtrandgemeinden und Verdichtungsrand- 
zonen, weit geringere Bevölkerungsverluste haben 
als die peripheren, struktursdiwadien und bisher 
schon abwanderungsgefahrclelen Gebiete. Trot2 Be- 
völkerungsabnahmewerden weiterhin Wanderungen 
zwischen Regionen stattfinden, die in der Tendenz 
zu einer Verschlechterung der Altersstruktur in peri- 
pheren, strukturschwachen Gebieten fuhren. Bei ab- 
nehmender Bevölkerungsdichte wird es teilweise 
schwieriger, die Ziele des Bundesraumordnungs- 
programms zu verwirklichen. Trotz der veränderten 
Rahmenbedingungen sollen gleichwertige Lebens- 
bedingungen in allen Teilräumen der Bundesrepu- 
blik Deutschland gesichert werden. 


3. Reform des Bodenrechts 

194 . Die Bodenrechtspolitik muß sich den Verände- 
rungen ln Wirtschaft und Gesellschaft stellen und 
Antworten finden. Im Anschluß an das Stadtebau- 
förderungsgesetz aus dem Jahre 1971 hat die Novelle 
zum Bundesbaugesetz, die im Januar 1977 in Kraft 
getreten ist, das planungs- und bodenrechtliche In- 
strumentarium des Bundesbaugesetzes aus dem 
Jahre 1960 erheblich verbessert. So ist den Gemein- 
den ein verbessertes Instrumentarium zur Verfügung 
gestellt worden, das es ihnen ermöglicht, im städte- 
baulichen Bereich eine Gemeindeentwicklung nach 
heutigen Erfordernissen zu betreiben. Die BürgeT 
sind früher und umfassender an der Planung zu be- 
teiligen. Dabei sollen die Gemeinden dafür sorgen, 
daß die Bürger vor vermeidbaren Nachteilen, die 
Planung und Durchführung zur Folge haben können, 
soweit wie möglich bewahrt bleiben. Bodenpoliti- 
sche Fortschritte wurden durch die Preisbegrenzung 
der erweiterten Vorkaufsrechte auf den Verkehrs- 
wert, die Neuregelung des Planungsschadenrechts 
und durch die materiell- und verfahrensrechtlichen 


Änderungen des Enteignungsrechts erreicht. Mit der 
Novelle zur Baunutzungsverordnung soll eine ge- 
zieltere, flexiblere und liberalere Handhabung der 
baurechtlichen Vorschriften ermöglicht werden. Sie 
berücksichtigt die teilweise veränderten städtebau- 
lichen Aufgaben. 

195 . Weitere durch die Baugesetznovelle noch nicht 
behobene Mängel und Unzulänglichkeiten des Bun- 
desbaugeselzes sollen in ergänzenden Gesetzge- 
burigsschritten beseitigt werden. Gegenstand wei- 
terer Novellierungen werden voraussichtlich vor al- 
lem das Bodenverkehrsrecht, das Recht der Boden- 
ordnung und das Erschließungsrecht sein. Die vor- 
bereitenden Arbeiten hierzu sind aufgenommen und 
zum Teil schon fortgeschritten. Als Endziel der Re- 
formarbeiten wird ein einheitliches Städtebauge- 
setz angestrebt, das das Städtebauforderungsgesetz 
und das novellierte Bundesbaugesetz zusammen- 
führt. 


4. Wohnungsversorgung 
Stand der Versorgung 

196. Die Wohnungsversorgung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland hat inzwischen ein hohes Niveau 
erreicht. Der Wohnungsbestand ist verhältnismäßig 
neu, 14,6 Millionen Wohnungen oder rd 60 v. H. 
des Gesamtbestandes von fast 24 Millionen Woh- 
nungen wurden nach 1948 errichtet. Mit öffentli- 
chen Mitteln gefördert wurden im gleichen Zeit- 
raum 6,4 Millionen Wohnungen. Etwa 50 v. H. aller 
Wohnungen verfügen heute über Bad, WC und 
Sammelheizung. Trotz der im Schnitt relativ günsti- 
gen Versorgungslage gibt es aber immer noch Per- 
sonen und Haushalte, die — gemessen an den in- 
zwischen allgemein akzeptierten wohnungspoliti- 
schen Normen — unzureichend versorgt sind. Dazu 
gehören vor allem kinderreiche Familien, alte Men- 
schen und Behinderte, ln ländlichen Gebieten ist 
die WohnungsveTSürgung der noch benachteiligten 
Gruppen nicht zuletzt wegen der bei geringeren 
Bau- und Badenkosten stärkeren Eigentumsbildiing 
inzwischen mehr ein Minderheitenproblem gewor- 
den, während in den städtischen Verdichtungsge- 
bieten eine angemessene Wohnungsversorgung 
auch für Haushalte mit durchschnittlichen und un- 
terdurchschnittlichen Einkommen noch verbessert 
werden muß. 


Veränderte Aufgaben der Wohnungsbauförderung 

197 . Bei der im Schnitt stark verbesserten Aus- 
gangslage entfällt für die Wohnungsbaupolitik der 
Zwang zu großen quantitativen Zielvorstellungen. 
Stattdessen ergibt sich für den traditionellen sozia- 
len Wohnungsbau die Aufgabe, dort zur Beseiti- 
gung von Versorgungsengpässen beizutragen, wo 
der Markt allein nicht für einen Ausgleich sorgt. 
Dieser Teil des sozialen Wohnungsbaus wird somit 
künftig auf soziale und regionale Schwerpunkte 
ausgerichtet werden. Da vor allem für die städti- 


49 



Drucksache 8/1805 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


sehen Innenbereiche häufig beide SchwerpunktauD 
gaben zusammenfallen, wird die Wohnungsbauför- 
derung noch mehr die Verbindung zur Stadtent- 
wickiungspolitik suchen müssen* 

Gezielte Förderung der Modernisierung und des 
Aus- und Umbaus von vorhandenen Wohnungen, 
Ersatzwohnungsbaü und Neubau öffentlich geför- 
derter Wohnungen im Zuge von Stadterneuerungs* 
maßnahmen werden damit künftig zentraJe Aufga- 
benbereiche der WolinungsbaupolLfik sein. Mit den 
im Rahmen des Programms für Zukunftsinvestitio- 
nen bereügesteUten Mitteln für den Ersatzwoh- 
nungsbau und der Aufstockung des Regionalpro- 
gramms 197? für den Mietwohnungsbau in Stadtre- 
gionen wurden bereits Akzente gesetzt. 


5. Stadterneuerung 

198* Neben der gezielten Wohnungsmodemisie- 
rung und den erweiterten Planungsmöglichkeiten 
nach dem novellierten Bundesbaugesetz stellen 
städtebauliche Sanierungsmaßnahmen nach dem 
Städtebauförderungsgesetz ein wirksames Mittel 
der S Lad terneue rung dar. Zur Zeit werden im Rah- 
men des Bundesprogramms nach dem Sladtebauför- 
derungsgesetz knapp 600 Sanierungsvorhaben mit 
finanzieller Hilfe des Bundes gefördert. Insgesamt 
hat die Bundesregierung seit 1971 für das Bundes- 
programm Finanzhilfen in Hohe von rd, 1,5 Mrd. 
DM zur Verfügung gestellt. Zusätzliche Hilfen sind 
im Rahmen des Programms für Zukunftsinvestitio- 
nen in Höhe von 950 Millionen DM bereitgestellt 
worden. 

Stadtemeuerung und Stadtentwicklung werden 
nach dem Städtebauförderungsgesetz nicht nur als 
planerisch-städtebaulicher Vorgang, sondern als so- 
zialbezogener VeranderungsprozeÖ betrachtet. Be- 
rücksichtigt werden nicht nur die Veränderungen 
in der Baustruktur, sondern ebenso die konkreten 
Veränderungen der Lebensumstände einzelner Men* 
sehen oder Personengruppen. Entscheidend ist da- 
bei die Frage, wie nachteilige Auswirkungen aus 
der Sanierung für die einzelnen Betroffenen vermie- 
den bzw. gemildert werden können. Die vorberei- 
tenden Untersuchungen, die Grundsätze für einen 
Sozialplan und der Sozialplan selbst haben sich in 
der Praxis als sehr hilfreich erwiesen und sind fe- 
ster Bestandteil bei der Anwendung des Stadtebau- 
förderungsgesetzes geworden. 


6, Förderung der Vermögensbildung 
im Wohnungsbau 

199. Verglichen mit anderen westeuropäischen 
Staaten weist die Bundesrepublik Deutschland mit 
etwa 38v.H. die niedrigste Eigentumsquote aus. In 
vielen Großstädten liegt sie häufig sogar nur bei 
20 v. H. oder darunter. In ländlichen Räumen er- 
reicht sie dagegen bis zu 50 v. H, 

Wegen der hohen Bau- und Bodenkosten konnten 
vielfach Familien mit Kindern erst relativ spät 


Wohnungseigentum bilden. Der Erwerb oder Bau 
eines Eigenheimes war zudem häufig mit einer Ab- 
wanderung in das städtische Umland verbunden, 
weil sich wegen des unzureichenden Angebots in 
den städtischen Innenbereichen der Wunsch nach 
Wohnungseigentum hier nicht realisieren ließ* 

Durch die Ausweitung der steuerlichen Abschrei- 
bung nach § 7 b des Einkommensteuergesetzes und 
der G runder werbsteuerbafreiung auf den Erwerb 
vorhandenen Wohnraums zur eigenen Nutzung 
wird der Gebrauchtwohnungsmarkt belebt und da- 
mit die Möglichkeit der Eigentumsbildung auch in 
den Innenstadtbereichen verbessert. 

Für viele Haushalte mit unterem und mittlerem 
Einkommen, die Wohnungseigentum bilden wollen, 
bleibt der durch Zinsen und Tilgung gebundene 
Einkommensanteil weiterhin hoch. Dies gilt natür- 
lich besonders für Stödtregionen, Auch bei relativ 
hohen vorangegangenen Sparleistungen werden 
diese HaushäUe auf öffentliche Förderung angewie- 
sen bleiben. 


7, Mietentwiekiung Im Soziaiwohnungsbestand 

200. Die Mietentwidriung ist seit etwa 1976 deut- 
lich günstiger verlaufen als in den Jahren zuvor. 
Nach relativ starken Mietsteigerungen uu Jahre 
1975, die vor allem im sozialen Wohnungsbau 
durch ein Zusammenwirken von verschiedenen 
Sondereinflüssen auftraten, lag die Mietsteigerung 
im Jahr 1 976 nur geringfügig über dem Anstieg der 
gesamten Lebenshaltungskosten. Im Jahre 1977 lag 
sie mit 3,0 v. H, deutlich darunter. Probleme gibt es 
jedoch weiterhin bei der Mietenentwicklung in den 
jüngeren Forderungsjahrgängen des Sozialwoh- 
nungsbestandes. Hier haben beachtliche Baukosten - 
steigerungen und degressive Förderungsmethoden 
dazu geführt, daß im Vergleich zu Sozialwohnun- 
gen ähnlichen WohnwerLs häufig überdurchschnitt- 
lich hohe Mieten gezahlt werden müssen. 

Die Länder haben durch eine Korrektur ihrer For- 
derungsmethoden für den künftigen sozialen Woh- 
nungsbau bereits eine deutliche Verbesserung er- 
reicht. 


8* Wohngeld 

201. Das Wohngeld sichert dem Bürger wirtschaft- 
lich einen für ihn und seine Familie angemessenen 
Wohnraum. Jeder Wohnungsinhaber, sei er Mieter 
oder Eigentümer, hat bei Vorliegen der gesetzli- 
chen Voraussetzungen einen Rechtsanspruch auf 
den staatlichen Zuschuß zu den Aufwendungen für 
seinen Wohnraum. 

Grundlage der Wohngeldgewährung ist das miL 
Wirkung vom L Januar 1978 novellierte Wohngeld- 
gesetz, Diese Novelle bewirkte im wesentlichen Fol- 
gende wichtige materielle Änderungen: 

— Anpassung der Wohngeldtabellen an die zwi- 
schenzeitliche Mieten- und EmkommensentwLck- 
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lung unter weitgehender Beseitigung bisheriger 
struktureller Verzerrungen; 

— Anpassung der Miethöchstbeträge an die Mie- 
tenentwicklung; 

— Differenzierung des allgemeinen Freibetrages 
durch pauschalen Abzug von 15; 22,5 oder 
30 v. H. ; 

— Annäherung der Einkommensgrenzen des Wohn- 
geldes an die des sozialen Wohnungsbaues. 

202. Die Bedeutung des Wohngeldes als Instrument 
der sozialen Wohnungspolitik zeigt sich an der 
Zahl der Haushalte, die diese Leistung in Anspruch 
nehmen. Diese Zahl hat sich von 1970 bis 1975 von 
rd. 908 000 auf rd. 1,67 Millionen erhöht. Seit 1976 
ist die Zahl der Wohngeldempfänger und die Höhe 
der Wohngeldausgaben leicht rückläufig. Diese 


Tendenz wird jedoch durch die Wohngeldnovelle 
aufgefangen. Die Mehrausgaben für Wohngeld 
durch die Wohngeldnovelle sind für 1978 mit rd. 
490 Millionen DM, für die Folgejahre mit jeweils 
rd. 700 Millionen DM und 720 Millionen DM veran- 
schlagt worden. Die erforderlichen Mittel sind von 
Bund und Ländern je zur Hälfte aufzubringen. 

Zum Kreis der Wohngeldempfänger gehören in er- 
ster Linie Rentner, Sozialhilfeempfänger, kinderrei- 
che Familien, aber auch Arbeitnehmer und Selb- 
ständige mit geringem Einkommen. 1976 stellten 
Rentner mit 67,4 v. H. den überwiegenden Anteil an 
den Wohngeldempfängern. Der Anteil der geförder- 
ten Arbeitnehmer ging von 24,7 v. H. 1970 auf 
13,4 v. H. 1976 zurück. Durch die Wohngeldnovelle 
werden jedoch Arbeitnehmerhaushalte wieder ver- 
stärkt in die soziale Absicherung durch das Wohn- 
geld einbezogen. 


X. Soziale Verbesserungen im Bereich der Lohn- und Einkommensteuer 


203. Das Steuerrecht beeinflußt das verfügbare 
Einkommen und damit die soziale Lage der Bürger. 
Die Steuerpolitik hat daher die Lasten gerecht zu 
verteilen, besondere Belastungen und Lebensum- 
stände zu berücksichtigen. Daneben haben Sleuer- 
entlastungen zur Zeit eine ganz zentrale Aufgabe 
zur Stärkung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage 
und damit zur Sicherung der Beschäftigung. Im 
Jahre 1977 wurde eine Reihe von sozialpolitisch re- 
levanten Verbesserungen und Entlastungen im 
Steuerrecht wirksam bzw. verabschiedet. 

204. Seit Januar 1977 werden die durch die Ein- 
komrnensteuerreform eingeführlen Ausbildungsfrei- 
beträge gewährt. Sie betragen für über 18 Jahre 
alte Kinder 2 400 DM bzw. bei auswärtiger Unter- 
bringung zur Berufsausbildung 4 200 DM und für 
noch nicht 18 Jahre alte Kinder bei auswärtiger 
Unterbringung zur Berufsausbildung 1 800 DM jähr- 
lich. Ziel der Ausbildungsfreibeträge ist es vor al- 
lem, Steuerpflichtigen, die wegen der Höhe ihres 
Einkommens für die Aufwendungen für die Berufs- 
ausbildung eines Kindes keine unmittelbaren staat- 
lichen Leistungen erhalten, eine Steuererleichte- 
rung zu gewähren. 

205. Das Steueränderungsgesetz 1977 enthält für 
Arbeitnehmer — neben der Verbesserung des Farai- 
lienlaslenausgleidhs (vgl. Tz. 176) — verschiedene 
Erleichterungen bei der Einkommen- und Lohnsteu- 
er. 

Seit Juli 1977 sind die Kinderzuschüsse aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen von der Einkom- 
mensteuer befreit. 

Ab Januar 1978 sind in Kraft: 

— Die Anhebung der Höchstbeträge für den Son- 
derausgabenabzug der Vorsorgeaufwendungen 
von 1 800 DM auf 2 100 DM je Steuerpflichtigen 


— einschließlich entsprechender Anhebung des 
sogenannten hälftigen Abzugs. Damit wird vor 
allem eine stärkere steuerliche Berücksichti- 
gung der Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung 
ermöglicht; 

— die Anhebung der Vorsorgepauschale von 
16 v. H. auf 18 v. H.. Diese Neuregelung berück- 
sichtigt ebenfalls die Entwicklung der Beiträge 
in der gesetzlichen Sozialversicherung und si- 
chert die Vereinfachungswirkungen der Pau- 
schalregelung; 

— Kinder, die das 18., aber noch nicht das 23. Le- 
bensjahr vollendet haben, werden künftig nicht 
nur durch die Zahlung von Kindergeld, sondern 
auch einkommensteuerrechtlich berücksichtigt. 
Voraussetzung ist, daß sie 

1. ausbildungswillig sind, aber noch keinen 
Ausbildungsplatz haben, oder 

2. keine Ausbildung mehr anstreben, jedoch 
keinen Arbeitsplatz finden; 

— der verminderten steuerlichen Leistungsfähig- 
keit der unterhaltsverpflichteten geschiedenen 
und getrennt lebenden Eltern und der unter- 
haltsverpflichteten Eltern nichtehelicher Kinder 
wird dadurch Rechnung getragen, daß der El- 
temteil, bei dem das Kind nicht berücksichtigt 
wird, einen Pauschbetrag von 600 DM vom Ge- 
samtbetrag der Einkünfte abziehen kann. Damit 
sollen die Mehraufwendungen abgegolten wer- 
den, die diesem Personenkreis im Vergleich zu 
Eltern, deren Kinder in ihrem Haushalt leben, 
erwachsen sind, z. B. durch die Pflege des El- 
tern-Kind-Verhältnisses; 

— durch Änderungen im Einkommensteuergesetz, 
im Spar-Prämiengesetz, im Wohnungsbau- 
Prämiengesetz und im 3. Vermögensbildungsge- 
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setz wird sichergestellt, daß Steuerpflichtige, die 
mindestens ein Jahr arbeitslos sind, über begün- 
stigte Spareinlagen ohne Nachteile verfügen 
können, und daß die Förderung nach dem 3. 
Vermögensbildungsgesetz nicht tangiert wird, 
wenn Gewinnanteile aus Lebensversicherungs- 
verträgen mit fälligen Beiträgen im Falle der 
Arbeitslosigkeit verrechnet werden (vgl, Tz* 
173). 

206 , Durch das Gesetz zur Steuerentlastung und 
Investitionsförderung wird 

— der Weihnachts-Freibetrag von bisher 100 DM 
auf 400 DM mit Wirkung vom Kalenderjahr 1977 
an erhöht, Diese Erhöhung kommt allen Arbeit- 
nehmern, unabhängig von der tatsächlichen 
Zahlung eines Weihnachtsgeldes zugute? der 
einzelne Arbeitnehmer wird — je nach Höhe 
seines individuellen Steuersatzes — jährlich um 
66 DM bis 168 DM entlastet; 

— ab Januar 1978 der Grund freibetrag von gegen- 
wärtig 3 000/6 000 DM (Ledige/ Verheiratete) auf 
3 3ÖQ bzw, 6 600 DM erhöht. Diese Anhebung 
entlastet alle Lohn- und Einkommens teuerpflich- 
tigen unabhängig von ihrer Einkommenshöhe 
um denselben Betrag* Für Ledige beträgt die 
Entlastung 66 DM, für Verheiratete 132 DM im 
Jahr; 

— ein Tariffreibetrag von 510/1 020 DM (Ledige/ 
Verheiratete) bei der Lohn- und Einkommen- 
steuer eingeführt. 

Die Anhebung des Grund- und Weihnachtsfreibe- 
trages und die Einführung des allgemeinen Tarif- 
freibetrages bedeuten für verheiratete Arbeitneh- 
mer ohne Kinder mit Jahreseinkommen von 
24 000 DM eine jährliche Steuerersparnis von 
422 DM* Dazu kommen ggf. noch einmal 40 DM aus 
der Erhöhung der Sonderausgabenhöchstbeträge* 

Daneben schlägt die Erhöhung des Kindergeldes zu 
Buche, Einem verheirateten Arbeitnehmer mit zwei 
Kindern verbleiben bei gleichem Einkommen 
542 DM, einem Arbeitnehmer mit 4 Kindern sogar 
1 262 DM mehr als zuvor. 


207 - Das S teuer ander ungsgesetz 1977 — einschließ- 
lich der Erhöhung des Kindergeldes — und das Ge- 
setz zur Steuerentlastung und Investitionsförderung 
führen im Bereich der Lohn- und Einkommensteuer 
1978 zu Steuererleichterungen von insgesamt 13,8 
Mrd* DM* 

208 . Das Gesetz über steuerliche Vergünstigungen 
bei der Herstellung oder Anschaffung bestimmter 
Wohngebäude sieht die Einbeziehung der Altbau- 
ten in die Abschreibungsregelungen des Einkom- 
mensteuergesetzes und den Wegfall der Grunder- 
werbsteuer für den Erwerb eigen genutzter Altbau- 
ten vor (vgl, Tz, 199). 

Nach diesem rückwirkend zum 1, Januar 1977 in 
Kraft getretenen Gesetz kann jeder Steuerpflichtige 
beim Bau oder bei der Anschaffung eines Einfami- 
lienhauses, Zweifamilienhauses oder einer Eigen- 
tumswohnung, die zu mehr als 6 6Va v. H. Wohn- 
zwecken dienen, acht Jahre lang jeweils 5 v. H. sei- 
ner Aufwendungen bis zum Höchstbetrag von 
150 000/200 000 DM absetzen* 

Für die Abschreibungsvergünstigung kommt es 
nicht mehr darauf an, ob bereits ein Voreigentümer 
des erworbenen Objektes erhöhte Absetzungen in 
Anspruch genommen hat. 

Jeder Steuerpflichtige kann die erhöhten Absetzun- 
gen für ein Objekt — zusammenlebende Ehegatten 
für zwei Objekte — in Anspruch nehmen* 

Kann ein Steuerpflichtiger die erhöhten Absetzun- 
gen nicht ausnutzen, weil er nicht bis zum Ablauf 
des Begünstigungs Zeitraumes Eigentümer des Ob- 
jektes ist, so kann er die erhöhten Absetzungen für 
den Rest des BegünsÜgungszeitraumes bei einem 
Folgeobjekt vornehmen. 

Der Erwerb von Einfamilienhäusern, Zweifamilien- 
häusern und Eigentumswohnungen zur eigenen 
Nutzung wird im Rahmen einer Freibetragsrege- 
lung von der Grunderwerbsteuer ausgenommen. 


XI. Internationale sozialpolitische Zusammenarbeit 


209 * Die zunehmenden politischen und wirtschaft- 
lichen Beziehungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu anderen Staaten und die Gemeinsamkeit 
der durch die weltwirtschaftliche Interdependenz 
entstandenen Probleme machen auch eine verstärk- 
te sozialpolitische Zusammenarbeit sowohl im euro- 
päischen als auch im weltweiten Rahmen notwen- 
dig. Soziale Gerechtigkeit darf auch nicht an den 
Grenzen des eigenen Landes aufhören. Der Abbau 
der in vielen Ländern der Welt bestehenden sozia- 
len Spannungen und der sozialen und wirtschaftli- 
chen Ungleichgewichte zwischen industrialisierten 
und nicht industrialisierten Ländern ist für die Bun- 
desrepublik Deutschland als sozialen Rechtsstaat 


und als bedeutendes Industrie- und Handelsland 
mit einer besonderen Verantwortung verbunden. 
Darüber hinaus können die in der Bundesrepublik 
Deutschland gefundenen sozialpolitischen Lösungen 
für andere Länder zur Bewältigung ihrer sozialen 
Probleme und Konflikte von Interesse sein. 

2 10. Die sozialpolitische Zusammenarbeit der Bun- 
desrepublik Deutschland mit anderen Ländern voll- 
zieht sich sowohl im bilateralen als auch im multi- 
lateralen Bereich: 

Im multilateralen Bereich wirkt die Bundesrepublik 
Deutschland als Mitglied in supra- und zwischen- 
staatlichen Organisationen mit, die sich entweder 
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— wie die Internationale Arbeitsorganisation — 
ausschließlich mit Sozialpolitik befassen oder in 
deren Aufgabenspektnum die Sozialpolitik eine 
wichtige Rolle spielt. Hier gilt es vor allem, ge- 
meinsame Lösungen für dringende sozialpolitische 
Probleme zu finden, eigene Vorstellungen und Ini- 
tiativen einzubringen und die sozialen Rechte, die 
Arbeitsbedingungen, den Arbeitsschutz und die 
Qualität der sozialen Sicherung zu verbessern und 
abzusichern. 

Im bilateralen Bereich setzt die Bundesrepublik 
Deutschland den Abschluß von Abkommen und 
Verträgen über soziale Sicherheit fort, die sich an 
folgenden zwei Grundprinzipien orientieren: 

— Gleichbehandlung der jeweiligen Staatsangehöri- 
gen der Vertragsländer und 

— Sicherstellung der Sozialleistungen. 


1. Europäische Gemeinschaften 

Beschäftigungspolitik 

211 . Im Mittelpunkt der Sozialpolitik in der Ge- 
meinschaft steht die Verbesserung der Beschafti- 
gungslage. Wirkungsvolle Sozial- und insbesondere 
Beschäftigungspolitik selzt die Mitwirkung der Ta- 
rifparteien voraus. Auf der Konferenz der europä- 
ischen Dachverbände der Tarifparteien, der Wirt- 
schalts- und Arbeitsminister der EG-Mitgliedstaaten 
und der EG-Kommission im Juni 1976 wurde eine 
Erklärung verabschiedet, die die Entschlossenheit 
bekundet, sich in gemeinsamen Anstrengungen dar- 
um zu bemühen, daß 

— der wirtschaftliche Aufschwung konsolidiert 
wird damit 

— in den kommenden Jahren ein Wachstum in Sta- 
bilität verwirklicht wird und so 

— — die Bedingungen für Vollbeschäftigung und 

neue soziale Fortschritte geschaffen werden. 

Auf einer Sitzung im Juni 1977 wurde der Dialog 
fortgesetzt. 

Uber die Verbesserung der Beschäftigungslage 
wurde auf Sitzungen des aus Vertretern der Tarif- 
parteien. der Kommission und der Regierungen be- 
stehenden Ständigen Ausschusses für Beschäfti- 
gungsfragen beraten. Im Mittelpunkt standen Be- 
schäftigungsprobleme Jugendlicher, die Koordinie- 
rung des Einsatzes von Finanzmitteln der Gemein- 
schaft aus dem Sozial-, dem Regional- und dem 
Agrarfonds und die Reform des Europäischen So- 
zialfonds. 

Europäischer Sozialfonds 

212 . Das wichtigste Finanzinstrument für die Be- 
schäftigungspolitik in der Gemeinschaft ist mit 
über 2 Mrd. DM (1977) der Europäische Sozialfonds. 
Der Rat hat im Juni 1977 über die Grundlinien der 
Neuordnung des Europäischen Sozialfonds in weit- 


gehender Übereinstimmung mit der Regierungser- 
klärung des Bundeskanzlers vom Dezember 1976 
entschieden. Ziel ist es. die Wirksamkeit des Fonds 
durch bessere Berücksichtigung des Arbeitsmarktes 
und durch Konzentration seiner Maßnahmen auf 
die dringenden Beschäftigungsprobleme der Ge- 
meinschaft zu erhöhen. In der Verwaltung des 
Fonds wird das Verfahren beschleunigt und verein- 
facht. Im Oktober 1977 beschloß der Rat, den Fonds 
gezielt für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit Ju- 
gendlicher einzusetzen. 

Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen 

213 . In Ausführung des Sozialpolitischen Aktions- 
programms der Gemeinschaft von 1974 hat der Rat 
im Februar 1977 die Richtlinie zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer bei 
Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Be- 
triebsteilen erlassen. Die Richtlinie soll den sozia- 
len Besitzstand der Arbeitnehmer bei einem Wech- 
sel des Betriebsinhabers oder bei Fusionsvorgängen 
sichern. Sie sieht vor, daß die Rechte und Pflichten 
des Veräußerers aus bestehenden Arbeitsverhält- 
nissen auf den Erwerber übergehen und daß der 
Übergang eines Unternehmens, Betriebs oder Be- 
triebsteils in der Regel keinen Grund für den Ver- 
äußerer oder Erwerber zur Kündigung darstellt. Sie 
verpflichtet Veräußerer und Erwerber außerdem 
zur Information und Konsultation der Vertreter der 
Arbeitnehmer. Diese Richtlinie stellt einen weiteren 
wichtigen Schritt zur Angleichung der Arbeitsbe- 
dingungen in der Gemeinschaft dar. 

Bereits im Zusammenhang mit dem Betriebsverfas- 
sungsgesetz 1972 wurde durch innerstaatliches Ge- 
setz geregelt, daß bei einem Betriebsübergang die 
Arbeitsverhältnisse mit allen Rechten und Pflichten 
auf den neuen Inhaber übergehen. Damit sind die 
Anforderungen der Richtlinie bereits weitestgehend 
erfüllt. Die Bundesregierung bereitet zur Zeit noch 
einige zur Umsetzung der Richtlinie erforderliche 
gesetzliche Detailregelungen vor. 

214 . Ebenfalls in Ausführung des Sozialpolitischen 
Aktionsprogramms billigte der Rat im Juli 1977 
eine Richtlinie zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
die Sicherheitskennzeichnung am Arbeitsplatz. Mit 
der Richtlinie werden bis 1981 einheitliche Sicher- 
heitskennzeichen am Arbeitsplatz eingefuhrt. Dies 
bedeutet insbesondere auch eine Verbesserung des 
Arbeitsschutzes für ausländische Arbeitnehmer in 
der Gemeinschaft. 


2. Internationale Arbeitsorganisation 

215 . Die Internationale Arbeitsorganisation wird 
bei ihrem weltweiten Wirken auf sozialpolitischem 
Gebiet von der Bundesrepublik Deutschland nach- 
haltig unterstützt. Die Bundesregierung sieht in der 
Internationalen Arbeitsorganisation ein wichtiges 
Forum für ihre Vorstellungen über eine moderne 
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internationale Sozialpolitik. Sie ist in fast allen In- 
dustrieausschüssen der Internationalen Arbeitsor- 
ganisation, die für bestimmte Wirtschaftszweige be- 
stehen, vertreten. Von Juni 1976 bis Juni 1977 hatte 
der deutsche Regierungsvertreter den Vorsitz im 
Verwaltungsrat der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation inne. 

Den Austritt der Vereinigten Staaten von Amerika 
aus der Internationalen Arbeitsorganisation zum 
November 1977 hat die Bundesregierung bedauert: 
sie hält die Rückkehr der Vereinigten Staaten von 
Amerika im Interesse der Internationalen Arbeits- 
organisation für wünschenswert. Sie wird unver- 
mindert für Konzentration der Organisation auf 
ihre sozialpolitische Aufgabe, für uneingeschränkte 
Anwendung satzungsgemäßer Verfahren und für 
Erhaltung der dreigliedrigen Struktur eintreten, 

216* Die Internationale Arbeitskonferenz beschloß 
auf ihren Tagungen im Juni 1976 und 1977 die An- 
nahme von Übereinkommen und Empfehlungen 
über dreigliedrige Beratungen zwischen Regierung, 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen zur 
Förderung der Durchführung internationaler Ar- 
beitsnormen, über die Vermeidung von Gefährdun- 
gen durch Lärm, Luftverschmutzung und Vibratio- 
nen am Arbeitsplatz und über Arbeits- und Be- 
schäftigungsbedingungen des Krankenpflegeperso- 
nals. Die Seeschiffahrtskonferenz der Internationa- 
len Arbeitsorganisation verabschiedete im Oktober 

1976 Übereinkommen und Empfehlungen über Min- 
destnormen für Arbeitsschutz und Rechte der Ar- 
beitnehmer auf Handelsschiffen und über die Konti- 
nuität der Beschäftigung von Seeleuten, ein Über- 
einkommen über bezahlten Jahresurlaub der See- 
leute und eine Empfehlung über sozialen Schutz 
junger Seeleute. 

217* Die Bundesrepublik Deutschland hat 1976 und 

1977 weitere sechs Übereinkommen der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation ratifiziert Sie enthalten 
Regelungen über das Mindestalter für die Zulas- 
sung zur Beschäftigung, über berufsbedingte Krebs- 
erkrankungen, über den bezahlten Bildungsurlaub, 
über Verbände ländlicher Arbeitnehmer und über 
die ärztliche Untersuchung der Schiffsleute und der 
Fischer, 


3* Sozialversicherungsabkommen 

218. Die wechselseitige Beschäftigung im Ausland 
und der internationale Tourismus erfordern den 
weiteren Ausbau der Beziehungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu anderen Staaten auf dem Ge- 
biet der sozialen Sicherung. Der Aufbau eines Net- 
zes zweiseitiger Sozialversicherungsvertrage wird 
daher fortgesetzt. 

In Kraft getreten sind: 

— im August 1977 

das Abkommen von 1976 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Italienischen Re- 
publik über die Regelung der mit dem 
deutsch-italienischen Abkommen von 1941 zu- 


sammenhängenden Fragen (sozialversicherungs- 
und beamten rechtliche Behandlung von Südtiro- 
lern für die Zeit von 1939 bis 3945); 

— - im September 1977 

die Vereinbarung von 1977 zur Durchführung 
des Abkommens von 1975 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Volksrepublik Po- 
len über Renten- und Unfallversicherung ; 

— im Oktober 1977 

das Abkommen von 1976 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich 
Schweden über Soziale Sicherheit; 
das Zusatzabkommen von 1976 zu dem Abkom- 
men von 1973 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Sozialistischen Republik 
Rumänien über Sozialversicherung; 

— im November 1977 

das Abkommen von 1973 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Spanischen Staat 
über Soziale Sicherheit und Ergänzungsabkom- 
men von 1975; 

das Abkommen von 1977 zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regie- 
rung des Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland über den Verzicht auf die Erstat- 
tung von Aufwendungen für Sachleistungen bei 
Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsanfall und Be- 
rufskrankheit, der Leistungen an Arbeitslose so- 
wie der Kosten für verwaltungsmäßige und ärzt- 
liche Kontrollen? 

das Abkommen von 1976 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika über Soziale Sicherheit wird im 
Laufe des Jahres 1978 in Kraft treten. 

Den gesetzgebenden Organen liegt zur Beschlußfas- 
sung vor: 

der Entwurf eines Zustimmungsgesetzes zu dem 
deutsch-franzosisdi-spanlsdien Übereinkommen 
über Kranken- und Unfallversicherungsschutz, 
insbesondere spanischer Gastarbeiter bei der 
Durchreise durch Frankreich von 1977, 

ln Vorbereitung bzw. geplant sind: 

— das Ratilikatjonsverfahren für das Abkommen 
von 1977 mit dem Fürstentum Liechtenstein über 
Soziale Sicherheit und für das Übereinkommen 
von 3977 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land, dem Fürstentum Liechtenstein, der Repu- 
blik Österreich und der Schweizerischen Eidge- 
nossenschaft im Bereich der Sozialen Sicher- 
heit; 

— die Revision der in Kraft befindlichen Abkom- 
men miL Griechenland und der Türkei; 

— Abkommen über Soziale Sicherheit mit Finn- 
land, Marokko und Tunesien; 

— Vereinbarungen mit anderen Mitgliedstaalen 
der EG, die der Durchführung der EG-Ver- 
Ordnungen über die Soziale Sicherheit der Wan- 
derarbeitnehmer und ihrer Familien oder ihrer 
Ergänzung dienen sollen* 
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Sonstige Entschädigungen U 19, 167 bis 170, 0 39 und 40, 
179 bis 181, 245. A 1-4, II-l bis 4, III-309, V 
Sonstige Hilfen 82 

Sonstige Mobilität (Funktion) 0 7, 67 f., U 11 und 12, 
138, 245, A 1-3, II-2, 3, 5 

Sozialbudget, Methodik des S. 1 bis 3, 245 f., A V 
Soziale Entschädigung (KriegsopferversorgungJ 64. 73. 

75. 85, ü 19, 245, A t-4. Il-t bis 4, 7, III-30I, V 
Soziale Hilfen und Dienste 86. 0 19, 245, 246, A 1-4, 
IM bis 4, 111-4 

Sozialer Wohnungsbau 79, 197, 213, 214, 0 51 
Soziale Sicherung D 19. 245, A 1-4, II-l bis 4. III- 1 
Sozialhilfe 64. 73, ü 13, 82, D 18, 86. 0 19. 182 his 185, 
U 43 und 44. 226, 245, A 1-4, IM bis 4. 7, III-401. V 
Sozialleistungen, Entwicklung der S. 1 bis 3, 11.1., 36. 

0 7. 240, 0 56 (VGR), 244. 245. A M 
Sozialleistungsquote II.2., 245, A I-l 
Sozlalleistungszifler 11.3. , U 6. 245 
Sozialversicherungskonto 241, U 56 und 57, A V 
Sparförderung iFunktionl 35. 45 L. U 7. 48, 81. 0 17. 245. 
A 1-3, II-2, 3. 5 

Sparprämien U 17. 209, ü 49. A Vl-l 
Sterbegeld ü 24. 114, ü 29, 0 35 ü 37, A VI-1 
Steuerermäßigungen 49, 73. 0 13, U 14. 0 15, 78, 0 16. 
87, 0 19, 210 bis 212, 0 50, 226, 245, A 1-4. II-l bis 4, 
in-50i, IV-12. VM 


u 

Ubergangsgeld U 29, A VI-1 

Unfallversicherung 64, 84, ü 19, 98. 118 bis 122, 0 28 und 
29, 228, 230, ü 54, 245, 246, A 1-4, IM bis 4 7, 111-104, V 
Unterhallssidierung 85, A Vl-l 


V 

Verdienste s. Einkümrnensentwicklung 
Vergünstigungen Im Wohnungswesen 0 19, 213 bis 215, 
0 51. 245, A 1-4. Il-I bis 4, 111-502 
Vermögensbildung U 19, 86, ü 19. 207 bis 209, 0 49. 245, 
A 1-4, IM bis 4, III-406 
Verrechnungen 228, 245, A II-7 
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Versorgungswerke 73 , ü 19, 147 f., ü 35, 230. U 54, 245, 
246, A 1*4, IM bis 4. 7, UM23 

Volkswirtschaftliche Gesamtrechming 171, 176, 232, 239 
bis 244, ü 56 und 57, A V 
Vorbeugung (Funktion! U 7. 245, A 1-3, II-2, 3, 5 


w 

Waisenrenten D 8, A Vl-1 
Waren und Dienstleistungen 245, All- 1 , 3, 5 
Wiedergutmachung 73, 75. 85, ü 19, 176 bis 178. 245, 
A 1-4, II- 1 bis 4. 111*303, V 
Winterbauförderung D 30, 124, D 31, 135, t39 
Wintergeld ü 11, ü 31 

Wirtschaftliche Grundannahmen I.2., D 1, 231 f., 240, 
A 1-2 

Wirtschaftliche und soziale Zusammenhänge 231 bis 244, 
U 55 bis 57 

Wirtschaftswachstum 10, 11, 24. 36. 231 
Witwenrenten, Witwer- ü 14, 75, U 15, A Vl-1 
Wohnbevölkerung s. Bevölkerungsstruktiu 


Wohnen (Funktion) 35, 45 f.. ü 7, 78 bis 80, ü 16. 245, 
A 1-3, 11-2, 3, 5 

Wohngeld 78, 79, ü 16, 0 19, 86. 196 bis 201, 245, A 1-4, 
II- 1 bis 4. III-404, VI- 1, V 

Z 

Zinsen s. Sonstige Hinnahmen 

Zinsermäßigung 78, ü 16, 87, 213, 214, ü 51, A VI-1 
Zins* und Tilgungszuschüsse U 16, 213, 214, ü 51, 
A VI-1 

Zusatzversicherung s. Exgänzungssysteme 
Zusatzversidierung für einzelne Berufe ü 19. 159, ü 37. 
245, A 1-4, IM bis 4. 111-142 

Zusatzversidierung im öffentlichen Dienst D 19, 160, 
ü 37. 245, A 1-4. U-i bis 4. 7. 111-141. V 
Zuschüsse 245 

Zuweisungen 216, 217 f., 0 52, 228, 245, A 1-5, II-!. 5 

— aus nichtöffentlichen Mitteln 218, U 52, 245, A 1-5, 
11-1, 5 

— aus öffentlichen Mitteln 217, D 52, 226 f. r 228, ü 56 
und 57 (VGR) 245. A 1-5, II I. 5 
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Vorwort 


1. Mit dem Sozialbudget gibt die Bundesregierung seit 1969 in periodischen Abständen einen Über- 
blick über die sozialen Leistungen in der Bundesrepublik Deutschland und über deren Finanzierung. 
Dabei wird nicht nur dargestellt, wie sich Leistungen und Finanzierung in der Vergangenheit entwik- 
kelt haben, sondern auch, wie sie sich in den nächsten vier bis fünf Jahren voraussichtlich weiter 
entwickeln werden. Die dazu nötigen Vorausberechnungen werden mit den Vorstellungen abgestimmt, 
die die Bundesregierung über den weiteren Verlauf der wichtigsten volkswirtschaftlichen und fi- 
nanzwirtschaftlichen Daten hat. 


Preface 

The Social Budget, which has been submitted at 
regulär intervals since 1969, is prepared by the 
Federal Government to give a review of social 
expenditure in the Federal Republic of Germany 
and its financing. It not only contains an outline 
of the past development of expenditure and 
financing but includes moreover a forecast of 
probable trends for the next four to five years. 
The necessary projections have been made in 
accordance with the assumptions of the Federal 
Government in respect of the future development 
of the major economic and financial data. 


Prgface 

Depuis 1969, le gouvernement federal donne 
regulierement sous forme du budget social un 
aperqu sur les prestations sociales dans la Repu- 
blique föderale d’Allemagne et sur leur finance- 
ment. II ne döcrit pas seulement l’övolution des 
prestations et du financement dans le passö, mais 
egalement leur Evolution previsible pour les 
quatre ou cinq prochaines annees. Les previsions 
nöcessaires ä cette fin sont harmonisöes avec les 
conceptions du gouvernement sur 1‘evolution 
future des donnöes economiques et financieres 
les plus importantes. 


Grafik 1 


2. Das Sozialbudget soll Anhaltspunkte für sozial- 
politische Entscheidungen geben-, es soll aber auch 
allgemein darüber unterrichten, wie die Einrichtun- 
gen der sozialen Sicherung in der Bundesrepublik 
Zusammenwirken, wie sie miteinander und wie sie 
mit der übrigen Volkswirtschaft verflochten sind. Es 
zeigt in absoluten Beträgen, welche Summen dabei 
erreicht werden, und in Prozentzahlen den Fortgang 
von Jahr zu Jahr und die Anteile an bestimmten 
volkswirtschaftlichen Größen. Es macht Angaben 
über die geschützten Personen, die Leistungsempfän- 
ger, die Zahl und Art der Leistungen und die Finan- 
zierung der Leistungen nach Art und Herkunft der 
Mittel. 


Sozialbudget 
1970 bis 1982 

in Millionen DM 

Leistungen in 
Mio DM 

525 000 

400 000 

375 000 

300 000 

225 000 

150 000 

1970 71 72 73 74 75 76 77 78 79 80 81 82 
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!. Grundannahmen 

Hierzu* * Anhang 1 — 2 


3, Das Sozialbudget beschreibt mit Worten und Zahlen die Vielfalt der sozialen Sicherung, glie- 
dert sie nach einheitlichen Merkmalen und setzt die Daten in Beziehung zu gesamtwirtschaftlichen 
Größen. Kennzeichnend für das Sozial budget ist, daß Leistungen und Finanzierung der sozialen Siche- 
rung in Übereinstimmung mit wirtschaftlichen und finanziellen Annahmen der Bundesregierung über 
einen mittelfristigen Zeitraum vorausberedinet werden. Im Sozialbudget 1978 wird über die Jahre 
1975 bis 1978 und über 1982 berichtet, einen Zeitraum, in dem die Entwicklung der sozialen Siche- 
rung durch Wirtschaft liehe Probleme und durch Verschiebungen in der Struktur der Bevölkerung be- 
sonders geprägt wird. 


Basic assumptlons 

The Social Budget by comments and figures 
describes the manifold aspects of social security, 
gives a breakdown by uniform criteria and re- 
lates the figures to overali economic data. One 
of its diaracteristics is that benefits and financing 
are forecast in agreement with the medium-term 
assumptions of the Federal Government as to 
economic and financial trends. The 1978 Social 
Budget refers to the period of 1975 to 1978 
including forecasts up to 1982 f thus covering a 
period where the development of social security 
is strongly affected by economic problems and 
changing demographic struetures. 


1. Rahmen der Berichterstattung 

4. Die Daten für 1975 und 1976 sind größtenteils 
aus gesicherten statistischen Quellen abgeleitet* Den 
Daten für 1977 liegen die Teilergebnisse zugrunde, 
die bis zum 1. März 1978 bekannt waren. Für einige 
Institutionen wurden die Daten den Haushaltsplä- 
nen 1977 und deren Nachträgen entnommen. 

5. Die Prognose für das Jahr 1978 stützt sich auf 
Zahlen, die der Jahreswirtschaftsbericht der Bundes- 
regierung (Drucksache 8/1471) nennt. Soweit es 
möglich war, wurden Haushaltsansätze verwandt. 
Sie wurden ergänzt, wenn zusätzliche Informationen 
über die Entwiddung der Zahl der betroffenen Per- 
sonen, der wirtschaftlichen Lage oder anderer Fak- 
toren Vorlagen. 

6. Der Vorausberechnung für das Jahr 1982 liegen 
die Annahmen über die mittelfristige gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung zugrunde, die die Bundes- 
regierung Anfang 1978 für den Renten an passungs- 
bericht und für die Fortschreibung der Finanzpla- 
nung von Bund und Ländern getroffen hat 


Hypoth&ses de base 

Le budget social traduit ä l aide de mots et de 
chiffres Ja variet£ de la Securite sociale, la 
classifie en fonction de criteres uniformes et 
etablit une relation entre les donnees et les 
facteurs macroeeonomiques. Ii est caract£ristique 
pour le budget social, qu’ll etablit sur une päriode 
de moyen terme des previsions sur les prestations 
et le financ erneut de la Säcurite sociale confor- 
mement aux prognostics economiques et finan- 
ciers du gouvernement fedäraL Le budget social 
de 1978 donne un aper^u sur les annees 1975 ä 
1978 et sur l'annee 1982, donc sur une periode, 
dans laquelle Involution de la Securite sociale 
est particulierement caracterisee par des problä- 
mes economiques et des modifications dans la 
structure de la population. 


7. Dem Sozialbudget 1976 (Drucksache 7/4953) war 
ein Materialband beigefügt, der Daten für die Jahre 
1965 bis 1974 enthielt. Das vorliegende Sozialbud- 
get schließt hier an, so daß die Reihe bis 1978 un- 
unterbrochen fortgeführt wird* 

8. Stand der Gesetzgebung ist der L Januar 1978. 
Vorschriften, die der Entwurf eines 21. Rentenan- 
passungsgesetzes enthält, wurden in die Vorausbe- 
rechnungen einbezogen. 

9. Das Sozialbudget enthält l ) erstmalig den Bericht 
über die wirtschaftliche Lage der Familien, den die 
Bundesregierung im Vermittlungs verfahren zum 
Einkommensteuerreformgesetz zugesagt hat 2 ). Ent- 
sprechend dem Antrag des Bundesrates, der sich 
mit der Berichtszusage der Bundesregierung erle- 
digte, beschränkt sich der Bericht darauf, der Ent- 
wicklung der Kindergeldsätze die Veränderungen 
der Lebenshaltungskosten und der Einkommen ge- 
genüberzustellen. 

*) Nummer 53 bis 60 

*) Vgl* Stenografischer Bericht über die 113. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 10, Juli 1974 S. 7643 (D) 
und S. 7644 (A). 
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2. Wirtschaftliche Grundannahmen 


10. Die abgeschwächte wirtschaftliche Entwicklung in den zurückliegenden Jahren hat dazu ge- 
führt, daß das reale Wirtschaftswachstum und der Lohnanstieg in den letzten Jahren beträchtlich 
hinter den Steigerungsraten früherer Jahre zurückgeblieben sind. Sie lagen damit auch unter den 
Annahmen der früheren Sozialbudgets der Bundesregierung. 


Economic assumptions 

The economic slowdown of the past years has 
led to a Situation where the economic growth 
in real terms and the wage increases were 
considerably lower than previously. They feil 
short of the assumptions of the last Social Budget 
submitted by the Federal Government. 


11. Im Jahreswirtschaftsbericht 1978 und bei der 
mittelfristigen Einschätzung der wirtschaftlichen 
Entwicklung mußte die Bundesregierung berück- 
sichtigen, daß die künftige wirtschaftliche Entwick- 
lung, vor allem wegen außenwirtschaftlicher Risi- 
ken, mit nicht kalkulierbaren Unsicherheiten behaf- 
tet ist. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
das reale wirtschaftliche Wachstum in den näch- 
sten Jahren durchschnittlich vier Prozent betragen 


Hypothgses gconomiques 

L’gvolution economique ralentie au cours des 
demieres annöes a eu pour consgquence que la 
croissance economique reelle et l augmentation 
des salaires pendant ces annöes sont restges loin 
derriere les taux d’accroissement d'autre fois. 
Ainsi ils etaient egalement interieurs aux prövi- 
sions du dernier budget social du gouvernement 
federal. 


könnte. Gleichzeitig strebt sie eine weitere Ver- 
langsamung des Preisauftriebs an. Daraus ergibt 
sich für das Bruttosozialprodukt in jeweiligen Prei- 
sen eine durchschnittliche Wachstumsrate von sie- 
ben Prozent bis 1982. Aufgrund einer solchen ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung wird von einem 
Anstieg der Bruttolohn- und -gehaltsumme je ab- 
hängig Beschäftigten von durchschnittlich sechs 
Prozent ausgegangen. 


Übersicht 1 


Wirtschaftliche Grundannahmen 



Veränderungsraten gegenüber jeweiligem Vorjahr in Prozent 

1978 ») 

1 979 bis 1 982 *) | 1 978 bis 1 982 *) 

(Jahresdurchschnitte) 

Abhängig Beschäftigte 

0,2 

0,3 

0,3 

Bruttolöhne und -gehälter 




je abhängig Beschäftigten 

5,5 

6,2 

6,0 

Bruttolohn- und -gehaltsumme 

gut 5 Vt 

6 Vt 

6 Vt 

Preisniveau des privaten Verbrauchs 

3 Vt 

2 bis 2 Vt 

2 Vt 

Preisniveau des Bruttosozialprodukts 

3 Vt 

2 Vt bis 3 

3 

Bruttosozialprodukt in konstanten Preisen .... 

3 Vt 

4 

4 

Bruttosozialprodukt in jeweiligen Preisen 

7 

7 

7 


*) Projektion des Jahreswirtschaftsberichtes 1978 (BT-Drucksache 8/1471) 

*) Annahmen der Bundesregierung über die mittelfristige wirtschaftliche Entwicklung (Stand: Anfang 1978) 
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3. Demografische Daten 


12 * Die Bevölkerungsentwicklung ist in den nächsten Jahren durch einen Rückgang der Zahl jün- 
gerer Menschen und durch eine zunehmende Zahl älterer Menschen gekennzeichnet. Infolge des 
starken Geburtenrückgangs der vergangenen Jahre hat sich das Verhältnis zwischen der Zahl 
jüngerer und älterer Personen bereits wesentlich verändert 


Demographie data Donn&es dömographiques 


The demographic development in the coming 
years will be characterised by a fall in the n um- 
her of younger persons and a simultaneous in- 
crease in the number of older persons, As a 
result of the strongly declining birth-rate of the 
past years the relation between the number of 
younger and older persons has aiready undergone 
a substantial dränge. 


L'evoluÜon demographique sera caracterisee dans 
les armöes ä venir par une regression du nombre 
des jeunes et un accroissement du nombre des 
personnes agees. En raison du fort recul des 
naissances au cours des derniäies annees, le 
rapport entre le nombre des jeunes et celui des 
personnes ägees s’est dejä modifie sensiblement. 


13 - Die Altersstruktur der deutschen Bevölkerung 
ist durch Unregelmäßigkeiten gekennzeichnet, die 
durch zwei Weltkriege, eine Weltwirtschaftskrise 
und durch Veränderungen des generativen Verhal- 
tens ausgelöst wurden. 

14 * Die Gesamtzahl der Bevölkerung ist seit 1970 
um nahezu zwei Prozent auf 61,8 Millionen im Jah- 
re 1975 angestiegen. Infolge eines negativen Wän- 
de rungssaldos und eines stetig steigenden Sterbe- 
überschusses verminderte sich die Gesamtzahl der 
Bevölkerung bis zum September 1977 {letzter Be- 
richtstennin] auf unter 61,4 Millionen, 


Übersicht 2 


Wohnbevölkerung 1970, 1975, 1978 und 1982 


Jahr 

Wohnbevölkerung 

(Jahres- 

durch- 

insgesamt 

| Männer 1 

Frauen 

schnitt) 

in 1 000 

1970 ») 

60 651 

28 867 

31 784 

1975 *) 

61 829 

29 499 

32 330 

1978») 

61 120 

29121 

31 999 

1982 >) 

60 450 

28 856 

31 594 

Volkszählungsergebnisse von 1970 
Fortschreibungsergebnisse (Statistisches Bundesamt) 


*) Deutsche Bevölkerung gemäß der 5, Kooid. Bevölke- 
rungsvorausschätziing, ohne Wanderungen; Ausländi- 
sche Bevölkerung gemäß BMA-Sthälzung 


15 , Die ges di lechtsspezi fischen Relationen, das 
heißt die Aufgliederung der Wohnbevölkerung in 
Frauen und Männer, veränderten sich im Zeitraum 
1970 bis 1975 nur unwesentlich. Die Zunahme der 
Zahl der männlichen Personen lag mit 2,2 Prozent 
um rd. ein halbes Prozent über der Zunahme weib- 
licher Personen, 

16 . Für die Sozialplanung hat der Altersaufbau der 
Bevölkerung, der wiederum das Verhältnis von Er- 
werbs- und Nichterwerbspersonen wesentlich be- 
stimmt, eine erhebliche Bedeutung, Hiervon hängen 
der Umfang der Maßnahmen zur sozialen Sicherung 
und deren finanzwirksame Ausgaben entscheidend 
ab. 

17 * Der Anteil der Personen, die das zwanzigste 
Lebensjahr noch nicht vollendet hatten, verminder- 
te sich bereits im Zeitraum 1970 bis 1975 von 29,8 
auf 28,8 Prozent Dies entspricht einem Rückgang 
um 250 000. Die Entwicklung dürfte sich bis 1982 
noch beschleunigen, so daß diese Gruppe dann vor- 
aussichtlich nur noch etwa 25,6 Prozent der Ge- 
samtbevölkerung ausmachen wird. 

18 . Die Zahl der Personen, die das fünfundsech- 
zigsle Lebensjahr vollendet hatten, nahm ab 1970 
ständig zu und wird voraussichtlich im Jahre 1980 
den höchsten Stand erreichen. Durch das Hinein- 
wachsen geburtenschwacherer Jahrgänge in das 
Rentenalter wird der Anteil älterer Personen an der 
Gesamtbevölkerung bis 1982 wieder geringfügig 
auf rund 14,6 Prozent zurückgehen* 

19 - Eine g esch 1 e di ts spezi fische Darstellung der Ent- 
wicklung der Zahl älterer Menschen zeigt, daß die 
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Übersicht 3 

Altersstruktur der Bevölkerung ! ) 


Altersgruppen in Jahren 


Jahr 

ins- 

unter 

20 bis 

60 bis 

65 und 


gesamt 

20 

60 

65 

älter 




insgesamt 



1970*) 

100,0 

29,8 

51,0 

6,1 

13,2 

1975 ») 

100,0 

28,8 

51,1 

5,6 

14,5 

1978 4 ) 

100,0 

27,7 

53,1 

4,1 

15,1 

1982 4 ) 

100,0 

25,6 

55,0 

4,8 

14,6 



Männer 



1970 *) 

100,0 

32,0 

51,8 

5,4 

10,7 

1975 *) 

100,0 

30,9 

53,0 

4,8 

11,3 

1978 4 ) 

100,0 

29,7 

55,2 

3,5 

11,5 

1982 4 ) 

100,0 

27,5 

57,9 

4,0 

10,6 



Frauen 



1970*) 

100,0 

27,7 

50,2 

6,7 

15,4 

1975 ») 

100,0 

26,8 

49,5 

6,4 

17,3 

1978 4 ) 

100,0 

25,8 

51,1 

4,7 

18,3 

1982 4 ) 

100,0 

24,0 

52,3 

5,5 

18,3 

Jahresdurchschnittszahlen 

Ergebnisse der Volkszählung 1970 




s ) Fortschreibungsergebnisse (Statistisches Bundesamt) 

4 ) Deutsche Bevölkerung (5. koordinierte Bevölkerungs- 
vorausschätzung) ohne Wanderungen. Ausländische 
Bevölkerung (Schätzungen des BMA) 


Zahl älterer Frauen die der Männer in der gleichen 
Altersgruppe zunehmend übersteigt. Der Anteil der 
Frauen, die 65 Jahre alt und älter waren, lag in den 
Jahren 1970 und 1975 bei 61,3 und 62,5 Prozent. Er 
erhöhte sich bis zum Jahre 1978 auf rund 63,6 Pro- 
zent und wird bis 1982 auf 65,3 Prozent steigen. 

20. Die Gruppe der zwanzig- bis sechzig jährigen 
Personen, in der die überwiegende Zahl der Be- 
schäftigten enthalten ist, veränderte sich von 1970 
bis 1975 nur unwesentlich. Nach 1975 wachsen in- 
des geburtenstärkere Jahrgänge in das Erwerbsfähi- 
genalter hinein, so daß sich der Anteil an der Ge- 
samtbevölkerung von rund 51 Prozent im Jahre 
1975 auf 53 Prozent im Jahre 1978 erhöht hat und 
sich bis 1982 weiter auf 55 Prozent erhöhen wird. 

21. Für die soziale Sicherung ist auch von Bedeu- 
tung, wie sich die Zahl der Erwerbstätigen insge- 
samt entwickelt und auf Selbständige und mithel- 
fende Familienangehörige sowie abhängig Beschäf- 
tigte (Beamte, Angestellte und Arbeiter) aufteilt. 

22. Nach den gegenwärtigen Vorstellungen wird 
die Zahl deutscher Erwerbspersonen von 1978 bis 
1982 aus demografischen Gründen um rd. 400 000 
Personen zunehmen. Obwohl der Anwerbestop für 
ausländische Arbeitnehmer aus Drittländern auf- 
rechterhalten wird, kann nicht damit gerechnet 
werden, daß die Zunahme der Zahl deutscher Er- 
werbspersonen durch einen negativen Wanderungs- 
saldo ausländischer Arbeitnehmer ausgeglichen 
werden kann. Da gleichzeitig die Zahl junger Aus- 
länder, die in der Bundesrepublik leben und er- 
werbsfähig werden, stark ansteigt, ist damit zu 
rechnen, daß die Zahl der Erwerbspersonen insge- 
samt bis 1982 erheblich ansteigen wird. 


Erwerbstätige nach der Stellung im Beruf 


Übersicht 4 


Jahr 

Erwerbs- 
tätige *) 
in 1 000 


davon (Spalte 1) 




davon (Spalte 4) 



Selbständige 
und mithelfende 
Familien- 
angehörige 

Abhängig 
Beschäftigte *) 

Beamte 4 ) 

Angestellte 

Arbeiter 

in 1000 

| in •/• 

in 1 000 | 

in •/• 

in 1000 I 

in % 

in 1000 | 

in •/• 

in 1000 | 

in °/o 


i i 

1 2 

1 3 | 

1 4 | 

1 5 | 

1 6 | 

7 

1 8 I 

9 

1 10 I 

11 

1970 

26 668 

4 422 

16,6 

22 246 

83,4 

1 945 

7,3 

7 800 

29,2 

12 501 

46,9 

1975 

25 323 

3 937 

15,5 

21 386 

84,5 

2 133 

8,4 

8 378 

33,1 

10 875 

42,9 

1978*) 

24 968 

3 633 

14,6 

21 335 

85,4 

2 201 

8,8 

8 505 

34,1 

10 629 

42,6 

1982*) 

25 071 

3 443 

13,7 

21 628 

86,3 

2 296 

9,1 

8 845 

35,3 

10 487 

41,8 


*) Jahresdurchschnittszahlen 
*) Einschließlich Soldaten 

s ) Schätzungen auf der Basis der Grundvariante des Rentenanpassungsberichts 1978 
4 ) Beamte nach erwerbsstatistischer Definition 
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23, Die Zahl der Erwerbstätigen nahm in der Zeit 
von 1970 bis 1975 aus konjunkturellen und struktu- 
rellen Gründen um rd. 1,3 Millionen ab. Nach den 
derzeitigen Annahmen über die gesamtwirtschaftli- 
che Entwicklung kann in der nächsten Zeit noch 
nicht mit spürbaren Beschäftigungseffekten gerech- 
net werden. Erst in mittlerer Sicht werden sich 
freie Kapazitäten besser auslasten lassen, so daß 


II. Ergebnisse 


1, Umfang und Art der Sozialleisttmgen 

Hierzu; Anhang 1-1, 11*1, 111 , IV- 14 


sich im Rahmen der weiteren wirtschaftlichen Ent- 
wicklung die Lage auf dem Arbeitsmarkt bessern 
kann. Die Zahl der Selbständigen und mithelfenden 
Familienangehörigen wird voraussichtlich bis 1982 
etwas weniger rasch abnehmen als in den vergan- 
genen Jahren, Gleichwohl wird von daher eine Zu- 
nahme der abhängig Beschäftigten um rd, 300 000 
erwartet. 


24, In der Zeit von 1975 bis 1977 nahmen die Sozi all eis tungen insgesamt um rd, 15 Prozent von 
330 auf 379 Mrd. DM zu; das waren im Jahre 1976 rd. sieben und 1977 rd, 7,6 Prozent Für das Jahr 
1978 wird mit einer Zunahme um knapp sechs Prozent gerechnet, so daß das Sozialbudget einen 
Wert von etwa 403 Mrd. DM erreichen wird, ln den Jahren 1979 bis 1982 werden die Sozialleistun- 
gen im Durchschnitt voraussichtlich um rd. sechs Prozent jährlich steigen, so daß 1982 das Sozial- 
budget über 500 Mrd, DM liegen wird. Die Wachstumsrate von sechs Prozent liegt unter der des 
nominellen Bruttosozialprodukts. Zu der Begrenzung trägt vor allem bei, daß die Kosten der Sach- 
leistungen, die in den vergangenen Jahren besonders stark gestiegen waren, eine gedämpftere Ent- 
wicklung zu verzeichnen haben werden und daß ein großer Teil der Einkommensleistungen der 
wirtschaftlichen Entwicklung folgen, aber nicht darüber hinausgehen wird. Die Entwicklung der 
Sozialleistungen bleibt damit in Übereinstimmung mit dem wirtschaftlichen Rahmen, wie er durch 
Lohnrate und Wachstum des Sozialprodukts repräsentiert wird. 


Scope and nature of social expenditure 

Between 1975 and 1977 total social expenditure 
rose by approximately 15 from 330 to 379 
billion DM; in percentage terms the increase 
amounted to approximately 7 °/o in 1976 and 
7,6% in 1977. For 1978 social expenditure is ex- 
pected to rise by just under 6 % which brings 
the Social Budget up to an overall volume of 
approximately 403 billion DM. Between 1979 and 
1982 social expenditure is expected to rise by an 
average of approximately 6 0 /o per annum whidi 
will result in an overall volume of over 500 billion 
DM by 1982. A 6% growth rate is below the 
nominal growth rate of the gross national pro- 
ducL One of the ümiting factors is that the costs 
for benefits-m-klnd, where a parti cularly sharp 
increase was registered during past years, will 
have to slow down and that the major pari of 
cash benefits will develop in line with the overall 
economic trends without exceeding them. Thus, 
the development of social expenditure remains 
within the limits of the overall economic frame- 
work as determined by the wage share and the 
growth of the national product. 


Volume ef nature des prestations sociales 

Dans la pöriode de 1975 ä 1977, les prestations 
sociales ont augmente d'environ 15 au total 
et sont passees de 330 ä 379 milliards de DM, 
ie pourcentage elant en 1976 d'environ 7 Vo et 
en 1977 de 7,6 Vq. Pout lannee 1978, on s attend 
ä un accroissement de 6 °/o, de facon ä ce que Ie 
budget social atteigne un volume d'environ 403 
milliards de DM. Dans les ann£es 1979 ä 1982, les 
prestations sociales accuseront probablement un 
accroissement annuel d'environ 6 0 /o en moyenne 
de sorte qu’en 1982 le budget social s’&lövera ä 
plus de 500 milliards de DM. Te taux d'accroisse- 
ment de 6 Vo est inferieur ä celui du produit natio- 
nal brut en termes nominaux. Cet accroissement 
restreint estattribuableen premier lieu äune evo- 
lution affaiblie des coüts des prestations en nature 
que ont accusö, au cours des derni^res annees, une 
qui ontaccuse, au cours des dernieres annees, une 
augmentation particulierement forte et au fall 
qu'une grande partie des prestations en especes 
sera adaptee ä Involution economique mais ne 
la d£passera pas. Revolution des prestations so- 
ciales correspond ainsi au cadre economique tel 
qu'il est repräsente par la contribution du revenu 
des salaire au produit national net et r accroisse- 
ment du produit national. 
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Grafik 2 


Sozialbudget 1977 

nach Leistungsarten 



25. Der größte Teil der Sozialleistungen, zuletzt 
rund drei Viertel, besteht nach wie vor aus Ein- 
kommensleistungen. Das sind unter anderem Ren- 
ten und Pensionen, Entgeltfortzahlung an erkankte 
Arbeitnehmer, Kindergeld, Entschädigungsleistun- 
gen der Kriegsopferversorgung und des Lastenaus- 
gleichs, Barleistungen der Sozialhilfe, Wohngeld, 
Ausbildungsförderung und auch steuerliche Ver- 
günstigungen. 
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Übersicht 5 


Sozialbudgel 1975 bis 1978 und 1982 nach Leis längs arten 

— in Millionen DM/Stmktur in Prozent — 


1 

1975 

1976 

1977 

1978 

1962 

Sozialbudget in Millionen DM 

330 222 

353 788 

379 243 

402 845 

507 979 

— Einkommensleistungen 

242 262 

259156 

278 395 

296 152 

372 510 

— Sachleistungen * 

69 899 

75 751 

79 584 

84 639 

107 322 

— Allgemeine Dienste und Leistungen 

18 061 

18 881 

20 263 

22 054 

28 147 

Struktur in Prozent 






— Einkommensleistungen 

73,4 

73,3 

73,7 

73,5 

73,3 

— Sachleistungen . < > 

21,2 

21,4 

21,0 

21,0 

21,1 

— Allgemeine Dienste und Leistungen 

5,5 


5,3 

5,5 

5,5 


Sachleistungen nehmen rund ein Fünftel der Sozial* 
leistungen ein. Dabei handelt es sich um ärztliche 
und zahnärztliche Leistungen» Arzneien, Kranken* 
hausbehandlung und Maßnahmen der Rehabilita- 
tion. Der Anteil der allgemeinen Dienste und Lei* 
slungen, also Betreuung» Beratung und innerer 
Dienst, hielt sich ungefähr konstant 

2$. Einkommensieistungen und Sachleistungen 
stehen in unterschiedlicher Weise in Beziehung zur 
wirtschaftlichen Entwicklung- Die Höhe der Sach- 
leistungen wird nicht nur von der Zahl der An- 
spruchberechtigten und von der Inanspruchnahme 
der Leistungen durch die Versicherten, sondern 
auch von den Kosten jeder einzelnen Leistung 
[ärztliche Untersuchung, Heilmittel, Pflegesatz, 
Transport) bestimmt Eine Dämpfung der Ausgaben* 
Steigerung muß daher vor allem über die Kostenent* 
wdcklung erfolgen. 

27* Emkommensleistungen sind dagegen meist mit 
der Entwicklung der Löhne und Gehälter verbun- 
den. Ein Teil, vor allem vorübergehende Leistungen 
wie Enlgeltiortzahlung und Übergangsgeld, wird 
aus den zuvor verdienten Löhnen unmittelbar er- 
rechnet. Ein anderer Teil, Renten an Versicherte 
und Hinterbliebene, wird nach Formeln aus dem 
letzten Arbeitsentgelt oder dem Lebenarbeitsent- 
gelt abgeleitet und folgt durch gesetzliche Maßnah- 
men der wirtschaftlichen Entwicklung. Diese An- 
passungsgesetze richten sich grundsätzlich nach 
der Lohndynamik. 

28* So werden die Renten aus den Rentenversiche- 
rungen durch Gesetz bei Veränderung der allgemei- 
nen Bemessungsgrundlage angepaßt. Der gleiche 
Anpassungssatz gilt auch für landwirtschaftliche 


Grafik 3 

Emkommensleistungen 1977 
nach Leistungstypen 

— Anteile am Sozialbudget — 



Smri’rflmip’" i E^TfillwtrMr*! 


AHersgelder, für Kriegsopfenenten und für Unter* 
haltsiülfe aus dem Lastenausgleich* Renten aus der 
Unfallversicherung folgen mit zweijähriger Verzö- 
gerung der durchschnittlichen Bruttolohn- und -ge* 
haUsumme. Im Entwurf eines 21. Rentenanpas- 
sungsgesetzes sieht die Bundesregierung vor» daß 
die Renten vorübergehend für die Jahre 1979, 1980 
und 1981 mit festen Werten heraufgesetzt weiden. 
Die Regelsätze Ln der Sozialhilfe werden von den 
Ländern regelmäßig den Kosten der Lebenshaltung 
angegllchen. 
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Grafik 4 

Sachleistungen 1977 
nach Leistungstypen 

— Anteile am Sozialbudget — 


UtK*}# S«chi<iiTur\9«r\ 

Hil»r (ui \ 

S»*tb«grld ' 

Z-Ml WMftMiU — 1 
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«ui Aputtv«fc«n* I 
LtimiiiQtft von vi tU»lp«rvcn«ri 
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2. Sozialleistungsquote 

Hierin, Anhat itf bl und Ul 


29. Die Sozialleistungsquote ist das Verhältnis von Sozialleistungen zum Bruttosozialprodukt. Sie 
informiert über das Gewicht, das die Sozialleistungen für die Gesamtwirtschaft haben. Dabei ist 
die anschauliche Kürze dieser Information ein besonderer Vorzug? Feinheiten über wirtschaftliche 
Be- und Entlastungen oder darüber, wie nützlich bestimmte Sozialleistungen sind und ob sie über- 
haupt ihren Zweck erfüllen, können mit der Quote nicht ausgedrückt werden. So ist es aufschluß- 
reicher, zu beobachten, wie sie sich im Laufe der Jahre verändert, als ihre absolute Höhe zu unter- 
suchen. Von 1960 bis 1975 hat sie stark zugenommen, sie stieg von rd. 20 auf über 30 Prozent Man 
kann daraus erkennen, daß das System der sozialen Sicherung in der Bundesrepublik Deutschland 
stetig ausgebaut wurde, z. B. daß die Leistungen angehoben wurden, daß mehr Personen in den 
sozialen Schutz einbezogen und daß die Leistungen stärker in Anspruch genommen wurden. Ein 
Teil der Zunahme allerdings war Folge überdurchschnittlich steigender Preise, besonders im Ge- 
sundhei ts wesen . 


Rate of social expendlture 

The rate of social expenditure is the relation 
between social expenditure and the gross natio- 
nal product. It defines the weight of social expen- 
diture with reference to the economie as a whole. 
The advantage of this Information is its illustra- 
tive brevity, details as to the increasing or 
decreasing financial bürden or the usefulness of 
specific benefits and as to whether they serve 
their purpose at all cannot be expressed by this 
figure. Better information can therefore be ob- 


Taux des prestations sociales 

Le taux des prestations sociales est le rapport 
entre les prestations sociales et le produit natio- 
nal brut. II fournit des informations sur l’im- 
portance que revetent les prestations sociales 
pour l’^conomie g6n6rale. A cette fin, la conci- 
sion et la clart§ de cette information constituent 
un avantage particulier? il n’est, pourtant, pas 
possible de conclure de ce taux des details sur 
les charges et d£cfaarges economiques, l'utilitö 
de certaines prestations sociales ou la question 
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tained by examming its development over the 
past years than by analysing the absolute figures. 
Between 1960 and 1975 there was a sharp increase 
from approximately 20 Ä /o to more then 30*/«. 
This shows that the System of social security has 
been continuously improved in the Federal Repu- 
blic of Gennany, i. e. benefits were increased, 
the persona] scope extended and benefits were 
used to a greater extent. It must be pointed out, 
however, that the extension is partly due to the 
fact that prices, in particular in the public health 
field, rose above average. 


Sozial leist ungen 
1970 bis 1982 

- Anteil am Bruttosozialprodukt in % - 
ISozialleistungsquote) 

% 



30 . Im Jahre 1976 ist die Sozialleistungsquote zum 
ersten Mal seit acht Jahren wieder zurückgegan- 
gen. Der Rückgang um gut einen halben Prozent- 
punkt hat sozialpolitische und konjunkturelle 
Gründe, zum Beispiel die Verringerung der Wachs- 
tumsraten im Gesundheitswesen und die leichte 
Wiederbelebung der wirtschaftlichen Aktivität 

31 . Im Jahr 1977 stieg die Quote wieder etwas, vor 
allem, weil die Renten mit hohen Prozentsätzen an- 
gehoben wurden. 1978 wird sie voraussichtlich er- 


de savoir si f apres tout, elles atteignent leur but. 
11 est, par consequent, plus instructif d observer 
leur modification au cours des ann^es que d‘6tu- 
dier leur montan! absolu. De 1960 ä 1975 il a 
accusä une forte augmentation et passa d’environ 
20 ä plus <le 30 Vo. Ceci pennet la conclusion que 
le Systeme de Security sociale en Republique 
föderale d'AUemagne a ät6 41argi constamment, 
on a p. ex. augmente les prestations, etendu la 
protection sociale ä plus de personnes et eu re- 
cours dans une mesure accrue aux prestations 
offertes. Une partie de l’augmentation etait, 
d'ailleurs, la consäquence dune hausse des prix 
sup^rieure ä la moyenne surtout au niveau de 
la santä publique. 


neut sinken; hierzu wird beitragen, daß die nächste 
Rentenanpassung auf den 1. Januar 1979 verscho- 
ben worden ist, aber auch, daß die Leistungen für 
Sparförderung geringer werden. Die Bundesregie- 
rung geht ferner davon aus, daß sich die Kosten- 
dämplung im Gesundheitswesen (Nr. 103 f.) fortset- 
zen wird. 

32 . Es wird damit gerechnet, daß sich von da an 
bis 1982 Einkommens- und Sachleistungen des So- 
zialbudgets im Rhythmus des Wirtschaftsverlaufs 
entwickeln werden. Die Sozialleistungsquote stabi- 
lisiert sich dann bei ungefähr 30 Prozent des Brut- 
tosozialprodukts. 

33 . Die Neuregelung der Krankenversicherung der 
Rentner durch das 21. Rentenanpassungsgesetz be- 
wirkt, daß ab 1982 Beträge, die bisher zwischen den 
Rentenversicherungsanstalten und den Krankenkas- 
sen verrechnet *) wurden und infolgedessen in der 
Summe Sozialbudgel nicht enthalten waren, nun- 
mehr zuerst an die Rentner ausgezahlt und dann als 
Beiträge der privaten Haushalte wieder eingezahlt 
werden. Sie verlängern daher formal die Summe 
Sozialbudgel, obwohl eine materielle Besserstellung 
der Rentner damit nicht verbunden ist. Würde man 
diese Förmlichkeit korrigieren und das bis 1981 
gültige Verfahren unterstellen, so betrüge 1982 die 
Sozialleistungsquote 29,6 statt 30,4 Prozent. 

34 . Die Grafiken 5 und 6 zeigen Höhe und Entwick- 
lung der Sozialleistungsquote sowie deren Bestand- 
teile gemäß der funktionalen Zugehörigkeit der Lei- 
stungen. Man sieht (Grafik 5), daß die Soziallei- 
stungsquote 1975 ein Maximum erreicht hat und 
seitdem geringfügig zurückgeht. Im einzelnen zeigt 
sich, daß die Versorgung der Alten und Hinterblie- 
benen ln allen Jahren den größten Raum einnimmt. 
{Grafik 6). Ihr folgen die Leistungen zur Sicherung 
der Gesundheit und mit einigem Abstand die zur 
Betreuung der Familien. 


M Ober Verrechnungen informiert der Anhang 11-7 
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Grafik 6 


Sozialleistungen nach Funktionen 
1970 bis 1982 

— Anteile am Bruttosozialprodukt in % — 



35. Der Verlauf der Kurven wird zu einem Teil 
von der Entwicklung des Bruttosozialproduktes be- 
stimmt. Das gilt vor allem für das Jahr 1975, das 
wirtschaftlich besonders schwach war. Auf diese 
Weise entstehen Maxima in den Kurven, durch die 
die weitere Entwicklung nahezu pointiert darge- 
stellt wird: 

— Zunächst zeigt sich noch deutlich die Zunahme 
der Zahl der Rentner. Nach 1978 wirken sich die 
Maßnahmen des 20. und des 21. Rentenanpas- 
sungsgesetzes zur Konsolidierung der Finanzla- 
ge der Rentenversicherung aus. Die Verände- 
rung würde sich noch deutlicher ausprägen, 
wenn die Beiträge zur Krankenversicherung der 
Rentner wie bisher zwischen den Rentenversi- 
cherungsanstalten und den Krankenkassen ver- 
rechnet würden (Nummer 33 und 97). 

— Bis 1975 stiegen die Leistungen (und die Kosten) 
im Gesundheitswesen erheblich schneller als 
das Sozialprodukt, seitdem, und besonders seit 


1977, wirken sich die Maßnahmen aus, die ge- 
troffen wurden, die überproportionale Steigerung 
zu dämpfen. 

— Die Leistungen für Familien 1 ) werden 1975 
durch die Reform des Familienlastenausgleichs 
bestimmt. Im übrigen halten sie sich mit einigen 
Schwankungen auf etwa gleichem Niveau. Die 
Tabelle im Anhang I — 3 läßt erkennen, daß 
Leistungen für Kinder wegen des Geburtenrück- 
ganges langfristig sinken, Leistungen für Ehe- 
gatten eher zunehmen. 

— Die Leistungen im Sektor Beschäftigung werden 
1975 durch die Arbeitslosigkeit, die in jenem 
Jahr stark zunahm, bestimmt. Die Kurve ver- 
harrt danach auf verhältnismäßig hohem Niveau. 

— Leistungen, die der Förderung des Sparens die- 
nen, stiegen bis 1975, verhielten bis 1977 auf 
dem erreichten Niveau. Seither, nachdem Ein- 
kommensgrenzen den begünstigten Personen- 
kreis vermindert haben, fällt die Kurve relativ 
rasch. 

— Die Leistungen für Wohnen und zur Entschädi- 
gung politischer Ereignisse nahmen bis 1975 
schwächer zu als das Sozialprodukt, letztere 
auch infolge des wachsenden zeitlichen Abstan- 
des zu den Kriegs- und Nachkriegsereignis- 
sen. 

36. So zeigt sich, daß die Höhe der Quote nicht nur 
vom Umfang der Sozialleistungen, sondern auch 
vom Volumen des Sozialproduktes abhängt. Eine 
Beschleunigung oder Verzögerung im Wachstum 
des Sozialprodukts bewirkt, daß die Sozialleistungs- 
quote zunächst jeweils gegenläufig reagiert. Eines- 
teils liegt das daran, daß bestimmte Sozialleistun- 
gen antizyklisch einsetzen wie das Arbeitslosen- 
geld; zum anderen Teil rührt es daher, daß sie ei- 
nem wirtschaftlichen Impuls erst mit Verzögerung 
folgen, zum Beispiel die Renten in der Rentenversi- 
cherung. Deutlich zeigte sich das auch 1969, als die 
Sozialleistungsquote und die meisten Teilquoten in- 
folge kräftigen nominellen Wachstums des Sozial- 
produkts sanken (Anhang I — 3). In der grafischen 
Darstellung wird — wie gesagt — für das Jahr 1975 
die umgekehrte Wirkung sichtbar: Die Zunahme 
der Sozialleistungsquote und der Teilquoten wird 
verstärkt, weil der nominelle Wert des Sozialpro- 
dukts in jenem Jahr nur schwach zunahm. 


1 ) Darin sind Leistungen an mitversicherte Familienan- 
gehörige in der Krankenversicherung u. a. nicht ent- 
halten. Vgl. Nummer 51. 
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3. Sozialleistungsziffern 


37 . Pro Kopf der Bevölkerung werden 3978 im Durchschnitt 6 590 DM für Sozialleistungen ver- 
wandt} darin sind 2 080 DM, also rd* ein Drittel, an Leistungen für Gesundheit enthalten. Bis 1982 
wird der durchschnittliche Gesamtbetrag auf rd. 8 400 DM, der Teilbetrag für Gesundheit auf rd, 
2 700 DM jährlich steigen. Pro Kopf der Bevölkerung im Alter von sechzig und mehr Jahren werden 
1978 im Monatsdurchschnitt 1 040 DM ausgegeben. 1982 werden das rd* 1 350 DM sein. 


Amount per capita 

ln 1978 social expenditure will on average 
amount to 6.590 DM per capita of wfaidi 2.080 DM, 
i. e. one third, will be sperrt for Health benefits* 
By 1982 the total per capita figure will amount 
to an average of approximately 8*400 DM in- 
cluding an annual amount of approximately 
2.700 DM for health benefits* In 1978 the average 
monthly expenditure for the population in the 
age bracket 60 and over will amount to 1-040 DM 
per capita. The corresponding figure for 1982 
will be approximately 1.350 DM. 


38 * Gesellschaftliche Daten bedürfen des Bezuges 
zu Personen und Personengruppen. Beim Versuch, 
diesen Bezug herbeizuführen, stellen sich erhebli- 
che Schwierigkeiten ein, wenn der Bereich einer 
Institution mit ihrem abgegrenzten und statistisch 
erforschten Mitgliederbestand verlassen wird: Es 
entstehen Schnittmengen unbekannten Ausmaßes 
beim Zusammenführen mehrerer Institutionen* Aber 
auch die Möglichkeit, durch eine Art Zensus (So- 
zialzensus) den Fluß und die Wirksamkeit der So- 
zialleistungen zu messen, stoßt wegen der Vielfalt 
sowohl der Bevölkerungsstruktur als auch des So- 
zialsystems auf Hindernisse* Schon die Einteilung 
der Bevölkerung in sozialpolitisch relevante Grup- 
pen ist schwierig, so daß das Hauptproblem, die So- 
zialleist tmgen, die aus vielen Quellen und aus vie- 
len rechtlichen und tatsächlichen Gründen fließen, 
beim Haushalt oder einer anders abgegrenzten Ein- 
heit exakt zu messen, bisher nicht zufriedenstellend 
gelöst werden konnte. Ebensowenig konnten Maß- 
stäbe aufgestellt werden, mit deren Hilfe man fest- 
stellt, ob der Strom der Sozialleistungen mit seinen 
Verästelungen zu einem Optimum an sozialer Ge- 
rechtigkeit auf der Leistungs- und auf der Bela- 
stungsseite führt. 

39 . Im Sozialbudget werden, als Versuch, sich dem 
Problem zu nähern, S ozial lei stungszif fern errechnet 
Sie informieren darüber, wie sich die Leistungen 
der sozialen Sicherung auf die gesamte Bevölke- 
rung und auf einfach bemessene Teile davon zu- 
rechnen lassen. 

40 . Die Wohnbevölkerung in der Bundesrepublik 
hat von 1970 bis 1975 um knapp zwei Prozent zuge- 


Depenses par habltant 

En 1978, sont depenses par habitant en moyenne 
6.590 DM pour des prestations sociales, dont 
2.080 DM, donc environ un tiers, pour des presta- 
tions de sante. Jusqu'en 1982, le morvtant total 
moyen passera ä environ 8.400 DM, le montant 
partiei pour les prestations de santä ä environ 
2.700 DM par an. En 1978, 1*040 DM par mois 
seront depenses en moyenne par habitant en ce 
qui concerne la population de soixante ans et 
plus, En 1982, ce chiffre passera ä environ 
1.350 DM. 


nonunen (Übersicht 2). Im gleichen Zeitraum haben 
sich die Sozialleistungen fast verdoppelt (rund 90 
Prozent) ; pro Kopf der Bevölkerung stiegen sie um 
rd. 85 Prozent: von 2 880 auf 5 340 DM. Das sind 
Jahr für Jahr 13 Prozent* 

41 . Bis 1978 wird mit einer weiteren Zunahme der 
Sozialleistungen auf 403 Mrd, DM und bis 1982 auf 
knapp 508 Mrd, DM gerechnet. Zugleich wird die 
Bevölkerungszahl um rund zwei Prozent sinken, so 
daß pro Kopf 1978 6 590 DM und 1982 8 400 DM an 
Sozialleistungen entstehen. Die jährliche Zunahme 
wird bis 1978 7,3 und dann etwa 6,3 Prozent betra- 
gen, 

42 . Schneller als die allgemeine Sozialleistungs- 
ziffer nahmen bis 1975 die Leistungen für Gesund- 
heit pro Kopf der Bevölkerung zu. In Zukunft wird 
hier jedoch mit einer erheblichen Dämpfung ge- 
rechnet: Statt wie von 1970 bis 1975 um jährlich 
fast 15 Prozent werden sie bis 1978 nur noch um 
rund sieben, in den darauffolgenden Jahren um 
sechseinhalb Prozent zunehmen, also besser als bis- 
her der wirtschaftlichen und sozialen Gesamtent- 
wicklung angepaßt sein. 

43 . Das Wachstum der Ausgaben für Gesundheit 
ist allein noch kein zwingendes Kennzeichen für 
wirksameren sozialen Schutz bei Krankheit und In- 
validität. Gesundheit ist bedingt durch zu viele 
Voraussetzungen, als daß sie streng korreliert wäre 
mit dem Output von Geld- und Sachleistungen. 
Neuerdings mehren sich die Beobachter, die glau- 
ben, sogar eine umgekehrte Beziehung bemerkt zu 
haben. 
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Übersicht 6 


Sozialleistungszifiern 



Sozialleistungen in DM pro Kopf der Bevölkerung 

1970 

1975 

1978 

1982 

1 . 

insgesamt 

2 880 

5 341 

6 591 

8 403 

2. 

für Gesundheit 

861 

1 702 

2 079 

2 694 

3. 

| jährlich 

für Alter (60 Jahre und mehr) s _ 

5210 

9 183 

12 488 

16 149 


| monatlich 

434 

765 

1 041 

1 346 


Veränderung in Prozent 

1970/75 

1975/78 

1978/82 

gesamt P roJahr 

gisamt P roJaht 

ins- « . 

gesamt P ro Jahr 

zu 1 

85,5 13,1 

97,7 14.6 

76.3 12.0 

23.4 7.3 

222 6,9 

35.4 10,8 

27.5 6,3 

29.6 6,7 

29,3 6,6 

zu 2. 

zu 3 



44. Die Soziaileistungsziffera für Alter wurden der 
besseren Anschaulichkeit halber auch in Monats- 
werten berechnet. Als Altersgrenze wurde abwei- 
chend von der differenzierten gesetzlichen Rege- 
lung allgemein das sechzigste Lebensjahr unter- 
stellt. Dabei zeigt sich, daß pro Kopf von 1970 bis 
1975 die Einkommensleistungen für Alter von 434 
DM auf 765 DM gestiegen sind. Unter Einkommens- 
leistungen für Alter werden nicht nur Altersruhe- 
gelder der gesetzlichen Rentenversicherung son- 


dern auch Pensionen, Betriebs- und Zusatzrenten 
verstanden sowie die Witwenrenten und die Renten 
aus der Unfallversicherung und der Kriegsopferver- 
sorgung, die an Personen gezahlt werden, die das 
sechzigste Lebensjahr vollendet hatten; enthalten 
sind auch die entsprechenden Leistungen der So- 
zialhilfe, nicht aber Wohngeld und Sparprämie. Bis 
1978 werden die Pro-Kopf- Werte für Alter auf 1 041 
und bis 1982 auf 1 346 Mark im Monat gestiegen 
sein. 


4. Funktionen 

Hierzu Anhang /-3, //-?, /// und VI 


45. Fast vierzig Prozent des Sozialbudgets werden für die Versorgung der Alten und Hinterbliebe- 
nen aufgewandt, gut dreißig Prozent für die Erhaltung und Wiederherstellung der Gesundheit. Dem 
Schutze der Familie dienen rd. 15 Prozent des Sozialbudgets ; knapp die Hälfte davon entfällt auf 
Steuerermäßigungen. Die Ausgaben im Rahmen der Beschäftigungssicherung erreichen etwas mehr 
als fünf Prozent des Sozialbudgets; davon entfällt rund die Hälfte auf Arbeitslosigkeit Knapp fünf 
Prozent werden zur Förderung des Sparens verwandt. Die verbleibenden fünf Prozent des Sozial- 
budgets entfallen je knapp zur Hälfte auf Entschädigung der Folgen politischer Ereignisse und auf 
Leistungen für Wohnen, außerdem mit einem kleinen Anteil auf allgemeine Hilfen. 


Benefits by functions 

Old-age and survivors’ benefits account for 
almost 40 •/• of the Social Budget, just over 30 °/s 
are spent for health preservation and restoration. 
Approximately 1 5 •/• of the Social Budget are 
allocated for the protection of the family, about 
half of which are granted by way of tax con- 
cessions. Expendtture for job security accounts 
for just over 5 f /o of the Social Budget, approx- 


Prestations par fonction 

Presque 40 % du budget social sont affectes aux 
pensions vieillesse/survie, et plus de 30°/o au 
maintien et au r4tabiissement de la sant£. Envi- 
ron 15 °/o du budget social sont utilis^s pour la 
protection de la famille, le pourcentage revenant 
aux d£gr£vements Fiscaux en 6tant de 50*/o. 
Un peu plus de 5°/o du budget social sont 
affeotös ä la garantie de l'emploi dont 50°/« ätant 
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imately half of which fall into the category of 
unernployment benefits. Just under 5 # /§ are spent 
for the promotion of savings. Of the remaining 
5 °/« of the Social Budget about half is allocated 
for compensation for the consequences of political 
events. the other half is spenl for benefits for 
housing and a small percentage for general 
assistance. 


utilises pour le chömage. PrEs de 5 •/• sont utili- 
ses pour la promotion de l'Epargne. Les 5 f /« 
restant du budget social se repartissent ä parts 
egales entre les prestations fournies au titre de 
suites d Evenements politiques et les allocations 
logemont, une toute petite partie etant en outre 
affectee aux aides generales. 


Grafik 7 


Sozialbudget 1977 

nach Funktionen 



Beschäftigung 


* 

Alter und Hinterbliebene 


Gesundheit 


Wohnen 

Folgen politischer E 


Allgemeine Lebenshilfen 
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46. Im Laufe des Beobachtungszeitraumes verschie- 
ben sich die Anteile, Schwerer wiegt von Jahr zu 
Jahr die Sicherung bei Alter und für Hinterbliebe- 
ne, Dagegen zeigt sich bei den Leistungen für Ge- 
sundheit eine Entlastung. Die Leistungen für Fami- 
lie bewegen sich etwa auf gleichbleibendem Stand, 
wobei den Leistungen für eine abnehmende Zahl 
von Kindern systembedingte Entlastungen für Ehe- 
gatten bei der Einkommensbesteuerung gegenüber- 


stehen. Die Sparförderung nimmt seit 1977 relativ 
und absolut ab. Die Leistungen zur Entschädigung 
der Folgen politischer Ereignisse — Krieg, Verfol- 
gung und Vertreibung — steigen, jedoch wird ihr 
Anteil am Sozialbudget allmählich kleiner. Nur we- 
nig ändern sich im Laufe der Zeit, über die berich- 
tet wird, die Anteile, die für „Wohnen* und für 
„allgemeine Lebenshilfen" entstehen, 


Übersicht 7 


Funktionen 

Leistungen 1975 bis 1978, 1982 


1 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975 | 

1976 | 

1977 j 

1978 | 

1982 



in Millionen DM 


in Prozent des Bruttosozialprodukts 

Sozialbudget insgesamt 

330 221 

353 787 

379 242 

402 844 

507 978 

32,05 

31,48 

3J,78 

31,52 

30,36 

Familie 

49 594 

51 984 

55 289 

60 494 

78 232 

4,8t 

4,63 

4,63 

4,73 

4,68 

Kinder 

24 965 

25168 

25 555 

27 496 

29 222 

2,42 

2,24 

2,14 

2J5 

1, 75 

Ehegatten 

22 467 

24 562 

27 366 

30 551 

46 012 

2 ja 

2,19 

2,29 

2,39 

2,75 

Mutterschaft * * 

2 162 

2 253 

2 367 

2 447 

2 999 

0,21 

0,20 

0,20 

0J9 

0,18 

Gesundheit . . . 

105 230 

113012 

120 139 

127 071 

162 835 

10,21 

10,06 

10,01 

9,94 

9,73 

Vorbeugung 

6 772 

6767 

7 115 

7 534 

9 433 

0,66 

OM 

0M 

0M 

0,56 

Krankheit 

78 205 

83 982 

88 503 

43 815 

118 658 

7.59 

7,47 

7,42 

7,34 

7,09 

Arbeitsunfall 











Berufskrankheit 

8 435 

9 091 

9 706 

10 247 

12 944 

0,82 

Oßt 

0,81 

0,81 

0,77 

Invalidität 











(allgemein) 

11 819 

13172 

14 815 

15 476 

21 799 

1,15 

1J7 

1,24 

1,21 

1,30 

Beschäftigung 

20 573 

18 843 

18 419 

22 066 

25 683 

2,00 

1,68 

1,59 

1,73 

IM 

Berufliche Bildung , , 

7 968 

7 573 

7 828 

10 199 

11 877 

0, 77 

0,67 

0,66 

0,80 

0,7 1 

Sonstige Mobilität .. 

2 069 

2176 

2 776 

3 022 

3 358 

0,20 

0J9 

0,23 

0,24 

0,20 

Arbeitslosigkeit .... 

10 536 

9 093 

8 315 

8 845 

10 448 

1,02 

0,81 

0,70 

0,69 

0,62 

Alter und 











Hinterbliebene 

121660 

135 388 

147 889 

156 347 

202 m 

1 ißt 

12,05 

12,39 

12,23 

12,08 

Alter 

114 128 

127 065 

138 602 

146 548 

189 385 

11,08 

11,31 

11,61 

11,47 

11,32 

Hinterbliebene 

7 532 

8 324 

9 287 

9 799 

12 703 

0,7$ 

0,74 

0,78 

0,77 

0,76 

Folgen politischer 











Ereignisse ....... 

7 585 

8315 

8 485 

8 746 

9 103 

0,74 

0,74 

0,71 

0,68 

0,54 

Wohnen ... ... 

7 701 

7 699 

7810 

8 988 

10 655 

0,75 

0,69 

0,65 

0,70 

0,64 

Sparförderung 

16 276 

16839 

18 826 

17 008 

16 543 

1,5$ 

t,5Q 

t,58 

1,33 

0,99 

Allgemeine 











Lebenshilfen 

1 602 

1 708 

1 885 

2124 

2 839 

0J6 

ÖJ5 

QJ6 

0J7 

0,17 

Nachrichtlich: 











Bruttosozialprodukt . . . 

1 030 300 

I 123 800 

1 193 300 1 

278 000 

I 673 000 

100 

WO 

WO 

WO 

100 
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47 - Das Sozialbudget ordnet jede Leistung — nicht 
nur Einkommensleistungen sondern auch Sachlei- 
stungen und allgemeine Dienste und Leistungen — 
einer Funktion zu oder teilt sie auf mehrere Funk- 
tionen auf. In den Funktionen drückt sich der 
Zweck der Leistung, zum Teil auch deren Ursache 
aus. Durch diese Einteilung wird das Bild, das von 
der sozialen Sicherung in der Bundesrepublik ge- 
zeichnet wird, übersichtlicher und von historischen 
und gesellschaftlichen Zufälligkeiten, wie sie sich 
in der Liste der Institutionen widerspiegeln, berei- 
nigt. Internationale Vergleiche werden erleichtert; 
Widersprüchlichkeiten und Überschneidungen al- 
lerdings kann auch sie nicht sichtbar machen, 

48 . Übersicht 7 zeigt in absoluten Beträgen, wie 
sich die Leistungen über die Skala der sozialen Tat- 
bestände verteilen. Indem sie auch die Anteile am 
Bruttosozialprodukt ausweist, verdeutlicht sie die 
Beziehung zwischen Wirtschaft und Sozialbereich, 
die schon in der Grafik 6 in Grundlinien abgebildet 
wurde. Nach langen Jahren, in denen die Anteile 
stets und stetig Zunahmen, zeigt sich im Vorausbe- 
rechnungszeitraum erstmals deutlich und in mehre- 
ren Details eine Stabilisierung oder sogar eine Min- 
derung, Sehr klar ist das in der Position „ Alter" zu 
erkennen, die von 1977 bis 1982 drei Zehntelpunkte 
einbüßt. Hier werden die Auswirkungen des 20, 
und des 21, Rentenanpassungsgesetzes sichtbar. 
Ebenfalls deutlich nimmt der Anteil der Leistungen 
für Gesundheit ab. Während bei den Leistungen für 
Beschäftigung und Familie nur interne schwächere 
Bewegungen zu verzeichnen sind, zeigt sich ein 
nachhaltiger, relativer und absoluter Rücklauf bei 
der Sparförderung, die von 1977 bis 1982 voraus- 
sichtlich um sechs Zehntelpunkte zurückgehen 
wird. 


Familie 

Grafik 3 

Familie 

— Anteil am Sozial budget und 
Struktur 1977 — 


L«l$!ungert für Kinder 



49 - Die Leistungen für Familien, die in sich unter- 
teilt sind in Leistungen für Kinder, Leistungen für 
Ehegatten und Leistungen bei Mutterschaft, sind 
während des Berichtszeitraums etwa in gleichem 
Maße wie das Sozialprodukt gestiegen. Ihr Anteil 
am Bruttosozialprodukt liegt bei 4,6 bis 4,8 Punk- 
ten. Im einzelnen zeigen sich unterschiedliche Ent- 
wicklungslinien: 

— Die Leistungen für Kinder nehmen etwas langsa- 
mer zu als das Bruttosozialprodukt, weil der An- 
teil jüngerer Leute an der Bevölkerung infolge 
des starken Geburtenrückgangs der letzten Jah- 
re sinkt. Etwa zwei Drittel dieser Leistungen 
sind Kindergeld nach dem Bundeskindergeldge- 
setz sowie Familienzuschläge im öffentlichen 
Dienst Das übrige Drittel besteht zum größten 
Teil aus Maßnahmen und Diensten der Jugend- 
hilfe, ferner aus Waisenrenten sowie zu einem 
kleinen Teil aus Steuerermäßigungen. 

— - Die Leistungen für Ehegatten sind überwiegend 
systembedingte steuerliche Entlastungen. Sie 
nehmen schneller zu als das Bruttosozialpro- 
dukt, weil mit wachsendem Einkommen die 
durchschnittliche Belastung aus der Lohn- und 
Einkommensteuer progressiv steigt (Anhang IV). 
Die Steuerentlastungen wiederum nehmen indi- 
rekt an der Progression teil und mindern die 
progressiv gestiegene Steuerlast. 

— Mutterschaftsleistungen verhalten sich neutral 
zum Sozialprodukt. Hier gleichen sich steigende 
Sachleistungen und relativ sinkende Geldlei- 
stungen nahezu aus. 

50 . Am Sozialbudget sind die Leistungen für Fa- 
milien (1977 rd. 55 Mrd. DM) mit rd, 15 Prozent be- 
teiligt, 

51 . Im Sozialbudget werden nur solche Leistungen 
als Familienleistungen bezeichnet, die unmittelbar 
und allein der Förderung und Unterstützung von 
Familien zugute kommen. Darüber hinaus gibt es 
Leistungen, die primär anderen Funktionen zuge- 
ordnet werden, die aber in einem weiteren Sinne 
auch als Familienleistungen angesehen werden 
müssen. Das sind vor allem die Leistungen der 
Krankenversicherung für mitversicherte Familien- 
angehörige, Leistungen der Ausbildungsförderung 
und der Anteil am Wohngeld, der darauf zurückzu- 
führen ist, daß das Vorhandensein und die Zahl der 
Familienangehörigen in die Berechnungsformel der 
individuellen Wohngeldberechnung eingehen. In ei- 
nem noch weiteren Sinne könnten auch Witwen- 
renten als Familienleistungen angesehen werden. 
Nicht im Sozialbudget enthalten sind Familienlei- 
stungen nach Programmen und Gesetzen der Bun- 
desländer (z. B. Familienferienprogramm) und be- 
stimmte Leistungen karitativer Organisationen, die 
statistisch nicht bekannt sind, sowie von Wirt- 
schaf tsunternehmen (z, B, Bundesbahn), 

52 . Einschließlich der Leistungen der Krankenver- 
sicherung an mitversicherte Familienangehörige 
und der Ausbildungsförderung erhöht sich der An- 
teil der Familienleistungen am Sozialbudget von rd. 
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Familie 

Ausgewählte Leistungstypen 1977, 1978 und 1982 
in Millionen DM 


Leistungstypen 

Familie 
| insgesamt | 

Kinder 

Ehegatten | 

Mutter- 

schaft 


1977 


Gesamt 

55 289 

25 555 

27 366 

2 367 

darunter: 





Waisenrenten 

2 291 

2 291 

— 

— 

Mutterschaftsgeld 

728 

— 

— 

728 

Kindergeld, Kinderzuschüsse 

15 448 

15 448 

— 

— 

Familienzuschläge 

7 904 

3 562 

4 142 

— 

1978 





Gesamt 

60 494 

27 496 

30 551 

2 447 

darunter: 





Waisenrenten 

2410 

2410 

— 

— 

Mutterschaftsgeld 

728 

— 

— 

728 

Kindergeld, Kinderzuschüsse 

16 806 

16 806 

— 

— 

Familienzuschläge 

8 090 

3 722 

4 368 

— 


1982 


Gesamt 

darunter: 

78 232 

29 222 

46 012 

2 999 

Waisenrenten 

3 054 

3 054 

— 

— 

Mutterschaftsgeld 

728 

— 

— 

728 

Kindergeld, Kinderzuschüsse 

15510 

15510 

— 

— 

Familienzuschläge 

9 854 

4 580 

5 274 

— 
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Familienteistungen im weiteren Sinne 


Leistling 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

Familienleistungen (Funktion Familie) 

45 594 

51 984 

in Millionen DM 

55 289 

60 494 

78 232 

Sachleistungen der Krankenversiche- 
rung an mitversicherte Familienan- 
gehörige (Funktion Gesundheit) .... 

17 177 

18 781 

19 054 

„ % 

20 559 

25 237 

Ausbildungsförderung (Funktion 
Beschäftigung) 

2 627 

2 439 

2 523 

3 154 

3 770 

gesamt . . . 

65 398 

73 204 

76 866 

84 207 

107 239 

gesamt . . . 

6,3 

Anteil am Bruttosozialprodukt in Prozent 

6,5 6,4 6,6 

6.4 


15 Prozent 1977 auf rd. 22 Prozent 1978 und auf rd, 
23 Prozent 1982. Die übrigen erwähnten Vergünsti- 
gungen für Familien lassen sich in Zahlen und An- 
teilen nicht darstellen. Die Aufzählung läßt aber 
den weiten Umfang der Familienförderung erken- 
nen. 

53. Durch das Einkommensteuerreformgesetz vom 
5. August 1974 (BGBl. I S. 1769) waren die monatli- 
chen Kindergeldsätze des Bundeskindergeldgesetzes 
für die Zeit vom 1 Januar 1975 an auf 50 DM für 
das erste Kind, 70 DM für das zweite Kind, 120 DM 
für das dritte und jedes weitere Kind festgesetzt 
worden. 

54. Durch das Steueränderungsgesetz 1977 vom 
16. August 1977 (BGBl. I S. 1586) sind mit Wirkung 
vom 1. Januar 1978 der Kindergeld salz für das 
zweite Kind um 10 DM auf 80 DM, der Kindergeld- 
satz für das dritte und jedes weitere Kind um 30 
DM auf 150 DM erhöht worden. ! ) Dies bedeutet 
eine Steigerung des Kindergeldes für Familien 


mit 

zwei Kindern um 8.3 Prozent, 

drei Kindern um 16,6 Prozent, 

vier Kindern um 19,4 Prozent, 

fünf Kindern um . 20,8 Prozent. 

55. ln der Zeit von Januar 1975 bis Januar 1978 ist 
der Preisindex für clie Lebenshaltung 

aller privaten Haushalte um 13,0 Prozent, 

der 4-Personen-Arbeitnehmer-Haushalte mit mitt- 
lerem Einkommen um 12,9 Prozent, 


*) Wegen der Begründung des entsprechenden Regie- 
rungsvorschlags siehe Bundestagsdrucksache 8/292 
S. 20 .Zu Artikel 2\ 


eines Kindes 

(einfache Lebenshaltung) um 12,6 Prozent 

gestiegen. Das entspricht einem Kaufkraftverlust 
von 1 1 ,5/ 1 1 ,4/ 1 1 ,2 Prozent. 

56. Unter Berücksichtigung eines Kaufkraftverlustes 
von 11,2 Prozent entspricht das im Januar 1978 ge- 
zahlte Kindergeld für Familien mit 

einem Kind 88,8 Prozent, 

zwei Kindern 96,2 Prozent, 

drei Kindern 103,6 Prozent, 

vier Kindern . 106,1 Prozent, 

fünf Kinder 107,3 Prozent, 

des im Januar 1975 für diese Familien gezahlten 
Kindergeldes. 

57. Diese Entwicklung läßt sich auch folgender- 
maßen verdeutlichen: Setzt man die Kosten des Un- 
terhalts eines Kinder für Januar 1975 mit 204 
DM'Monat *) an, so ergibt sich, daß diese Unter- 
haltskosten im Januar 1975 

für das Kind einer Ein-Kinder-Familie 
zu 24,5 Prozent, 

für die Kinder einer Zwei-Kmder-Familie 
zu 29.4 Prozent. 

für die Kinder einer Drei-Kinder-Familie 
zu 39,2 Prozent, 

für die Kinder einer Vier-Kinder-Familie 
zu . 44.1 Prozent, 

für die Kinder einer Fünf-Kinder-Familie 
zu . 47,1 Prozent. 


*) Dies Ist der am 1. Januar 1975 für die oberste Alters- 
stufe geltende Regelbedarf eines nichtehelichen Kin- 
des (§ 1615 f Abs. 1 Salz 2 BGB). 


82 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/1805 


aus dem Kindergeld gedeckt werden konnten, und 
daß die im Januar 1978 mit 229,70 DM/Monat ! ) zu- 
grunde gelegten Unterhaltskosten eines Kindes 

für das Kind einer Ein-Kinder Familie 
zu 21,8 Prozent, 

für die Kinder einer Zwei-Kinder-Familie 

zu 28,3 Prozent, 

für die Kinder einer Drei-Kinder-Familie 

zu 40,6 Prozent, 

für die Kinder einer Vier-Kinder-Familie 

zu 46,8 Prozent, 

für die Kinder einer Fünf-Kinder-Familie 

zu 50,5 Prozent, 

aus dem Kindergeld gedeckt werden konnten. 

58. Eine Parallele zu der dargestellten Entwicklung 
zeigt sich beim Vergleich der Entwicklung des ver- 
fügbaren Einkommens * *) von verheirateten Arbeit- 
nehmern ohne Kinder einerseits und verheirateten 
Arbeitnehmern mit einem bis fünf Kindern anderer- 
seits — je mit durchschnittlichem Arbeitnehmerein- 
kommen — : 

In der Zeit von Januar 1975 bis Januar 1978 3 ) ist 
der Realwert des verfügbaren Einkommens des Ar- 


beitnehmers 4 ) 

ohne Kinder um 7,5 Prozent, 

mit einem Kind um 6,9 Prozent, 

mit zwei Kindern um 6,6 Prozent, 

mit drei Kindern um 7,0 Prozent, 

mit vier Kindern um 7,3 Prozent, 

mit fünf Kindern um 7,5 Prozent 

gestiegen. 


59. In demselben Zeitraum hat sich der Anteil des 
Kindergeldes am verfügbaren Einkommen des Ar- 
beitnehmers mit 


*) Erhöhung der Unterhaltskosten von 204 DM um den 
o. g. Anstieg des Preisindex für die Lebenshaltung 
eines Kindes von 12,6 Prozent. 

*) Arbeitnehmereinkommen (nach Abzug der darauf ent- 
fallenden öffentlichen Abgaben) und Kindergeld. Die 
daneben — insbesondere bei unterem bis mittlerem 
Erwerbseinkoromen — gezahlten Leistungen nach dem 
Wohngeldgesetz und nach dem Bundesausbildungsför- 
derungsgesetz sind hier der Einfachheit halber außer 
Betracht gelassen worden. 

*) Mangels zeitlich deckungsgleicher statistischer An- 
gaben wurde als im Januar erzieltes Arbeitnehmer- 
einkommen das im Jahresdurchschnitt des vorange- 
gangenen Jahres erzielte monatliche Arbeitnehmer- 
einkommen zugrunde gelegt: 

1974 1 744 DM; 1977 2 137 DM. 

•) Unter Zugrundelegung des Kaufkraftverlustes eines 
4-Personen-Arbeitnehmer-Haushalts mit mittlerem Ein- 
kommen von 11,4 Prozent. 


einem Kind von 3,8 auf 3,1 Prozent, 

zwei Kindern von 8,5 auf 7,7 Prozent, 

drei Kindern von 15,6 auf 15,1 Prozent, 

vier Kindern von 21,8 auf 21,5 Prozent, 

fünf Kindern von 27,1 auf 26,9 Prozent 

verändert 


60. Die Bundesregierung hält die Kindergelderhö- 
hung, die zum 1. Januar 1978 wirksam geworden 
ist, unter Berücksichtigung der angespannten Haus- 
haltslage des Bundes und subsidiär gezahlter öf- 
fentlicher Leistungen wie Wohngeld und Ausbil- 
dungsförderung bei den derzeitigen wirtschaftli- 
chen Verhältnissen für ausreichend 5 ). Sie wird, die 
wirtschaftliche Entwicklung weiterhin aufmerksam 
beobachten. 

Gesundheit 

Grafik 9 

Gesundheit 

- Anteil am Sozialbudget und 
Struktur 1977 — 



61. Soziale Leistungen, die der Erhaltung und Wie- 
derherstellung der Gesundheit dienen, stiegen bis 
1975 besonders stark. Sie nahmen zuletzt mehr als 
zehn Prozent des Sozialprodukts in Anspruch. Für 
den Berichtszeitraum läßt sich eine deutliche Abfla- 
chung der bisherigen Entwicklung beobachten. Die 
Leistungen für Gesundheit nehmen allmählich aber 
eindeutig langsamer zu als das Sozialprodukt, und 
ihr Anteil geht auf 9,7 Prozent zurück. Als Ursa- 
chen für diese Entwicklung spielen neben konjunk- 


s ) Die Auswirkungen des Beschlusses des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 30. März 1977 zur Lage der Fami- 
lien mit drei und mehr Kindern im Bereich der Beam- 
ten, Richter und Soldaten werden zur Zeit geprüft. 
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Übersicht 10 


Gesundheit 

Ausgewäklte Leistungstypen 1977, 1978 und 1982 
in Millionen DM 


Leistungstypen 

Gesundheit 1 
insgesamt | 

Vorbeugung | 

Krankheit | 

Arbeits- 

unlall 

1 Invalidität 
| (allgemein) 

1977 

Gesamt . 

120 139 

7 115 

88 503 

9 706 

14 815 

darunter: 

Einkommensleistungen 






Invaliditätsrenten 

10 951 

— 

— 

2 446 

8 485 

Kranken- und Übergangsgeld 

6 270 

419 

5 393 

458 

— 

Entgeltfortzahlung 

19 100 

750 

16 238 

2 112 

— 

Sachleistungen 

72 299 

3 326 

61 796 

3 238 

3 639 

1978 

Gesamt 

127 071 

7 534 

93 815 

10 247 

15 476 

darunter: 

Einkommensleistungen 






Invaliditätsrenten 

11 634 

— 

— 

2 622 

9 012 

Kranken- und Übergangsgeld .... 

6641 

477 

5 680 

484 

— 

Entgeltfortzahlung 

20 200 

800 

17 168 

2 232 

— 

Sachleistungen 

76 140 

3 811 

65 306 

3 372 

3 651 


1982 

Gesamt * 

darunter: 

Einkommensleistungen 

Invaliditätsrenten 

Kranken- und Übergangsgeld 

Entgeltfortzahlung 


Sachleistungen 


162 835 

9 433 

118 658 

12 944 

21 799 

13 521 



3 159 

10 263 

8 464 

564 

7 277 

623 

— 

26 013 

1 020 

22 116 

2 877 

— 

97 352 

4 776 

82 026 

4 296 

6 254 
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turellen Gründen die — teilweise antizipierten — 
Maßnahmen der Koslendampfung und die über 1978 
verzögerte Anpassung der Invaliditätsrenten eine 
wichtige Rolle. Möglich ist auch, daß sich Ände- 
rungen in den Verhaltensweisen und der Lebens- 
führung der Versicherten anbahnen. 

62 . Von den Tatbeständen, welche die Funktion 
Gesundheit bilden, also Vorbeugung, Krankheit 
Arbeitsunfall und Invalidität zeigt sich die Ab- 
schwächung der Zuwachsraten am deutlichsten bei 
Krankheit und Vorbeugung; in beiden Bereichen 
überwiegen Sachleistungen. Dagegen verläuft bei 
Arbeitsunfällen, wo also Einkommensleistungen 
überwiegen, die Entwicklung eher parallel zur all- 
gemeinen Wirtschaftsentwicklung. Eine merkliche 
Zunahme zeigen die Leistungen, die bei Invalidität 
zugewendet werden, vor allem weil in verstärktem 
Maße Eingliederungshilfen für Behinderte im Rah- 
men der Sozialhilfe gewährt werden. 

63 . ln der Zeit bis 1982 kann voraussichtlich, nicht 
zuletzt aufgrund erfolgreicher Maßnahmen zur Ko- 
stendämpfung, wirksam mit einer Fortsetzung der 
bisher beobachteten, leicht unter der Wachstumsra- 
te des Sozialprodukts liegenden Entwicklung der 
Leistungen für Gesundheit gerechnet werden. 

64 . Rund 55 Prozent der Gesundheitsieistungen 
stellen die gesetzliche Krankenversicherung. 16 
Prozent die Arbeitgeber in Form der Entgeltfortzah- 
lung bei Krankheit und Unfall; die Rehabilitations- 
maßnahmen der Rentenversicherung machen knapp 
neun Prozent, Hilfen der Sozialhilfe gut fünf Pro- 
zent aus; die Unfallversicherung trägt knapp vier 
Prozent bei, und aus Beihilfen im öffentlichen 
Dienst fließen rund dreieinhalb Prozent. Der Rest 
verteilt sich auf vertragliche und freiwillige Arbeit- 
geberleistungen, Pensionen, den öffentlichen Ge- 
sundheitsdienst (je ein bis zwei Prozent) sowie 
Kriegsopferversorgung, Jugendhilfe und Altershilfe 
für Landwirte (je weniger als ein Prozent). 


Beschäftigung 

65 . Obwohl sich die wirtschaftliche Lage seit dem 
konjunkturellen Tiefstand der Jahre 1974 und 1975 
allmählich gebessert hat und obwohl durch eine 
Reihe beschäftigungspolitischer Sondermaßnahmen 
und durch den Rückgang der Ausländerbeschäfti- 
gung eine Entlastung des Arbeitsmarktes erfolgte, 
konnte eine grundlegende Besserung der Beschaftl- 
gungssituation bisher nicht erreicht werden. Nur 
die Zahl der Kurzarbeiter hat sich von Februar 1975 
bis zum Frühjahr 1978 erheblich reduziert. Neben 
konjunkturellen Ursachen der Arbeitslosigkeit ma- 
chen sich Strukturprobleme bemerkbar. Deshalb 
wird auch für die nächste Zukunft die Wiedererlan- 
gung der Vollbeschäftigung zentrales wirtschafts- 
politisches Ziel bleiben. 

66. Im Jahre 1975 wurden insgesamt 20,6 Mrd. DM 
für .Beschäftigung“ — das sind im Sinne des So- 
zialbudgets Leistungen für die berufliche Bildung, 


für Arbeitslose und für sonstige Maßnahmen der 
Arbeitsförderung — aufgewandt. Gegenüber 1970 
ist das eine Ausgabensteigerung auf das Vierein- 
halbfache. Der Anteil der „ Beschäftigung" an den 
gesamten Sozialleistungen hat sich seit 1970 von 
2,6 auf 6,2 Prozent im Jahre 1975 erhöht. Bis 1977 
sank er infolge der konjunkturellen Erholung und 
der wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen Maß- 
nahmen und durch die Einschränkungen, die das 
Haushaltsstrukturgesetz mit sich brachte, wieder 
auf fünf Prozent. Auf diesem Niveau wird er sich 
voraussichtlich mittelfristig einpendeln. 

67 . Die Aufgliederung der Funktion „Beschäfti- 
gung“ in Leistungen für berufliche Bildung, sonsti- 
ge Mobilität und Arbeitslosigkeit zeigt, daß seit Be- 
ginn der Rezession die Entwicklung der Ausgaben 
vor allem durch die Zunahme der Aufwendungen 
bei Arbeitslosigkeit geprägt wird. Sie stiegen von 
1970 bis 1975 auf das Vierzehnfache und beliefen 
sich 1975 auf 10,5 Mrd. DM Damit erhöhte sich ihr 
Anteil an den Leistungen für * Beschäftigung* auf 
über die Hälfte. Wegen verstärkter Anstrengungen 
in anderen Bereichen Ist der Anteil inzwischen wie- 
der gesunken. 

68. Die Leistungen für „Sonstige Mobilität" stiegen 
von 1970 bis 1976 um jährlich fünf Prozent. Im Jah- 
re 1977 gab es infolge verstärkter arbeitsmarktpoli- 
tischer Aktivitäten (zusätzliche Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen, Förderung der Arbeitsaufnahme, 
Mobilitätshilfen) eine kräftige Zunahme um rd. ein 
Viertel. Auch 1978 wird das Wachstum mit 8,3 Pro- 
zent über dem des Sozialprodukts liegen. Bis 1982 
werden die Leistungen durchschnittlich um rd. vier 
Prozent pro Jahr steigen. 


Gol * 10 

Beschäftigung 

- Anteil am Sozialbudget und 
Struktur 1977 — 



Hortung tfrt Mobiliar 
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69 . Ein umgekehrter Verlauf zeigt sich bei den 
Leistungen für berufliche Bildung. Als Folge der 
Einführung des Arbeitsförderungsgesetzes (1969) 
und des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
(1971) stiegen sie von 1970 bis 1975 stark an. Im 
Jahre 1976 dagegen gingen die Ausgaben um fünf 


Prozent zurück. Ursächlich dafür dürfte gewesen 
sein, daß die Bildungsmöglichkeiten aus Sorge um 
den Arbeitsplatz nur zögernd in Anspruch genom- 
men wurden? hinzu kommen haushaltsbedingte Ein- 
schränkungen der Förderung. 


Übersicht 11 


Beschäftigung 

Ausgewählte Leistungstypen 1977, 1978 und 1982 
in Millionen DM 


Le istungs typen 


1977 

Gesamt . J 

darunter: 

— Berufliche Bildung, Rehabilitation und Förderung 

der Arbeitsaufnahme . . , , 

— Ausbildungsförderung 

— Kurzarbeitergeld, Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men, Sdileditwettergeld, Wintergeld .......... 

— Arbeitslosengeld, -hilfe, Konkursausfallgeld .... 

1978 

Gesamt 

darunter: 

— Berufliche Bildung, Rehabilitation und Forderung 

der Arbeitsaufnahme 

— Ausbildungsfördemng 

— Kurzarbeitergeld, Arbeitsbe schaf fung smaßn ah- 
men, Sdileditwettergeld, Wintergeld ...... 

— Arbeitslosengeld, -hilfe, Konkursausfallgeld .... 

1982 

Gesamt 

darunter: 

— Berufliche Bildung, Rehabilitation und Förderung 

der Arbeitsaufnahme * 

— Ausbüdungsfördening * 

— Kurzarbeitergeld, Arbeitsbescbaffungsmaßnah- 

men, Sdileditwettergeld, Wintergeld 

— Arbeitslosengeld, -hilfe, Konkursausfallgeld 


Besdiäfti- 

gung 

insgesamt 

Berufliche 

Bildung 

Sonstige 

Mobilität 

Arbeits- 

losigkeit 

18 919 

7 828 

2 776 

8 315 

2 046 

1 746 

300 


2 523 

2 523 

— 

— 

2 203 

- — 

I 749 

454 

6 188 

• — ■ 

— 

6 188 

22 066 

10 199 

3 022 

8 845 

2 722 

2 399 

323 

_ 

3154 

3 154 

— 

— 

2 554 

— 

2 030 

524 

6411 

— * 

? — 

6 411 

25 683 

1 1 877 

3 358 

10 448 

3 587 

3 204 

383 

_ 

3 770 

3 770 

— 

— 

2 791 

— 

2 333 

458 

7 641 

— 

— 

7 641 
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70. In Anbetracht der Bedeutung, die die berufliche 
Bildung bei der Erhaltung und Wiedergewinnung 
der Vollbeschäftigung hat, wurden 1977 sowohl das 
Bundesausbildungsförderungsgesetz als auch das 
Arbeitsförderungsgesetz geändert (Nummer 193 
und 130). Dadurch nahmen 1977 die Leistungen für 


die Ausbildungsförderung wieder zu, und es kam 
zu einem, wenn auch leichten, Anstieg der Aufwen- 
dungen für berufliche Bildung. Im Jahre 1978 wird 
ein kräftiger Anstieg angestrebt. Übersicht 13 zeigt 
die Institutionen, die Leistungen für berufliche Bil- 
dung erbringen. 


Übersicht 12 


Beschäftigung 

in Milliarden DM und Struktur in Prozent 


Funktion 

| ,975 

1976 

1977 

1978 

1982 




Milliarden DM 



Beschäftigung 

20,6 

18,8 

18,9 

22,1 

25,7 




Struktur in Prozent 



Berufliche Bildung 

39 

40 

41 

46 

46 

Sonstige Mobilität 

10 

12 

15 

14 

13 

Arbeitslosigkeit 

51 

48 

44 

40 

41 


Übersicht 13 

Beschäftigung 

Leistungen der beruflichen Bildung in Millionen DM 
und Struktur nach Institutionen in Prozent 


Institution 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 




Millionen DM 



Berufliche Bildung 

7 968 

7 573 

7 828 

10 199 

11 877 



Struktur in Prozent 


Arbeitsförderung 

41 

37 

32 

33 

35 

Ausbildungsförderung 

34 

34 

34 

32 

33 

Sozialhilfe 

9 

11 

12 

16 

15 

Steuerermäßigungen 

5 

6 

10 

9 

9 

Rentenversicherung 

8 

9 

9 

7 

5 

Andere Institutionen 

3 

3 

3 

3 

3 
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Alter und Hinterbliebene 

71 . Die Leistungen für Alter und Hinterbliebene 
stellen den größten Posten im Sozialbudget dar- Ihr 
Anteil steigt noch, und zwar von knapp 37 Prozent 
1975 auf fast 40 Prozent im Jahre 1982* Gemessen 
am Bruttosozialprodukt werden rund zwölf Prozent 


für die Versorgung der Alten und Hinterbliebenen 
verwandt* Dabei wird 1977 mit knapp 12V* Punkten 
ein Maximum errekht, das im Laufe der folgenden 
Jahre allmählich abgebaut wird, allerdings ohne 
bis 1982 die Zwolf-Prozent-Marke zu unterschreiten 
(Grafik 6)* 


Übersicht 14 


Alter und Hinterbliebene 

Ausgewählte Leistungstypen 1977, 1978 und 1982 
in Millionen DM 


Leistung s typen 

Alter und 
| Hinterbliebene | 

Alter 

Hinterbliebene 

1977 




Gesamt * * 

147 889 

138 602 

9 287 

darunter 




Altersrenten, Ruhegeld * . . 

84 936 

84 936 

— 

Witwen-, Witwerrenten * * . . . 

42 061 

35 438 

6 623 

Invaliditätsrenten * * , 

5 870 

5 870 

— 

Entschädigungsrenten * 

2 245 

2 245 

— 

Hilfe zum Lebensunterhalt * * 

1 735 

t 735 

— 

Steuerermäßigungen . * * * * * 

1 878 

1 878 

— 


1978 

Gesamt 

darunter 

Altersrenten, Ruhegeld . . . 
Witwen-, Witwerrenten . . 

Invaliditätsrenten 

Entschädigungsrenten 
Hilfe zum Lebensunterhalt 
Steuerermäßigungen 

1982 

Gesamt 

darunter 

Altersrenten, Ruhegeld , * . 
Witwen-, Witwerrenten . * 

Invaliditätsrenten * . * 

Entsdiädigungsrenten ♦ , . . 
Hilfe zum Lebensunterhalt 
Steuerermäßigungen 


156 347 

146 548 

9 799 

90 220 

90 220 



44 423 

37 413 

7 010 

6 257 

6 257 

— 

2 275 

2 275 

— 

1 627 

1 627 

— 

1 989 

I 989 

— 


202 

088 

189 385 

12 

703 

197 

312 

103 712 




58 

778 

49 302 

9 

476 

8 

180 

8 180 


— 


984 

984 


— 

2 

993 

2 993 


— 

2 

371 

2 371 


— 
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Grafik 1 1 

Alter und Hinterbliebene 

— Anteil am Sozialbudget und 
Struktur 1977 



72. Leistungen für Alter und Hinterbliebene sind 
fast ausschließlich Einkommensleistungen (über 
95°/o). Es ist nicht auszuschließen, daß manche Sach- 
leistung der Altenhilfe, die von Körperschaften und 
Verbänden kommt, im Sozialbudget nicht erfaßt 
werden konnte. 

73. Die gesetzliche Rentenversicherung ist an den 
Leistungen für Alter und Hinterbliebene mit (1977) 
rd. 63 Prozent beteiligt, die Pensionen im öffent- 
lichen Dienst mit rd. 18 Prozent. Die Antellssätze 
für andere Institutionen lauten: vier Prozent Kriegs- 
opferversorgung (Renten), dreieinhalb Prozent ver- 
tragliche und freiwillige Arbeitgeberleistungen (be- 


triebliche Altersversorgung), je zwei Prozent die 
Unfallversicherung, die Zusatzversicherungen und 
die Sozialhilfe, ein Prozent die Altershilfe für Land- 
wirte. Der Rest verteilt sich auf Lastenausgleich, 
Wiedergutmachung, Versorgungswerke der Selb- 
ständigen, Krankenversicherung und Steuerermäßi- 
gungen. 


Folgen politischer Ereignisse 

74. Die Leistungen, die als Folgen politischer Er- 
eignisse entstanden sind, steigen mil zunehmendem 
Abstand vom Zweiten Weltkrieg und den anderen 
ursächlichen Ereignissen nur noch mit relativ gerin- 
gen Raten, so daß ihr Anteil am Bruttosozialprodukt 
von Jahr zu Jahr sinkt. 

75. Rd. 28 Prozent der Leistungen sind Entschädi- 
gungsrenten (alle Werte 1977), rd. 16 Prozent Wit- 
wenrenten aus der Kriegsopfer-Versorgung. Sieben 
Prozent sind anteilige Renten aus den Rentenver- 
sicherungen 15 Prozent der Leistungen gehen ins 
Ausland, vor allem als Leistungen der Wiedergut- 
machung, einschließlich pauschaler Rentenzahlun- 
gen an die Volksrepublik Polen (vgl. Fußnote zu 
Übersicht 20). 

76. Die Funktion „Folgen politischer Ereignisse“ 
nimmt in erster Linie die Kriegsfolgelasten und Ent- 
schädigungen der Folgen nationalsozialistischen Un- 
rechts auf. Sie ist nicht voll identisch mit den Insti- 
tutionen, die Entschädigungsleistungen gewähren, 
weil 

— bestimmte Leistungen anderen Funktionen zuge- 
ordnet werden, vor allem Leistungen an alte 


Übersicht 15 

Folgen politischer Ereignisse 

Ausgewählte Leistungslypen 1977, 1978 und 1982 
in Millionen DM 


Leistungstypen 

1977 

1978 

1982 

Gesamt 

8 478 

8 722 

9 076 

darunter: 

Entschädigungsrenten 

2 422 

2 420 

2 629 

Invaliditätsrenten (Anteil) 

620 

660 

571 

1 510 

Witwenrenten 

1 348 

1 331 

Berufsschadensausgleich 

520 

550 

531 

Steuerermäßigungen 

282 

289 

310 

Zahlungen ins Ausland *) 

1 243 

1 239 

806 


*) dann 1977 426 Millionen DM und 1978 425 Millionen DM pauschale Rentenzahlung an die Volksrepublik Polen 
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Menschen der Funktion Alter und Familienzu- 
schlage einer der einschlägigen Funktionen 

— auch andere Institutionen die Folgen politischer 
Ereignisse mittragen, z, B, die Rentenversiche- 
rung, die in die Rentenberedinung auch Ersatz- 
zeiten (Wehrdienst, Kriegsgefangenschaft u, a.) 
einschließt 

77, Am Sozialbudget sind die „Folgen politischer 

Ereignisse" mit rd, zwei Prozent beteiligt. 


Wohnen 

78- Im Jahre 1977 wurden rd. acht Mrd. Mark zur 
Verbesserung der Wohnungs Versorgung verwandt. 
Mehr als sieben Zehntel davon sind indirekte Lei- 
stungen, Es handelt sich dabei vor allem um Zms- 
ermäßigungen im Rahmen des Sozialen Wohnungs- 


baus sowie um Steuerermäßigungen, Rund zwei 
Zehntel sind Wohngeld, der Rest (acht Prozent) 
hauptsächlich Zuschüsse von Arbeitgebern. 

79, In den Jahren 1970 bis 1975 stiegen die Lei- 
stungen besonders stark, im wesentlichen weil das 
Wohngeld in dieser Zeit expandierte. Das Vierte 
Gesetz zur Änderung des Zweiten Wohngeldgesetzes 
läßt die Leistungen für Wohngeld 1978 erneut stark 
steigen. Es wird damit gerechnet, daß die Ausgaben 
um rd. 33 Prozent zunehmen und somit rd, 490 Mil- 
lionen DM Mehrausgaben verursachen werden. Im 
Sozialen Wohnungsbau wird 1978 eine Ausweitung 
angestrebt, 

80, Bis 1982 werden die Leistungen für „Wohnen" 
weiter steigen; allerdings wird der Anteil am Brut- 
tosozialprodukt von 0,70 (1978) leicht auf 0,64 Pro- 
zent (1982) zurückgehen. 


Übersicht 16 


Wohnen 

Ausgewählte Leistungstypen 1977, 1978 und 1982 
in Millionen DM 


Leistung® typen 


1977 | 1978 | 1982 


Gesamt 

darunter: 

Zinsermäßigungen 

Wohngeld 

Zins- und Tilgungszuschüsse 
Steuerermäßigungen 
Zuschüsse von Arbeitgebern 


7 810 

8 988 

10 655 

3 086 

3 138 

3 279 

1 469 

1 952 

1 780 

1 308 

1 859 

3 374 

1 200 

I 250 

1 450 

600 

600 

600 
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Sparförderung 

81. Die Förderung des Sparens und der Vermö- 
gensbildung in Arbeitnehmerhand hat seit Ende der 
sechziger Jahre in ihrer Bedeutung erheblich zuge- 
nominon. lin einzelnen handelt es sich um staatliche 
Leistungen nach dem Spai-Prämiengesetz, dem Woh- 
nungsbau-Prämiengesetz, dem Gesetz zur Förderung 
der Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand sowie 
um Arbeitgeberleistungen im Sinne dieses Gesetzes 
und um bestimmte steuerliche Vergünstigungen. 
Durch die Einführung von Einkommensgienzen 
wurde 1975 auch die Förderung nach den Prämien- 
gesetzen auf untere und mittlere Einkommensschich- 
ten ausgerichtet; vor allem aus diesem Grunde sind 
die Leistungen leicht rückläufig. 


Allgemeine Lebenshilfen 

82. Zu den Leistungen, die in besonderen Notlagen 
gewährt werden oder die der sozialen Eingliederung 
dienen, ohne einer der anderen Funktionen zuge- 
ordnet werden zu können, zählen vor allem Lei- 
stungen der Sozial- und Jugendhilfe, ferner die 
sogenannten Sonstigen Hilfen die von der Kranken- 
versicherung als ärztliche Beratung und Hilfe zur 
Empfangnisregelung geboten werden. 

83. Der Anteil der allgemeinen Lebenshilfen am 
Bruttosozialprodukt ist mit rd. 0,2 Prozent relativ 
niedrig, entsprechend auch der Anteil am Sozial- 
budget, der etwa ein halbes Prozent ausmadiL 


Übersicht 17 


Sparförderung 

Ausgewählto Leislimgstypen 1977, 1978 und 1982 
in Millionen DM 


Leistungstypen 

1 1977 1 

1978 

1982 

Gesamt 

18 826 

17 008 

16 543 

darunter: 

Sparprämien 

4 367 

2 000 

1 500 

Bausparprämien 

4 940 

1 940 

1 760 

Arbeitnehmer-Sparzulagen 

2 770 

2 700 

1 950 

Vermögenswirksame Leistungen der Arbeitgeber .... 

6 020 

6 090 

5 350 


Übersicht 18 


Allgemeine Lebenshilien 

Ausgewählte Leistungslypen 1977, 1978 und 1982 
in Millionen DM 


Leistungstypen 


1977 


1978 


1982 


Gesamt 

darunter: 

Hilfe zum Lebensunterhalt * 

Freiwillige Erziehungshilfe und Fürsorgeerziehung im 
Rahmen der Jugendhilfe 

Hilfen und Beratungen zur Empfängnisregelung 

Sonstige Sachleistungen 

Allgemeine Dienste und Leistungen 


I 897 

215 

520 

154 

208 

373 


2 124 

276 

549 

231 

213 

418 


2 839 

333 

692 

464 

236 

651 
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5. Institutionen 

Hierin: Anhang J— 4, //, 7/7 


84. Die allgemeinen Systeme der Sozialversicherung — Renten-, Kranken- und Unfallversicherung, 
ArbeitsfÖrdemng und Kindergeld — - haben im letzten Jahrzehnt stetig an Bedeutung gewonnen, 
obwohl eine Reihe neuer Formen sozialer Sicherung eingeführt und weiter ausgebaut wurde. Ursachen 
für das beschleunigte Wachstum der Sozialversicherungssysteme sind gesetzliche Änderungen, die 
den Kreis der geschützten Personen ausweiteten, und die Zunahme der Zahl der versicherungs- 
pflichtigen Arbeitnehmer Bis zum Jahre 1974 stieg der Anteil der allgemeinen Systeme auf über die 
Hälfte aller Sozialleistungen. 1975 erhöhte er sich infolge der Reform des Kindergeldes noch ein- 
mal sprunghaft auf 56 Prozent. Seitdem ist er nicht weiter gestiegen und wird auch voraussichtlich 
bis 1982 nicht weiter steigen, weil die großen Versichenmgszweige strengeren Wadistumsbedingun- 
gen unterliegen. Hinzu kommt, daß der Kindergeldaufwand wegen der zu rüdegehenden Zahl der 
Kinder in den nächsten Jahren weiterhin leicht sinken wird. 


Institution^ 

The general social Insurance sdiemes, i e, Pen- 
sion Insurance, sickness Insurance and industrial 
injuries Insurance, employment promoüon and 
chlldren's allowances, have been of increasing 
importance during the last decade although a 
number of new social security measures have 
been introduced and further developed. The 
accelerated expansion of social security schemes 
was due to legal amendments extending the per- 
sonal scope and to an increase in the number of 
employed persons subject to compulsory Insu- 
rance. By 1974 general social security schemes 
accounted for more than half of all social expen- 
diture. In 1975 the percentage sharply increased 
to 56 % as a result of the reform of the provisions 
governing children's allowances, There has been 
no further increase since that time and it is 
expected that the percentage will remain constant 
until 1982 'because growth will be subject to more 
restrictive condition in the major Insurance sche- 
mes, Moreover, there will be a slight downward 
trend in the expenditure for children's allowances 
in the coming years because the number of 
diildren has been on the decline. 


Institutions 

Les sy st^mes generau x de la protection sociale 
— les assurances invaliditö-vieHlesse, accident 
et maladie, la promoüon de l'emploi et les alloca- 
tions familiales — n'ont pas cesse de gagner en 
importance au cours de la demi&re decennie, 
bien que toute une s£rie de nouvelles formes de 
Securite sociale aient ete introduites et deve- 
loppees. L’extension acceleree des systemes de 
Securite sociale est due ä des changements dans 
la legis] ation, en vertu desquels le nombre des 
personnes protegees a ete etendu ainsi qu’ä un 
accroissement du nombre des travaüleurs sala- 
ri£s et, par consequent, des salariös soumis ä 
rassüjettissemenL Jusqu'en 1974, la proportion 
des systemes gänäraux augmentait pour atteindTe 
plus que la moitie de toutes les prestations so- 
ciales. En 1975, il y eu encore une fois une 
augmentation sensible en raison de la reforme 
des allocations familiales et la proportion s'eleva 
k 56%. Depuis, 11 n’y a pas eu d'augmentation 
et on ne s’attend pas non plus ä une augmenta- 
tion jusqu'en 1982, etant donnee que grandes 
brandies d'assurance sont soumises ä des condi- 
tions plus rigides d'extension. En outre, les d&- 
penses effectuees au titre des allocations fami- 
liales continuerant ä accuser dans les annees ä 
venir une faible diminution en raison de la 
diminution du nombre d'enfants. 


85. Leistungen zur Entschädigung der Folgen poli- 
tischer Ereignisse — Kriegsopferversorgung und 
Lastenausgleich, Wiedergutmadiung nationalsozia- 
listischen Unrechts, Kriegsgefangenen- und Haft- 
Ungsentschädigung sowie die Unterhaltssicherung 
der Wehr- und Zivildienstleistenden — zeigen 
keine hohen Wadi st ums raten, so daß ihr Anteil am 


Sozialbudget zwischen 1975 und 1982 von fünf auf 
dreieinhalb Prozent zurückgeht. 


86. Die Institutionen, die soziale Hilfen und Dienste 
leisten, verändern sich unterschiedlich. Sozial- und 
Jugendhilfe nehmen zu und vergrößern ihren An- 
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Institutionen 

Leistungen 1975 bis 1978, 1982 


Übersicht 19 



1 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

| 1975 | 

1976 | 

1977 | 

1978 | 

1982 

0 

Sozialbudget Insgesamt . . 

330 222 

in Millionen DM 

353 788 379 243 402 845 

507 979 

in Prozent des Bruttosozialprodukts 
32,05 31,48 31,78 31,52 30,36 

1 

Soziale Sicherung 

228 465 

246 200 

262 193 

279 081 

350 319 

22,17 

21,91 

21,97 

21,84 

20,94 

10 

Allgemeine Systeme . . 

185 961 

201 285 

214 903 

229 086 

286 547 

18,05 

17,91 

18,01 

17,93 

17,13 

101 

Rentenversicherung 

101 027 

114 672 

124 681 

129 357 

153 343 

9,81 

10,20 

10,45 

10,12 

9,17 

1011 Rentenversicherung 

der Arbeiter 

61 706 

69 421 

73 515 

74 264 

87 752 

5,99 

6,18 

6,16 

5,81 

5,25 

1012 Rentenversicherung 

der Angestellten 

43 153 

51 300 

56 224 

57 530 

61 110 

4,19 

4,56 

4,71 

4,50 . 

3,65 

1013 

Knappschaftliche 
Rentenversicherung . * . . 

9 768 

10 951 

11 876 

12 415 

14 598 

0,95 

0,97 

1,00 

0,97 

0,87 

103 

Krankenversicherung . . 

61 631 

67 285 

70 388 

74 422 

94 827 

5,98 

5,99 

5,90 

5,82 

5,67 

104 

Unfallversicherung .... 

7 185 

7818 

8 330 

8 880 

10 930 

0,70 

0,70 

0,70 

0,69 

0,65 

105 

Arbeitsförderung 

18416 

16 561 

15 881 

19 187 

24 718 

1,79 

1,47 

1,33 

1,50 

1,48 

106 

Kindergeld 

14 693 

14 430 

14 050 

15 400 

14 350 

1,43 

1,28 

1,18 

1,21 

0,86 

12 

Sondersysteme 

2 403 

2 713 

2 961 

3 205 

3 839 

0,23 

0,24 

0,25 

0,25 

0,23 

122 

Altershilfe für Landwirte 

1 883 

2 095 

2 291 

2 506 

2 974 

0,18 

0,19 

0,19 

0,20 

0,18 

123 

Versorgungswerke .... 

520 

618 

670 

699 

865 

0,05 

0,05 

0,06 

0,05 

0,05 

13 

Beamtenrechtliche 
Systeme 

37 645 

39 468 

41 267 

43 568 

55 623 

3,65 

3,51 

3,46 

3,41 

3,32 

131 

Pensionen 

26 670 

28 401 

29 750 

31 478 

41 131 

2,59 

2,53 

2,49 

2,46 

2,46 

132 

Familienzuschläge .... 

7 035 

6 941 

7 208 

7 570 

9 290 

0,68 

0,62 

0,60 

0,59 

0,56 

133 

Beihilfen , 

3 940 

4 126 

4 309 

4 520 

5 202 

0,38 

0,37 

0,36 

0,35 

0,31 

14 

Ergänzungssysteme .... 

3 301 

3 638 

4 001 

4 209 

5 473 

0,32 

0,32 

0,34 

0,33 

0,33 

141 

Zusatzversicherung 
im öffentlichen Dienst . . 

3 204 

3 523 

3 875 

4 077 

5 306 

0,31 

0,31 

0,32 

0,32 

0,32 

142 

Zusatzversicherung 
für einzelne Berufe .... 

97 

115 

126 

132 

167 

0,01 

0,01 

0,01 

0,01 

0,01 

2 

Arbeitgeberleistungen . . 

25 300 

26 300 

28 500 

30 000 

38 400 

2,46 

2,34 

2,39 

2,35 

2,30 

201 

Entgeltfortzahlung .... 

17 500 

18 000 

19 500 

20 600 

26 600 

1,70 

1,60 

1,63 

1,61 

1,59 

229 

Vertragl. und freiw. 
Arbeitgeberleist 

7 800 

8 300 

9 000 

9 400 

11 800 

0,76 

0,74 

0,75 

0,74 

0,71 

3 

Entschädigungen 

15 806 

16 388 

16 966 

17 504 

18 296 

1,53 

1,46 

1,42 

1,37 

1,09 

301 

Kriegsopferversorgung . 

11 135 

11 823 

12 446 

12 981 

14 107 

1,08 

1,05 

1,04 

1,02 

0,84 

302 

Lastenausgleich ........ 

1 846 

1 875 

1 890 

1 878 

1 701 

0,18 

0,17 

0,16 

0,15 

0,10 

303 

Wiedergutmachung .... 

2 278 

2 175 

2 170 

2 150 

2000 

0,22 

0,19 

0,18 

0,17 

0,12 

309 

Sonstige 

Entschädigungen 

547 

517 

460 

495 

488 

0,05 

0,05 

0,04 

0,04 

0,03 

4 

Soziale Hillen 

und Dienste 

31 580 

33 252 

36 231 

36 631 

42 606 

3,07 

2,96 

3,04 

2,87 

2J5 

401 

Sozialhilfe 

8 612 

9 805 

10 902 

11 997 

17 370 

0,84 

0,87 

0,91 

0,94 

1,04 

402 

Jugendhilfe 

3 705 

4 101 

4 486 

4 894 

6816 

0,36 

0,36 

0,38 

0,38 

0,41 

403 

Ausbildungsförderung . . 

2 740 

2 544 

2 631 

3 290 

3 930 

0,27 

0,23 

0,22 

0,26 

0,23 

404 

Wohngeld 

1 797 

1 759 

1 595 

2 120 

1 930 

0,17 

0,16 

0,13 

0,17 

0,12 

405 

öffentlicher 

Gesundheitsdienst .... 

1 340 

1 430 

1 520 

1 600 

2 000 

0,13 

0,13 

0,13 

0,13 

0,12 

406 

Vermögensbildung .... 

13 386 

13 613 

15 097 

12 730 

10 560 

1,30 

1,21 

1,27 

1,00 

0,63 

001 

Direkte Leistungen 
insgesamt 

300 626 

321 586 

343 320 

362 586 

448 819 

29,18 

28,62 

28,77 

28,37 

26,83 

5 

Indirekte Leistungen 

29 546 

32 202 

35 923 

40 259 

59 160 

2,87 

2,87 

3,41 

3,15 

3,54 

501 

Steuerermäßigungen .... 

25 417 

28 029 

31 529 

35 262 

52 507 

2,47 

2,49 

2,64 

2,76 

3,14 

502 

Vergünstigungen im 
Wohnungswesen 

4 179 

4 173 

4 344 

4 997 

6 653 

0,41 

0,37 

0,37 

0,29 

0,40 


Nachrichtlich: 

Bruttosozialprodukt . . . . 

1 1 030 300 

1 123 800 

1 193 300 

1 278 000 

1 673 000 

1 100 

100 

100 

100 

100 


Das Zahlenmaterial wurde in allen Institutionen nach einheitlichen Gesichtspunkten dargestellt; aus diesem Grunde er- 
geben sich gegenüber der amtlichen Statistik Abweichungen. Bei der Summenbildung heben sich Zahlungen der Institutio- 
nen untereinander gegenseitig auf. 
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Grafik 1 2 


Sozia Ibudget 1977 
nach Institutionen 



Entgeitfortzahlung 

Zusatz- 
versicherungen 


Steuerermäßigungen 


Vergünstigungen Im Wohnungswesen 


Soziale Hilfen und Dienste 


Rentenversicherung 


Beamtensystem 


Krankenversicherung 


Sondersysteme für 

und Selbständige 

Kindergeld 
Arbeitsförderung 


Unfallversicherung 


teil am Sozialbudget. Dagegen nehmen die Leistun- 
gen der Vermögensbildung absolut und relativ ab. 
Ausbildungsförderung, Wohngeld und öffentlicher 
Gesundheitsdienst nehmen ungefähr im gleichen 
Maße wie das gesamte Budget zu. Insgesamt beträgt 
der Anteil der „Sozialen Hilfen und Dienste * rd. 
fünf Prozent des Sozialbudgets. 


87* Stärker als der Durchschnitt der direkten Lei- 
stungen entwickeln sich bis 1982 die Institutionen, 
die Leistungen in Form von Steuer- oder Zinsermä- 
ßigungen gewähren, insbesondere die Steuerver- 
günstigungen. Der Anteil dieser indirekten Leistun- 
gen am Sozialbudget steigt von rund neun auf elf- 
einhalb Prozent. 
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Rentenversicherung 

Hierzu: Teil A, Nr. 46 bis 84 

Anhang 111-101, 111-101 1 bis 111-1013, IV-13 und 14 


Grafik 13 

Rentenversicherung 
1970 bis 1982 

in Millionen DM 


Leistungen in 



88. Unter * Rentenversicherung“ wird im Sozial- 
budget die Rentenversicherung der Arbeiter, die 
Angestelltenversicherung und die knappschaftliche 
Rentenversicherung zusammengefaßt. Leistungen 
und Finanzierung dieser drei Zweige werden nach 
den besonderen Teilen des Sozialgesetzbuches 
(Viertes Buch der Reichsversicherungsordnung, An- 
gestelltenversicherungsgesetz und Reichsknapp- 
schaftsgesetz) und den zu diesen Gesetzen erlassenen 
Rechtsvorschriften nach dem Rechtsstand vom 1. Ja- 
nuar 1978 dargestellt. Uber den Rechtsstand vom 
1. Januar 1978 hinaus wird auch der Entwurf des 
21. Rentenanpassungsgesetzes berücksichtigt. 

89 . Die Rentenversicherung ist die größte Einheit 
im Sozialbudget. Nach Ausschaltung der Verrech- 
nungen der einzelnen Zweige untereinander (Über- 
sicht 22) ergibt sich, daß 1977 fast 125 Milliarden 
DM umverteilt wurden, das sind rund 33 Prozent 
aller im Sozialbudget beschriebenen Leistungen, und 
fast zehn Prozent des Bruttosozialprodukts. 

90 . Dem Sozialbudget liegen für die Rentenver- 
sicherung folgende Daten und Annahmen zugrunde: 

— bis einschließlich 1976 die veröffentlichten end- 
gültigen Rechnungsergebnisse, 

— für 1977 vorläufige Ergebnisse, 

— für 1978 und 1982 Vorausberechnungen entspre- 
chend dem Rentenanpassungsbericht 1978 (Druck- 
sache 8/1615). 

91 . Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben 
der Rentenversicherung wird in wesentlichem Um- 
fang durch das 20. und 21. Rentenanpassungsgesetz 
mitbestimmt, insbesondere durch folgende Vor- 
schriften: 


20. Rentenanpassungsgesetz 

— Anhebung der Renten zum 1. Juli 1977 um 
9,9 Prozent, 

— Begrenzung des Zuschusses zur Krankenversiche- 
rung der Rentner auf elf Prozent der Rentenaus- 
gaben, 

— Versicherungspflicht der Bezieher von Leistungen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz, 

— teilweiser Übergang der beruflichen Rehabilita- 
tion auf die Bundesanstalt für Arbeit, 

— Herabsetzung der Rücklagen, 

— keine weitere Erhöhung der Kinderzuschüsse, 

— Erhöhung des Mindestbeitrages für die freiwil- 
lige Versicherung. 

Entwurf des 21. Rentenanpassungsgesetzes 

— Anhebung der Renten zum 1. Januar 1979 um 
4,5 Prozent, zum 1. Januar 1980 und 1. Januar 
1981 um je vier Prozent, 

— Neuregelung der Krankenversicherung der Rent- 
ner und individuelle Beitragspflicht der Rentner 
ab 1982, 

— regelmäßige Entrichtung freiwilliger Beiträge als 
Voraussetzung für dynamische Renten, 

— Erhöhung der Beiträge um einen halben Prozent- 
punkt ab 1981. 

Für den Fall unvorhergesehener erheblicher Ver- 
schlechterung der Wirtschaftsentwicklung ist eine 
mit den Rentenanpassungen verbundene, befristete 
Risikoabsicherungsklausel vorgesehen. 

92. Unter diesen Voraussetzungen wird die aus 
Betriebsmitteln und der Rücklage bestehende 
Schwankungsreserve in der Rentenversicherung der 
Arbeiter und in der Angestelltenversicherung zum 
Jahresende 1982 auf insgesamt rund 1,8 Monatsaus- 
gaben geschätzt. 




Grafik 14 


Rentenversicherung 

Anteil am Sozialbudget und 
Struktur nach Leistungsarten 1977 



) 
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Versicherte und Leistimgsempfänger 

93, Die Zahl der Versicherten in der Rentenver- 
sicherung belief sich 1976 auf insgesamt 26,1 Mit- 
tionen Personen, Darunter waren 20,6 Millionen ver- 
sächerungspflichtige Beschäftigte. 

94. Im Jahre 1977 wurden rd. zv/älf Millionen 
Renten gezahlt. Auf die einzelnen Renlenarten ver- 
teilen sie sich wie folgt: 

— Renten wegen Beruf sunfähigkejt 313 000 

— Renten wegen Erwerbsunfähigkeit .... 1 537 000 

— Altersruhegeld . - < . ■ 5 866 000 

— Witwen- und Witwerrenten 3 743 000 

— Waisenrenten > - 534 000. 


Leistungen 

95. Unter den Leistungen der Renten Versicherung 
nehmen die Einkoimnensleistungen, das sind Renten 
und Geldleistungen für Gesundhejtsmafln ahmen, mit 
83 Prozent (J977) den weitaus größten Raum ein. 
Die Ausgaben für Renten folgen der wirtschaftlichen 
Entwicklung; das gilt grundsätzlich auch für die 
Anpassungen der Jahre 1979* 1980 und 1981. die mit 
4,5 und zweimal vier Prozent eher auf eine Harmo- 
nisierung der Einkommenszuwächse bei Rentnern und 
Arbeitnehmern hinwirken werden. Die verringerten 
Anpassungssätze tragen dem verlangsamten Wirt- 
schaftswachstum Rechnung. Für 1982 ist eine Anpas- 
sung vorgesehen, die nach den derzeitigen Annah- 
men über die En Igelten twicklung 5,9 Prozent betra- 
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Renten Versicherung 
Leistungen in Millionen DM 


1 

1975 

| 1976 

1977 

1978 

1982 

Gesundheitsmaßnahmen 

4 096 

4 053 

3 925 

4 209 

4911 

RenteiUeistungen insgesamt . , . , 

80 737 

91 435 

102 390 

108 522 

142 406 

davon: wegen Bemfsunfähigkeit 

1 63t 

1 738 

1 825 

1 919 

2416 

wegen Erwerbsunfähigkeit . * * * 

7 676 

8 770 

9 955 

10 541 

13 867 

wegen Alter . . , , . 

47 632 

54 134 

60 781 

64 464 

84 780 

an Witwen/Witwer 

22 414 

25 227 

28 151 

29 821 

39 009 

an Waisen 

! 384 

I 566 

I 678 

l 777 

2 334 

Knappschaftsausgleichsleistung ...... 

124 

176 

241 

271 

361 

Krankenversicherung der Rentner * , , , 

13 852 

16 322 

15415 

13 384 

2 416‘) 

Beitragserstattungen 

170 

384 

541 

539 

329 

V erwal lung / V e rf ahr e n 

2 295 

2 338 

2 375 

2 530 

3 234 

übrige Ausgaben 

15 

457 *) 

441 *) 

441») 

15 

Ausgaben insgesamt . . , 

101 289 

115 165 

125 328 

129 896 

153 672 

abzüglich . . . . f * 

262 

493 

647 

539 

329 

davon: BeitragserstaUungen 

170 

384 

541 

539 

329 

Rentenrückflüsse 

92 

109 

106 

- 

* 

Leistungen Sozialbudget . . 

101 027 

114 672 

124 681 

129 357 

153 343 

davon: Einkommens! eistungen ... 

81 230 

92 501 

103 341 

109 657 

143 036 

Sachleistungen — 

3 782 

3 597 

3 676 

3 862 

3 820 

Allgemeine Dienste und Lei- 
stungen 

t 623 

1 898 

1 872 

1977 

2 563 

Verrechnungen * * . 

14 187 

16 676 

15 792 

13 861 

3 924 


l ) entsprechend dem Entwurf des 21 , RAG mir noch Ausgaben der knapp sch ältlichen Rentenversicherung 
E ] insbesondere Ausgaben aufgrund des deutsdi-polnlsdien Abkommens vom 9. Oktober 1975 (1976: 436 Millionen 
DM, 1977 : 426 Millionen DM, 1978 : 425 Millionen DM) 
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gen wird. Einschließlich der zusätzlichen Erhöhung in* 
folge der geplanten Neuregelung der Krankenversi- 
cherung der Rentner errechnet sich für die Zeit von 
1977 bis 1982 eine Steigerung pro Rente von insge- 
samt knapp 33 Prozent, Für die Emkommensieistun- 
gen der Rentenversicherung wurde von 1977 auf 1982 
eine Steigerung um 38,4 Prozent angenommen; die 
Differenz erklärt sich vor allem ans der steigenden 
Zahl der Renten. 

96. Sachleistungen der Rentenversicherung sind 
überwiegend medizinische, berufsfördernde und er- 
gänzende Leistungen zur Rehabilitation. Es wird ge- 
schätzt, daß sie von 197? auf 1982 um knapp vier 
Prozent steigen. Aufgrund des 20. Rcnlenanpas- 
sungsgesetzes wurde die berufliche Rehabilitation 
teilweise auf die Bundesanstalt für Arbeit verlagert. 


97. Seit Mitte des Jahres 1977 zahlen die Renten- 
versicherung der Arbeiter und die Angestelltenver- 
Sicherung für die Krankenversicherung der Rentner 
eine Pauschale in Höhe von elf Prozent der Renten* 
ausgaben an die Krankenkassen. Nach dem Entwurf 
des 2t. Renten an passungsgesetzes soll an deren 
Stelle ein individueller Kranken Versicherungsbei- 
trag der Rentner treten, der die persönlichen Ein- 
konimensverhäJtnisse jedes Rentners berücksichtigt. 
Ern Soziaibudget werden daher die Rentenausgaben 
ab 1982 um die bisherige pauschale Zahlung her- 
aufgesetzt. Für die Berechnung der Beiträge zur 
Krankenversicherung der Rentner in der knapp- 
sdiafthdven Rentenversicherung wurde zunächst 
noch unterstellt, daß das derzeitige Verfahren auch 
1982 gilt 


Übersicht 21 

Renten Versicherung 

Finanzierung in Millionen DM 



1975 

1976 

1977 | 

1978 

1982 

Beiträge , . * * * * 

79 054 

84 549 

89 282 

95 021 

126 377 

Vermögenserträge 

3 524 

2 795 

2 473 

1 222 

988 

Bundeszusdiüsse . - 

18 768 

21 161 

23 302 

25 323 

31 160 

Erstattungen aus Bundesmitteln ...... 

222 

294 

373 

420 

745 

And, Erstattungen u, Ersatzleistungen 

243 

246 

215 

- 

B 

Rentenrüdcflüsse 

92 

109 

106 

- 

1 

übrige Einnahmen . 

3 

33 

28 

* 

74 

Einnahmen insgesamt 

101 906 

109 187 

115 779 

121 986 

159 344 

abzüglich - , * 

262 

493 

647 

539 

329 

davon: 






Beitragserstattungen , , , < . , . , 

170 

384 

541 

539 

329 

Rentenrüdcflüsse 

92 

109 

106 

•* 

■ 

Finanzierung Soziaibudget 

101 644 

108 694 

US 132 

121 447 

159 015 

davon: 






Beiträge . , 

78 701 

83 925 

88 499 

92 770 

121 866 

Zuweisungen 

19 039 

21 484 

23 694 

25 743 

31 555 

Sonstige Einnahmen .... 

3 717 

3 040 

2 691 

1 222 

988 

Verrechnungen 

187 

245 

248 

1 712 

4 606 

Finanzierung ssaldo * * 

617 

-5 978 

-9 549 

-7 910 

5 672 
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Finanzierung 

98. Die Rentenversidierung wird hauptsächlich 
durch Beiträge und Bundeszusdiüsse finanziert 
(Übersicht 23), Der Beitragssatz von zur Zeit 3 8 Pro- 
zent des Arbeitentgelts (23,5 Prozent in der knapp* 
schaftlichen Rentenversidierung) soll nach dem Ent- 
wnrf des 21. Rentenanpassungsgesetzes ab l. Januar 
1981 um einen halben Prozentpunkt steigen. Die 
Bundesanstalt für Arbeit zahlt ab 1. Juli 1978 Bei* 
träge zur Rentenversidierung für Personen, die Lei* 
stungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz erhal- 


ten; im Jahre 1982 belaufen sich diese Beiträge vor- 
aussichtlich auf rund vier Milliarden DM. Einschließ- 
lich dieser Maßnahme wird das Gesamtbeitragsauf- 
kümmen im Vorausberedinungszei träum um 41 t 5 
Prozent anwachsen, Bei dem unter der Rubrik „Übri- 
ge Einnahmen" 1982 ausgewiesenen Betrag von 74 
Millionen DM handelt es sich um Erstattungsbeträ- 
ge, die aufgrund des 2L Rentenanpassungsgesetzes 
von der Unfallversicherung beim Zusammentreffen 
von Waisenrenten aus Unfall- und Rentenversiche- 
rung erstattet werden müssen. 


Übersicht 22 


Renten 

Verrechnungen der Zweige der gesetzlichen 

in 


Einnahmen 1 

Rentenversicherung der Arbeiter 

Ausgaben ' 1 

1375 | 1976 | 1977 I 1970 I 1982 

Rentenversicherung der Arbeiter 

Ersatz für Rentenzahlungen . * t 


Rücklagenausgleich . . 

Wanderversicherungsausgleich 

Wanderungsausgleich, . . . , 

Beteiligung an der knappsdiaftl. Kranken vers. der Rentner 

Rentenversicherung der Angestellten 

Finanzausgleich > . . 

10 045 13 222 13 312 1! 779 6 370 

Wanderversicherungsausgleich f , , , 

Wände rungsausgleich - * 

Beteiligung an der knappsdiaftl. Krankenvers. der Rentner 

Knappschal Ulche Rentenversicherung 

Wanderversicherungsausgleich T * 

199 222 235 247 294 


insgesamt * . f 

1 10 244 13 444 t3 54? 12 026 6 664 
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Krankenversicherung 

Hierzu' Teil A Nr 85 bti 119 
y\nhung 111 — 103 

99. Die gesetzliche Krankenversicherung *) ist ne- 
ben der Renten Versicherung der größte und bedeu- 
tendste Zweig im System sozialer Sicherung der 
Bundesrepublik Deutschland. Uber 90 Prozent der 
Bevölkerung werden durch sie bei Krankheit und 
Mutterschatt geschützt. Mehr als ?0 Mrd. DM* fast 
sechs Prozent des Bruttosozialprodukts, wurden 1977 
dafür verwandt. 

Mitglieder 

100, Die Entwicklung der Leistungen und der 
Finanzierung in der Krankenversicherung wurde 

') Beschrieben werden neben der gesetzlichen Kranken- 
versicherung nach dem Zweiten Buch der RVQ die 
Leistungen des Bundes nach dem Mutterschulzgesetz. 


Grafik IS 

Kra nk en ver Sicherung 
1970 bis 1982 

in Millionen DM 

L^fclurtgen [ft 
Mio DM 

87 500 

75 000 

6?500 

50 000 

37 SOG 

2SÜOO 

1970 71 72 73 74 75 76 77 78 79 80 81 82 
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Versicherung 

Rentenversicherung untereinander 
Millionen DM 


Rentenversicherung der Angestellten 


Kn appsch ältliche Rentenversicherung 


Insgesamt 


1975 | 

1976 t 

1977 | 

1978 | 

1982 

1975 | 

1976 1 

1977 | 

1978 | 

1982 

| 1975 

I 1976 

l 1977 

1 1978 | 

1982 

?58 

766 

376 

— 

— 

— 

— 

— 

• 

— 

758 

766 

376 

— 

— 






- 



1 370 

1 525 

1 695 

1 778 

2 122 

1 370 

1 525 

1 695 

1 778 

2 122 

— 

— 

— 

— 

— 

335 

295 

276 

5 

8 

335 

295 

276 

5 

8 

— 

— 

— 

— 

— 

333 

362 

380 

403 

548 

333 

362 

380 

403 

548 











10 045 

13 222 

13312 

1 1 779 

6 370 






388 

433 

480 

504 

601 

388 

433 

480 

504 

601 






64 

56 

53 

t 

1 

64 

56 

53 

1 

1 






64 

69 

72 

77 

104 

64 

69 

72 

77 

104 

44 

50 

55 

58 

69 


243 

272 

290 

305 

363 

802 

B16 

431 

58 

69 ! 

I 2 554 

2 740 

2 956 

2 768 

3 384 1 

1 13 600 

17 000 

16 934 

14 852 

10 117 
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und wird bestimmt durdi gesetzliche Regelungen, 
wirtschaftliche Einflüsse, Verhaltensweisen der Be- 
teiligten, insbesondere der Versicherten und Lei- 
stungsanbieter, durch Maßnahmen der Sozialver- 
sicherungsträger sowie kurz- und längerwirkende 
Änderungen der Morbidität* Ein Teil des Wachs- 
tums geht auf Änderungen des Mitgliederbestandes 
zurück; in den letzten Jahren ist besonders die Zahl 
der versicherten Rentner gestiegen* Während die 
Zahl der pflicht- und freiwillig versicherten Mitglie- 
der von 1970 bis 1975 um gut sieben Prozent zu- 
nahm, stieg die Zahl der Rentner um fast 20 Pro- 
zent ln der Zeit bis 1982 wird sich der Bestand an 
Pflichtmitgliedem nur noch langsam weiter erhöhen. 
Eine gewisse Verschiebung von mitversicherten Fa- 
milienangehörigen zu versicherungspOichtigen Mit- 
gliedern hat das Kostendämpfungsgesetz verursacht 
(Teil A Nr* 109); im übrigen rührt die Zunahme an 
Pflichtmitgliedem in der Zeit bis 1982 aus dem Hin- 
einwachsen geburtenstarker Jahrgänge ins Berufs- 
leben. Da es sich in beiden Fällen nur um eine Um* 
Schichtung innerhalb des Kreises der geschützten 
Personen handelt, wird die Zunahme der Mitglie- 


derz ahl nicht zu einer Ausweitung der Leistungen 
führen, 

101. Im Jahre 1977 hat sich die Zahl der Pflkhtmit- 
glieder um fast 150 000 erhöht, während die Zahl 
der freiwilligen Mitglieder um rd, 80 000 zurückge- 
gangen ist Bei der Entwicklung ist zu berücksich- 
tigen, daß 

— einerseits zum 1. Januar t977 die Beitragsbe- 
messungsgrenze heraufgesetzt wurde und da- 
durch eine Reihe freiwilliger Mitglieder zu pflicht- 
versicherten Mitgliedern wurde und daß freiwil- 
lige Mitglieder aus der gesetzlichen Kranken- 
versicherung ausgetreten sind; 

— andererseits sich wegen der Neuregelung der 
Familienhilfe im Kosten dämpfungsge setz ab 
L Juli 1977 die Zahl der freiwilligen Mitglieder 
erhöht hat 

Die Zahl der versicherten Rentner wird 1982 vor- 
aussichtlich um rund zehn Prozent über der von 1 977 
liegen. Insgesamt ist davon auszugehen, daß die 
Krankenversicherung 1982 etwa 35,7 Millionen Mit- 
glieder haben wird* 


Übersicht 23 


Kr anken v ersicherung 

Mitglieder 1970 bis 1982 in Tausend 
J ahresdurdisdmitt 



1970 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

19B2 

Mitglieder insgesamt 

30646 

33 493 

33 502 

33 833 

34 300 

34 600 

34 920 

35 240 

35 650 

1970 = 100 * 

100 

109 

tw 

110 

112 

113 

114 

115 

116 

Pflichtmitglieder . . , . , 

17 839 

19137 

19 300 

19 447 

19 700 

19 800 

19 900 

20 000 

20100 

1970 = 100 

WO 

107 

108 

109 

110 

111 

112 

112 

113 

Rentner 

8 009 

9 632 

9850 

10 03? 

10 200 

10 380 

10 570 

10 760 

10 950 

1970 = 100 

WO 

120 

123 

125 

127 

130 

132 

134 

137 

Freiwillige Mitglieder 

4 798 

4 724 

4 432 

4 349 

4 400 

4 420 

4 450 

4 480 

4 500 

1970 = 100 

100 

98 

92 

90 

92 

92 

93 

93 

94 
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Kostendämpfung 

102 . Hohe Wachstumsraten der Ausgaben der 
Krankenversicherung lassen sich seit den fünfziger 
Jahren beobachten (Übersicht 24). Ausnahmen bil- 
den nur die Jahre wirtschaftlicher Stagnation und 
das Jahr 1970, in dem ein großer Teil der Geldlei- 
stungen wegfiel, weil auch für Arbeiter die Ent- 
geltf ortzahl ung durch den Arbeitgeber während der 
ersten sechs Wochen der Krankheit eingeführt wur- 
de. In den Jahren 1973 und 1974 war die Zunahme 
mit je fast zwanzig Prozent besonders hoch. 1975 
nahmen die Leistungsausgaben erstmals in einigen 
Bereichen schwächer zu, jedoch wurde diese Wen- 
dung zunächst durch Sonderbewegungen, zum Bei- 
spiel der Ausgaben für Zahnersatz, verdeckt (vgl. 
Sozialbudget 1976). Im Jahre 1976 sank dann die 
Wachstumsrate auf neun und 1977 auf viereinhalb 
Prozent. Für die kommenden Jahre wird mit einer 
jährlichen Zunahme, die etwa der der Lohnrate ent- 
spricht, gerechnet. 


Übersicht 24 


Krankenversicherung 

Wachstum in Prozent 1955 bis 1982 


Zeitraum 

Durchschnittliches 

I Wachstum in Prozent 

1936 bis 1960 

15*/i 

1961 bis 1965 

10Vi 

1966 bis 1970 

10 

1971 bis 1975 

I9‘/i 

1976 bis 1982 

6 


103 . Die künftige Entwicklung der Einnahmen und 
der Ausgaben der Krankenversicherung wird durch 
das Kostendämpfungsgesetz wesentlich mitbestimmt, 
insbesondere durch folgende Vorschriften: 

— Die Vergütungen für Ärzte und Zahnärzte sollen 
sich künftig auch an gesamtwirtschaftlichen Kri- 
terien, vor allem an der Entwicklung der Löhne 
und Gehälter der versicherten Arbeitnehmer 
(Grundlohnsumme der Krankenkassen), orientie- 
ren. 

— Zwischen den Krankenkassen und den Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen wird ein Höchstbetrag 
für die Aufwendungen für Arzneimittelverord- 
nungen vereinbart. 

— Die Spitzenverbände der Krankenkassen und 
die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen ge- 
ben jährlich gemeinsam eine Empfehlung über 
die angemessene Veränderung der Gesamtver- 
gütungen und der Arzneimittelhöchstbeträge ab, 
es sei denn, die konzertierte Aktion im Gesund- 
heitswesen hat eine entsprechende Empfehlung 
abgegeben. 


— Ein einheitlicher Bewertungsmaßstab für die 
ärztlichen und die zahnärztlichen Leistungen soll 
die Überbewertung der medizinisch-technischen 
Leistungen gegenüber den persönlichen Leistun- 
gen des Arztes ausschließen. 

— Die ambulante und stationäre Behandlung wer- 
den stärker miteinander verzahnt. 

— Audi die Versicherten tragen zur Kostendämp- 
fung bei, zum Beispiel durch Beteiligung an den 
Arzneikosten in Höhe von einer Mark je ver- 
ordnetem Mittel; Zuschüsse für Zahnersatz wer- 
den auf 80 Prozent der Kosten begrenzt; die bei- 
tragsfreie Familienhilfe wird auf Familienange- 
hörige beschränkt, die kein oder nur ein gerin- 
ges eigenes Einkommen haben. 

104 . Das Kostendämpfungsgesetz hat der beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung ge- 
bildeten konzertierten Aktion im Gesundheitswe- 
sen den Auftrag erteilt, zu Beginn jedes Jahres 
il a. auch wirtschaftliche Orientierungsdaten für die 
gesetzliche Krankenversicherung zu entwickeln und 
im Kreise der Beteiligten abzustimmen. Die konzer- 
tierte Aktion hat hierzu jährlich bis zum 31. März 
Empfehlungen insbesondere über die angemessene 
Veränderung der Gesamtvergütungen und der Arz- 
neimittelhöchstbeträge abzugeben. Die konzertier- 
te Aktion im Gesundheitswesen hat diesen gesetz- 
lichen Auftrag für das Jahr 1978 erfüllt. In ihrer 
Sitzung am 17. März 1978 hat sie Empfehlungen zu 
allen wesentlichen Ausgabenbereichen der gesetz- 
lichen Krankenversicherung einschließlich der Aus- 
gaben für Krankenhauspflege abgegeben. Auch in 
den kommenden Jahren wird die Ausgabenentwick- 
lung maßgeblich durch die Empfehlungen der kon- 
zertierten Aktion beziehungsweise durch Bundes- 
empfehlungen der Spitzenverbände der Kranken- 
kassen und der Kassenärztlichen Bundesvereinigun- 
gen beeinflußt werden. 

105 . Bei den Berechnungen zum Sozialbudget muß- 
ten die Auswirkungen, die die Empfehlungen der 
konzertierten Aktion im Gesundheitswesen in den 
einzelnen Jahren haben werden, offen bleiben. Auf 
eine Aufgliederung nach Leistungsbereichen wurde 
deshalb verzichtet. Aus technischen Gründen konn- 
ten die Empfehlungen auch für das Jahr 1978 nicht 
mehr berücksichtigt werden. Die im Sozialbudget 
dargestellte Höhe der Gesamtausgaben in der ge- 
setzlichen Krankenversicherung bis 1982 ist abgelei- 
tet aus der erwarteten Lohnrate. Sie bezeichnet eine 
Obergrenze; die tatsächlichen Ausgaben im Jahre 
1978 und in den Folgejahren können niedriger sein. 

Leistungen 

106 . Die Ausgaben der Krankenkassen für die am- 
bulante Behandlung durch Ärzte sind vor 1975 rela- 
tiv stark gestiegen. Im Durchschnitt nahmen sie seit 
1970 um 16 Prozent jährlich zu. Im Jahre 1976 hat 
sich dann die Zunahme auf rund sechs Prozent ver- 
mindert. Im Jahre 1977 lag das Ausgabenwachstum 
bei rund vier Prozent. Für die Zukunft kann davon 
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Übersicht 25 


Krankenversicherung 

Leistungen in Millionen DM 


1 

1975 | 

1976 

1977 

1978 

1982 

Krankenversicherung 






Ärztliche Behandlung 

11259 

11 923 

12 484 



Zahnärztliche Behandlung 

4 129 

4 297 

4 580 



Behandlung durch sonstige Heil- 






Personen 

22 

29 

36 



Apotheken * 

8 901 

9 642 

9 738 



Sonstige Heil- und Hilfsmittel 

2 582 

3 054 

3 338 



Zahnersatz . 

4 180 

5 312 

5 377 



Stationäre Behandlung 

17 534 

19 255 

20 421 



Krankengeld * 

4 664 

4 733 

4 874 



Sonstige Krankenhüfe . . . . 

734 

719 

758 



Vertrauensärztlicher Dienst 

201 

213 

217 



Genesendenfürsorge 

50 

51 

53 



Vorbeugung und Verhütung 

1 059 

921 

941 



Sonstige Hilfen . . . . . 

— 

58 

158 



Ergänzende Leistungen (Rehabilitation) 

67 

82 

81 



Mutterschaft 

1 689 

1 774 

1 781 



Betriebs* und Haushaltshilfe 

79 

78 

81 



Sterbegeld + , » «, * , , . * 

1 023 

1 093 

1 126 



Zahlungen ins Ausland 

— 

353 

387 



Sach- und Geldleistungen 

58 170 

63 588 

66 431 

70 253 

89 183 

Sonstige Ausgaben 

2819 

2 976 

3 185 

3 329 

4614 

Zusätzliche VerwaKungskoslen 

594 

669 

717 

783 

965 

Leistungen insgesamt 

61 583 

67 233 

70 333 

74 365 

94 762 

Auftragsgeschätfe 






Heimkehrer 

I 

2 

2 

2 

2 

Mutterschutz 

15 

15 

15 

15 

15 

Leistungen für ausländische Träger . . 

32 

35 

38 

40 

48 

Leistungen Sozialbudget 

61 631 

62 785 

70 388 

74 422 

94 827 

davon: 






Einkorn mens leis tun gen . . . 

5 459 

5 525 

5 643 

5 912 

7 409 

Sachleistungen , 

52 455 

57 786 

60 511 

64 050 

81 400 

Allgemeine Dienste und Leistungen . . ■ 

3 208 

2 404 

3 649 

3 845 

5 275 

Verrechnungen 

509 

570 

585 

615 

743 
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ausgegangen werden, daß sich die Entwicklung der 
Vergütung für ärztliche Leistungen als Folge der 
Regelungen des Kostendämpfungsgesetzes der wirt- 
schaftlichen Entwicklung anpassen wird. 

107 . Auf die Ausgaben der Krankenkassen für Be- 
handlung durch Zahnärzte wirkten sich die Auf- 
wendungen für kieferorthopädische Behandlung und 
Zahnprothetik im Vergleich zu anderen Leistungs- 
positionen bis 1975 stark ausgabesteigernd aus. In 
den hierzu abgeschlossenen Verträgen wurden auch 
die Vergütungssätze der Zahnärzte angehoben. In 
den Jahren 1976 und 1977 war die Zunahme gerin- 
ger. Auch im zahnärztlichen Bereich wird das Ko- 
stendämpfungsgesetz wirksam, so daß sich die Ver- 
gütungen für zahnärztliche Leistungen der wirt- 
schaftlichen Entwicklung anpassen werden. 


Grafik 16 

Krankenversicherung 

Anteil am Sozialbudget und 
Struktur nach Leistungsarten 1977 



108 . Die Ausgaben der Krankenkassen für Arz- 
neien, Verband-, Heil- und Hilfsmittel aus Apothe- 
ken sind über mehrere Jahre mit konstant hohen 
Raten gestiegen: knapp 15 Prozent bei den Mitglie- 
dern und knapp 20 Prozent bei den Rentnern. Seit 
1975 fallen die Wachstumsraten. Sie betrugen 1977 
nur noch rund ein Prozent. Die geschilderte Ent- 
wicklung wird durch die Wirkungen des Kosten- 
dämpfungsgesetzes weiter gestützt: 

— Es werden Arzneimittelhöchstbeträge vereinbart, 
über die hinaus die Ausgaben der Kassen für 
Arzneimittel nicht steigen sollen. 

— An den Kosten jedes Arzneimittels wird der 
Versicherte mit einer Mark beteiligt; dabei gel- 
ten bestimmte Befreiungen, zum Beispiel für 
mitversicherte Kinder, werdende Mütter, Kriegs- 
beschädigte und Härtefälle. 


— Arzneimittel, die ihrer allgemeinen Anwendung 
nach bei geringfügigen Gesundheitsstörungen 
verordnet werden, dürfen nicht mehr zu Lasten 
der Krankenkassen verordnet werden. Der Bun- 
desausschuß der Ärzte und Krankenkassen wird 
Richtlinien dazu beschließen. 

— Die Information der Ärzte über wirtschaftliche 
und therapiegerechte Verordnung von Arznei- 
mitteln wird verbessert. 

109 . Bei den Ausgaben der Krankenkassen für 
Heil- und Hilfsmittel von anderen Stellen handelt 
es sich um Ausgaben, die überwiegend an Optiker, 
ferner an Orthopäden, Bandagisten, Badeanstalten, 
Masseure, Heilgymnasten gehen. In der Zeit vor 
1975 lagen die Wachstumsraten in diesem Bereich 
bei 30 bis 40 Prozent jährlich, so daß sich die Aus- 
gaben von 1970 bis 1975 mehr als verdreifacht ha- 
ben. Seit 1975 sinken auch hier die Wachstumsraten, 
und zwar zunächst auf rund zehn Prozent im Jahre 
1977. Es ist damit zu rechnen, daß die sinkende Ten- 
denz anhält, so daß sich auch diese Ausgabenposi- 
tion im Rahmen der wirtschaftlichen Entwicklung 
halten wird. 

110 . Die Ausgaben der Krankenkassen für Zahn- 
ersatz haben sich von 1970 bis 1976 in einer sprung- 
haften Entwicklung mehr als versechsfacht. Allein 
im Jahre 1975 sind sie von rund zwei (1974) auf 
rund vier Mrd. DM gestiegen. Ursächlich waren 
Entscheidungen des Bundessozialgerichts, durch 
die festgestellt wurde, daß die Versorgung mit 
Zahnersatz zur kassenzahnärztlichen Versorgung 
gehört und deshalb in die Gesamtverträge einzube- 
ziehen ist. Diese vertraglichen Regelungen sind 1975 
voll wirksam geworden. Das Ausmaß der Inan- 
spruchnahme dieser Leistungen und der damit ver- 
bundenen erheblichen Ausgabensteigerungen hat 
die Kassen veranlaßt bestehende Satzungsregelun- 
gen einzuschränken. Das Kostendämpfungsgesetz 
bestimmt, daß Zuschüsse zum Zahnersatz generell 
auf 80 Prozent zu begrenzen sind und daß mit den 
Zahntechnikerinnungen Verträge über die Preise 
der Laborleistungen abzuschließen sind. 

111 . Die Ausgaben der Krankenkassen für Kran- 
kenhauspflege sind von 1970 bis 1977 von sechs auf 
über 20 Mrd. DM gestiegen. Der Ausbau der 
medizinischen Technik und der Personalstruktur ha- 
ben zu hohen Kosten- und Leistungssteigerungen 
geführt. Zwar sind die in den Jahren 1973 und 1974 
bei 20 bis 35 Prozent liegenden Zuwachsraten im 
Jahre 1975 auf 15 Prozent, im Jahre 1976 auf rund 
zehn Prozent und im Jahre 1977 auf rund sechs 
Prozent zurückgegangen, dennoch lagen auch die 
jüngsten Zuwachsraten noch über dem Durch- 
schnittswachstum aller Leistungsausgaben. Zum 
Zwecke einer dauerhaften Stabilisierung der Bei- 
tragssatzentwicklung in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung wird auch der Krankenhaussektor — 
mit rund dreißig Prozent der Gesamtausgaben der 
größte Ausgabenblock — in die Maßnahmen der 
Kostendämpfung einbezogen werden. Zur Normali- 
sierung der Ausgabenentwicklung für Krankenhaus- 
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pflege wird insbesondere die Novellierung des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes beitragen. 

112 . Seit 1970 wird Krankengeld vorwiegend für 
Arbeitsunfähigkeitslälle gezahlt, die länger als 
sechs Wodien dauern. Die Entwiddung der Ausga- 
ben für Krankengeld ist seitdem uneinheitlich und 
steht in keinem festen Zusammenhang mit der Lohn- 
entwiddung mehr; bis 1975 lagen die Steigerungs- 
raten über, 1976 und 1977 unter der Lohnrate. Zum 
Teil läßt sich das damit erklären, daß für Arbeits- 
lose Krankengeld ab erstem Krankheitstag gezahlt 


wird, so daß bei zunehmender Arbeitslosigkeit die 
Ausgaben für Krankengeld schneller, bei abnehmen- 
der langsamer steigen als die Durch Schnitts loh ne. 

113, Die Zahl der Geburten in der Bundesrepublik 
Deutschland ist seit 1970 von rd. 810 000 bis 1976 
auf rd. 600 000 zurikkge gangen. Diese Rückläufig- 
keit drückt sich insbesondere in der Entwiddung 
der Barleistungen der Mutterschaftshilfe aus, die 
von 1971 bis 1976 kaum zugenommen haben. Bei 
den Sachleistungen spiegelt sich die Situation der 
Kostenentwicklung im Gesundheitswesen trotz rüdt- 


Übersicht 26 


Krankenversicherung 

Finanzierung in Millionen DM 



1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

Beiträge 

58 162 

67 499 

70 477 

71 623 

91 645 

davon: 






für Versiehe rungsp nichtige . 

32 433 

37 880 

41 409 

43 737 

56 331 

für Arbeitslose 

2 295 

2 254 

2 064 

2 250 

2 724 

für Rentner 

13 210 

15 607 

14 702 

12 680 

16118 

von Versicherungsbereditigten . . 

10 224 

11 758 

12 302 

12 956 

16 472 

Leistungserstattungen 

2 023 

2 085 

2 261 

2 303 

2 742 

darunter: 






Rentenbezug 

403 

418 

440 

472 

621 

Ersatzansprüche . 

352 

395 

400 

400 

400 

Versorgungsleiden 

193 

204 

205 

230 

290 

Mutterschutz 

122 

120 

120 

120 

120 

Arbeitsunfall .... 

121 

125 

131 

139 

181 

Krankenversicherung der Landwirte 

619 

655 

740 

760 

769 

Verwaltungskostenerstatlungen ‘) 

639 

688 

717 

780 

965 

Vermögenserträge und übrige Einnahmen 

511 

601 

680 

783 

938 

Summe 

• 

61 335 

70 873 

74 135 

75 489 

96 290 

zuzüglich 

48 

52 

55 

57 

65 

Finanzierung Sozialbudget 

61383 

70 925 

74190 

75 546 

96 355 

davon: 






Beiträge 

42 565 

49 521 

53 566 

56 544 

86 305 

Zuweisungen 

1 212 

1 220 

1 380 

1 369 

1 630 

übrige Einnahmen 

925 

1 047 

1 150 

1 254 

I 417 

Verrechnungen 

16 681 

19 137 

18 094 

16 379 

7 003 

Finanzierungssaldo 

-248 

+3 640 

+ 3 802 

+ 1 124 

+ 1 528 


l ) einschließlich geschätzter Verwaltung® kosten der Betriebskrankenkassen 

f J Auftragsgeschäfte der Krankenversicherung (Heimkehrerversorgung, Mutterschutzleistungen des Bundes und Lei- 
stungen für ausländische Träger). 
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läufiger Fallzahl wider, insbesondere haben die Ko- 
sten der Anstaltentbindungen in einigen Jahren be- 
trächtlich zugenommen. Die Zahl der Geburten wird 
in den kommenden Jahren relativ konstant bleiben, 
bestenfalls leicht steigen. Zwar wird die Zahl der 
Frauen im heiratsfähigen Alter zunehmen, jedoch 
muß mit einem gewissen Ausgleich infolge des ver- 
änderten generativen Verhaltens gerechnet werden. 
Das bedeutet für die Krankenversicherung, daß sich 
in den Sachleistungen die allgemeine Kostenent- 
wicklung ausdrücken wird. Die Vorsorgeleistungen 
werden wahrscheinlich auch von der Inanspruch- 
nahme her weiter steigen. Die Geldleistungen wer- 
den dagegen unverändert bleiben, weil bei konstan- 
ter Zahl der Fälle und einer Obergrenze des Mut- 
terschaftsgeldes von 25 Mark pro Tag auch die 
Lohnentwicklung kaum noch ausgabesteigernd wirkt. 

114 . Die Ausgaben der Krankenkassen für Sterbe- 
geld werden durch das Entgeltniveau und die Sterb- 
lichkeit bestimmt. Entsprechend folgt die Zunahme 
der Sterbegelder dem Wachstum der Löhne und Ge- 
hälter und variiert mit der Zu- oder Abnahme der 
Zahl der Sterbefälle. 1975 nahmen die Sterbefälle 
zu, 1976 und 1977 nahmen sie leicht ab. Diese 
Schwankungen drücken sich in den Ausgaben der 
Krankenkassen für Sterbegelder sehr deutlich aus. 

115 . Die übrigen Leistungen der Krankenversiche- 
rung fallen finanziell weniger ins Gewicht. Sie ma- 
chen (ohne Verwaltungsausgaben) weniger als zehn 
Prozent der Gesamtsumme aus. Bemerkenswert sind 
hohe Steigerungsraten bei sonstigen Heilpersonen 
und stagnierende Entwicklungen bei der Genesen- 
denfürsorge und der Vorbeugung und Verhütung. 

Finanzierung 

116 . Die Krankenversicherung wird zu rd. 95 Pro- 
zent durch Beiträge der Versicherten, durch Arbeit- 
geberbeiträge und durch Beiträge für Rentner finan- 
ziert. Der Anteil der Beiträge für Rentner lag 1970 
noch bei 18,5 Prozent der Gesamteinnahmen. Infolge 
der Besonderheiten der Beitragsentrichtung von der 
Rentenversicherung an die Krankenversicherung! 


stieg dieser Anteil bis 1976 auf 22 Prozent, in abso- 
luten Zahlen ausgedrückt: von fünf (1970) auf über 
fünfzehn Mrd. DM (1976). Er wird nach der Neu- 
regelung der Finanzierung der Krankenversiche- 
rung der Rentner durch das Kostendämpfungsgesetz 
ab Juli 1977 zunächst leicht zurückgehen und in den 
nächsten Jahren mit rd. 17 Prozent zur Finanzierung 
der Krankenversicherung beitragen. Ab 1982 sollen 
die Verechnungen von der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestelltenversicherung weg- 
fallen und an deren Stelle ein die individuellen Ein- 
kommensverhältnisse berücksichtigender Beitrag 
der Rentner an die Krankenkasse treten. Dieser Bei- 
trag soll auch von anderen, der Rente vergleichba- 
ren Einnahmen erhoben werden, zum Beispiel der 
Zusatzversorgung. 

117 . Es wurde angenommen, daß der Beitragssatz 
von 11,4 Prozent der Arbeitsentgelte, den die Ver- 
sicherten mit Lohnfortzahlungsanspruch 1977 durch- 
schnittlich zahlten, bis 1982 tendenziell stabil bleibt. 
Die Mehrbelastungen aufgrund der Neuregelung der 
Finanzierung der Krankenversicherung der Rentner 
durch das Kostendämpfungsgesetz kann zu einem 
beachtlichen Teil aus den Einnahmen der Kranken- 
kassen aufgefangen werden. Allgemeine Beitrags- 
satzsteigerungen sind daher zur Zeit nicht zu erwar- 
ten. Allerdings ist nicht auszuschließen, daß einzelne 
Krankenkassen aufgrund besonderer Verhältnisse 
ihre Beitragssätze erhöhen müssen. Im Jahre 1978 
wirkt sich die Änderung der Finanzierung der Kran- 
kenversicherung der Rentner bei den Krankenkas- 
sen erstmals für ein volles Jahr aus. Ferner entste- 
hen Beitragsmindereinnahmen bei den Krankenkas- 
sen dadurch, daß in diesem Jahre eine Rentenanpas- 
sung nicht erfolgt. Diese Belastungen werden zu 
einem beachtlichen Teil durch die Einnahmesitua- 
tion der Krankenkassen und durch die Einsparungen 
des Kostendämpfungsgesetzes aufgefangen. Weil 
das Beitragssatzniveau bis Ende 1976 einen relativ 
hohen Stand erreicht hatte, kann bei anhaltender 
Abflachung der Kostenentwicklung bis 1982 ein 
rechnerischer Überhang der Einnahmen über die 
Ausgaben entstehen, der für Rücklagezwecke zur 
Verfügung steht. 


Krankenversicherung 

Durchschnittliche Beitragssätze in Prozent des Grundlohnes, 
Beitragsbemessungsgrenze 
(jeweils Juli) 
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1970 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

Pflichtmitglieder 

a) mit Anspruch 

8,2 

10,5 

11,3 

n,4 

11,4 

11,4 

b) ohne Anspruch 

auf Entgeltfortzahlung . . 

10,9 

13,8 

14,8 

14,9 

14,9 


Beitragsbemessungs- 
grenze in DM/Monat .... 

1 200 

2 100 

2 325 

2 550 

2 775 

3 600 
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Unfallversicherung 

Hierzu: Teil A t Nr. 125 
Anhang 111 — 104 

118. Den Trägern der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung obliegt es, Unfälle und Berufskrankheiten zu 
verhüten, nach eingetretenen Unfällen gesundheit- 
liche Schädigungen und wirtschaftliche Folgen zu 
beheben oder zu mildern. Zuständig für die Durch- 
führung des Unfallversicherungsschutzes sind die 
Berufsgenossenschaften (gewerbliche, landwirt- 
schaftliche), der Bund, die Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände, die Bundesanstalt für Arbeit so- 
wie besondere Träger für die Unternehmen der 
Feuerwehren (Feuerwehr-Unfallversieheningskas- 
sen). 

119. Die Zahl der Personen, die von der gesetz- 
lichen Unfallversicherung geschützt werden, ist 
schwer zu ermitteln* Der Versicherungsschutz er- 
streckt sich auf Arbeitnehmer, auf Personen bei 
bestimmten Tätigkeiten {z. B. Wahrnehmung von 
Ehrenämtern, Erfüllung der Meldepflicht nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz), auf nicht berufstätige Per- 
sonen (z. B. Schüler, Kinder in Kindergärten), 
schließlich auch auf Angehörige im Falle des Todes 
des direkt Geschützten, Insgesamt dürften rd. 20 
Millionen Arbeitnehmer, drei Millionen Selbständige 
und mithelfende Familienangehörige sowie weitere 
15 Millionen Studenten, Schüler und Kinder in Kin- 
dergärten geschützt sein. 


Grafik 17 

Unfallversicherung 
1970 bis 1982 

in Millionen DM 

Leistungen in 



120. Ähnlich schwierig ist es, den Kreis der Lei- 
stungsempfänger festzustellen, da das Leistungsan- 
gebot sowohl Arztbesuch als auch Krankenhaus- 
aufenthalt und Rentenzahlung umfaßt. Die Zahl der 
angezeigten meldepflichtigen Unfälle und Berufs- 
krankheiten vermittelt eine Vorstellung über die 
Belastung der Unfallversicherung, Diese Zahl er- 
höhte sich bis 1973 auf über drei Millionen Anzei- 
gen, sie sank in den beiden folgenden Jahren er- 
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Unfallversicherung 

Leistungsfälle in 1 000 



| 1970 j 

19.1 | 

1972 j 

1973 | 

1974 | 

1975 | 

1976 | 

1977 

Angezetgte Unfälle 









Arbeitsunfälle 

2 392 

2 588 

2 690 

2 739 

2 557 

2 361 

2 494 

2 545 

Wegeunfälle . . . . . 

255 

262 

286 

308 

267 

257 

278 

280 

Berufskrankheiten 

26 

27 

30 

33 

36 

38 

40 

48 

Erstmals entschädigte Unfälle l ) 









Arbeitsunfälle 

78 

77 

73 

70 

69 

63 

61 

61 

Wegeunfälle 

18 

16 

15 

15 

14 

14 

13 

13 

Berufskrankheiten , . 

5 

5 

6 

6 

6 

6 

7 

8 

Renten an 









Verletzte/Erkrankte 

798 

802 

803 

80 4 

80? 

800 

799 

798 

Hinterbliebene 

220 

220 

223 

223 

222 

219 

218 

215 


l ) mit Rente, Abfindung oder Sterbegeld 
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Unfallversicherung 

Leistungen in Millionen DM 
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1 

1970 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

Ambulante Heilbehandlung 

250 

377 

402 

420 

441 

558 

Zahnersatz 

6 

10 

11 

12 

12 

14 

Heilanstaltspflege 

261 

596 

644 

677 

720 

950 

Ubergangsgeld *) 

441 

463 

490 

507 

536 

691 

Sonstige Heilbehandlungskosten 

51 

123 

136 

224 

237 

183 

Berufshilfe 

26 

175 

217 

154 

164 

329 

Renten an 







Verletzte 

1 710 

2 836 

3 098 

3 322 

3 549 

4 283 

Witwen 

709 

1 244 

1 383 

1 480 

1 582 

1 908 

Waisen 

143 

255 

275 

294 

315 

379 

Sonstige Berechtigte 

3 

4 

4 

4 

4 

5 

Beihilfen/ Abfindungen 

95 

125 

136 

147 

158 

209 

Sterbegeld 

10 

13 

13 

13 

14 

15 

Unfallverhütung 

116 

232 

245 

263 

280 

355 

Sonstige Leistungen *) 

5 

12 

13 

10 

10 

15 

Vermögensaufwendungen/ 







Sonstige Ausgaben 

1 186 

2 009 

2 191 

2316 

2 434 

2 726 

Verwaltungskosten 

344 

585 

614 

656 

694 

866 

Verfahrenskosten 3 ) 

55 

82 

85 

89 

93 

120 

Leistungen insgesamt 

5411 

9 141 

9 957 

10 588 

11 243 

13 606 

Absetzungen: 







Darlehen 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Beitragsausfälle 

174 

308 

347 

375 

400 

500 

Rüddagezuführung . 

434 

624 

683 

700 

725 

820 

Gemeinsame Last 

533 

763 

835 

900 

950 

1 050 

Erstattungen an UV-Träger 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Konkursausfallgeld 

— 

272 

285 

295 

300 

320 

Zusetzungen: 

Verwaltungskosten der 







Ausführungsbehörden 

7 

8 

8 

9 

9 

11 

Leistungen für ausländische Träger 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

Leistungen Sozialbudget 

4 280 

7 185 

7 818 

8 330 

8 880 

10 930 

davon: 







Einkommenleistungen 

3 050 

4 888 

5 347 

5 720 

6 116 

7 341 

Sachleistungen 

574 

1 116 

1 192 

1 242 

1 317 

1 688 

Allgemeine Dienste und Leistungen .... 

500 

830 

861 

920 

970 

1 213 

Verrechnungen 

156 

351 

418 

448 

477 

688 


l ) 1970: Verletztengeld 

*) Heimunterbringung, Erstattungen, Mehrleistungen 

*) Rechlsverfolgung, Unfalluntersuchung, Rentenauszahlung, Beitragseinzug 
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heblich, und stieg 197G und 1977 wieder, Die Zu- 
nahme ist in erster Linie auf die Schule ran fall Ver- 
sicherung zurückzuführen. In diesem Bereich stie- 
gen die Anzeigen von 290 000 Lm Jahre t97t auf rd, 
825 000 im Jahre 1976, Die Übersicht 28 enthält wei- 
tere wichtige statistische Daten- 

121* Das Leisiungsvolumen der gesetzlidfen Unfall- 
versicherung ist mit rund zwei Prozent des gesam- 
ten Sozialbudgets vergleichsweise klein. Es zeigt 
in der Vergangenheit und auch über den gesamten 
Beobachtungszeitraum eine gleichmäßige Entwick- 
lung; die jährlichen Steigerungsraten lagen im 
Durchschnitt der Jahre 1970 bis 1975 bei rund zehn 
ProzenL. Für den Durchschnitt der Jahre 1977 bis 
1982 wird mit einem Wachstum von rund fünfein- 
halb Prozent jährlich gerechnet, Rund 62 Prozent 
der Leistungen werden für Arbeite- und Wegeunfäl- 
le in der allgemeinen und in der landwirtschaftli- 
chen Unfallversicherung aufge wandt, etwa 15 Pro- 
zent für Berufskrankheiten und rund drei Prozent 
für die Schüferunfallversicherung. 

122. Die Finanzierung der Unfallversicherung ge- 
schieht nach einem anderen Verfahren als die der 
übrigen Sozialversichemngstrager, Die Ausgaben 
zuzüglich im Gesetz vorgeschriebener zweckbe- 
stlmmter Beträge werden nach Ablauf eines Ge- 
schäftsjahres auf die versicherten Betriebe umgelegt, 
wobei bestimmte Größen (z. B. Lohnsummen) als 
Umlageschlüssel herangezogen werden; etwa vier 
Fünftel der Einnahmen sind derartige Umlagen, Ge- 
bietskörperschaffen als Träger der Unfallversiche- 


Grafik i8 

Unfallversicherung 

Anteil am Soztelbudget und 
Struktur nach Leistungsarien 1977 



rung decken ihren Finanzbedarf aus Haushaltsmit- 
teln; im Sozialbudget werden dafür unterstellte Bei- 
träge ausgewiesen. Die übrigen Einnahmen mit fast 
sieben Prozent bestehen zumeist aus Vermögenser- 
trägen und realisierten Ersatzansprüchen gegen 
Dritte. 


Arbeitsförderung 

Hierzu: Ted A Nt. 1 bin ^5 
An/mrrg US — 105 

123. Die Institution Arbeiisförderung umfaßt 

— Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit nach 
dem Arbeite fördeningsgesetz, 

— Auftragsleistungen, die die Bundesanstalt für 
Arbeit für Bund und Lander wahmimmt, insbe- 
sondere die Arbeitslosenhilfe; ferner Maßnahmen 
zur Eingliederung von Ansiedlern (Sprachförde- 
nmg), zur Verstärkung des Ausbildungsplatz- 
angebots und zur sozialen Sicherung von Ent- 
wicklungshelfern sowie zur Förderung von Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen und der Arbeits- 
aufnahme in Berlin, Bergbauhiifen, 

— besondere arbeitsmarktpolitische Hilfen des Bun- 
des zur Beschäftigungssicherung, wie zum Bei- 
spiel Maßnahmen zur Förderung überregionaler 
Rehabilitationszentren für Behinderte und der 
Eingliederung ausländischer Arbeitnehmer sowie 
zeitlich befristete Sonderprogramme des Bundes 
und der Länder. 

Geschützte Personen 

124. Der Kreis der 1 e is tun gsbe recht igten Personen 
ist weit gezogen* Er umfaßt in erster Linie Arbeit- 
nehmer, die aufgrund ihrer Beitragspflicht Anspruch 
auf finanzielle Leistungen haben. Auch Arbeitgeber 
erhallen Leistungen zur Verbesserung der Beschäfti- 
gungsmoglichkeiten in Form von Zuschüssen und 


Grafik 10 

Arbeitsförderung 
1970 bis 1982 

in Millionen DM 

Leitungen in 

Mio DM 

S3 ODO - -ij 

43 OOO - f 


33 000 



T97Ö 71 72 73 74 7& 76 77 7B 19 B0 Bl 82 
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Arbeitsförderung 

Struktur der Leistungen in Prozent 


Arbeitsförderung in Millionen DM 

Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz 1 ) 

— Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 2 ) 

— Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen 8 ) . . . 

— Leistungen an Arbeitslose 4 ) 

— Allgemeine Leistungen und Verwaltung 

Sonstige Arbeitsförderungsmaßnahmen 

(Bund und Länder) 5 ) 

(darunter Arbeitslosenhilfe) 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

18416 

16 561 

15 881 

in Prozent 

19 187 

24 718 

95,4 

94,7 

93,3 

94,5 

87,1 

17,9 

16,5 

14,0 

15,5 

17,7 

18,5 

14,3 

15,3 

14,5 

12,9 

47,9 

51,2 

49,9 

50,7 

43,4 

11,1 

12,7 

14,1 

13,8 

13,1 

4,6 

5,3 

6,7 

5,5 

12,9 

(hl) 

(h5) 

(1,7) 

(1,4) 

(10,9) 


*) ohne Darlehen und Grunderwerb 

*) Berufliche Bildung, Rehabilitation und Förderung der Arbeitsaufnahme 
s ) Kurzarbeitergeld, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Schlechtwettergeld und Winterbau 

4 ) Arbeitslosengeld, -hilfe, Konkursausfallgeld 

5 ) Auftragsgeschäfte der Bundesanstalt und arbeitsmarkt politische Sonderprogramme des Bundes 


Darlehen. Zum Beispiel erhalten Unternehmen des 
Baugewerbes Leistungen im Rahmen der produk- 
tiven Winterbauförderung, und allgemein werden 
Leistungen zur Einarbeitung und Eingliederung von 
Arbeitnehmern gewährt. Die Arbeitsvermittlung ein- 
schließlich der Arbeitsberatung und die Berufsbera- 
tung kann von der ganzen Bevölkerung im erwerbs- 
fähigen Alter in Anspruch genommen werden. 


Leistungen 

125 . Die Leistungen der Institution Arbeitsförde- 
rung hatten 1975 eine Höhe von insgesamt 18,4 Mrd. 
DM. In jenem Jahr erreichte die wirtschaftliche Re- 
zession ihren Tiefpunkt mit 1,07 Millionen Arbeits- 
losen im Jahresdurchschnitt. Entsprechend stiegen 
die Ausgaben, und zwar gegenüber 1970 auf mehr 
als das Viereinhalbfache. 

126 . Seit 1975 hat sich die Zahl der im Jahresdurch- 
schnitt gezählten Arbeitslosen von 1,07 auf 1,03 Mil- 
lionen im Jahre 1977 verringert. Die Gesamtleistun- 
gen der Arbeitsförderung gingen im gleichen Zeit- 
raum um 13,8 Prozent auf 15,9 Mrd. DM zurück. Für 
1978 wird mit einem weiteren Abbau der Arbeits- 
losigkeit gerechnet. 

127 . Die einzelnen Leistungen der Arbeitsförde- 
rung haben sich von Jahr zu Jahr unterschiedlich 


entwickelt. Ursächlich sind Konjunkturentwicklung 
und Strukturveränderungen der Wirtschaft und da- 
durch notwendig werdende Anpassungsprozesse 
auf dem Arbeitsmarkt. 

128 . Bis 1982 wird sich unter Status-quo-Bedingun- 
gen die Zahl der Arbeitslosen nicht wesentlich ver- 
ändern, weil eine vor allem aus demographischen 
Gründen erheblich ansteigende Zahl von Erwerbs- 
personen vom Beschäftigungssystem aufgenommen 
werden muß. Daher wird die Gesamtpolitik, insbe- 
sondere die Wirtschafts- und Finanzpolitik, verstärkt 
beschäftigungspolitisch auszurichten sein. Die Ar- 
beitsmarktpolitik wird hierzu einen flankierenden 
Beitrag leisten. Demgemäß werden die Leistungen 
der Arbeitsförderung bis 1982 im Durchschnitt um 
neuneinhalb Prozent jährlich steigen. 


Berufliche Bildung 

129 . Unter den arbeitsmarktpolitischen Maßnah- 
men der Bundesanstalt nehmen die Leistungen für 
die berufliche Bildung und die berufliche Rehabili- 
tation der Behinderten eine gewichtige Rolle ein. 
Technische Entwicklung und struktureller Wandel 
lassen die Förderung der beruflichen Bildung vor 
und während des Erwerbslebens langfristig zu einer 
wichtigen Aufgabe der Beschäftigungssicherung 
werden. 
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Arbeitsförderung 

Leistungen in Millionen DM 


Leistungen 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

Bundesanstalt für Arbeit 

Berufliche Bildung 

Ausbildung ......... 

277 

260 

303 

368 

443 

Fortbildung 

374 

288 

217 

242 

260 

Umschulung 

118 

117 

117 

174 

228 

Unterhaltsgeld 

1 991 

1 427 

771 

1 081 

1 862 

Sonstige Leistungen (Einarbeitungszusdhüsse und 
Institutionelle Förderung) 

61 

54 

60 

67 

88 

Förderung der Arbeitsaufnahme und sonstige 
Leistungen 

117 

206 

324 

352 

428 

Leistungen zur Rehabilitation 

362 

377 

435 

699 

1070 

Kurzarbeitergeld 

2 207 

989 

594 

679 

601 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

83 

111 

471 

666 

838 

Wintergeld 

657 

514 

702 

750 

750 

Schlechtwettergeld 

396 

678 

576 

614 

920 

Sonstige Winterbauförderung 

67 

70 

89 

82 

95 

Arbeitslosengeld 

7 765 

6 906 

6 283 

8 022 

10515 

Anschluß-Arbeitslosenhilfe 

776 

1 299 

1332 

1 376 

— 

Konkursausfallgeld 

263 

268 

276 

280 

150 

Verwaltungsleistungen (einschließlich Allgemeine 
Ausgaben 

2 048 

2108 

2 246 

2 653 

3 245 

Darlehen/Grunderwerb 

274 

258 

286 

611 

723 

Summe Bundesanstalt für Arbeit . . . 

17 836 

15 930 

15 082 

18715 

22 216 

abzüglich: Darlehen 

245 

250 

248 

573 

685 

Grunderwerb 

29 

8 

38 

38 

38 

zuzüglich: Beitragserstattungen (§ 157 AFG) ') 

8 

13 

18 

25 

40 

Summe . . . 

17 570 

15 685 

14 814 

18 129 

21 533 

Sonstige ArbeUsförderungsmaßnahmen 

Arbeitslosenhilfe 

204 

243 

263 

264 

2684 

Beschäftigungspolitische Maßnahmen 1 ) 

642 

633 

804 

794 

501 

Leistungen Sozialbudget 

18 416 

16 561 

15 881 

19 187 

24 718 

Einkommensleistungen . • 

n 60 i 

10 463 

9 456 

10 307 

12 103 

Sachleistungen 

1 079 

623 

697 

858 

1 127 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

3 022 

2 790 

3 209 

3 824 

4 324 

Verrechnungen 

2714 

2 685 

2519 

4 198 

7 164 


l ) von der Bundesanstalt als Minderausgabe gebucht 
*) Auftragsgesch&fte der Bundesanstalt und Sondennaßnahine des Bundes 
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130. Das Arbeitsförderungsgesetz von 1969 hat die 
Voraussetzungen für die Förderung der beruflichen 
Bildung erheblich verbessert. Die Zahl der Teilneh- 
mer an beruflichen Förderungsmaßnahmen nahm' 
von 1970 bis 1975 um über die Hälfte auf rd. 270 ÖQO 
zu. Die finanziellen Aufwendungen für die beruf- 
liche Bildung erreichten 1975 2,8 Mrd. DM, ln den 
Jahren 1976 und 1977 gingen sie infolge zurückhal- 
tender Inanspruchnahme der Bildungsmöglichkeiten, 
die in erster Linie mit der Sorge der Arbeitnehmer 
um den Verlust des Arbeitsplatzes zusammen hing, 
sowie den haushaltsmäßigen Einschränkungen auf 
die Hälfte zuruck. In der Zwischenzeit sind gesetz- 
liche Regelungen getroffen worden, u. a. im „Vier- 
ten Gesetz zur Änderung des Arbeitsförderungsge- 
setzes " und in der , Verordnung zur Förderung der 
beruflichen Fortbildung bei ungünstiger Beschäfti- 
gungslage“, so daß mittelfristig wieder mit steigen- 
den Teilnehmerzahlen gerechnet werden kann. Ent- 
sprechend nehmen die dafür angesetzten Beträge 
1978 um fast ein Drittel zu. Bis 1982 steigen sie über- 
durchschnittlich um 14,6 Prozent pro Jahn 

131 * Unter den einzelnen Arten der individuellen 
Förderung beruflicher Bildung machte die Förde- 
rung der Ausbildung 1977 gut ein Fünftel aus; dieser 
Anteil wird bis 1982 voraussichtlich auf etwa 16 Pro- 
zent zurückgehen. Fast vier Fünftel wurden 1977 für 
die berufliche Fortbildung und Umschulung aufge- 
wandt, Darunter nimmt das UnterhaUsgeld den größ- 
ten Anteil ein. 


Grafik 20 

Arbeitsförderung 

Anteil am Sozialbudget und 
Struktur nach Leistungsarten 1977 



Sachte irrungen 


Rehabilitation 

132 . Die für die berufliche Rehabilitation der Be- 
hinderten aufgewandten Leistungen stiegen 1976 
um 4,4 Prozent und 1977 um über 15 Prozent. Di 0 
meisten Mittel wurden dabei für die Ausbildung be- 
hinderter Jugendlicher eingesetzt. Im Jahre 1978 
werden die Ausgaben nochmals sehr stark um 61 
Prozent steigen. Die Zunahme für die Zeit bis 1982 
mit fast zwanzig Prozent pro Jahr ist ebenfalls sehr 
hoch. Der Grund dafür ist vor allem, daß die Bun- 
desanstalt für Arbeit ab Mitte 1978 für die berufli- 
che Rehabilitation nach dem 20, Renlenanpassungs- 
gesetz Aufgaben von der Rentenversicherung über- 
nimmt. 


Förderung der Arbeitsaufnahme 

133 . Leistungen zur Förderung der Arbeitsauf- 
nahme, die unter anderem auch die regionale Mobi- 
lität erhöhen sollen, steigen von 1975 bis 1982 von 
158 auf 503 Millionen DM. Die Jahre 1976 und 1977 
weisen Zunahmen um jeweils rd, fünTzig Prozent auf. 

Arbeitsbesctiaffungsmaßnahmen, Kurzarbeitergeld 
Schlechtwettergeld 

134 . Leistungen zur Erhaltung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen sollen unter Beachtung strukiurpoU- 
tischer Gesichtspunkte dazu beitragen, vor Arbeits- 
losigkeit zu schützen. Die Aufwendungen dafür ge- 
hen im Berichtszeitraum leicht zurück. Der Rück- 
gang, insbesondere 1976 um eine Mrd. DM, ist Folge 
des Abbaus der Kurzarbeit. Dadurch sinken die Auf- 
wendungen für Kurzarbeitergeld von 2,2 ft 975) auf 
eine Mrd. DM (19761 und 1977 weiter auf 0,6 Mrd. 
DM. 1978 werden sie voraussichtlich wieder leicht 
zunehmen, insbesondere weil die Fristen für den Be- 
zug von Kurzarbeitergeld verlängert wurden. 

135 . Die Ausgaben für allgemeine Maßnahmen zur 
Arbeitsbeschaffung stiegen von 1975 bis 1977 von 
rund 80 auf rund 470 Millionen DM. Sie sollen rasch 
Beschäfügungsmöglichkeiten für Arbeitslose schaf- 
fen.. Bis 1982 wird mit einer weiteren Verdoppelung 
dieser Zuschüsse gerechnet. Daneben werden in be- 
trächtlichem Umfang Darlehen vergeben; für das 
Jahr 1982 sind dafür 430 Millionen DM vorgesehen. 
Leistungen für die produktive Winterbauförderung, 
die sehr stark von den Witterungsverhältnissen ab- 
hängig sind, steigen im Berichtszeitraum von einer 
auf fast zwei Milliarden DM. Die stärkste Zunahme 
zeigt sich beim Schlechtwettergeld. 


Leistungen an Arbeitslose 

135 * Zur Zeit und auch Ln der nächsten Zukunft 
wird rund die Hälfte der auf dem Beschäftigungssek- 
tor aufgewandten Mittel für Leistungen bei Arbeits- 
losigkeit und Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers 
gezahlt. Einschließlich der Arbeitslosenhilfe des 
Bundes wurden 1975 auf dem Höhepunkt der Ar- 
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beitslosigkeit insgesamt 9,3 Mrd* DM für Arbeits- 
losengeld, Arbeitslosenhilfe und Konkurs aus f Eil- 
geld aufgewandt Bis 1977 verringerten sieh auf- 
grund der zurückgehenden Arbeitslosigkeit die Lei- 
stungen auf 8,1 Mrd. DM. Unter der Annahme, daß 
sich bis 1982 keine erhebliche Änderung der Zahl 
der Arbeitslosen einstellen würde, steigen sie pa- 
rallel zur Lohnentwiddung auf rund dreizehn Mil- 
liarden DM. 


Fachaufgaben und allgemeine Ausgaben 

137 , Die Aufwendungen für die Durchführung der 
Faehaufgaben der Bundesanstalt für Arbeit machten 
1977 zusammen mit den Allgemeinen Ausgaben 14 r l 
Prozent der Gesamtausgaben der Arbeitsförderung 
aus. Sie nehmen 1978 relativ stark zu, weil im Rah- 
men der Dienstleistungen der Bundesanstalt, also 
für Arbeitsvermittlung und -beratung sowie Berufs- 
beratung, größere Personalaufstockungen unerläß- 
lich waren. 


Sonderprogramme 

138 . Neben den kontinuierlichen Auftragsgeschäf- 
ten, die die Bundesansalt für Arbeit für Bund und 
Länder auf dem Beschäftigungssektor durchführt, 
wurden im Berichtszeitraum eine Reihe von arbeits- 
marktpolitischen Sonderprogrammen des Bundes, an 
denen die Länder zum Teil beteiligt waren, durchge- 
führt: 

— Das Programm der Bundesregierung zur Stär- 
kung von Bau- und anderen Investitionen vom 
August 1975 (Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen), 

— das Sonderprogramm des Bundes von Januar 

1976 für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und Bü- 
dungsmaßnahmen für Jugendliche, 

— das Sonderprogramm des Bundes und der Länder 
aus Mitteln der Ausgleichsabgabe zur verstärk- 
ten Bereitstellung von Arbeits- und Ausbildungs- 
plätzen für Schwerbehinderte vom November 
1976, das ab 1978 in modifizierter Fassung durch 
ein Zweites Programm verlängert wurde, 

- — das arbeitsmarktpolitische Programm der Bun- 
desregierung vom November 1976 (Mobilitäts- 
und EingUederungshüfen für langfristig Arbeits- 
lose), 

— das Programm der Bundesregierung für zusätz- 
liche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen vom Mai 

1977 (besonders für langfristig Arbeitslose wie 
ältere Arbeitnehmer sowie für Frauen in sozia- 
len Diensten), 

Finanzierung 

139 . Die Finanzierung erfolgt überwiegend durch 
Beiträge, die je zur Hälfte von beitragspflichtigen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern aufgebracht wei- 
den. Ab L Januar 1975 betrugen die Beitragssätze 
von Arbeitnehmern und Arbeitgebern je ein Prozent, 


ab L Januar 1976 je 1,5 Prozent. Der Bund ist ver- 
pflichtet, Darlehen und Zuschüsse zu zahlen, wenn 
die Bundesansalt für Arbeit ihre Leistungen aus 
eigenen Einnahmen nicht finanzieren kann. Die Son- 
de rprog ramme werden aus Mitteln des Bundes und 
der Länder finanziert. Je nach Umfang der Sonder- 
programme und der erforderlichen Höhe der Bun- 
deszuschüsse bewegt sich der Anteil der Zuweisun- 
gen aus öffentlichen Mitteln zwischen einem (1977} 
und vier Zehnteln (1975). Seit der Neuregelung der 
Förderung des Winterbaus und der Einführung des 
Konkursausfallgeldes werden Umlagen von Arbeit- 
gebern erhoben. 


Kindergeld 

Hierzu; Teil A t Nr. 176 
/Ui/icmg /// — 106 

140 . Die Institution Kindergeld erfaßt die Leistun- 
gen zum Ausgleich von höheren Lasten, die Fami- 
lien mit Kindern entstehen j diese Belastung soll 
durch das Kindergeld gleichmäßiger auf die Haus- 
halte verteilt werden (Familienlastenausgleith), Die 
Zahlungen werden von der Bundesanstalt für Arbeit 
in ihrer Eigenschaft als Kindergeldkasse geleistet. 
Den Angehörigen des öffentlichen Dienstes wird das 
Kindergeld von ihren Arbeitgebern oder Diensther- 
ren gezahlt 

141 , Bis 1974 war die Zahl der Kinder, für die 
Kindergeld gezahlt wurde, von Jahr zu Jahr unter- 
schiedlich hoch, weil der Anspruch auf Leistungen 
für das zweite Kind von der Höhe des Einkommens 
der Empfangsberechtigten abhing. Seit 1975 wird für 
alle Kinder Kindergeld gezahlt. Die bisherigen Ver- 
günstigungen (steuerliche Kinderfreibeträge und 
Kinderzusdiläge im öffentlichen Dienst) fielen weg. 
Das Kindergeld belief sich bis 197? auf 50 DM für 
das erste, 70 DM für das zweite und 120 DM mo- 


Grafik 21 


Kindergeld 
1970 bis 1982 

in Millionen DM 


Leistungen r m 

Mm DM - 

14 600 - 

12 000- 

9500- 

r | 




? 









4 500 - 

m 



2 000- 


L 


1 \ f 1 1 1 1 1~ 1 1 1 


1970 71 72 73 74 75 76 77 70 79 80 81 82 


112 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/1805 


Kindergeld 

Berechtigte/Kinder (in 1 000) l ) 


Übersicht 32 



1970 | 

1971 | 

1972 | 

1973 | 

1974 | 

1975 | 

1976 | 

1977 

Zahl der Empfänger von Kindergeld 

2 113 

2 535 

2 585 

2 462 

2 494 

7 253 

7 241 

7 241 

darunter: 

Empfänger mit Wohnsitz außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Bundeskindergeldgeset- 
zes 2 ) 

220 

297 

332 

353 

357 

452 

454 

415 

darunter: 

in Staaten der Europäischen Gemeinschaften 

39 

45 

45 

42 

33 

51 

48 

48 

Zahl der Kinder 

5 176 

5 589 

5 612 

5 443 

5 353 

14 027 

13 715 

13 598 

darunter: 

Kinder von Empfängern mit Wohnsitz außer- 
halb des Geltungsbereichs des Bundeskinder- 
geldgesetzes *) 

605 

752 

834 

900 

901 

1 208 

1 158 

1 049 

darunter: 

in Staaten der Europäischen Gemeinschaften 






117 

107 

104 

davon: 

Erstkinder 






7 062 

7 041 

7 043 

Zweite Kinder 

2 077 

2 500 

2 549 

2 427 

2 459 

4 143 

4 053 

4 041 

Dritte und weitere Kinder 

3 099 

3 089 

3 063 

3 016 

2 894 

2 822 

2 621 

2 514 


*) Jahresmitte (Anfang Juli); ohne öffentlichen Dienst (rund 3 Millionen bis 3 ! /i Millionen Kinder). 
*) Empfänger von Kindergeld, deren Kinder sämtlich oder zum Teil im Ausland leben. 


natlich für jedes weitere Kind. Durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1977 sind die Kindergeldsätze her- 
aufgesetzt worden; ab 1978 erhalten die Berechtig- 
ten für das zweite Kind 80 DM und für jedes wei- 
tere Kind 150 DM monatlich. Die Statistik der Bun- 
deskindergeldkasse läßt die abnehmende Geburten- 
häufigkeit in der Bundesrepublik deutlich erken- 
nen. 


Grafik 22 


Kindergeld 

Anteil am Sozialbudget 1977 


142. Für die Zeit bis 1982 wird angenommen, daß 
das Leistungsvolumen um knapp ein halbes Pro- 
zent abnimmt. Ursächlich dafür ist hauptsächlich die 
weiter zurückgehende Zahl der Kinder um etwa rd. 
2,5 Prozent jährlich, weil geburtenstarke Jahrgänge 
erwerbstätig werden und die Zahl der Geburten 
den Abgang nicht ausgleicht. Die Erhöhung der Kin- 
dergeldbeträge ab 1978 hätte ohne die demographi- 
sche Komponente das Leistungsvolumen bis 1982 
um elfeinhalb Prozent wachsen lassen. 


143. Für die Finanzierung des Kindergeldes werden 
die notwendigen Mittel vom Bund bereitgestellt. 
1975 und 1976 waren außerdem Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände beteiligt, die das Kinder- 
geld für ihre Bediensteten aus eigenen Haushalts- 
mitteln zu finanzieren hatten. 
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Kindergeld 

Leistungen in Millionen DM 


1 

1970 

1975 

1976 

1977 

197S 

1982 

Kindergeld , 

2 841 

14 393 

14 160 

13 780 

15 130 

14 080 

Verwaltung 

50 

300 

270 

270 

2?0 

270 

Leistungen Sozialbudget 

2 891 

14 693 

14 430 

14 050 

15 400 

14 350 


Altershllte für Landwirte 

Hierzu: Anhang III — 12 2 

144 . Nach dem Gesetz über eine Altershilfe für 
Landwirte vom 27. Juli 1957 erhalten ehemalige 
landwirtschaftliche Unternehmer oder deren überle- 
bender Ehegatte Altersgelds Waisen erhalten Wai- 
sengeld. Darüber hinaus sind Mehrleistungen zu- 
lässig, zum Beispiel Leistungen zur Rehabilitation. 
Landwirtschaftliche Unternehmer, die ihr Unterneh- 
men zum Zwecke der Strukturverbesserung abge- 
geben haben, erhalten unter bestimmten Voraus- 
setzungen eine Landabgaberente. Unternehmer, die 
zur freiwilligen Nachentrichtung von Beiträgen zur 
gesetzlichen Rentenversicherung berechtigt sind, er- 
halten auf Antrag zu den nach entrichteten Beiträgen 
einen Zuschuß aus Bundesmitteln. 

145 . Die Leistungen der Altershilfe richten sich 
nach der Entwicklung in der Rentenversicherung; 
für den Voraus beredinungszeitraum bis 1982 sind 

Grafik 23 

Sonder Systeme 

{Altershilfe für Landwirte und 
Ver so rg u n gs werke) 

1970 bis 1982 

in Millionen DM 


Leistungen in 



1970 71 72 73 74 75 76 77 78 79 80 81 92 


die gleichen Anpassungen wie in der Rentenversi- 
cherung angenommen worden. 

146 . Die Finanzierung geschieht durch Beiträge, 
sonstige Einnahmen und durch BundesmitteL Der 
Beitrag beträgt zur Zeit 63 DM monatlich. Insgesamt 
stammen rd. 78 Prozent des Finanzierungsaufwan- 
des aus Bundesmitteln. Die Aufwendungen für die 
Landabgaberente einschließlich der Verwaltungsko- 
sten trägt der Bund. Es wurde angenommen, daß 
jährlich rund zwei Millionen DM aus dem Europäi- 
schen Ausrichtung®- und Garantiefonds für die Land- 
wirtschaft erstattet werden. 


Grafik 24 

Sonder Systeme 

(Altershilfe für Landwirte und Versorgungswerke) 

Anteil am Sozial Budget und 
Struktur nach Leistungsarten 1977 
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Altershilfe für Landwirte 

Leistungen und Finanzierung in Millionen DM 


1 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 


Leistungen 




Gesundheitsmaßnahmen 

154 

182 

177 

189 

250 

Rentenleistungen 

1 668 

1 849 

2 047 

2 245 

2 630 

davon: 






Vorzeitiges Altersgeld . , . 

218 

240 

266 

290 

338 

Altersgeld 

1 302 

1435 

1 589 

1 740 

2 025 

Waisengeld 

8 

15 

15 

18 

20 

Landabgaberente 

140 

159 

177 

197 

247 

Nadiversidierungszuschuß 

2 

2 

2 

2 

2 

Verwaltung/ Verfahren 

59 

62 

65 

70 

92 

Leistungen Sozialbudget 

I 883 

2 095 

2 291 

2 506 

2 974 

davon: 






Einkommensieistungen 

1 668 

1 849 

2 047 

2 245 

2 630 

Sachleistungen 

154 

182 

177 

189 

250 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

52 

55 

58 

63 

83 

Verrechnungen 

9 

9 

9 

9 

11 


Finanzierung 


Beiträge , 

405 

453 

510 

501 

628 

Vermögenserträge 

3 

3 

3 

3 

3 

Bundeszuschüsse 

1 482 

1638 

1 796 

I 997 

2 338 

Erstattungen 

1 

2 

4 

4 

4 

übrige Einnahmen 

— 

1 

1 

1 

1 

Finanzierung Sozialbudget 

davon: 

1 891 

2 097 

2 314 

2 506 

2 974 

Beiträge ....... 

405 

453 

510 

501 

628 

Zuweisungen 

1 482 

1 640 

1 798 

1 999 

2 340 

Sonstige Einnahmen 

4 

4 

6 

6 

6 

Finanzierungssaldo .... 

8 

2 

23 

— 

— 
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Versorgungswerke 

Hierzu: Anhang lll — 123 

147 , Die Versorgungswerke versichern nach lan- 
desreditlichen Vorschriften Angehörige der freien 
Berufe für den Fall der Berufs- und Erwerbsunfä- 
higkeit, des Alters und zugunsten der Hinterbliebe- 
nen. Die Mitglieder der verschiedenen Berufsstände 
gehören den entsprechenden Vers orgungs werken 
meist als Pflichtversicherte an, teilweise ist auch 
freiwillige Mitgliedschaft möglich, 

148 , Die von einzelnen Vers orgungs werken zur 
Verfügung gestellten Daten führen nicht zu stati- 
stisch voll abgesicherten Ergebnissen für den Ge- 
samtbereich; die Zahlen für die Jahre 1975, 1976 
und 1977 sind im Wege der Hochrechnung ermittelt 
worden. Da die Versorgungswerke durchweg nach 
dem Kapit aide ckungs verfahren finanziert werden 
und versicherungsmathematische Rückstellungen bil- 
den, entstehen jährlich hohe Überschüsse der Ein- 
nahmen über die Ausgaben. 

Beamtenrechllldies System 

Hierzu; Anhang HI — 13, Ul — 131 bis III — 133 

149, Im Sozialbudget werden Leistungen nach den 
Beamtengesetzen beschrieben. Diese Leistungen 
sind zwar ihrer Rechtsnatur nach nicht als Sozial- 
leistungen anzusehen; sie sind aber den im Sozial- 
budget dar gestellten Leistungen vergleichbar, und 
fallen daher unter die Normen, die für die Erfas- 
sung von Leistungen im Sozialbudget gelten. Im 
einzelnen handelt es sich um Leistungen der Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung (Pensionen), um 
familienbezogene Teile der Dienstbeziige (Kinder- 
Zuschläge bis 1975, Erhöhung des Ortszuschlages 
für Verheiratete und für Kinder) sowie um Zu- 


schüsse, die der Dienstherr aufgrund seiner Für- 
sorgepflicht zu den Kosten in Krankheits-, Geburts- 
und Todesfällen zu leisten hat (Beihilfen), um Lei- 
stungen bei Dienstunfällen (Fürsorgemaßnahmen) 
und Unterstützungen in besonderen Fällen. Die sta- 
tistischen Unterlagen für diesen Bereich sind noch 
lückenhaft; die Zahlen sind deshalb teilweise ge- 
schätzt 

150 . Die Leistungen werden meist unmittelbar von 
den Dienstherren bzw. den öffentlichen Arbeitge- 
bern ohne Einschaltung eines besonderen Trägers 
zur Verfügung gestellt. 


Personenkreis 

151 . Anspruchsberechtigt für den Bereich der Al- 
ters- und Hinterbliebenenversorgung sind alle Be- 
amten (einschließlich Richter) von Bund, von Bun- 
desbahn und Bundespost, von Ländern und Gemein- 
den, Beamte sonstiger öffentlich-rechtlicher Körper- 
schaften sowie die Hinterbliebenen von aktiven 
oder Ruhestandsbeamten, ferner gleichgestellte Be- 
dienstete und ihre Hinterbliebenen der Träger der 
Rentenversicherung, der Krankenversicherung, der 
Unfallversicherung, der landwirtschaftlichen Alters- 
hilfe und der Bundesanstalt für Arbeit. Weiter sind 
auch die unter Artikel 131 des Grundgesetzes fal- 
lenden Personen sowie die Angehörigen der Bun- 
deswehr und des Bundesgrenzschutzes ansprudis- 
berechtigt. 

152 * Für die familienbezogenen Leistungen gilt 
diese Abgrenzung ebenfalls; zusätzlich sind Ange- 
stellte und Arbeiter des öffentlichen Dienstes an- 
spmdhsberechtigt. Für den Bereich der Beihilfen gilt 
dasselbe mit der Einschränkung, daß Pfichtversi- 
cherte der gesetzlichen Krankenversicherung im 
allgemeinen keinen Beihilfeanspruch haben. 


Leistungen 


Grafik 25 

Beamtenrechtliches System 
(Pensionen, Beihilfen, Familienzuschlage) 
1970 bis 1982 

in Millionen DM 

Leistungen in 
Mio DM 

57 500 

50 000 

42 500 

35 000 

27 500 


20 000 

1970 71 72 73 74 75 76 77 7fi 79 SO 01 02 



153 . Die Leistungen für Ruhegehälter und Hinter- 
bliebenen Versorgung folgen der Einkommens ent- 
wkklung im öffentlichen Dienst; das Volumen wird 
darüber hinaus von der Veränderung der Zahl der 
Leistungsempfänger beeinflußt. 


154 . Die Familienzuschläge steigen weniger stark, 
weil die Zahl der Geburten zurückgeht. Damit ver- 
mindert sich der Anteil der Leistungen für Kinder 
von 51,6 Prozent (1975) auf 50,3 Prozent (1982); der 
Anteil der Leistungen für Ehegatten steigt entspre- 
chend. 

155 . Für die BeihOfeleistungen wird ebenfalls mit 
unterdurchschnittlichem Wachstum gerechnet. Dabei 
wird unterstellt, daß sich die Kostendämpfungsmaß- 
nahmen im Gesundheitswesen auch auf die bei- 
hilfefähigen Aufwendungen der Anspruchs berech- 
tigten aus wirken. 
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V ersorgungs werke 

Leistungen und Finanzierung in Millionen DM 


1975 | 1976 | 1977 | 1978 | 1982 


Leistungen 


Rentenleistungen 

364 

431 

467 

493 

625 

davon: 






wegen Berufsunfähigkeit 

4 

4 

4 

4 

5 

wegen Erwerbsunfähigkeit 

24 

29 

32 

34 

43 

wegen Alter 

171 

204 

221 

234 

296 

an Witwen/Witwer 

145 

172 

186 

196 

249 

an Waisen 

20 

22 

24 

25 

32 

Sterbegeld 

3 

3 

3 

3 

4 

Beitragserstattungen 

7 

8 

9 

9 

10 

Verwaltung/V erfahren 

153 

184 

200 

203 

236 

Ausgaben insgesamt 

527 

626 

679 

708 

875 

abzüglich Beitragserstattungen 

7 

8 

9 

9 

10 

Leistungen Sozialbudget 

520 

618 

670 

699 

865 

davon: 

364 

431 

467 

493 

625 

Einkommensleistungen 






Sachleistungen 

3 

3 

3 

3 

4 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

153 

183 

199 

202 

235 

Verrechnungen 

— 

1 

1 

1 

1 


Finanzierung 




Beiträge 

887 

1 015 

1 058 

1 092 

1 401 

Vermögenserträge 

350 

394 

411 

420 

544 

übrige Einnahmen 

2 

2 

2 

2 

3 

Einnahmen insgesamt 

1 239 

1 411 

1 471 

1 514 

1 948 

abzüglich Beitragserstattungen 

7 

8 

9 

9 

10 

Finanzierung Sozialbudget 

1 232 

1 403 

1 462 

1 505 

1 938 

davon: 






Beiträge 

880 

1 007 

1 049 

1 083 

1 391 

Sonstige Einnahmen 

352 

396 

413 

422 

547 

Finanzierungssaldo 

712 

785 

792 

806 

1 073 
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Grafik 26 

Beamtenrechtliches System 
(Pensionen, Beihilfen, Familienzuschtäge) 

Anteil am Sozialbudget und 
Struktur nach Leistungsarten 1977 



(Ruhwhatr Wiiwengdd u.aJ 


Finanzierung 

156. Finanziert werden die Leistungen des beamten- 
rechtlichen Systems nahezu völlig über den Haus- 
halt der jeweiligen Körperschaft, Soweit die Lei- 
stungen denen der Sozialversicherung (Renten- und 
Krankenversicherung) vergleichbar sind, wird auch 
eine vergleichbare Finanzierungsart, nämlich Finan- 
zierung durch Beiträge, und zwar durch „Unterstell- 
te Beiträge der Arbeitgeber' angenommen. Drei 
Viertel des Systems werden auf diese Weise finan- 
ziert Als „Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber" 
werden Zahlungen der Dienstgeber an kommunale 


Versorgungskassen eingeordnet (rd. fünf Prozent). 
Zuweisungen aus öffentlichen Mitteln (rd. 13 Pro- 
zent) und für die Wirtschaftsunternehmen aus nicht- 
öffentlichen Mitteln (vier Prozent) werden dann 
unterstellt, wenn Leistungen damit finanziert wer- 
den, die mit denen aus der Sozialversicherung nicht 
vergleichbar sind. Das sind überwiegend familien- 
bezogene Teile der Dienstbezüge, 

157. Pensionen, Beihilfen und Familienzuschläge, 
die durch andere Institutionen des Sozialbudgets, 
vor allem durch Träger der Sozialversicherung, an 
Bedienstete und ehemalige Bedienstete gezahlt wer- 
den, wurden als unterstellte Verrechnungseinnah- 
men behandelt, das heißt, sie werden bei der ab- 
gebenden Institution nicht als Leistung sondern als 
Verrechnungsausgabe angesehen. Auf diese Weise 
werden die Leistungen des beamtenrechtlichen Sy- 
stems konzentriert und weitgehend vollständig 
dargestellt. 

Eränzungssysteme 

Hierzu: Anhang lli—14, Ui — 141 , Ul — 142 

15$. Unter dem Begriff „Ergänzungs Systeme“ wer- 
den Versorgungs- und Versicherung sein rkhtun gen 
verstanden, die auf gesetzlicher oder tarifvertrag- 
licher Grundlage — durchweg zusätzlich zu den 
Leistungen der gesetzlichen Sozialversicherung — 
für den Fall der Berufs- und Erwerbsunfähigkeit, 
des Alters und zugunsten der Hinterbliebenen ver- 
sichern, 

159. Die Daten dieser beiden Bereiche der Zusatz- 
versicherung — der Zusatz Versicherung im öffent- 
lichen Dienst und der Zusatzversicherung für ein- 
zelne Berufe — werden in der Übersicht 37 zusam- 
mengefaßt, weil der Anteil der „Zusatzvers Sche- 
rung für einzelne Berufe" relativ gering ist. 


Übersicht 36 


Beamtenrechtliches System 

Leistungen in Millionen DM 


1 

1970 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

Pensionen 

14 889 

25 075 

26 704 

27 980 

29 628 

38 671 

FamilienzuschJäge ....... — 

6 102 

6 905 

6 821 

7 073 

7 430 

9 120 

Beihilfen *) . . . 

1 918 

3 759 

3 936 

4 109 

4 310 

4 950 

Verwaltung 

1 158 

1 906 

2 007 

2 105 

2 200 

2 882 

Leistungen Sozialbudget 

24 067 

37 645 

39 468 

41 267 

43 568 

55 623 


*) einschließlich Fürsorgemaßnahmen und einmalige Unterstützungen 
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Übersicht 37 


Ergänzungssysteme 

Leistungen und Finanzierung in Millionen DM 


1 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 


Leistungen 




Gesundheitsmaßnahmen 

0 

1 

1 

1 

2 

Rentenleistungen 

3 053 

3 355 

3 690 

3 892 

5 103 

davon: 






wegen Berufsunfähigkeit 

135 

138 

153 

161 

212 

wegen Erwerbsunfähigkeit 

762 

851 

935 

986 

1 294 

wegen Alter 

1 493 

1 640 

1 804 

1 903 

2 497 

an Witwen/Witwer 

639 

699 

769 

811 

1 062 

an Waisen 

24 

27 

29 

31 

38 

Sterbegeld 

13 

14 

15 

16 

18 

Beitragserstattungen 

42 

42 

41 

42 

31 

Verwaltung/Verfahren 

235 

268 

295 

300 

350 

Ausgaben insgesamt 

3 343 

3 680 

4 042 

4 251 

5 504 

abzüglich Beitragserstattungen 

42 

42 

41 

42 

31 

Leistungen Sozialbudget 

3 301 

3 638 

4 001 

4 209 

5 473 

davon: 






Einkommensleistungen 

3 053 

3 355 

3 690 

3 892 

5 103 

Sachleistungen 

13 

15 

16 

17 

20 

Allgemeine Dienste und Leistungen . 

230 

262 

289 

293 

343 

Verrechnungen 

5 

6 

6 

7 

7 


Finanzierung 




Beiträge 

2 790 

3144 

3 268 

3 447 

4 375 

Vermögenserträge 

1 618 

1 838 

1 912 

1 962 

2 266 

Bundeszuschüsse 

106 

100 

109 

101 

104 

übrige Einnahmen 

171 

172 

174 

175 

187 

Einnahmen insgesamt 

4 685 

5 254 

5 463 

5 685 

6 932 

abzüglich Beitragserstattungen 

42 

42 

41 

42 

31 

Finanzierung Sozialbudget 

4 643 

5 212 

5 422 

5 543 

6 901 

davon: 






Beiträge 

2 748 

3 102 

3 227 

3 405 

4 344 

Zuweisungen 

273 

268 

280 

273 

288 

Sonstige Einnahmen 

1 622 

1 842 

1 915 

1 965 

2 269 

Finanzierungssaldo 

1 342 

1 574 

1 421 

1 434 

1 428 
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Gräfin 27 

Ergänzungssysteme 
( Zusatzversicherungen) 

Anteil am Sozialbudget und 
Struktur nach Leistungsarten 1977 



160. Die Leistungen aus der Zusatzversicherung im 
öffentlichen Dienst richten sich grundsätzlich an der 
Beamten Versorgung aus. Die hohen jährlichen Fi- 
nanzierungsüberschüsse erklären sich aus dem Fi- 
nanzierungssystem der meisten hier erfaßten Ein- 
richtungen, die versicherungsma thematische Rück- 
stellungen bilden. 


Arbeltgeberlelstungen 

Hierzu: Anhang tlt — 2 r Hl — 201 , HI — 229 

161. Insgesamt repräsentieren die Arbeitgeberlei- 
stungen (Entgeltfortzahlung bei Krankheit, Mutter- 
schaft und Heilverfahren sowie tarifvert rag liehe und 
freiwillige Leistungen) etwa acht Prozent des So- 
zia ibudgets. Beiden Institutionen haften erhebliche 
statistische Schwächen an. Für Entgeltfortzahlung 
gibt es keine Statistik; die ausgewiesenen Werte 
werden aus Hilfsgrößen errechnet Die Daten für 
vertragliche und freiwillige Leistungen basieren auf 
der in mehrjährigem Abstand erhobenen Statistik 
der Personal- und Personalnebenkosten, die aller- 
dings nur einen Teil der Wirtschaftsbe reiche und 
Betriebe erfaßt. Die von der Bundesregierung ver- 
anlaßten Erhebungen über Arten und Umfang der 
betrieblichen Altersversorgung verbessern die 
Schätzgrundlagen für diesen Bereich. 


Entgeltfortzahlung 

162. Entgeltfortzahiung enthält Leistungen der 
öffentlichen und privaten Arbeitgeber, die aufgrund 
rechtlicher Verpflichtungen bei Krankheit, Heilver- 
fahren und Mutterschaft der Arbeitnehmer erbracht 
werden; das sind die Lohnfortzahlung an Arbeiter 
sowie die Gehaltsfortzahlung an Angestellte und 
Beamte. 

163. Die Höhe der Leistungen der Entgeltfortzah- 
lung hängt von der allgemeinen Einkommensent- 


tJbersicht 38 


Arb ei tgeber le i s tu n gen 

in Millionen DM 



1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

En tg e Hf o r tza hl ung 






bei Krankheit 

15 800 

16 300 

17 600 

18 600 

23 970 

bei Heilverfahren 

1 400 

1 400 

1 500 

1 600 

2 040 

bei Mutterschaft 

300 

300 

400 

400 

590 

Leistungen Sozialbudget 

17 500 

18 000 

19 500 

20 600 

26 600 

Vertragliche und freiwillige 






Arbe i tgeb erleis tung e n 






Betriebliche Altersversorgung 

4 900 

5 300 

5 800 

6100 

8 000 

Beihilfen bei Krankheit i 

400 

400 

500 

500 

600 

Familienzulagen * 

600 

600 

600 

600 

600 

Wohnen , 

600 

600 

600 

600 

600 

Betrieblicher Gesundheitsdienst .... 

! 300 

! 400 

1 500 

1 600 

2 000 

Leistungen Sozialbudget 

7 800 

8 300 

9 000 

9 400 

11 800 
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Leistungen in 
Mio DM - 


43 000 
38 000 
33 000 


28 000 


23 000 


18000« 


Arbeitgeberleistu ngen 
1970 bis 1982 

in Millionen DM 


§ 



4 







30 000 


n 30Q 



?00 

r 1 1 ■ i 1 

—4 1 

— 1 1 f— 


1970 71 72 73 74 75 76 77 78 79 80 81 82 


Wicklung, von der Zahl der Beschäftigten und vom 
Krankenstand ab. 

164. Zur Finanzierung der Entgeltfortzahlung tra- 
gen in erster Linie die Arbeitgeber unmittelbar 
(unterstellte Beiträge) sowie durch Umlagen an die 
Lohnfortzahlungskasse bei. 


Vertragliche und freiwillige Arbeitgeberleistungen 

165. Bei den vertraglichen und freiwilligen Arbeit- 
geberleistungen handelt es sich vor allem um 

— Versorgungsleistungen der betrieblichen Alters- 
versorgung, 

— Aufwendungen für Werks- und Dienstwohnun- 
gen sowie Miet- und Baukostenzuschüsse für 
Wohnungen von Arbeitnehmern, 


— Beihilfen in Krankheitsfällen und Familienzu- 
lagen, die von privaten Arbeitgebern zugewen- 
det werden, 

— Aufwendungen für Belegschaftseinrichtungen, 
die der Unfallverhütung, der Ersten Hilfe, der 
gesundheitlichen Betreuung einschließlich der 
Erholungsfürsorge dienen oder die für Familien- 
angehörige bestimmt sind (z. B. Werkskindergär- 
ten). 

166. Die Angaben beruhen auf Schätzungen. Zum 
Teil sind gesetzliche Leistungen mit erfaßt, zum Bei- 
spiel für Mutterschutz und im Rahmen des Gesetzes 
über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit. 


Soziale Entschädigung (Kriegsopferversorgung) 

Hierzu: Teil A Nr. 126 bis 131 
Anhang III — 301 

167. Die Institution umfaßt die Leistungen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz. Mit diesen Leistun- 
gen entschädigt der Staat gesundheitliche und wirt- 
schaftliche Schäden, die Personen während einer mi- 
litärischen oder militärähnlichen Dienstverrichtung 
oder eines gleichgestellten Ereignisses erlitten ha- 
ben. Auf Grund von Sondergesetzen gelten die 
Grundsätze des Leistungsrechts des Bundesversor- 
gungsgesetzes für Soldaten der Bundeswehr und 
Dienstpflichtige im Zivildienst, Angehörige des Bun- 
desgrenzschutzes, ehemalige politische Häftlinge, 
Angehörige von Kriegsgefangenen, Impfgeschädigte 
im Sinne des Bundes-Seuchengesetzes und für Opfer 
von Gewaltakten. Die Leistungen werden von den 
Verwaltungsbehörden der Kriegsopferversorgung 
(V ersorgungsämter, Landesversorgungsämter) und 
von den Trägern der Kriegsopferfürsorge als Geld- 
leistungen, insbesondere als Versorgungsbezüge, 
als Sachleistung (z. B. Heilbehandlung) oder als per- 


Grafik 29 

Arbeitgeberleistungen 
Anteil am Sozialbudget und 
Struktur nach Leistungsarten 1977 



Grafik 30 

Entschädigungen 

( Kriegsopferversorgung, Lastenausgleich, 
Wiedergutmachung, Unterhaltssicherung u.a.) 
1970 bis 1982 

in Millionen DM 





i 




17 504 

18 796 

15800 






11 547 

4 i ■ 

— 1 1 

* * f— 


1970 71 72 73 74 75 76 77 78 79 80 81 82 
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sönliche Hilfe zur Verfügung gestellt Außerdem 
sind hier die Leistungen enthalten, die den Nah- 
verkehr suntemehmen von Bund und Ländern für 
die unentgeltliche Beförderung von Kriegs- und 
Wehrdienstbeschädigten sowie von anderen Behin- 
derten erstattet werden, 

168. Die Zahl der anerkannten Versorgungs berech- 
tigten geht mit zunehmendem Abstand vom an- 
spruchsbegründenden Ereignis, hauptsächlich dem 
Zweiten Weltkrieg, laufend zurück. 1977 wurden 
zweieinhalb Prozent weniger Versorgungs berech- 
tigte gezählt als im Jahre vorher. 99 Prozent der 
Leistungsempfänger sind auf Grund des Bundes- 
versorgungsgesetzes versorgungsberechtigt, 0,6 Pro- 
zent auf Grund des Soldatenversorgungsgesetzes, 
weitere 0,2 Prozent nach dem HäfÜingshilfegesetz. 

169. Die Leistungen betragen derzeit gut drei Pro- 
zent des Sozialbudgets. Trotz steigender absoluter 
Werte wird dieser Anteil in den kommenden Jah- 
ren langsam zurück gehen. Vier Fünftel der Leistun- 
gen sind Einkommensleistungen, die mit den glei- 
chen Faktoren an die wirtschaftliche Entwicklung 
an gepaßt werden wie die Renten der Rentenver- 
sicherung. überwiegend werden die Leistungen für 
die sozialen Tatbestände * Alter“ und „ Folgen po- 
litischer Ereignisse“ gewährt. 


Übersicht 39 

Soziale Entschädigung (Kriegsopferversorgung) 

V ersor gungsb e rech 1 1 gte 
(Mitte 1977) 


Beschädigte insgesamt 


1 017 826 


davon mit Minderung der Erwerbsfä- 


higkeit von 

30 V® .......... * . 383 062 

40°/« 154 013 

50 V» . .. * 176 964 

60V* 77 U7 

70 V® * - 81155 

80V» * ,, 61456 

90 V® ..... . .. 27 961 

100 V* 56 098 

Witwen (Witwer) 1016 930 

Halbwaisen 26 364 

Vollwaisen 5 497 

Eltemteüe 92 529 

Elternpaare (Kopfzahl) 18 656 


V ers o rgun gsber edi tl gte 


Insgesamt . 2 177 802 

dagegen 1970 2 620 396 

I960 3 253 103 


Grafik 31 

Entschädigungen 

Anteil am Sozialbudget und 
Struktur nach Einzelinstitutionen 1977 



170. Die Finanzierung der Kriegsopferversorgung 
geschieht vorwiegend aus Haushaltsmitteln des Bun- 
des, die Länder tragen die Kosten der Versorgungs- 
behörden, einen Teil der Kriegsopferfürsorge und 
der erstatteten Fahrgeldausfälle, die kommunalen 
Gebietskörperschaften einen Teil der Kriegsopfer- 
fürsorge. 


Lastenausgleich 

Hierzu: Anhang HI — 302 

171. Die Institution Lastenausgleich erfaßt die im 
Lastenausgleichsgesetz beschriebenen konsumtiven 
Leistungen. Das sind Unterhaltshilfe, Entsdiädi- 
gungsrenten, Beihilfen aus dem Härtefonds, Haus- 
ratentschädigung und Ausbildungshilfe in der Ab- 
grenzung der Einkommensübertragungen der 
„Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung". Ferner 
sind die gleichartigen Leistungen nach dem Flücht- 
lingshilfe- und Reparationsschädengesetz enthalten 
(Beihilfen und Entschädigungsrenten), Die Leistun- 
gen sollen dazu beitragen, den Anspruchsberechtig- 
ten, das sind Personen, die durch die Vertreibun- 
gen und Zerstörungen der Kriegs- und Nachkriegs- 
zeit Schäden und Verluste erlitten haben, im Alter 
oder bei Erwerbsunfähigkeit den Lebensunterhalt 
zu sichern. Sie werden von den bei den Stadt- und 
Landkreisen eingerichteten Ausgleichsämtem be- 
reitgestellt 

172. Die Zahl der Leistungsempfänger nimmt von 
Jahr zu Jahr ab. Die anspruchsberechtigten Personen 
stehen fast alle im fortgeschrittenen Lebensalter. 

173. Die Unterhaltshilfe wird seit 1973 laufend dem 
wirtschaftlichen Wachstum angepaßt; dieser Faktor 
und rückläufige Empfängerzahlen heben sich gegen- 
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Soziale Entschädigung (Kriegsopferversorgung) 

Leistungen in Millionen DM 

1970 | 1975 | 1976 

1977 

Übersicht 40 

1978 | 1982 

Bundesversorgungsgesetz 

Versorgungsbezüge 

— Beschädigte 

2 466 

3 632 

3 903 

4 162 

4 253 

4 595 

— Witwen 

3 240 

4 733 

5 074 

5 424 

5 581 

6 082 

— Waisen 

67 

72 

78 

83 

78 

82 

— Eltern 

221 

233 

231 

228 

216 

182 

Heilbehandlung 

569 

864 

935 

963 

1 032 

1 151 

übrige Leistungen 

8 

61 

91 

68 

92 

67 

Kriegsopferfürsorge 

zusammen 

501 

977 

939 

870 l ) 

1 030 l ) 

1 165 ') 

Abzüglich: 

Erstattung von Leistungen 

57 

129 

156 

164 

188 

220 

Darlehen 

39 

52 

52 

— 

— 


Leistungen netto 

405 

796 

731 

706 

842 

945 

Soldatenversorgungsgesetz 







Versorgungsbezüge 

15 

33 

36 

40 

45 

59 

Heilbehandlung 

6 

13 

16 

16 

23 

24 

Zivildienstgesetz 







Versorgungsbezüge 

0 

0 

0 

1 

0 

1 

Heilbehandlung 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Häftlingshilfegesetz 







Versorgungsbezüge 

12 

18 

19 

21 

22 

23 

Heilbehandlung 

1 

1 

2 

2 

2 

3 

Gesetz über die Entschädigung für Opfer 







von Gewalttaten 

— 

— 

0 

0 

2 

6 

Gesetz über Unterhaltsbeihilfen für Ange- 
hörige von Kriegsgefangenen 
Unterhaltsbeihilfen 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

Gesetz über die unentgeltliche Beförderung 
von Kriegs- und Wehrdienstbeschädigten 
sowie von anderen Behinderten im Nah- 
verkehr 

Erstattung von Fahrgeldausfällen 

93 

57 

61 

63 

64 

78 

Verwaltung 

382 

621 

645 

668 

728 

808 

Leistung Sozialbudget 

7 486 

11 135 

11 823 

12 446 

12 981 

14 107 

davon: 

Einkommensleistungen 

6 132 

8 928 

9 509 

10 082 

10 380 

11 265 

Sachleistungen 

734 

1 248 

1 288 

1330 

1 451 

1 542 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

450 

704 

756 

762 

847 

911 

Verrechnungen 

170 

255 

270 

272 

303 

389 


*) Ohne Darlehen 
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Übersicht 41 

Lastenausgleich 

Leistungsempfänger Ende 1977 


1. Lastenausgleichsgesetz 

Unterhaltshilfe 119 383 

Unterhaltshilfe und Entschädigungsrente 147 485 

Entschädigungsrente . , . . 33 425 

Beihilfen (Härtefonds) . . 13 776 

Beihilfen (U.ÄndG LAG § 10) 702 

2. Flücfatlingshilfegesetz 

Laufende Beihilfen 2 048 

3. Reparationsschädengesetz 

Unterhaltshilfe 139 

Unterhaltshilfe und Entschädigungsrente 305 

Entschädigungsrente 31 


seitig nahezu auf, so daß sich das Leistungsvolumen 
kaum ändert. Die Ausgaben für Entschädigungsren- 
ten nahmen infolge des Rüdegangs der Zahl der 
Empfänger stark ab. 

174. Die Struktur nach Leistungsarten läßt im ge- 
samten Beobachtungszeitraum keine nennenswerten 
Verschiebungen erkennen. Gut vier Fünftel der Lei- 
stungen sind Einkommensleistungen. Auch die 
strukturelle Gliederung nach Funktionen hat sich 
kaum verändert. Drei Viertel der Leistungen ent- 
fallen auf die Funktion .Alter", etwa zehn Prozent 
sind der Funktion .Ehegatten" zugeordnet. Der 
Rest verteilt sich auf „Krankheit", „Hinterbliebene* , 
„Folgen politischer Ereignisse" und „Allgemeine 
Lebenshilfen". 

175. Die Finanzierung der Unterhaltshilfe geschieht 
durch Zuschüsse von Bund und Ländern, ferner lei- 
stet der Bund einen Zuschuß zu den Leistungen aus 
dem Härtefonds. Zum Sterbegeld wird von den Lei- 
stungsempfängern ein Beitrag erhoben. Die Ver- 
waltungsleistungen werden durch die Gebietskör- 
perschaften finanziert. Die Differenz zwischen Fi- 
nanzierungsaufkommen und Leistungen deckt der 
Ausgleichsfonds. 
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Lastenausgleich 

Leistungen in Millionen DM 


1 

1970 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

astenausgleichsgesetz 

Unterhaltshilfe 

1 251 

1 373 

1 406 

1 432 

1 431 

1 337 

Krankenversorgung 

24 

33 

34 

33 

34 

35 

Sterbegeld 

17 

14 

13 

12 

13 

12 

Entschädigungsrente 

282 

194 

180 

167 

151 

99 

Leistungen aus dem Härtefonds 

61 

89 

95 

90 

106 

96 

Ausbildungshilfe 

8 

0 

0 

0 



Hausratentschädigung 

27 

16 

20 

29 

22 

9 

Beihilfen (§ 10 14. Änd.Gesetz) 

2 

3 

3 

3 

3 

3 


Zusammen . . . 

1 672 

1 722 

1 751 

1 766 

1 760 

1591 

Flüchtlingshilfegesetz 

10 

14 

14 

14 

14 

12 

Reparationsschädengesetz 

1 

4 

4 

4 

4 

2 

Leistungen insgesamt 

1 683 

1 740 

1 769 

1 784 

1 778 

1 605 

Verwaltung (geschätzt) 

101 

106 

106 

106 

106 

96 

Leistungen Sozialbudget 

1 784 

1 846 

I 875 

1 890 

1 884 

1 701 
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Wiedergutmachung 

Hierzu: Anhang III — 30:1 

176* Unter der Institution Wiedergutmachung wer- 
den bestimmte Ausgleichsleistungen für Schädigun- 
gen durch die nationalsozialistische Verfolgung an 
Leben, an Körper oder Gesundheit, an Freiheit, im 
beruflichen und wirtschaf lUchen Fortkommen sowie 
weitere Leistungen dargestellt, die im Bundesent- 
schädigungsgesetz (BEG) geregelt werden. In Über- 
einstimmung mit der Abgrenzung der „Volkswirt- 
schaftlichen Gesamlreämung* werden reine Ver- 
möge ns schaden nicht im Sozialbudget erfaßt. Das 
gleiche gilt für Leistungen nach dem Bundesrücker- 
stattungsgesetz vom L9, Juli 1957, da es sich, hier- 
bei nicht um Versorgungsleistungen, sondern um 
reine Schadensersatzleistungen für den Verlust ent- 
zogener Vermögensgegenstände handelt 

177* Die Gesamtleistungen für Wiedergutmachung 
nehmen im Berich tszei träum kontinuierlich ab, von 
1975 bis 1982 um insgesamt 12 Prozent, Da die Ka- 
pltalenlschädigungen in dieser Zeit auslauien, wird 
die Entwicklung zunehmend von den Rentenzahlun- 
gen bestimmt Dabei steht den ständig steigenden, 
an der Entwicklung der Beamtengehälter orientier- 
ten Rentenerhöhungen eine mehr und mehr abneh- 
mende Zahl von Rentenempfängern gegenüber, so 
daß im Ergebnis die Gesamtleistungen bis 1982 ab- 
nehmen werden. Knapp vier Fünftel der Leistungen 
der Wiedergutmachung gehen ins Ausland. Der An- 
teil der Institution Wiedergutmachung am Sozial- 
budget betrug im Jahre 1977 Ö f 6 Prozent. Bis 1982 
wird er sich voraussichtlich auf 0 r 4 Prozent ver- 
kleinern, 

178* Die Finanzierungsmittel werden je zur Hälfte 
vom Bund und den Ländern (ohne Berlinl bereitge- 
stelLL Die vom Land Berlin zu erbringenden Ent- 
schädigungsleistungen werden zu sedizig Prozent 
vom Bund, zu 25 Prozent von den Ländern (außer 
Berlin) und zu 15 Prozent vom Land Berlin finan- 
ziert. Die Verwaltungskosten werden von den Län- 
dern getragen, denen auch die Durchführung der 
Entsdiadigungsgesetze obliegt. 


Sonstige Entschädigungen 

Hierzu: Anhang 111 — 309 

179* Die Institution Sonstige Entschädigungen um- 
faßt Leistungen nach dem 

— Unterhaltssicherungsgesetz für Wehrdienst- und 
Zivildienstlelstende und deren Angehörige, 

— Kriegsgefangenenentsdhädigungsgesetz und dem 
Häftlingshilfegesetz, 

— dem Allgemeinen Kriegsfolgegesetz, 

180. Die Leistungen der Institution Sonstige Ent- 
schädigungen gehen im Berichtszeitraum von 1975 
bis 1982 um rund ein Zehntel zurück. Vor allem wird 


die Entwicklung durch die Leistungen nach dem 
Unterhaltssicheruiigsgesetz bestimmt, die 1977 vier 
Fünftel der Gesamtleistungen ausmaditen, Sie wer- 
den 1978 um 7,4 Prozent steigen, bis 1982 stagnieren. 
Die übrigen Leistungen werden mittelfristig auf dem 
Stand von 1977 verbleiben. Der Anteil an den Ge- 
samtleistungen des Sozial Budgets betrug 1977 0,1 
Prozent* 

181, Die Finanzierung der Leistungen trägt über- 
wiegend der Bund. Länder und Gemeinden tragen 
die Verwaltungskosten* 


Sozialhilfe 

fftefZfj. Teil A, Nr t4? bis f.'*Ö 
Anhci/ig 1U 4Öt 

182, Die Institution Sozialhilfe umfaßt Leistungen 
nach dem BundessozLalhilfegesetz. Sie werden als 
Hilfe zum Lebensunterhalt oder als Hilfe in beson- 
deren Lebenslagen von den Sozialhilfeträgem zur 
Verfügung gestellt, um dem Empfänger die Führung 
eines Lebens 2 u ermöglichen, das der Würde des 
Mensdien entspricht* Darüber hinaus enthält die 
Institution weitere Leistungen der Sozialhilfeträ- 
ger, die entweder auf andere reditüche Verpflich- 
tungen ') zurückgehen oder freiwilliger Art sind, zum 
Beispiel Weihnachtsbeihilfen. Träger der Sozialhilfe 
sind die kreisfreien Städte und die Landkreise (ört- 
liche Träger) sowie die von den Ländern als über- 
örtliche Träger bestimmten Stellen. Anspruch auf 
Sozialhilfe hat jeder Bürger, der in eine Notlage 
gerät, die nicht aus eigenen Kräften und Mitteln 
oder durch die Hilfe von anderen, z. B. von Ange- 


Gr*flk 32 

Soziale Hilfen und Dienste 

Anteile am Sozia I Budget und 
Struktur nach Emzeünstilutionen 1977 


_V#rmöfl«n U>i fcd lj ng 
(Jf'ffnlti'Chn i 



*) z. B, § 276 Abs. 3 Lasienatisgleichsgesetz 
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hörigen oder von anderen Sozialleistungsträgern 
behoben werden kann* 


Grafik 33 


183* Die Sozialhilfestatistik läßt Aussagen über die 
Zahl der Empfänger von Sozialhilfe nur bedingt zu* 
Die zur Verfügung stehenden Zahlen über einzelne 
Leistungsarten zeigen, daß bis 1975 im allgemeinen 
die Inanspruchnahme zunahm und sich auf einige 
Leistungsarten konzentrierte ; nur die Zahlen der 
Empfänger von Ausbildungshilfe, Tuberkulose- und 
Blindenhilfe gingen beträchtlich zurück* Die Ent- 
wicklung in den Jahren 1975 und 1976 ist nicht ein- 
heitlich, Rd* vierzig Prozent der durch die Sozial- 
hilfe betreuten Bürger sind Männer und sechzig 
Prozent Frauen? fast ein Drittel ist mehr als 65 Jahre 
und knapp ein Viertel noch keine 14 Jahre alt, Rd. 
zwei Prozent der Sozialhilfeempfänger sind Aus- 
länder oder Staatenlose. 

184, Die Leistungen der Sozialhilfe betragen knapp 
drei Prozent des Sozialbudgets* Das Leistungsvo- 


Sozialhilfe 
1970 bis 1982 

in Millioneo DM 

Leistungen in 
Mio DM 

1B00Ü 
IS 000 
12 000 

9000 

6 000 

3 000 

1970 71 72 73 74 76 76 7 7 78 79 80 81 
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Sozialhilfe 

Empfänger und Leistungen *) 


Hilfeart 



Zahl der Empfänger in 1 000 Ä ) 



Leistun- 
gen in 
Millionen 
DM *) 


1970 ( 

1971 

| 1972 | 

1973 | 

1974 | 

1975 | 

I 1976 

1976 

Sozi alhüfee mp länger insgesamt 

I 491 

1 548 

1 645 

1 730 

1 916 

2049 

2 109 

9 597 

Laufende Hilfe zum 









Lebensunterhalt .♦.*.. 

749 

803 

867 

918 

1 057 

1 190 

1 276 

3 451 

Hilfe In besonderen 









Lebenslagen * . . 

965 

979 

i 025 

1 064 

1 126 

1 147 

1 123 

6 146 

darunter: 

Vorbeugende 









G es undhe i tsh i I f e 

99 

10! 

101 

101 

102 

100 

86 

109 

Krankenhilfe . . . , * * * 

349 

360 

384 

400 

425 

433 

414 

678 

Eingliederungshilfe für 
Behinderte 









a) Schul- und Berufsaus- 
bildung * 

34 

38 

43 

43 

51 

56 

62 

728 

b) Sonstige Hilfe 

86 

82 

86 

87 

88 

72 

78 

857 

Tuberkulosehilfe 

81 

75 

69 

62 

57 

47 

37 

92 

Blindenhilfe 

39 

23 

12 

11 

11 

8 

8 

40 

Hilfe zur Pflege . . * 

260 

289 

315 

335 

366 

402 

413 

3414 

Altenhilfe 

19 

23 

28 

32 

36 

38 

34 

33 


nadiBSHG 

Empfänger mehrerer Hilfearten sind bei jeder Hilfeart erfaßt 
*} Brutto ausgab an 
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Sozialhilfe 

Leistungen in Millionen DM 

J 1970 | 1975 | 1976 

1977 

Übersicht 44 

1978 | 1982 

Leistungen nach dem BSHG 







Hilfe zum Lebensunterhalt 

1 180 

3 025 

3 451 

3810 

4 094 

5 164 

Ausbildung shilfe . . . 

36 

82 

70 

56 

49 

25 

Vorbeugende Gesundheitshilfe 

70 

114 

109 

113 

119 

150 

Krankenhilfe * 

272 

624 

678 

703 

781 

I 252 

Eingliederung Behinderter 

379 

1 320 

1 585 

1 822 

2 095 

3 674 

Blindenhilfe 

122 

35 

40 

45 

20 

10 

Hilfe zur Pflege 

1 107 

2 956 

3 414 

3915 

4 377 

6 572 

TboHüfe 

121 

107 

92 

87 

86 

84 

übrige Hilfen 

47 

142 

158 

164 

172 

207 

Zusammen . , . 

3 334 

8 405 

9 597 

10715 

II 793 

17 138 

Weitere Leistungen 







Krankenversorgung nach dem Lastenaus- 







gieichsgesetz . , . . 

97 

133 

135 

140 

147 

175 

Gesdüeditskrankenfürsorge . . . 4 

1 

2 

2 

2 

2 

2 

Welhnaditsbeihilfen 

62 

97 

95 

99 

102 

115 

Hilfe für Deutsche im Ausland 

12 

20 

22 

23 

25 

36 

Rückführung von Deutschen aus dem Aus- 







land 

15 

16 

21 

21 

21 

21 

Zusammen . . * 

187 

268 

275 

285 

297 

349 

Leistungen insgesamt 

3 521 

8 673 

9 872 

11 000 

12 090 

17 487 

abzüglich: 







Ersatz von Sozialleistungsträgera 

401 

926 

1054 

1 195 

1 300 

1 875 

Darlehen • 

8 

5 

3 

3 

3 

2 

zuzüglich: 







Verwaltung (geschätzt) 

350 

870 

990 

1 100 

1 210 

1 760 


Leistungen Sozialbudget 

3 462 

8 612 

9 805 

10 902 

11 997 

17 370 

davon: 







Einkommensieistungen . 

1269 

3 358 

3 808 

4 215 

4 572 

6 186 

Sachleistungen 

1 828 

4 346 

4 968 

5 545 

6171 

9 371 

Allgemeine Dienste und Leistungen .... 

364 

905 

1025 

1 137 

1 249 

1 806 

Verredmungen 

1 

3 

4 

5 

5 

7 
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lumen ist um die Ersatzleistungen von Soziallei- 
stungsträgern vermindert worden. Der Leistungs- 
aufwand hat von 3,5 Mrd, DM im Jahre 1970 auf 
9,6 Mrd. DM im Jahre 1976 zugenommen. Die Stei- 
gerungsraten waren in der Vergangenheit sehr hoch, 
besonders 1974, als mit dem Gesetz zur Änderung 
des Bundessozialhilfegesetzes vom März 1974 zahl- 
reiche Leistungsverbesserungen eingeführt wurden. 
Für die Zeit bis 1982 wird mit einer weiteren Zu- 
nahme des Leistungsvolumens auf 17,4 Mrd, DM 
gerechnet, bei jährlichen Steigerungsraten von 
durchschnittlich zehn Prozent. Die Vielfalt der von 
der Sozialhilfe angebotenen Leistungen drückt sich 
in der funktionalen Streuung aus. Nahezu alle Funk- 
tionen werden in Anspruch genommen. Der Schwer- 
punkt liegt bei den Funktionen „Invalidität", „Alter" 
und „Krankheit“, Etwa zwei Fünftel der Leistungen 
sind Einkommensleistungen, die Hälfte Sachleistun- 
gen und etwa ein Zehntel allgemeine Dienste und 
Leistungen. 

185. Die Finanzierung der Leistungen fallt überwie- 
gend kommunalen Gebietskörperschaften zu (rd, 
80 Prozent). Durch den Finanzausgleich zwischen 
Gemeinden und Ländern werden auch die Länder 
an der Finanzierung beteiligt (knapp 20 Prozent). 
Der Bund beteiligt sich an der Tbc- und Kriegs- 
folgenhilfe, 


Jugendhilfe 

Hierzu; Teil A , Nr. HJ5 
/Infiung III — 402 

186. Die Institution Jugendhilfe beschreibt Leistun- 
gen nach dem Gesetz für Jugendwohlfahrt. Die 
öffentliche Jugend hilf e umfaßt alle behördlichen 
Maßnahmen zur Förderung der Jugendwohlfahrt, 
das sind Jugendpflege und Jugendfürsorge, Sie sol- 
len dazu beitragen, das Recht jedes deutschen Kin- 


Grafik 34 

Jugendhilfe 
1 970 bis 1 982 

in Millionen DM 


Leistungen in 



des auf Erziehung zur leiblichen, seelischen und 
gesellschaftlichen Tüchtigkeit zu verwirklichen. Die 
Leistungen werden von den Jugendämtern, den 
Landesjugendümlern und den obersten Landesbe- 
hörden angeboten. Die Arbeit der Träger der freien 
Jugendhilfe wird mit beträchtlichen Zuschüssen ge- 
fördert, 

Übersicht 45 

JugendhiHe 

Leistungsfälle 1976 


Anzahl 


Pflegekinder in Familienpflege .... 

69 264 

Amtspflegschaften 

330 233 

Amts Vormundschaften 

74 508 

Minderjährige unter Pflegschaft oder 


Beistandschaft 

95 350 

Minderjährige unter 


Erziehungsbeistandschaft 

6 854 

Minderjährige in freiwilliger 


Erziehungshilfe 

18 034 

Minderjährige in Fürsorgeerziehung 

5 554 

Vormundschaften und Pflegschaften 


über Volljährige 

190 279 

Adoptionen unter Mitwirkung der 


Jugendämter 

9 551 

Jugendgerichtshilfe der Jugendämter 

240 362 

Übersicht 4 

Jugendhilfe 


Leistungen 1976 



Millionen 


DM 

Von den Jugendwohlfahrtsbehörden 


se 1b st du r chge führte M a ßnahmen 


* 

in Einrichtungen 

2 409 

außerhalb von Einrichtungen .... 

385 

Zuschüsse an 


Träger der freien Jugendhilfe * . . . 

914 

private gewerbliche Träger 

3 

zusammen . , . 

3711 

Persönliche Hilfen und Verwaltung 


(geschätzt) 

560 

Leistungen insgesamt , . . 

4 271 

Abgesetzte übergeleitete Ansprüche 

170 


Leistungen Sozialbudget | 4 101 
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187. Die von den Jugendwohlfahrtsbehörden zu 
erfüllenden vielfältigen Aufgaben lassen zahlen- 
mäßige Angaben über den betreuten Personenkreis 
nur bedingt zu. Bereits die Zahlen über die wich- 
tigsten Maßnahmen deuten aber den unfangreichen 
Wirkungskreis der Jugendhilfe an. 

188. Die in das Sozialbudget einbezogenen Leistun- 
gen der Träger der öffentlichen Jugendhilfe ent- 
halten die in der amtlichen Statistik erfaßten Aus- 
gaben, denen ein geschätzter Betrag für Verwal- 
tung zugesetzt ist; es fehlen insbesondere die Lei- 
stungen der freien Jugendhilfe sowie bestimmte 
Personal- und Sachkosten der öffentlichen Träger. 
Die Summe der Leistungen ist um die Einnahmen 
aus den sogenannten „übergeleiteten Ansprüchen“ 
vermindert, da diese Beträge zu Doppelzählungen 
führen und die Statistik ihre Herkunft nicht erken- 
nen läßt. 

189. Die Leistungen zeigten in den Jahren 1970 
bis 1974 hohe Steigerungsraten (durchschnittlich 


20 Prozent). Bis 1982 wird das Leistungsvolumen 
weiter beachtlich zunehraen; vor allem werden offe- 
ne Hilfen und Beratung hohe Steigerungsraten auf- 
weisen. Das Leistungsvoluraen wird durch die gro- 
ßen Positionen Heimpflege, Kindertagesstätten und 
Freiwillige Erziehungshilfe bestimmt. 

190. Die Struktur nach Leistungsarten im Sinne des 
Sozialbudgets unterliegt, auch langfristig gesehen, 
keinen nennenswerten Änderungen; knapp drei 
Fünftel entfallen auf allgemeine Dienste und Lei- 
stungen, etwa zwei Fünftel auf Sachleistungen. 

191. Die Finanzierung der öffentlichen Jugendhilfe 
obliegt zu fast achtzig Prozent den kommunalen 
Gebietskörperschaften, knapp 15 Prozent tragen 
Länder und Bund. Rund sechs Prozent werden durch 
Kostenbeitrage der Minderjährigen, ihrer Eltern 
oder sonstiger Unterhaltsverpflichteter, durch Teil- 
nehmerbeiträge oder Gebühren aufgebracht. 
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Jugendhi lfe 

Leistungen in Millionen DM 


1 

1970 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

Kindertagesstätten 

319 

1 010 

1 152 

1 271 

1404 

1 880 

Erholungspflege 

84 

135 

131 

136 

144 

175 

Freizeithilfen 

55 

118 

133 

147 

175 

264 

Schutz der Pflegekinder 







— Familienpflege 

79 

266 

281 

323 

384 

765 

— Heimpflege 

432 

1 011 

1 109 

1 193 

i 265 

1 598 

Freiwillige Erziehungshilfe 

160 

366 

417 

446 

471 

598 

Fürsorgeerziehung 

94 

117 

116 

124 

131 

165 

Übrige Ausgaben 

156 

346 

372 

430 

480 

765 

Summe 

1 379 

3 369 

3711 

4 070 

4 454 

6210 

darunter: 







Zuschüsse an Träger der freien Jugend- 







hilfe 

301 

831 

914 

1 012 

1 109 

l 523 

abzüglich Ubergeleitele Ansprüche 

102 

164 

170 

204 

240 

374 

Zuzüglich Verwaltung (geschätzt) 

215 

500 

560 

620 

680 

980 

Leistungen Sozialbudget 

1 492 

3 705 

4 101 

4 486 

4 894 

6 816 
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Ausbildungsförderung 

Hierin: Teil A. Nr. 31 
Anhang Ul — 40 3 

192. Ziel der Ausbildungsförderung ist es, Kin- 
dern aus wirtschaftlich und sozial schlechter gestell- 
ten Familien eine der Neigung, Eignung und Lei- 
stung entsprechende Ausbildung zu ermöglichen. 
Eine Förderung setzt voraus, daß die Kosten für 
Ausbildung und Lebensunterhalt den Schülern oder 
Studenten nicht „anderweitig zut Verfügung ste- 
hen“. 

193 . Durch die Änderungsgesetze der Jahre 1973, 
1974 und 1975 zu dem im September 1971 in Kraft 
getretenen Bundesausbildungsförderungsgesetz wur- 
den bis 1975 sowohl die Leistungen als auch 
der Kreis der geforderten Personen ständig erwei- 
tert. Die Zahl der insgesamt geförderten Personen 
betrug im Jahre 1975 rd. 285 000 Schüler und rd. 
334 000 Studenten. 1976 betrug die Zahl der Geför- 
derten etwa 635 000. Das Vierte Änderungsgesetz 
brachte die Anhebung der Bedarfssätze zum 1. April 
1977 und der Freibeträge zum 1. August 1977 für 
Schüler und zum 1. Oktober 1977 für Studenten. 
Nach dieser Anpassung ergeben sich folgende Ver- 
besserungen: 

— Bei Vollförderung erhält ein bei den Eltern 
wohnender Schüler monatlich 235 DM, ein aus- 
wärts wohnender Student 580 DM. 

— Der Freibetrag vom Einkommen der Eltern er- 
höht sidi von 960 DM auf 1 130 DM, der Frei- 
betrag für jedes geförderte Kind von 60 DM auf 
70 DM. Damit beläuft sich der Mindestbetrag, 
der vom Einkommen eines EHernpaares anrech- 
nungsfrei bleibt, auf 1 200 DM. 


G'ai«k 35 

Ausbildungsförderung 
1970 bis 1982 

in Millionen DM 

Lnslungen in 



Als Folge dieser Leistungsverbesserungen wird sich 
die Zahl der Geförderten im Jahre 1978 voraus- 
sichtlich auf über 700 000 Schüler und Studenten 
erhöhen. Der durchschnittliche monatliche Förder- 
betrag wird sich für Schüler auf etwa 265 DM, für 
Studenten auf etwa 450 DM belaufen. 

194 . Die Gesamtleistungen der AusbiJdungsförde- 
rung nahmen von 1975 auf 1976 um 7,2 Prozent ab. 
Als Folge der 1977 wirksam gewordenen Gesetzes- 
anderungen stiegen sie 1977 um 3,4 Prozent. Ein 
wesentlich stärkerer Anstieg wird für 1978 erwar- 
tet. Bis 1982 ergibt sich nach den im Finanzplan des 
Bundes vorgesehenen Betragen eine jahresdurch- 
schnittlidie Zunahme von rund acht Prozent. Der 
Anteil am gesamten Sozialbudget beträgt 0,7 bis 
0,8 Prozent, 

195 . Die Finanzierung erfolgt zu 65 Prozent durch 
den Bund und zu 35 Prozent durch die Lander. Bund 
und Länder tragen die ihnen bei der Durchführung 
entstehenden Verwaltungskosten. 


Wohngeld 

1*0 -V \r 2£li 
Anhang llt — 404 

196 . Wohngeld wird Mietern als Mietzuschuß und 
Eigentümern von Wohnraum als Lastenzuschuß ge- 
zahlt, wenn im Verhältnis zum Haushaltseinkommen 
unzumutbare Aufwendungen für eine angemesse- 
ne Wohnung erbracht werden müssen. Die Höhe 
des Wohngeldes bestimmt sich im Einzelfall nach 
Haushaltsgiöße, Familieneinkommen und Wohnko- 
sten, die bis zu bestimmten Höchstbeträgen berück- 
sichtigt werden. 


3b 

9 

Wohngeld 
1970 bis 1982 

in Millionen DM 

Lpimjn9*n in 
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197, Das Wohngeld hat in den letzten Jahren zu* 
nehmend an Bedeutung gewonnen. Im Jahre 1976 
wurde diese Soztalleishmg einschließlich rüdewir- 
kender Bewilligungen von 1,75 Millionen Haushal- 
ten in Anspruch genommen, das heißt rund sieben 
Prozent aller Haushalte beziehen Wohngeld, Seit 
1976 ist die Zahl der Wohngeldempfänger leicht 
rückläufig. Das beruht darauf, daß das gesetzliche 
Leistungsniveau von 1974 bis 1977 nicht verändert 
wurde und eine größere Zahl von Haushalten infol- 
ge der Einkommensentwicklung aus dem Wohn- 
geldanspruch herausgewachsen ist. Diese Tendenz 
wird durch die Wohngeldnovelle 1977 auf gefangen. 
Sie bewirkt im wesentlichen folgende materiellen 
Änderungen: 

— Anpassung der Wohngeldleistungen an die Mie- 
ten- und Einkommensentwicklung, 

— Bereinigung struktureller Verzerrungen im 
Wohngeldbemessungssystem, 

— Annäherung der Einkommensgrenzen für das 
Wohngeld an die des sozialen Wohnungsbaus, 
Differenzierung des allgemeinen Freibetrages 
durch einen pauschalen Abzug von 15,0, 22,5 
oder 30,0 Prozent. 

198, Zum Kreis der Wohngeldempfänger gehören 
vor allem Rentner, Pensionäre und Sozialhilfeemp- 
fänger, aber auch Arbeitnehmer und Selbständige mit 
geringem Einkommen. 1976 stellten Rentner mit 
67,4 Prozent das Gros der Wohngeldempfänger, 
Der Anteil der geförderten Arbeitnehmer ging von 
24,7 Prozent 1 970 auf 1 3,4 Prozent 1 976 zurück. 
Durch die Wohngeldnovelle 1977 werden Arbeit- 
nehmerhaushalte wieder verstärkt in die Wohn- 
geldforderung einbezogen, 

199, Die Ausgaben für Wohngeld sind nach dem 
Wohngeld- und Mietenbericht 1977 von 1968 bis 
1975 von 512 Millionen auf 1,655 Mrd. DM gestie- 
gen. Der Anteil des Wohngeldes an der Förderung 
des Wohnens hat sich in diesem Zeitraum von 6,5 
auf rd, 13,5 Prozent vergrößert. Der durdisdmitt- 
Ikhe Wohngeldanspmdi betrug 1976 72 DM. Mit 
dem Rückgang der Zahl der Wohngeldempfänger 
seit 1976 ist bis 1977 auch das Gesamtvolumen des 
Wohngeldes gesunken. Am Sozialbudget ist das 
Wohngeld im Jahre 1977 mit 0,4 Prozent beteiligt, 

200, Die für Bund und Länder durch die Wohngeld- 
novelle entstehenden Mehrausgaben werden 1978 auf 
rd. 490 Millionen DM geschätzt Dadurch werden die 
Gesamtleistungen für Wohngeld im Jahre 1978 um 
fast ein Drittel auf zwei Mrd, DM zunehmen. Bis 
1982 wird bei gleichbleibender Rechtsgrundlage wie- 
der mit abnehmenden Wohngeldleistungen gerech- 
net. 

201, Die Finanzierungsmittel für das Wohngeld 
werden je zur Hälfte von Bund und Ländern aufge- 
bracht Die Verwaltungskosten tragen die Länder 
und die Gemeinden. 


Öffentlicher Gesundheitsdienst 

Hierzu: Anhang 11! — 405 

202, Der öffentliche Gesundheitsdienst umfaßt alle 
Einrichtungen des öffentlichen Dienstes, welche die 
Beobachtung, Begutachtung und Wahrung aller ge- 
sundheitlichen Verhältnisse und Belange der Allge- 
meinheit (einschließlich der Beratung der Verwal- 
tung in gesundheitlichen Fragen) wahmehmen, 
Hauptaufgaben sind die Gesundheitsplanung, der 
gesundheitliche Umweltschutz, die Beratung und 
Aufklärung der Bevölkerung in gesundheitlichen 
Fragen sowie die Verhütung und Bekämpfung von 
Krankheiten, Hierzu gehören präventive und reha- 
büitive Maßnahmen für diejenigen Bevölkerungs- 
gruppen, die besonderer gesundheitlicher Hilfen be- 
dürfen. Weiterhin werden im Rahmen des öffent- 
lichen Gesundheitsdienstes Gutachten für Behörden 
und Körperschaften erstellt. 

203, Die Leistungen des öffentlichen Gesundheits- 
dienstes können von der gesamten Bevölkerung in 
Anspruch genommen werden, 1974 gab es in der 
Bundesrepublik Deutschland insgesamt 212 staat- 
liche und 171 kommunale Gesundheitsämter. Die Ge- 
sundheitsfachverwaltung berät beispielsweise Müt- 
ter und Schwangere in der gesundheitlichen Fürsor- 
ge kostenlos. Weitere Maßnahmen bilden u, a. die 
Gesundheitshilfe für Behinderte, psychisch Kranke 
und Süchtige, alte Menschen sowie die Tuberkulose- 
und Geschlechtskrankenfürsorge, In der Jugendge- 
sundheitspflege werden Säuglings- und Kleinkinder- 
fürsorge, das Pflegekinderwesen, die Schulhygiene 
sowie gesundheitsfördernde Maßnahmen für Ju- 
gendliche durchgeführt, In Form von Vorträgen, In- 
formationskampagnen und Austeilungen betreibt der 
öffentliche Gesundheitsdienst gesundheitliche Auf- 
klärung. 

204, Die Leistungen des öffentlichen Gesundheits- 
dienstes, die rund 0,4 Prozent des Sozialbudgets aus- 
machen, steigen von 1975 bis 1982 um fast die Hälfte 
von 1,3 Mrd, DM auf voraussichtlich 2,0 Mrd. DM, 
Die jährlichen Steigerungsraten liegen dabei knapp 
unter den entsprechenden Zuwachsraten des Sozial- 
budgets insgesamt. 

205, Den größten Anteil der Leistungen des öffent- 
lichen Gesundheitsdienstes machen dabei die Perso- 
nalaufwendungen aus i das sind Gehälter für ärzt- 
liche (Ärzte und Zahnärzte) und niditärztliche me- 
dizinische Heilberufe (Sozialarbeiter, technische As- 
sistenten in der Medizin, Gesundheitsaufseher, Me- 
dizinalhelfer für Ärzte und Zahnärzte, Sozialmedizi- 
nische Assistenten, Orthoptisten, Logopäden, Kran- 
kengymnasten, Ingenieure für Umwelt- und Hygie- 
netedinik, Desinfektoren, Psychologen, Verwaltungs- 
personal, u. a.}. Dabei steht, angesichts einer zum 
Teil ungünstigen Altersstruktur deT Ärzte im öffent- 
lichen Gesundheitsdienst und einer sich erst lang- 
sam bessernden Nachwuchs Situation in Verbindung 
mit einer gegenwärtig noch großen Zahl unbesetzter 
Stellen, die Sorge um die Sicherung der Funktions- 


131 


Drucksache 8/1805 


Deutscher Bundestag — * B. Wahlperiode 


Übersicht 48 


öffentlicher Gesundheitsdienst 

Gesundheitsämter und Personal 
der Gesundheitsämter l ) 


1 

j 1970 [ 

1974 

| 1975 | 

1976 

Gesundheitsämter , 

493 

3ß3 

341 

341 

darunter: 

staatlich 


212 

235 

235 

kommunal . . . 

- 

171 

106 

106 


— Personal 

insgesamt — 

Ärzte *) 

4 905 

2 504 

2 473 

2 356 

Zahnärzte 

2 474 

1 350 

1 358 

1 814 

Apotheken 

. 

— 

3 

« 

Krankenschwestern 
bzw, Kmderkran- 
kenschwestern a ) * 


337 

325 


Medizinisch-techni- 
sche Assistenten . 

691 

663 

631 

590 

Gesundheits- 
aufseher , . 

795 

872 

904 

895 

Desinfektoren * . * , 

315 

314 

289 

274 

Sozialarbeiter *} 

4026 

2 841 

2 660 

2 603 

Sonstiges 

Personal *) 

1 100 

I 073 

1 062 



l ) Quelle: Statistisches Bundesamt 

*) ohne die für die Gesundheitsämter tätigen Ärzte über- 
örtlicher Träger der Sozialhilfe 
s | ohne Rheinland-Pfalz. 

*) Fürsorger, Wohlfahrtspfleger, Gesundheitspfleger 
*) im Gesundheitswesen tätige Personen mit staatlicher 
Anerkennung 


fübigkeit dieses Dienstes im Vordergrund. Die an- 
gespannte Persona! Situation bei den Ärzten im öf- 
fentlichen Gesundheitsdienst wird auf die Dauer 
durch die Übertragung von Aufgaben,, die nicht un- 
bedingt von Ärzten wahrgenommen werden müssen, 
auf geeignete nichtärztlidie medizinische Heilberufe 
durch die Förderung der Nachwuchsgewmnung und 
durdi Bemühungen um eine funktionsgerechtere Be- 
soldung der Ärzte nur langfristig behoben werden 
können, 

206, Die Aufwendungen für den öffentlichen Ge- 
sundheitsdienst werden etwa zu vier Fünfteln aus 
Öffentlichen Mitteln finanziert, und zwar überwie- 
gend von Ländern und Gemeinden, 


Vermögensbildung 

Hierzu ' Ted A, Nr. 171 btt 174 
Anhang IH — 40ä 

207, Die Institution Vermögensbildung enthält die 
Leistungen nach dem 

— Dritten Gesetz zur Förderung der VennögensbiL- 
düng der Arbeitnehmer (Drittes Vermögensbil- 
dungsgesetz), 

— Spär-Prämi engesetz, 

— Wohnungsbau-Prümiengesetz. 

208, Die Leistungen der Vermögensbildung stiegen 
1976 nur leicht (4- 1,7 Prozent), 1977 mit elf Prozent 
relativ stark an, 1978 und in den Folgejahren wer- 
den die Aufwendungen für Vermögensbildung zu- 
ruckgehen, weil die Zahl der Begünstigten begrenzt 
ist und die Prämiensätze für Anlagen nach dem 
Sparprämien- und dem Wohnungsbau-Prämiengesetz 
ab 1976 gesenkt wurden. Die Zahl der Begünstigten 
wird abnehmen, da die Emkommensgrenzen, die ab 
1975 für Sparer mit Anlagen nach dem Sparprämien- 
und dem Wohnungsbau-Pramiengesetz gelten, bei 
steigendem Einkommen restriktiv wirken. Der An- 
teil am Sozialbudget betrug 1977 0,4 Prozent, bis 
1982 wird er auf 0,2 Prozent sinken. 

209, Die Finanzierung erfolgt für die einzelnen 
Leistungen der Vermögensbildung wie folgt 

— Die Leistungen nach dem Spar-Prämiengesetz 
trägt der Bund einschließlich der Zinsen auf Spar- 
prämien, 

— Die Prämien nach dem Wohnungsbau -Prämien- 
gesetz tragen Bund und Länder je zur Hälfte. 

— Vermögens wirksame Leistungen werden von Ar- 
beitgebern (§ 3 Drittes Veimägensbildungsgesetz) 
und Arbeitnehmern (§ 4 Drittes Vermögensbil- 
dungsgesetz) finanziert, 


krallt v 

Ver mögen* bi Idung 
1970 bis 1 9B2 


tn Millionen DM 


Lp'^lutnftn in 



4 0ÖÜ 
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Vermögensbildung 

Leistungen in Millionen DM 


1 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

Sparförderung ! ) 






Sparprämien 2 ) 

1 633 

2 508 

4 367 

2 000 

1 500 

Bausparprämien a ) 

3 168 

2 240 

1 940 

1 940 

1 760 

Vermögensbildungsgesetz 






Arbeitnehmer-Sparzulage 4 ) 

2 850 

2 960 

2 770 

2 700 

1 950 

Arbeitgeberleistungen 5 ) 

5 735 

5 905 

6 020 

6 090 

5 350 

Leistung insgesamt 

13 386 

13 613 

15 097 

12 730 

10 560 


*) nach dem Jahr der haushaltsmäßigen Auswirkung 

*) nach dem Sparprämiengesetz (einschließlich Zinsen, aber ohne Zinzeszinsen) 
i) nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz 

4 ) nach dem § 12 des Dritten Vermögensbildungsgesetzes 

5 ) nach dem § 3 des Dritten Vermögensbildungsgesetzes 


— Die Arbeitnehmer-Sparzulage (§ 12 Drittes Ver- 
mögensbildungsgesetz) wird aus den Lohnsteuer- 
aufkommen finanziert. 

Vermögenswirksame Leistungen werden vertraglich, 
insbesondere tarifvertraglich vereinbart. 


Steuerermäßigungen 

Hierzu: Anhang III — 501 

210. Als indirekte Leistungen werden in der Insti- 
tution Steuerermäßigungen steuerliche Erleichte- 
rungen erfaßt, die sozialpolitisch motiviert sind. Ab 
1977 werden Ausbildungsfreibeträge auf genommen, 
auf die zur Bestreitung des Unterhalts und der Be- 
rufsausbildung bestimmte eigene Einkünfte und Be- 
züge des Kindes sowie Leistungen nach dem Bun- 
desausbildungsförderungsgesetz angerechnet wer- 
den. 

211. Die Leistungen der Institution Steuerermäßi- 
gungen verdoppeln sich von 25,4 Mrd. (1975) auf 
52,5 Mrd. DM (1982). In allen Berichtsjahren liegen 
die Steigerungsraten mit über zehn Prozent über 
denen des Sozialbudgets insgesamt. Die Anteile 
am Sozialbudget erhöhen sich entsprechend von 
7,7 Prozent (1975) und 8,8 Prozent (1977) auf vor- 
aussichtlich 13,2 Prozent im Jahr 1982. Entscheidend 
wird diese Entwicklung von den finanziellen Aus- 
wirkungen des Ehegattensplittings bestimmt. Ihr 
Anstieg ist zwangsläufige Folge der Progressions- 
wirkung des Einkommensteuertarifs. 


212. Steuerermäßigungen gehen in Form von Min- 
dereinnahmen zu Lasten der öffentlichen Einnahmen. 
Die Beträge werden entsprechend der Aufteilung 
der einzelnen Steuern auf Bund, Länder und Ge- 
meinden verteilt. 


Grafik 38 

Indirekte Leistungen 

Anteile am Sozialbudget und 
Struktur nach Institutionen 1977 
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Steuerermäßigungen 

Leistungen in Millionen DM 


1 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

Leistungen Sozialbudget 






(Einkommensleistungen) 

25 417 

28 029 

31 529 

35 262 

52 507 

Laufende Steuern auf Einkommen: 

darunter: 






Altersfreibetrag 

400 

410 

420 

430 

470 

Haushaltsfreibetrag 

750 

790 

830 

880 

1 020 

Freibeträge für Berufsausbildung . . . 

20 

22 

23 

24 

28 

Aitersentlastungsbetrag 

300 

340 

360 

380 

460 

Außergewöhnliche Belastungen *) . . 

1 070 

1 110 

930 

1 100 

1 500 

Pauschbeträge für Körperbehinderte 

475 

475 

490 

500 

530 

Freibeträge für Hinterbliebene 2 ) ... 

3 

2 

2 

2 

2 

Ausbildungsfreibeträge 

— 

— 

420 

440 

500 

Freibetrag für Heimbewohner 

10 

12 

16 

22 

50 

Steuerbegünstigtes Bausparen .... 

610 

630 

730 

780 

690 

Erhöhte Absetzungen für 






Wohngebäude s ) 

2 200 

2 500 

2 900 

3 400 

5 200 

Laufende Steuern auf Vermögen 






Ehegattenfreibetrag 

367 

375 

383 

278 

300 

Kinderfreibetrag * . . . „ 

149 

153 

158 

116 

128 

Altersfreibeträge 

43 

45 

47 

35 

39 

Grundsteuerermäßigung 

1 110 

1 150 

1 200 

1250 

1 450 

Andere Steuern: Kfz-SteuererlaB für 






Körperbehinderte 

110 

115 

120 

125 

140 


') Bis 1976 einschließlich Kosten für auswärtige Unterbringung, die ab 1977 in den Ausbildungsfreibeträgen enthalten 
sind. 

*) Von Vertriebenen, Kriegsopfern usw. 

*) Ab 1978 sehr grobe Schätzung, da das Volumen künftiger Bautätigkeit bisher noch nicht absehbar ist. 
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Vergünstigungen im Wohnungswesen 

Hierzu: Anhang U! — 502 

213. Die Leistungen der Institution Vergünstigun- 
gen im Wohnungswesen führen als Zinsermäßigun- 
gen (bei Darlehen aus Öffentlichen Haushalten) oder 
als Zuschüsse zu Zins- oder Tilgungslasten zu einer 
Minderung der Aufwendungen der privaten Haus- 
halte für Wohnen, Im einzelnen handelt es sich um 
Leistungen im Rahmen 

— des Sozialen Wohnungsbaus, 

— der Wohnfürsorge der öffentlichen Arbeitgeber^ 

— des Lastenausgleichsfonds (Zinsermäßigungen für 
Aufbaudarlehen). 

214. Die Leistungen für Vergünstigungen im Woh- 
nungswesen stiegen im Jahre 1977 leicht an. Die 
Entwicklung wird von der starken Zunahme der 


Zinszuschüsse im Rahmen des Sozialen Wohnungs- 
baus geprägt, da im Sozialen Wohnungsbau zuneh- 
mend an die Stelle der Gewährung öffentlicher Bau- 
darlehen, bei denen die soziale Vergünstigung in 
Zinsermäßigungen besteht, die Leistung von Bei- 
hilfen zur Deckung laufender Aufwendungen (Zins- 
zuschüsse, Aufwendungszuschüsse) getreten ist Da- 
gegen nehmen die Zinsermäßigungen im Sozialen 
Wohnungsbau nach Rückgängen im Jahre 1976 bis 
1982 weder zu noch ab. Einen leichten Rückgang ver- 
zeichnen im gleichen Zeitraum die Zinsermäßigun- 
gen der öffentlichen Arbeitgeber, während die Lei- 
stungen aus dem Lastenausgleichsfonds stark zurück- 
gehen, da die Vergabe von Aufbaudarlehen für den 
Wohnungsbau ausgelaufen ist. 

215. Die Finanzierung der Vergünstigungen im 
Wohnungswesen erfolgt aus Mitteln des Bundes 
(einschließlich Lastenausgieichsfonds) und der Län- 
der. 
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Vergünstigungen im Wohnungswesen 

1975 | 1976 | 1977 

1978 

1982 

Sozialer Wohnungsbau 






— Zinszuschüsse 

858 

I 051 

1228 

1 779 

3 294 

— Tilgungszusdiüsse 

70 

80 

80 

80 

80 

— Zinsermäßigungen 

2 442 

2 247 

2 313 

2 373 

2 573 

Wohnungsfürsorge der Öffentlichen 






Arbeitgeber (Zinsermäßigungen) . . 

596 

600 

596 

592 

561 

Lastenausglekh (Zinsermäßigungen) « , 

213 

195 

177 

173 

145 

Sozialbudget insgesamt 






(Einkommensleistungen) 

4 179 

4 173 

4 394 

4 997 

6 653 
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manu. Anhang J—5 und 6, II— S, l!^$ r fl— 6. Ul f SV— 4 


216. Die Leistungen des Sozialbudgets werden zu rd, zwei Dritteln durch Beiträge und zu rd. einem 
Drittel durch Zuweisungen finanziert Etwa zwei bis drei Prozent sind Zinsen, Gebühren und übrige 
Einnahmen* Die Mittel dafür werden zu gut dreißig Prozent von Unternehmen, über zwanzig Prozent 
von privaten Haushalten und fast zur Hälfte von öffenfüidien Haushalten aufgebracht Die Übernahme 
der Beiträge zur Krankenversicherung durch die Rentner ab 1982 verschiebt die Struktur der Bei- 
trag sbelas tu ng mehr auf die privaten Haushalte- 


Flnanclng 

Approximately two thlrds of the benefits ander 
the Social Budget are financed by contrlbutions 
and aboul one third by government subsldles. 
Interests, diarges and other recetpls account for 
abont 2 to 3 %, Approximately 30 % of the funds 
are raised by industry, just over 20% by private 
households and about 50 % are public funds. The 
direct payment of sickness Insurance contribu- 
tions by old-age pensioners as from 1982 will 
result in a shift of the financial bürden towards 
private households. 


Zuweisungen 

217, Die öffentlichen Zuweisungen betragen in den 
einzelnen Jahren von 1970 bis zum Ende des Be- 
richtszeitraumes 33 bis 36 Prozent der Einnahmen, 
Sie neigen längerfristig zu unterproportionalem 
Wachstum, vor allem wegen der relativ abnehmen- 
den Bundeszuschüsse zur Rentenversicherung. Die 
Entwicklung wird jedoch ab 1975 unterbrochen. We- 
gen der relativ langsam wadisenden Beitragsetn- 
nahmen gewinnen die Bundeszuschüsse an Gewicht. 
Außerdem steigt der Anteil öffentlicher Mittel 1975 
infolge der Neuregelung des Kindergeldes und m 
einigen Jahren (zum Beispiel 1975 und 1978) wegen 
höherer Zuweisungen an die Bundesanstalt für Ar- 
beit. Der Bund ist an den gesamten öffentlichen Zu- 
weisungen 1970 mit 73 und voraussichtlich 1982 mit 
rd. 102 Mid. DM beteiligt. Ein Rückgang des Anteils 
der Finanzierung durdi den Staat entsteht durch den 
Rückgang der Zahl der Empfänger von Enlschädi- 
gungsleislungem 

218. Bei den Zuweisungen aus nichtöffentlichen 
Mitteln handelt es sich zumeist um Verwaltungs- 
leistungen, die von Arbeitgebern getragen werden 
müssen, ohne daß dafür Beiträge erhoben werden 
können (zum Beispiel bei Betrieben für Betriebs- 
krankenkassen) . 


Financement 

Environ deux tiers des prestations du Budget 
social sont financees pai des cotisaüons et un 
tiers p&T des subventions. A peu pres 2 ä 3% 
proviennent des intärets, des taxes et autres 
recettes. 30% des fonds proviennent des entre- 
prises, plus de 20 % des menages priv£s et 
presque la moltie des budgets pubües, Le verse- 
ment des cotisations ä Tassurancemaladie par 
le$ titulaires d'une pension ou d'ime rente ä par- 
tir de 1982, modifiera la stmeture de la diarge 
des cotisations au d4iriment des menages prives. 


Beiträge 

219, Der Anteil der Beiträge an der Gesamtfinan- 
zierung nimmt zu. Im Durchschnitt belief ex sich auf 
rd. 60 Prozent; nur im Jahre L975 sank er vorüber- 
gehend Die Gesamtheit der Beiträge besteht aus 
recht unterschiedlichen Komponenten. Einesteils gibt 
es die — größtenteils an Versidiernngspflidit ge- 
bundenen — Beiträge zu den großen Systemen der 
Sozialversicherung, die meist hälftig von Arbeitge- 
bern und Arbeitnehmern aufgebracht werden. Ande- 
rerseits handelt es sich um unterstellte Beiträge von 
Arbeitgebern für direkte Lelsungen: Finanzierung 
der Lohn- und Gehaltsfortzahlung im Krankheits- 
fall, der freiwilligen und tariflichen ArbcuLgeherlei- 
stungen sowie der im öffentlichen Dienst zu Leisten- 
den Pensionen und Beihilfen* Ab 1982 kommt der 
direkt geleistete Beitrag der Rentner zu ihrer Kran- 
ken Versicherung hinzu, der die bis dahin übliche 
Finanzierung aus Verrechnungen zwischen den Ver- 
sicherungsträgern ablösen soll. 

220, Versicherte und Arbeitgeber brachten 1970 
rung 74 Mrd. Mark an Beiträgen auf. Diese Summe 
hat sich bis 1975 fast verdoppelt. Bis 1982 ist mit 
einem weiteren Steigen auf rd. 235 Mrd. DM zu 
rechnen, zu denen weitere 14 Mrd. DM als Kran- 
kenversicherungsbeitiäge der Rentner kommen. 
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Finanzierung 1977 
nach Arten 



Zuweisungen aus 
öffentlichen Mitteln 


Beiträge der Arbeitgeber (unterstelltet 


Beiträge 

der Arbeitgeber 

(tatsächliche! 


Zuweisungen aus nichtöffentlichen Mitteln 


Beitrage der Versicherten 
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Finanzierung nach Arten 

— Anteile in Prozent — 


1 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

Beiträge ....... , , 

59 f 4 

61,0 

61,3 

61,1 

63,3 

Beiträge der Versicherten * 

21,0 

22,0 

21,9 

22,0 

21,9 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

22,6 

23,5 

23,9 

23,6 

23,5 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber * 

15,8 

15,5 

15,5 

15,5 

15,2 

Beiträge der Rentner * , . * 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

2,6 

Zuweisungen 

37,7 

36,3 

36,1 

36,8 

35,1 

aus öffentlichen Mitteln 

35,5 

34,3 

34,2 

34,9 

33,7 

aus nichtöffentlichen Mitteln 

2,2 

2,0 

U9 

1,9 

1,4 

Sonstige Einnahmen * 

2,9 

2,7 

2,5 

2,1 

1,6 

insgesamt • . J 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


221 . Von 1970 bis 1975 ist der Gesamtbeitrag der 
Arbeitnehmer zur Renten-, Kranken- und Arbe i ts- 
losen versi die rung von durchschnittlich 26,5 auf 
30,5 Prozent der beitragspflichtigen Bruttoentgelte 
gestiegen, wovon Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
grundsäzüch je zur Hälfte betroffen waren* Bis 1976 
ist der Gesamtbeitrag wegen Erhöhung der Beitrags- 
sätze in der Krankenversicherung um durchschnitt- 
lich 0,8 Prozent und für die Bundesanstalt für Arbeit 
um ein Prozent auf durchschnittlich 32,2 Prozent 
der Arbeitsentgelte gestiegen* Bis 1981 wird nicht 
mit weiteren Erhöhungen gerechnet Erst ah 1981 
wird er voraussichtlich infolge der Beitragserhö- 
hung in der Rentenversicherung auf knapp 33 Pro- 
zent steigen, 

222 , Die unterstellten Beiträge der Arbeitgeber 
stellen Finanz ierungsmittel dar für gesetzliche Lei- 
stungen der privaten und öffentlichen Arbeitgeber 
(Entgeltfortzahkmg im Krankheitsfalle, Pensionen 
und Beihilfen im öffentlichen Dienst) und vertragliche 
und freiwillige Leistungen, Die Kosten der Entgelt- 
fortzahlung folgen prozyklisch der Lohn- und Kon- 
junkturentwicklung. Die Leistungen im öffentlichen 
Dienst und damit die zu ihrer Finanzierung erfor- 
derlichen Mittel nehmen nicht stärker zu als die all- 
gemeine Entwicklung? ihr Anteil ist daher leicht 
rückläufig* Wegen des Wegfalls der Kinderzuschläge 
wurde im Jahre 1975 diese Tendenz noch verstärkt, 
Die Aufwendungen für freiwillige und vertragliche 
Arbeitgeberleistungen steigen ebenfalls leicht unter- 
proportional zum Sozialbudget 
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Sonstig© Einnahmen 

223 , Sonstige Einnahmen sind nur für einige Ein- 
richtungen von Bedeutung* überwiegend bestehen 
sie aus Zinsen und anderen Vermögenserträgen, Am 
Gesamtbudget sind sie mit weniger als drei Prozent 
beteiligt. 


Unternehmen 

224 , Die genannten Entwicklungslinien spiegeln 
sich auch in der Finanzstruktur wider, die sich aus 
der Zuordnung auf Finanzierungsquellen ergibt, 
Unternehmen tragen mit Arbeitgeberbeiträgen und 
unterstellten Beiträgen zur Finanzierung bei. Das 
allmähliche Steigen der Beiträge zur Sozialversiche- 
rung und die Einführung der Lohnfortzahlung prä- 
gen den Trend der Entwicklung, Unterbrochen wird 
die Entwicklung 1975 einesteils durch den Konjunk- 
tureinbrueh, insbesondere weil weniger Mittel für 
die Lohn- und Gehaltforzahlung aufgewandt wer- 
den mußten, andererseits durch zusätzliche Mit- 
tel, die der Bund für das Kindergeld bereitstellen 
mußte. Insgesamt stiegen die Mittel, die von den 
öffentlichen und privaten Wirtschaftsuntemehmen 
aufgebracht werden von 1970 bis 1975 auf knapp das 
Doppelte, nämlich von 5? auf 100 Mrd, DM. Sie wer- 
den bis 1982 um weitere 50 Prozent auf voraussicht- 
lich 152 Mrd. DM steigen. Das sind fast zehn Prozent 
des Bruttosozialprodukts und 30 Prozent des Sozial- 
budgets, 
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Grafik 40 


Finanzierung 1977 

nach Quellen 



Unternehmen 


Länder 


Private Haushalte 


Private Orga 
msationen 
Sozialver- 
sicherung 


Gemeinden 


Private Haushalte 

225 . Der Anteil der privaten Haushalte an der Ge- 
samtfinanzierung des Soziatbudgets steigt von 
21 Prozent 1970 auf knapp 22 Prozent 1975 und bis 
1982 weiter auf über 25 Prozent; zweieinhalb Pro- 
zent davon sind Beiträge der Rentner zur Kranken- 
versicherung. 


öffentliche Haushalte 

226 . Die öffentlichen Haushalte (Bund, Länder und 
Gemeinden) sind an der Finanzierung der Sozial- 
leistungen als Geber gesetzlicher Zuweisungen (z. B. 
Bundeszuschüsse an die Rentenversicherung), als 
Träger von Einrichtungen (z, B. Sozialhilfe), als 
Arbeitgeber oder Dienstherren (z. B. für Gehaltsfort- 
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Finanzierung nach Quellen 

— Anteile in Prozent — 


1 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

Unternehmen 


30,4 

30,8 

31,1 

30,4 

29,4 

Bund . , . , 


26,7 

25,4 

25,2 

25,5 

23,6 

Länder 


12,7 

12,5 

12,4 

12,7 

12,8 

Gemeinden 


7,4 

7,4 

7,5 

7,7 

8,0 

Sozialversicherung .....*****« 


0,3 

0.3 

0,3 

0,3 

0,2 

Private Organisationen 


0,7 

0,7 

0,7 

0,7 

0,7 

Private Haushalte 


21,8 

22,9 

22,8 

22,8 

25,3 

übrige Welt 


0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

insgesamt • , . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Zahlung im Krankheitsfall sowie für Pensionen und 
Beihilfen) und bei den indirekten Leistungen (z, B. 
steuerliche Vergünstigungen) als Träger des Ein- 
nahmeausfalls beteiligt, 

227 . Insgesamt zeigt sich, daß der Anteil an der 
Gesamtfinanzierung, der von der öffentlichen Hand 
getragen wird, von 4? Prozent (1970) zunächst leicht 
zurückging, aber 1975 wieder auf den gleichen Pro- 
zentsatz stieg, 1982 wird er voraussichtlich 44 Pro- 
zent betragen. Relativ beständig sind daran die 
Länder mit 12 bis 14 und die Gemeinden mit sieben 
bis acht Prozent beteiligt. 


Einzelne Zweige 

228 , Zu den Strukturveränderungen in einigen Be- 
reichen läßt sich folgendes sagen: 

— ln der Rentenversicherung nimmt das Gewicht 
der Beiträge bis 1975 zu, danach steigen die 
Bunde szusdiüsse stärker, hn Durchschnitt wei- 
den durch Beiträge rd. 77, durch Bundeszusdiüsse 
rd. 19 bis 21 Prozent der Ausgaben finanziert. 

— Die wichtigsten Fmanzierungsfakloren der Kran- 
kenversicherung sind Beiträge und Verrech- 
nungseinnahmen ; letztere bestehen zum größten 
Teil wiederum aus Beiträgen anderer Institutio- 
nen für Rentner, Arbeitslose und Rehabilitan- 
den, Die von der Rentenversicherung gezahlten 
Beiträge zur Kranken Versicherung der Rentner 
haben bis 1975 uberproportional zugenommen. 
Der FinanzierungsanteLl durch Verredinungsem- 
nahmen steigt daher von 22 Prozent (1970) auf 


2? Prozent (1975). Seit 1977 nimmt er ab r weil 
der Beitragssatz der Kranken Versicherung der 
Rentner durch das 20. Rentenanpassungsgesetz 
auf elf Prozent begrenzt wurde. Ab 1982 sollen 
die Rentner der Rentenversicherung der Arbeiter 
und der Angestelltenversicherung direkte Bei- 
träge zahlen. Der allgemeine Beitragssatz wurde 
wegen der starken Ausgabenentwicklung von 
8,2 Prozent 1970 auf 10,5 Prozent 1975 herauf- 
gesetzt. Bis 1977 stieg er weiter auf etwa 
11,4 Prozent. Dabei wurden ln den Jahren 1976 
und 1977 beträchtliche Finanzierungsüberschüssc 
erzielt, weil die starke Expansion der Ausgaben, 
mH der die Selbstverwaltimgsorgane rech- 
neten, ausblieb. Die Überschüsse betrugen je- 
weils drei bis vier Mrd DM. Auch für 1978 wnd 
wieder mit einem Überschuß gerechnet, der we- 
gen der geringeren Einnahmen aus der Kranken- 
versicherung der Rentner niedriger als 1976 und 
1977 ausf allen, aber wieder rd. eine Mrd, DM 
erreichen wird. 

— - Die Unfallversicherung weist im Berichtszeitraum 
keine strukturellen Besonderheiten auf. Sie finan- 
ziert ihre Leistungen zu mehr als vier Fünfteln 
durch Beiträge, Direktleistungen und Zuweisun- 
gen erreichen etwa ein Achtel, 

— Die Arbeitsfördenmg wird überwiegend durch 
Beiträge Finanziert, die von Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern je zur Hälfte getragen werden. Bis 
1975 war der Beitragssatz für beide Parteien je 
ein Prozent, ab 1976 je 1,5 Prozent, Dadurch 
stiegen 1976 die Beiträge von 8,7 auf 13,5 Mrd. 
DM. Bis 1982 werden sie sich auf fast zwanzig 
Mrd. DM erhöht haben. Der Anteil der öffent- 
lichen Mittel an der Gesamtfinan 2 iemng bewegt 
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sich in den einzelnen Jahren zwischen drei 
(1970) und 39 Prozent (1975), je nachdem, wie 
hoch die Bundeszuschüsse zur Bundesanstalt für 
Arbeit zum Ausgleich von Einnahmen und Aus- 
gaben sein mußten und je nach Höhe der arbeits- 
marktpolitischen Sonderprogramme. Im Jahre 
1982 werden es voraussichtlich zwanzig Prozent 
sein. In jenem Jahre wird auch die Anschluß-Ar- 
beitslosenhilfe wieder voll durch den Bund finan- 
ziert werden. 

Finanzierungssaldo 

229 . Das Ergebnis zwischen Aufwendungen und 
Erträgen ergibt den Finanzierungssaldo. Er zeigt, ob 
die Erträge ausgereidit haben, die Aufwendungen 
zu decken, oder ob das Vermögen (Rücklagen) in 
Anspruch genommen werden mußte. Solche Salden 
treten nur bei den Institutionen auf, deren Leistun- 
gen durch Beiträge finanziert werden. Von wirt- 
schaftlicher und sozialpolitischer Bedeutung sind sie 
bei den großen Zweigen der Sozialversicherung, 

230. ln den Jahren 1975 bis 1978 entstehen teil- 
weise Defizite beträchtlichen Ausmaßes. Im Jahre 
1975 entstand infolge des Konjunkturrückschlages in 
der Arbeitsförderung ein Negativsaldo in Höhe von 
rd. dreieinhalb Mrd. DM * *). Die Rentenversicherung 

l ) In der Abgrenzung der laufenden Einnahmen und Aus- 
gaben im Sozialbudget. So bleLben z. B. Darlehen faus- 
gezahite, aufgenommene, Tilgungen) unberücksichtigt, 
desgleichen Grunderwerb, Zuweisungen zur und Ent- 
nahmen aus der Rücklage. Zuweisungen zur Defizit- 
deckung wandeln ein vorhandenes Haushaltsdefizit 
u. U. in einen ausgeglichenen oder positiven Saldo 
(i. S. d. Sozialbudgets] um. 


weist zu dieser Zeit noch einen Uberschuß in Höhe 
einer halben Mrd. DM auf. Die Krankenversicherung 
hat mit rd. 250 Millionen ein Defizit. In den Jahren 
1976 bis 1978 verlagern sich die Gewichte: In der 
Rentenversicherung entstehen Defizite von zunächst 
sechsrdann neuneinhalb und schließlich — voraus- 
sichtlich 1978 — rd. acht Mrd. DM. Dagegen hat die 
Krankenversicherung 1976 und 1977 infolge der Bei- 
tragserhöhungen bis Anfang 1976 und unterpropor- 
tionaler Ausgabenentwicklung Überschüsse von 
dreieinhalb bis vier Mrd. DM; auch 1978 kann 
wieder mit einem Uberschuß von rd. einer Mrd. DM 
gerechnet werden, obwohl die Beitragseinnahmen 
aus der Krankenversicherung der Rentner von 1976 
bis 1978 gemäß dem 20. Rentenanpassungsgesetz 
um rd. drei Mrd. DM zurückgegangen sind. In der 
Arbeitsförderung zeigen sich in der Summe der drei 
Jahre infolge der hohen Zuweisungen aus öffent- 
lichen Mitteln etwa ausgeglichene Rechnungsergeb- 
nisse. 

Für das Jahr 1982 werden in der Rentenversiche- 
rung, nachdem der Beitragssatz ab 1981 um einen 
halben Punkt heraufgesetzt worden sein wird, wieder 
Überschüsse in Höhe von 5,7 Mrd. DM entstehen. 
Zusammen mit den Überschüssen aus der Kranken- 
versicherung (eineinhalb Mrd, DM), der Arbeits- 
förderung (0,4 Mrd. DM) und der Unfallversiche- 
rung (0,9 Mrd. DM) wird es voraussichtlich Über- 
schüsse in der Sozialversicherung in Höhe von acht- 
einhalb Mrd. DM geben. 

Bei den Systemen, die überwiegend nach dem Ka- 
pitaldeckungsverfahren arbeiten — Versorgungs- 
werke und Zusatzversicherungen — zeigen sich in 
allen Jahren Überschüsse der Einnahmen über die 
Ausgaben. 


Übersicht 54 

Finanzierungssalden *) 
in Mrd. DM 

Institution | 1975 | 1976 | 1977 | 1978 | 1982 

Rentenversicherung 
Krankenversicherung 
Unfallversicherung . 

Arbeitsförderung . . . 

Versorgungswerke . 

Zusatzversicherungen 


+ 0,6 

- 6,0 

- 9,5 

- 7,9 

+ 5.7 

- 0,2 

+ 3,6 

+ 3,8 

+ 1.1 

+ 1.5 

+ 0,7 

+ 0.8 

+ 0,8 

+ 0,8 

+ 0,9 

- 3,5 

+ 1,3 

+ 0,5 

- 0,6 

+ 0,4 

+ 0,7 

+ 0,8 

+ 0,8 

+ 0,8 

+ 1,1 

+ 1,3 

+ 1,6 

+ 1,4 

+ 1,4 

+ 1,4 


*) vgl. Fußnote zu Nummer 230 
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HL Wirtschaftliche und soziale Zusammenhänge 


1. Entwicklung von Verdiensten und Kaufkraft 


231 . Die realen N ettoarbe i ts einkom m en der Arbeitnehmer haben sich von 1950 bis heute im 
Durchschnitt mehr als verdreifacht, Audi künftig werden sie bei realem Wirtschaftswachstum weiter 
steigen. Für den Zeitraum bis 1982 ergibt sich aus den derzeitigen gesamtwirtschaftlichen Annahmen 
der Bundesregierung eine durchschnittliche jährliche Zuwachsrate von zwei bis zweieinhalb Prozent 
für die Kaufkraft der Arbeitnehmer. 


1. Developement of wages and 
purchasing power 

The average net income of workers in real terms 
has mcreased more than threefold since 1950. 
With an economic growth in real terms incomes 
will continue to rise in future, For the period up 
ta 1982 the overall economic assumptions of the 
Federal Government indicate an average increase 
in the purchasing power of employees of2— 2.5% 
per annum. 


232 . Die Aufgabe des Sozialbudgets, neben den 
Leistungen auch die Finanzierung der sozialen Si- 
dierung transparent zu machen* schließt eine Ana- 
lyse darüber ein, wie sich die Beitragsbelastung 
der Arbeitnehmer entwickelt und welche Konse- 
quenzen sich daraus (im Zusammenwirken mit Steu- 
erabzügen und Preissteigerungen) für die Realein- 
kommen der Arbeitnehmer ergeben. Wie in allen 
früheren Sozialbudgets der Bundesregierung werden 
auch im vorliegenden Sozialbudget zu diesem Zweck 
umfangreiche, bis 1950 zurück geh ende Tabellen ver- 
öffentlicht Eine Auswahl aktueller Daten aus diesen 
Tabellen in Anhang IV ist in Übersicht 55 zusam- 
mengestellt. 

Die Entwicklung der Einkommen und der Abgaben- 
belastung kann auf verschiedene Weise untersucht 
werden, und zwar vor allem je nach Fragestellung 
mehr bezogen auf den Durchschnitt der Arbeitneh- 
mer oder auf typische Einzelfälle. Alle derartigen 
Analysen kommen im Ergebnis zu ähnlichen Schluß- 
folgerungen. Die nachfolgenden Ausführungen be- 
schränken sich auf die wesentlichen Grundlinien und 
gelten für den Durchschnitt der abhängig Beschäftig- 
ten. 

233 . Obwohl Lohnabzüge und Preise gestiegen 
sind, hat sich das durdisdmittlidie reale Nettoar- 
beitseinkommen der Arbeitnehmer seit 1950 bis heu- 
te auf gut das Dreifache erhöht. Dies entspricht einer 
durch schnitt liehen jährlichen Waditumsrate von vier 
bis viereinhalb Prozent. 


1. Evolution des salaires et du pouvolr 
d'aehat 

Les revenus moyens nets en termes röels des 
travailleurs ont plus que triplö depuis 1950 
jusqu'ä nos Jours. Dans Thypothese d'une crois- 
sance economique reelle, ils conünueront ä aug- 
menter. Pour la periode d'ici 1982, les pr£visions 
actuelles du gouvememeni feddral en matiöre 
de Peconomte generale indiquent pour le pouvoir 
d'aehat des travailleurs un taux d’aeroissement 
moyen annuel de 2 ä 2,5 %. 


— Brutto sind die Löhne und Gehälter je beschäftig- 
ten Arbeitnehmer von 1950 bis heute um durch- 
schnittlich acht bis achteinhalb Prozent jährlich 
gestiegen. 

— Die Belastung der Arbeitnehmer mit Lohnsteuer 
und Sozialbeiträgen hat sich von 1950 bis heute 
von zwölfeinhalb Prozent der Bruttolöhne und 
-gehälter auf rd. 30 Prozent im gesamtwirtschaft- 
lichen Durchschnitt erhöht Der größte Teil des 
Belastungsanstiegs entfällt auf die Lohnsteuer, 
deren Anteil an den Bruttolöhnen und -gehältem 
von rd, viereinhalb Prozent im Jahre 1950 bis auf 
rd. 16 V? Prozent gestiegen ist. Ein Drittel des Be- 
lastungsansüegs gebt auf die Sozialbeiträge zu- 
rück, deren Anteil an den Bruttolöhnen und -ge- 
hältern von rd. acht Prozent im Jahre 1950 bis 
auf rd. 13% Prozent gestiegen ist. 

— Netto sind die Löhne und Gehälter je beschäftig- 
ten Arbeitnehmer von 1950 bis heute um durch- 
schnittlich jährlich rd. siebeneinhalb Prozent ge- 
stiegen, Der Anstieg der Abgabenbelastung be- 
wirkte somit, daß langfristig die Löhne und Ge- 
hälter netto um knapp ein Prozent jährlich schwä- 
cher zugenommen haben als brutto. 

— Berücksichtigt man schließlich noch die Preisstei- 
gerungen für die Lebenshaltung, die von 1950 bis 
heute rd, drei Prozent jährlich betragen haben, 
dann ergibt sich die obengenannte Wachstums- 
rate von vier bis viereinhalb Prozent jährlich für 
die du rdisdinitt liehen realen Nettoeinkommen je 
beschäftigten Arbeitnehmer. 
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Lohnabzüge und Einkommen 1975 bis 1978 

(Weitere Daten sowie Erläuterungen in Anhang IV) 


I heit | 1975 | 1976 | 1977 | 1978 


Beitragssätze (Arbeitnehmeranteil) 

Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten 

Krankenversicherung 

Bundesanstalt für Arbeit 

insgesamt . . . 

Anteile an der Bruttolohn- und -gehaltsumme 
(Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung) 

Sozialbeiträge 

Lohnsteuer 

Lohnabzüge insgesamt 

Nettolohn- und -gehaltsumme 

Lohn eines männlichen Facharbeiters in der 
Industrie (verheiratet, Steuerklasse III/O) 

Bruttowochenlohn 

Arbeitnehmerbeiträge 

Lohnsteuer 

Nettowochenlohn 

Anteil des Nettolohns am Bruttolohn 

Rentenniveau (Altersruhegeld der Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten, 
Bestandsrente im Kalenderjahr, 45 anrech- 
nungsfähige Versicherungsjahre, Durchschnitts- 
verdiener) gemessen am 

Bruttoentgelt 

Nettoentgelt 

eines vergleichbaren Versicherten 


®/o 

9 

9 

9 

9 

o/o 

5,25 

5,65 

5,7 

5,7 

o/o 

1 

7 ,5 

1,6 

1,6 

o/o 

75,25 

76,75 

76,2 

16,2 

o/o 

72,5 

73,3 

7 3,4 

13,4 

o/o 

75,2 

76,2 

76,9 

16,4 

®/o 

27,7 

29,5 

30,3 

29,7 

o/o 

72,3 

70,5 

69,7 

70,3 

DM 

460,00 

497,00 

534,00 

563,00 

DM 

70,15 

80,27 

86,51 

91,21 

DM 

53,12 

60,55 

68,01 

64,67 

DM 

336,73 

356,18 

379,48 

407,12 

®/o 

73,2 

77,7 

71,1 

72,3 

®/o 

48,6 

50,4 

52,1 

57,7 

o/o 

67,2 

71,5 

74,7 

73,6 


234. Die Bundesregierung hat in allen sieben bis- 
herigen Sozialbudgets versucht, auch die Entwick- 
lung der realen Nettoverdienste für den jeweiligen 
mittelfristigen Vorausberechnungszeitraum abzu- 
greifen. Die Überprüfung anhand der tatsächlich ein- 
getretenen Entwicklung bestätigt, daß derartige Vor- 
ausberechnungen — wie jede Prognose oder Projek- 
tion wirtschaftlicher Größen — eine erhebliche Un- 
sicherheitsspanne haben, aber trotz der quantitati- 
ven Abweichungen im Kern richtig waren: Wie vor- 
ausberechnet, sind die realen Nettoverdienste der 
Arbeitnehmer im jeweiligen Fünfjahreszeitraum 
spürbar gewachsen. 


235. Im einzelnen zeigt der Soll-Ist-Vergleich fol- 
gendes: 

— Die im Sozialbudget 1968 vorausberechnete 
Wachstumsrate von drei bis vier Prozent jährlich 
für den Durchschnitt der Jahre 1968 bis 1972 ist 
von der tatsächlichen Entwicklung (rd. fünf Pro- 
zent) übertroffen worden. Zu Beginn des damali- 
gen Konjunkturaufschwungs ist der mittelfristige 
Wachstumsspielraum für die realen Nettover- 
dienste der Arbeitnehmer unterschätzt worden. 

— Die im Sozialbudget 1969/70 genannte Wachs- 
tumsrate von vier bis fünf Prozent jährlich für 


143 


Drucksache 8/1805 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


den Durchschnitt der Jahre 1969 bis 1973 hat die 
tatsächliche Entwicklung (rd. viereinhalb Prozent) 
recht gut getroffen, 

— Die in den Sozialbudgets 1971, 1972, 1973 und 
1974 vo rausberechneten Wachstumsraten sind 
von der tatsächlichen Entwicklung nicht ganz er- 
reicht worden. Die außenwirtschaftlichen und 
strukturellen Probleme, die seit 1973 die Ent- 
wicklung belasten, sind damals in diesem Ausmaß 
nicht vorhergesehen worden, so daß der mittel- 
fristige Wachstumsspieiraum für die realen Net- 
toverdienste der Arbeitnehmer überschätzt wor- 
den ist. Die Vorausberechnungszeiträume dieser 
vier Sozialbudgets (1971 bis 1975, 1972 bis 1976, 
1973 bis 1977 und 1974 bis 1978) schließen die 
Jahre ein, in denen die binnen wirtschaftliche Ent- 
wicklung besonders stark von der Entwicklung 
der Weltwirtschaft beeinflußt worden ist. Insge- 
samt liegen die tatsächlich erreichten durch- 
schnittlichen Wachstumsraten {einschließlich der 
Wirkungen der Steuer- und Kindergeldreform 
1975) um jeweils etwa einen Prozentpunkt unter 
den vorausberechneten FünfjahresdurchsdiniUen, 

— * Für den Vorausberechnungszeilraum bis 1979 ist 
im letzten Sozialbudget eine Wachstumsrate der 
Nettorealeink ommen von rund zweieinhalb Pro- 
zent jährlich angesetzt worden. Auf Grund der 
vorläufigen statistischen Ergebnisse für die Jahre 
1975, 1976 und 1977 und der derzeitigen Vorstel- 
lungen über die gesamtwirtschaftliche Entwick- 
lung in den Jahren 1978/1979 kann heute für den 
Durchschnitt der Jahre 1975 bis 1979 eine jähr- 
liche Wachstumsrate von rund zwei Prozent ge- 
schätzt werden (einschließlich der Wirkungen 
der Steuer- und Kindergeldreform 1975 und der 
steuerlichen Entlastungen 1977 und 1978]. 

236 , Auch für den aktuellen Vorausberedinimgs- 
zeitraum des vorliegenden Sozialbudgets ist mit ei- 
ner weiteren spürbaren Zunahme der realen Netto- 
verdienste der Arbeitnehmer zu rechnen. 

Aus den derzeitigen gesamtwirtschaftlichen Annah- 
men der Bundesregierung ergibt sich eine jährliche 


Wadhstumsrate von zwei bis zweieinhalb Prozent 
für den Durchschnitt der Jahre 1978 bis 1982. Diese 
mittelfristige Bandbreite entspricht dem Durchschnitt 
der in den letzten Jahren erreichten und für die 
kurzfristige Zukunft zu erwartenden Werte. 

237 , Gemessen an den in der längerfristigen Ver- 
gangenheit tatsächlich erzielten Wadistu msraten 
könnte die Vorausberechnung im vorhegenden So- 
zialbudget als zu niedrig angesehen werden. Das 
jährliche Wachstum der durchschnittlichen realen 
Nettoarbeitseinkommen um zwei bis zweieinhalb 
Prozent ist jedoch zu sehen vor dem Hintergrund der 
schwierigen Struklurprobleme und der schwieriger 
gewordenen außenwirtschaftlichen Bedingungen, die 
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung belasten. Au- 
ßerdem ergeben diese prozentualen Zuwachsraten 
absolute Zu wachsbeträge, die die Größenordnungen 
früherer Jahre erreichen: 

— Das reale Nettoarbeitseinkommen je beschäftig- 
ten Arbeitnehmer ist (in Preisen von 1970) in den 
fünfziger und sechziger Jahren im Durchschnitt 
pro Monat um rd 26 DM gestiegen. 

— In den siebziger Jahren bis einschließlich 1977 
war der durchschnittliche absolute Zuwachs gleich 
hoch {mit geringen Abweichungen je nach rechne- 
rischer Behandlung von Lohnfortzahlung 1970 
und Steuer- und Kindergeldreform 1975). 

— Unter Berücksichtigung der Rundungsmarge brin- 
gen zwei bis zweieinhalb Prozent jährlich im 
Fünf jahreszeitraum bis 1982 einen durchschnitt- 
lichen monatlichen Zuwachs in der Größenord- 
nung von 20 bis 30 DM (in Preisen von 1970). 

Die inzwischen erreichte Erhöhung des absoluten 
Ausgangsniveaus kompensiert die Abflachung der 
prozentualen Zuwachsraten. Deshalb haben die ab- 
soluten Zuwächse der realen Nettoverdienste, die 
nach den derzeitigen gesamtwirtschaftlichen Annah- 
men für die nächsten Jahre geschätzt werden körn 
nen r die gleiche Größenordnung wie in den Jahren 
seit 1950. 
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2. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 


238. Annahmen und Ergebnisse des Sozialbudgets entsprechen den derzeitigen Vorstellungen der 
Bundesregierung über die weitere kurz- und mittelfristige Wirtschaftsentwiddung. Die Umsetzung des 
Sozialbudgets in das Darstellungskonzept der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung verbindet die 
Vorausberechnungen des Sozialbudgets mit den gesamtwirtschaftlichen Vorausberechnungen der Bun- 
desregierung. Diese Verzahnung der Vorausberechnungen ist Teil der Abstimmung zwischen Wirt- 
schafts-, Finanz- und Sozialpolitik. 


2. National accounts 

The hypotheses and results of the Social Budget 
are in accordance with the current assumptions 
of the Federal Government as to the short-term 
and medium-term economic development. By 
translating the social budgeft into the pattem of 
national accounts the forecasts of the social bud- 
get are put in relation to the overall economic 
forecasts of the Federal Government. This inter- 
relation of forecasts is part of the coordination 
of economic, financial and social policy. 


239. Die Soziale Sicherung stellt sich in gesamt- 
wirtschaftlicher Sicht dar als Umverteilung von Ein- 
kommen und als Bereitstellung von Gütern und 
Dienstleistungen. Die Sozialleistungen und ihre Fi- 
nanzierung haben einen erheblichen Anteil an den 
Geld- und Güterströmen in der Volkswirtschaft. Die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung und die Einnah- 
men und Ausgaben für die Soziale Sicherung beein- 
flussen sich gegenseitig. Die damit gegebene enge 
Verflechtung von Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpo- 
litik verlangt eine sorgfältige Abstimmung, zu der 
auch die Verzahnung der verschiedenen Planungsin- 
strumente beiträgt. 

240. Das vorliegende Sozialbudget ist auf drei- 
fache Weise mit den anderen Vorausberechnungen 
der Bundesregierung verknüpft: 

— Die Grundannahmen über die gesamtwirtschaft- 
liche Entwicklung (Übersicht 1) stimmen für 1978 
mit der Jahresprojektion des Jahreswirtschafts- 
berichts (Drucksache 8/1471) und für den Zeit- 
raum bis 1982 mit den Annahmen überein, die die 
Bundesregierung Anfang 1978 als Unterlage für 
die mittelfristige Finanzplanung der Gebietskör- 
perschaften sowie für die Berechnungen zur mit- 
telfristigen Finanzentwicklung der Rentenversi- 
cherung festgelegt hat. 

— Die Ansätze des Sozialbudgets für die Soziallei- 
stungen und ihre Finanzierung entsprechen den 
Berechnungen im Rentenanpassungsbericht 
(Drucksache 8/1615), den Haushaltsansätzen für 


2. Comptabilitö nationale 

Les hypothöses et rösultats du Budget Social 
correspondent aux conceptions actuelles du gou- 
vernement federal sur l’evolution 6conomique ä 
court et ä moyen terme. L’insertion du budget 
social dans le concept de röalisation de la comp- 
tabilitö nationale met en rapport les previsions 
du budget social et les previsions 6conomiques 
generales du gouvernement. Cette interaction 
sur le plan des prövisions fait partie de l'harmo- 
nisation des politiques öconomique, financtere et 
sociale. 


1978 und den vorbereitenden Berechnungen für 
die Fortschreibung des mittelfristigen Finanz- 
plans des Bundes bis 1982 nach Stand von Anfang 
1978. 

— Die ersten vorläufigen Berechnungen zum Sozial- 
budget sind in die gesamtwirtschaftlichen Voraus- 
berechnungen eingegangen, die als Grundlage 
bei der Festlegung der gesamtwirtschaftlichen 
Grundannahmen gedient haben. Die Ergebnisse 
des vorliegenden Sozialbudgets entsprechen 
dem derzeitigen Stand der Daten über die soziale 
Sicherung in den gesamtwirtschaftlichen Voraus- 
berechnungen der Bundesregierung. 

241. Um sicherzustellen, daß die Vorausberech- 
nungen des Sozialbudgets übereinstimmen mit den 
gesamtwirtschaftlichen Vorausberechnungen, wer- 
den die Rechenergebnisse des Sozialbudgets in 
das Darstellungskonzept der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung umgesetzt. Die Zahlen des Sozial- 
budgets für die Einnahmen und Ausgaben der So- 
zialversicherung und für die Sozialleistungen ande- 
rer Bereiche werden in einem geschlossenen Tabel- 
lensystem durch Ausschaltung der methodischen Un- 
terschiede in die entsprechenden Kategorien der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung überführt. In 
Übersicht 56 ist das zusammengefaßte Sozialversi- 
cherungskonto für die Jahre 1978 und 1982 wieder- 
gegeben, das auf den im Februar 1978 revidierten 
Zahlen des Statistischen Bundesamtes für die Jahre 
1976 und 1977 aufgebaut und aus den Berechnungen 
des vorliegenden Sozialbudgets abgeleitet ist. 
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Übersicht 56 


Sozialversidterungskonlo der Volkswirtschaftlichen Gesamlrechmnig 

in Mrd. DM " 


1 

1976 ') 

1977 >| 

1978*) 

1982 

I Einnahmen 

194,3! 

202,79 

214,3 

289,5 

1*1 Beiträge ....... 

160,13 

169,85 

178,6 

245,2 

1,1,1 Tatsächliche SoziaJbeiLräge 

157,09 

167,93 

177,4 

244,5 

1.1.2 Unterstellte Sozialbei träge * 

0,48 

0,49 

0,5 

0,7 

1.1.3 Empfangene Vermögensüben Tagungen 

2,56 

1,43 

0,7 

— 

1.2 öüenllldie Mittel (Empfangene laufende Über- 
tragungen von Gebietskörperschaften) 

28,30 

2733 

31,5 

39,8 

1 .3 Sonstige Einnahmen 

5,88 

5,11 

4,2 

4,5 

1.3,1 Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver- 
mögen . 

4,83 

4,04 

3,1 

3.2 

1.3.2 Sonstige empfangene laufende Übertragungen 

038 

039 

0,9 

1.1 

1.3.3 Verkäufe 

0,02 

0,02 

— 

— 

1*3.4 Abschreibungen 

0,15 

0,16 

0,2 

0,2 

2 Ausgaben 

192,88 

208,02 

221,4 

281,3 

2,1 Geleistete Übertragungen 

123,03 

134,36 

143,2 

181,8 

2*1*1 Soziale Leistungen an private Haushalte . 

120,10 

130,64 

139,1 

177,3 

2.1*2 Soziale Leistungen an die übrige Welt 

1,62 

1,98 

2,1 

2,5 

2,t,3 Sonstige laufende Übertragungen an die übrige 
Welt 

0,58 

0,65 

0,7 

0,9 

2.1,4 Subventionen 

0,04 

0,06 

0,1 

0,1 

2.1*5 Geleistete Vermögensübertragungen 

0,69 

1,03 

1,2 

1,0 

2.2 Endnachfrage * * 

69,83 

73,66 

78,2 

99,5 

2.2*1 Staatsverbraudi (brutto) 

69,28 

73,19 

77,7 

99,0 

2,2,2 Bruttoanlageinvestitionen * ♦ 

0,55 

0,47 

0,5 

0.5 

3 Finanzierungssaldo * ♦ - 

+ 1,45 

-5,23 

-7.1 

+8,2 


J ) vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamts. Slnnd; Februar 1978 
s ) Voraussdiätzungen. Stand: März 1978 


242, Das Verfahren der Umsetzung in das Dar- 
stellungskonzept der Volkswirtschaftlichen Gesaml- 
rechnung ist grundsätzlich gleich wie in den fünf 
vorauf gegangenen Soziulbudgets der Bundesregie- 
rung. Die im letzten Jahr veröffentlichte methodi- 
sche Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamt redr- 
nung machte jedoch einige Änderungen des Umset- 
zung s Verfahrens erforderlich. Aus diesem Anlaß 
sind sämtliche Tabellen, die die Umsetzung Wieder- 
gaben, vor allem Ln formaler Hinsicht überarbeitet 


worden Das ausführliche Tabellensystem ist in An- 
hang V dargestel.lt. Dort werden auch Erläuterun- 
gen zum Verfahren und zu den einzelnen Umset- 
zungspositiemen gegeben. 

243, Wie aus Übersicht 57 ersichtlich, halten sich 
die beim Einbau des Sozial budgets in die Volkswirt- 
schaftliche Gesamtredmung aufgetretenen statisti- 
schen Differenzen im Rahmen einer vertretbaren 
Schätzmarge. Soweit sie nidu auf einer Summe von 
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kleineren und deshalb unberücksichtigt gebliebenen 
methodischen Abweichungen beruhen, gehen sie vor 
allem auf den unterschiedlichen statistischen Infor- 
mationsstand zurück, der zu den Bearbeitungs- und 
Fertigstellungszeitpunkten von Sozialbudget und 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung des Statisti- 
schen Bundesamtes gegeben ist. Die festgestellten 
Abweichungen im Basisjahr 1977 werden in die Vor- 
ausberechnungsjahre übertragen und beeinträchti- 
gen nicht die Verzahnung zwischen Sozialbudget und 
gesamtwirtschaftlichen Vorausberechnungen. 

244. Die Darstellung der Sozialleistungen und ihrer 
Finanzierung nach dem Konzept der Volkswirtschaft- 


lichen Gesamtrechnung erfüllt im Sozialbudget nicht 
nur die Aufgabe, die Übereinstimmung zwischen 
Sozialbudget und gesamtwirtschaftlichen Vorausbe- 
rechnungen auszudrücken, sondern erleichtert zu- 
gleich, indem der Zusammenhang des Sozialbudgets 
mit entsprechenden Kategorien der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung hergestellt wird, die Inter- 
pretation von Kennzahlen, die aus der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung für den Bereich der 
Sozialen Sicherung abgeleitet werden können. Lange 
und durchgehende Zeitreihen sowie Abgrenzungen, 
die konsistent sind mit den gesamtwirtschaftlichen 
Bezugsgrößen, machen derartige Kennzahlen be- 
sonders geeignet für die ökonomische Analyse. 


Übersicht 57 


Der Einbau des Sozialbudgets in die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung: 

Ergebnisse 

in Mrd. DM 


1 

1976 

1977 

1978 

1982 

Sozialversicherungskonto 





Beiträge 





Ausgangsdaten des Sozialbudgets 

158,038 

168,593 

177,293 

243,386 

+ Methodische Umsetzungen 

+ 2,394 

+ 2,321 

+ 2,389 

+ 2,849 

+ Statistische Differenz 

— 0,302 

-1,064 

-1,082 

-1,035 

= Ansatz im Sozialversicherungskonto 

160,130 

169,850 

178,600 

245,200 

öffentliche Mittel 





Ausgangsdaten des Sozialbudgets 

29,025 

28,758 

32,454 

41,654 

+ Methodische Umsetzungen 

-1,010 

-1,210 

-1,210 

-2,200 

+ Statistische Differenz 

+0,285 

+ 0,282 

+ 0,256 

+ 0,346 

= Ansatz im Sozialversicherungskonto 

28,300 

27,830 

31,500 

39,800 

Sonstige Einnahmen 





Ausgangsdaten des Sozialbudgets 

6,989 

6,904 

5,610 

6,005 

+ Methodische Umsetzungen 

-0,875 

-1,060 

-0,690 

-0,750 

+ Statistische Differenz 

-0,234 

-0,734 

-0,720 

-0,755 

= Ansatz im Sozialversicherungskonto 

5,880 

5,110 

4,200 

4,500 
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noch UbeTsidit 57 


Geleistete Übertragungen 

Ausgangsdaten des Sozialbudgets * 

± Methodische Umsetzungen 

± Statistische Differenz . * . * * . . . . 

ä Ansatz im Sozialversidierungskonto * 

Endnachfrage 

Ausgangsdaten des Sozialbudgets * 

± Methodische Umsetzungen . , , , 

± Statistische Differenz 

= Ansatz im Sozialversidierungskonto 

Finanzierungssaldo 

Ausgangsdaten des Sozialbudgets 

± Methodische Umsetzungen * 

± Statistische Differenz , 

= Ansatz im Sozialversicherungskonto 

bj Soziale Leistungen anderer Sektoren an private 
Haushalte 

Ausgangsdaten des Sozialbudgets * 

± Methodische Umsetzungen . , 

± Statistische Differenz — 

= Ansatz in der Volks wirtschaftlichen Gesamt- 
redmung * . 


1976 | 1977 | 1976 | 1982 


119,527 

130,405 

138,665 

178,229 

+2,954 

+ 3,369 

+ 3,943 

+2,976 

+0,549 

+ 0,586 

+0,592 

+0,595 

123,030 

134,360 

143,200 

181,800 

73,214 

76,881 

81,872 

102,866 

-3,095 

-3,448 

-3,924 

-3,717 

-0,289 

+0,227 

+0,252 

+0,351 

69,630 

73,660 

78,200 

99,500 

+ 1,311 

-3,031 

-5,180 

+9,950 

+0,650 

+0,130 

+0,470 

+ 0,640 

-0,511 

-2,329 

-2,390 

-2,390 

+ 1,450 

-5,230 

-7,100 

+8,200 


74,122 

76,867 

82,133 

96,054 

“1,950 

-2,080 

-2,100 

- 1 ,700 

“0,322 

+0,443 

+0,467 

+ 0,546 

71,850 

75,230 

80,500 

94,900 


IV. Definitionen und Rechtsgrundlagen 


1. Definitionen 

Die im Sozialbudget verwendeten Begriffe haben 
folgenden Inhalt. 

— Allgemeine Dienste und Leistungen 

Leistungen allgemeiner Art» die nicht unmittel- 
bar einer besümmlen begünstigten Person zu- 
gerechnet werden können. Sie sind in Zuschüsse, 
Maßnahmen und Innerer Dienst untergliedert. 

— Barerstattungen 

Von Anspruchsberecbügten gekaufte Waren und 
Dienstleistungen, deren Kosten ihnen vollständig 
oder zum Teil erstattet werden. 


— Einkommensleistungen 

Geldleistungen (Barleistungen) mit Lohnersatz- 
funküon, Minderbelastung durch Steuer- oder 
Zinsermäßigungen. 

— Ergänzungssysteme 

Aufgabe der ergänzenden Systeme ist es, die 
Leistungen der gesetzlich eingerichteten Siche- 
rungssysteme aufzustocken, vor allem die Lei- 
stungen bei Alter. Folgende Einrichtungen sind 
bis jetzt im Sozialbudget erfaßt. 

Zusatz Versicherung .im öffentlichen Dienst 

Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder, 
Bundesbahn-Versicherungsanstalt — Abteilung B, 


148 


Deutscher Bundestag — 8, Wahlperiode 


Drucksache 8/1805 


Versorg ungsanstalt der Deutschen Bundespost, 
Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Stra- 
ßenbahnen, 

Verso rgungsanstalt Deutscher Kulturorchester, 
Vers orgungs anstatt Deutscher Buhnen, 
Zusatzversorgungskasse der Stadt Dortmund, 
Zusatzversorgungskasse der Stadt Duisburg, 
Zusatzversorgungskasse der Stadt Düsseldorf, 
Zusatzversorgungskasse der Stadt Emden, 
Zusalzversorgungskasse der Stadt Essen, 
Zusatzversorgungskasse der Stadt Frankfurt, 
Zusatzversorgimgskasse der Stadt Gelsenkirdien, 
Zusatz versorgungskasse der Stadt Hannover, 
Zusatzversorgungskasse der Stadt Karlsruhe, 
Zusatzversorgungskasse der Stadt Köln, 
Zusatzversorgungskasse der Stadt Mannheim, 
Züsatrversorgungskasse der Stadt Stuttgart, 
Zusatzversorgungskasse der Stadt Wuppertal, 
Emder Zusatzversorgungskasse für Sparkassen, 
Zusatzversorgungskasse der Girokasse Stuttgart, 
Kirchliche Zusatzveisorgungskasse Baden, 
Kirchliche Zusatzversorgungskasse Darmstadt, 
Kirchliche Zusatzversorgungskasse Rheinland- 
Westfalen, 

Zusatzversorgungskasse der bayerischen Ge- 
meinden, 

Zusatzversargungskasse der Gemeinden und Ge* 
meindeverbände, Darmstadt, 

Zusatzversorgungskasse der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände des Regierungsbezirks KasseL, 
Zusatzversorgungskasse der Gemeinden und Ge* 
meindeverbände, Wiesbaden, 
Zusatzversorgungskasse des Badischen Kommu- 
nalen Versorgungsverband es, 

Rheinische Zusalzversorgungskasse, LaadsdiafLs- 
verband Rheinland,, 

Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse des 
Saartandes, 

Kommunale Zusatzversorgungskasse Westfalen- 
Lippe, 

Zusalzversorgungskasse des Würtlembergjschen 
K ommun alen V e rso rgun g s ve r b an d e s r 
Bremische Ruhelohnkasse. 

Zusatzventichening für einzelne Berufe 

Hüttenknappschaftliche Zusatzversidierung im 
Saarland, 

Versorgungsanstalt der Deutschen Bezirksthom- 
steinfegerraeister, 

Versorgungsanstalt der Kami nkehrerge seilen, 
Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer in der 
Land- und Forstwirtschaft, 

Zusatzversorgungswerk für Arbeitnehmer in der 
Land- und Forstwirtschaft. 

— Finanzierung 

Unter Finanzierung werden die tatsächlichen und 
die kalkulatorischen Einnahmen der Institutio- 


nen verstanden. In der Regel handelt es sidi um 
tatsächliche Einnahmen, z> B, aus Beiträgen, 
Staatszusdiüssen oder, da es sich um eine Soll- 
rechnung handelt, entsprechenden Forderungen; 
zum Teil sind aber auch fiktive Betrage einge- 
setzt, welche die Finanzierung direkter Leistun- 
gen widerspiegeln, z. B, der Lohnfortzahlung 
durch Arbeitgeber oder der FamiUenzuscfafäge im 
öffentlichen Dienst. 

— Fmanzienmgsart 

Finanzierung der Leistungen des Sozialbudgets 
durch Beiträge (Versicherungsbeiträge, tatsäch- 
liche und unterstellte Arbeitgeberbeiträge), Zu- 
weisungen (öffentliche und andere Mittel ein- 
sdilieölgidi Einnahmen verzichte)* sonstige Ein- 
nahmen und Verrechnungen. 

Das Sozialbudget kennt folgende Finanzierungs- 
arten. 

Beiträge 

Beiträge der Versicherten 
Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 
Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 
Beiträge der Rentner 

Zuweisungen 
aus öffentlichen Mitteln 
aus ni di {öffentlichen Mitteln 

übrige Einnahmen 

Veredln ungen 

Beitragsverrechnungen 
Lei stungs Verrechnungen 
Verwalt un gs Verrechnungen 
Unterstellte Verrechnungen 

Die Finanzierung der direkten Leistungen ist ent- 
weder den unterstellten Beiträgen der Arbeit- 
geber (wenn ein auf Beitragsrechl beruhendes 
gleichartiges System besiehl) oder den Zuwei- 
sungen (wenn ein solches System nicht besteht) 
zugeordnet, Bei den unterstellten Verrechnungen 
handelt es sich um die Umsetzung von in den 
Verwailungskosten enthaltenen Sozialleistun- 
gen im Sinne des Sozia JbudgeLs in die entspre- 
chende Institution, ohne daß ein Zahlungsver- 
kehr staügefunden hat 

— Finanzierungsquelle 

Aufteilung der Finanzierungsseile des Sozialbud- 
gets nach der Herkunft der Einnahmen von Un- 
ternehmen, Bund, Lander, Gemeinden, Sozial- 
versicherung, Private Organisationen ohne Er* 
werbscharaktor, Private Haushalte sowie übriger 
Welt [Ausland). 

— Finanzierungstyp 

übergreifende Systematisierung der Finanzie- 
rrnigseinheü, Grundeinheit für die Datenein- 
gabe und -speidierung sowie für die Fortstfirei- 
bung, 


149 


Drucksache 8/1805 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


— Punktion 

Tatbestand oder Ursachen eines Tatbestandes 
durch desseiUderen Eintritt oder Vorhandensein 
die anspruchsbeiedihgten Personen Soziallel- 
stungen erhalten können. Treffen zwei oder 
mehr derartiger Tatbestände zusammen, wird 
die Leistung der mit Vorrang ausgestatteten Po- 
sitionen zugeordnel. Für die funktionale Zuord- 
nung ist es bedeutungslos, welche Institution 
diese Leistung vermittelt. Das Sozialbudget 
kennt 16 Funktionen, von denen einige wieder 
zu Gruppen zusammengefaßt sind. 

Funktionsgruppe Farm he 

Zusämmengelaßte Ergebnisse der Leistungen für 
Kinder, an Ehegatten und bei Mutterschaft. 

KJndcr 

Leistungen (auch Zuschläge), die wegen des Un- 
terhalts von Kindern gezahlt werden (ein sch ließ' 
lieh Waisenrenten), 

Ehegaffen 

Leistungen (einschließlich Zuschläge], die we- 
gen des Unterhalts von Ehegatten gezahlt wer* 
den. 

Mutterschaft 

Leistungen im Zusammenhang nnt Schwanger* 
schaft und Entbindung einschließlich Leistungen 
für Mutter und Kind während der ersten zehn 
Tage nach der Entbindung und wahrend der 
Schutzfristen, ferner MuLLerschafts vorsorgelei - 
stungen. 

Füiiktionsgnippe Gesundheit 

Zusammengefaüte Ergebnisse der Leistungen zur 
Vorbeugung, bei Krankheit, bei ArbeilsimfaLl/ 
Berufskrankheit und bei Invalidität (allgemein) 

Vorbeugung 

Leistungen zur Verhütung von Krankheiten, van 
Unfällen und Berufskrankheiten, von vorzeitiger 
Berufs- und Erwerbsunfähigkeit. Etwaige Farm* 
lienzuschläge zu Einkommensleistungen sind den 
Leistungen für Kinder und für Ehegatten zuge- 
ordnet. 

Krank he/i 

Vorübergehende Beeinträchtigung der Gesund- 
heit und vorübergehende Arbeitsunfähigkeit 
(außer bei ArbeLtsünfalL'Benifskrankheit und 
Mutterschaft). Fami lienzuschläge zu Einkommens- 
Jeistungen sind den Leistungen für Kinder und 
für Ehegatten ziigeordnet. 

Arbei tsuntaii Berufsk rem kheit 

Vorübergehende Arbeitsunfähigkeit sowie Min- 
derung oder Verlust der Erwerbsfähigkeit durch 
Arbeitsunfall und Berufskrankheit. Famüien- 
zusehläge zu Einkommensleistungen sind den 
Leistungen für Kinder und für Ehegatten, Ren- 
tenleistungen an Personen über 60 Jahre 


(Frauen) bzw. 05 Jahre (Männer) den Leistungen 
bei Alter zugeordnet 

/nvajküidl (aiigemeinj 

Dauernde Beeinträchtigung der Gesundheit, 
physische Gebrechen; Behinderung (außer als 
Folge von Arbeitsunfall und Berufskrankheiten 
sowie von politischen Ereignissen), Familien* 
zuschlage zu Einkommensleistungen sind den 
Leistungen für Kinder und für Ehegat Len, Renten- 
leistungen an Personen über 60 Jahre (Frauen) 
bzw. 65 Jahre (Männer) den Leistungen bei Aller 
zugeordnel. 

Funktionsgmppe Beschäftigung 

Zusamniengeiaßte Ergebnisse der Leistungen für 
Berufliche Bildung, füi Sonstige Mobilität und 
für Arbeitslosigkeit. 

Berufliche Bildung 

Leistungen bei Ausbildung, Fortbildung und Be- 
rufsberatung im Rahmen des Arbei Isförderungs- 
gesetzes, der Reichsversichcrungsordnimg {ein- 
schließjjdi Angestelltenversichemngs- und 
Reithsknappschaftsgesetz), des Bundesveisor- 
gungs-, Lastenausgleichs-, Bundessozialhdfe-, Ju~ 
gendwohlfahrls- und Öundesaushildungsforde* 
rungsgesetzes, Familienzuschläge zu Einkorn- 
mens leistun gen sind den Leistungen für Kinder 
und I li r Ehegatten zugeordnet. 

Sonstige Mobilität 

Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsaufnahme, 
des Arbeitsplatzwechsels und der Schaffung von 
Arbeitsplätzen; Maßnahmen zur ganzjährigen 
Beschäftigung in der Sauwirtschaft (einschließlich 
Sdiledilwetter- und Wintergeld); Arbeitsbera- 
tung und -Vermittlung), 

ArbeffsJüäjyken 

Leistungen bei vorübergehender unfreiwilliger 
Nidttteilnahme am Erwerbsleben {Arbeitslosen- 
geld, Kurzarbeitergeld, Arbeitslosenhilfe), Fami- 
lienzuschläge zu Einkommensleistungen sind den 
Leistungen für Kinder und für Ehegatten zuge- 
ordnet. 

Funktionsgruppe Alter und Hinterbliebene 

Zusammengefaßte Ergebnisse der Leistungen bei 
Alter und an Hinterbliebene. 

Alfer 

Altersruhegelder {unter Berücksichtigung der 
fljxiblen Altersgrenze); ferner Renten und ren- 
tenähnlidie Leistungen, die nicht Altersruhe- 
gelder sind, an Personen jenseits der für das 
AUersruhegetd geltenden Altersgrenze, unab- 
hängig davon, aus welchem Anlaß die Leistung 
ursprünglich zugebllligt wurde. Familienzuschlä- 
ge sind den Leistungen für Kinder und für Ehe- 
gatten zugeordnel. 


150 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/1805 


Hinterbliebene 

Leistungen an Witwen (Witwer) unter 60 (65) 
Jahren sowie Leistungen beim Tod von Begün- 
stigten und Familienangehörigen (Sterbegeld). 
Familienzuschläge und Waisenrenten sind den 
Leistungen für Kinder und für Ehegatten zuge- 
ordnet. 

Folgen politischer Ereignisse 

Konsumtive Leistungen, die als Entschädigung 
für Folgen politischer Ereignisse, insbesondere 
Kriegsfolgeschäden, gezahlt werden. Auch die 
Belastung der Rentenversicherungsträger durch 
vorzeitige Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsren- 
ten, soweit sie auf Kriegsfolgen zurückgehen, 
wird diesen Leistungen zugeordnet. Entschädi- 
gungen für Vermögensverluste sind nicht ent- 
halten. Familienzuschläge zu Einkommensleistun- 
gen sind den Leistungen für Kinder und für Ehe- 
gatten, Renten an Personen über 60 Jahre 
(Frauen) bzw. 65 Jahre (Männer) den Leistungen 
Alter zugeordnet. 

Wohnen 

Leistungen zur Verbesserung der Wohnungsver- 
sorgung. 

Sparen 

Leistungen nach dem Spar-Prämiengesetz, dem 
Wohnungsbau-Prämiengesetz (sowie die steuer- 
liche Begünstigung des Bausparens und die 7 b- 
Abschreibung) und dem Zweiten und Dritten Ge- 
setz zur Förderung der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer. 

Allgemeine Lebenshilfen 

Leistungen, die bei Vorliegen besonderer wirt- 
schaftlicher oder sozialer Notlagen zugewendet 
werden, z. B. Resozialisierung, Empfängnisverhü- 
tung und Schwangerschaftsabbruch, Kranken- 
scheinprämie. 

— Innerer Dienst 

Alle Ausgaben die zur Durchführung der Auf- 
gaben der einzelnen Institutionen notwendig 
sind. Der Leistungscharakter besteht darin, daß 
der Innere Dienst die Institution und ihre Lei- 
stungen der Allgemeinheit oder bestimmten 
Gruppen zur Verfügung stellt. 

— Institution 

Berichtseinheit, die Leistungen verwaltet bzw. 
der einzelne Leistungen zugerechnet werden; 
meist ist es ein durch ein bestimmtes Gesetz zu- 
sammengefaßter Leistungskatalog. Berichtsein- 
heit kann eine einzige Einrichtung sein (z. B. 
Bundesanstalt für Arbeit), aber auch eine Reihe 
in sich gleichartiger Einrichtungen (z. B. Kranken- 
kassen) oder nur der Teil einer Einrichtung (z. B, 
ist die Sozialhilfe Teil des Staates). Als Insti- 
tutionen kennt das Sozialbudget aber auch in 
sich geschlossene abstrakte Einheiten, z. B. Ent- 
geltfortzahlung, Arbeitgeberleistungen, indirekte 
Leistungen. 


Für die Institutionen — „besondere Einrichtun- 
gen, Gebietskörperschaften oder Betriebe“ — 
gilt im Sozialbudget folgende Reihenfolge und 
Zusammenfassung. 

1 Soziale Sicherung 

10 Allgemeine Systeme 

101 Rentenversicherung 

101 1 Rentenversicherung der Arbeiter 

1012 Rentenversicherung der Angestell- 
ten 

1013 Knappschaftliche Rentenversiche- 
rung 

103 Krankenversicherung 

104 Unfallversicherung 

105 Arbeitsförderung 

106 Kindergeld 

12 Sondersysteme 

122 Altershilfe für Landwirte 

123 Versorgungswerke 

13 Beamtenrechtliches System 

131 Pensionen 

1 32 Familienzuschläge 

133 Beihilfen 

14 Ergänzungssysteme 

141 Zusatzversicherung im öffentlichen 
Dienst 

142 Zusatzversicherung für einzelne 
Berufe 

2 Arbeitgeberleistungen 

20 1 Entgeltfortzahlung 

229 Vertragliche und freiwillige Ar- 

beitgeberleistungen 

3 Entschädigungen 

301 Soziale Entschädigung (Kriegsopfer- 
versorgung) 

302 Lastenausgleich 

303 Wiedergutmachung 

309 Sonstige Entschädigungen 

4 Soziale Hilfen und Dienste 

401 Sozialhilfe 

402 Jugendhilfe 

403 Ausbildungsförderung 

404 Wohngeld 

405 öffentlicher Gesundheitsdienst 

406 Vermögensbildung 

001 Direkte Leistungen insgesamt 

5 Indirekte Leistungen 

501 Steuerermäßigungen 

502 Vergünstigungen im Wohnungs- 
wesen 
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— Leistungen 

Gesamheit der Sozialleistungen einschließlich der 
Allgemeinen Dienste und Leistungen sowie der 
Verrechnungen. Die Leistungen sind nach Lei- 
stungsarten und Funktionen gegliedert. 

— Leistungsarten 

Gliederung der Sozialleistungen nach Einkom- 
mensleistungen (laufende, einmalige), Sachleistun- 
gen (Barerstattungen, Waren- und Dienstleistun- 
gen), Allgemeine Dienste und Leistungen (Zu- 
schüsse, Maßnahmen, innerer Dienst) sowie Ver- 
rechnungen mit anderen Institutionen (Beitrags-, 
Leistungs- und Verwaltungsverrechnungen so- 
wie unterstellte Verrechnungen). Durch die ein- 
zelnen Leistungsarten kommen die Aktionsmodi 
sozialer Tätigkeit zum Ausdruck, nämlich 

a) Einkommen zu übertragen, 

b) durch Maßnahmen, Dienstleistungen oder Gü- 
terübertragung in besonderen Situationen 
einzugreifen oder 

c) durch allgemeine Dienste und Leistungen das 
System der sozialen Sicherung zu erhalten 
und zu verbessern. 

— Leistungstyp 

Ubergreifende Systematisierung der Leistungs- 
einheit, Grundeinheit für die Dateneingabe und 
-Speicherung sowie für die Fortschreibung. 

— Maßnahmen 

Beratende, beaufsichtigende und betreuende Lei- 
stungen, die einzelnen Personen nicht unmittel- 
bar zugeredmet werden können. 

— Sachleistungen 

Waren- und Dienstleistungen, die dem An- 
spruchsberechtigten entweder unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt oder deren Kosten ihm voll- 
ständig oder zum Teil erstattet werden. Sie sind 
einzelnen Personen zurechenbar. 

— Sozialbudget 

Regelmäßiger Bericht der Bundesregierung, der 
die in einem bestimmten Zeitraum in der Bun- 
desrepublik Deutschland (einschließlich Berlin- 
West) erbrachten Sozialleistungen und ihre Fi- 
nanzierung, verbunden mit einer kurz- und 
mittelfristigen Vorausschau, darstellt. 

— Sozialleistungen 

Einkommensleistungen als Ersatz für den vor- 
übergehenden oder dauernden Verlust des Ar- 
beitseinkommens, einschließlich Steuer- und 
Zinsermäßigungen aus sozialen Gründen, Wa- 
ren, Dienste und Maßnahmen, die als vorbeu- 
gende oder wiederstellenden Leistungen den An- 
spruchsberechtigten von besonderen Einrichtun- 
gen, von Gebietskörperschaften oder von Betrie- 
ben bei bestimmten Tatbeständen (Risiken) frei- 


willig oder auf Grund von gesetzlichen, satzungs- 
gemäßen oder tarifvertraglichen Regelungen zu- 
gewendet werden. 

— Sozialleistungsquote 

Verhältnis der Summe der Sozialleistungen, wie 
sie im Sozialbudget abgegrenzt werden, zur 
Summe aller Güter und Leistungen, die im glei- 
chen Zeitraum hergestellt und nicht wieder im 
Produktionsprozeß verbraucht werden (Brutto- 
sozialprodukt). 

— Sozialleistungsziffer 

Leistungen des Sozialbudgets oder Teile davon, 
die zur Gesamtbevölkerung oder bestimmten Be- 
völkerungsgruppen in Beziehung gesetzt wer- 
den. 

— Verrechnungen 

Zahlungen und unterstellte Übertragungen der 
Institutionen untereinander, die bei der zahlen- 
den Institution als Verrechnung auf der Lei- 
stungsseite und bei der empfangenden Institution 
als Verrechnung auf der Finanzierungsseite er- 
scheinen. Bei Summierungen wirken diese Ver- 
rechnungen bilanzverlängemd, sie heben sich ge- 
genseitig auf. 

— Versorgungswerke 

Der gesetzlichen Rentenversicherung entspre- 
chende Versorgungseinrichtungen für freie Be- 
rufe, deren Tätigkeitsbereich sich im allgemeinen 
auf ein Bundesland beschränkt Folgende Ein- 
richtungen sind bis jetzt im Sozialbudget erfaßt: 

Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte und 
Tierärzte in Baden-Württemberg, 
Versorgungswerk der Architekten in Baden- 
Württemberg, 

Bayerische Ärzteversorgung, 

Bayerische Apothekerversorgung, 

Notarkasse, München, 

Pensionsanstalt für Rechtsanwälte Bayern, 
Bayerische Architekten Versorgung, 

Berliner Ärzteversorgung, 

Versorgungswerk der Zahnärztekaminer Berlin, 
Versorgungswerk der Ärztekammer Bremen, 
Versorgungswerk der Ärztekammer Hamburg, 
Versorgungswerk der Zahnärztekammer Ham- 
burg, 

Versorgungswerk der Landesärztekammer Hes- 
sen, 

Hessische Zahnärzte-Versorgung, 
Versorgungswerk der Landestierärztekammer 
Hessen, 

Versorgungswerk der Landesapothekerkammer 
Hessen, 

Versorgungswerk der Ärztekammer Niedersach- 
sen, 

Versorgungswerk der Zahnärztekammer Nieder- 
sachsen, 
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Versorgungswerk der Tierärztekammer Nieder- 
sachsen, 

Alters- und Hinterbliebenenversorgung der Apo- 
thekerkammer Niedersachsen, 

Versorgungswerk der Ärztekammer Nordrhein, 
Versorgungswerk der Ärztekammer Westfalen- 
Lippe, 

Versorgungswerk der Zahnärztekammer Nord- 
rhein, 

Versorgungswerk der Zahnärztekammer West- 
falen-Lippe, 

Versorgungswerk der Tierärztekammer Nord- 
rhein, 

Versorgungswerk der Tierärztekammer West- 
falen-Lippe, 

Versorgungswerk der Apothekerkammer Nord- 
rhein, 

Versorgungswerk der Apothekerkammer West- 
falen-Lippe, 

Versorgungseinrichtung der Bezirksärztekammer 
Koblenz, 

Versorgungswerk der Bezirksärztekammer Trier, 
Versorgungsanstalt der Landeszahnärztekammer 
Rheinland-Pfalz, 

Notarversorgungskasse Koblenz, 
Versorgungswerk der Ärztekammer des Saar- 
landes, 

Versorgungswerk der Notarkammer des Saar- 
landes, 

Versorgungswerk der Steuerberater und Steuer- 
bevollmächtigten im Saarland, 

Versorgungswerk der Rechtsanwaltskammer des 
Saarlandes, 

Versorgungswerk der Architektenkammer 
des Saarlandes, 

Fürsorgeeinrichtung der Apothekenschaft 
des Saarlandes, 

Versorgungseinrichtung der Ärztekammer 
Schleswig-Holstein, 

Versorgungswerk der Tierärztekammer Schles- 
wig-Holstein, 

Versorgungswerk der Zahnärztekammer Schles- 
wig-Holstein, 

Versorgungswerk der Apothekenkammer Schles- 
wig-Holstein. 

— Waren- und Dienstleistungen 

Wert der Sachleistungen, die vom Leistungsträ- 
ger (Institution) direkt oder durch Dritte (Arzt, 
Apotheke) dem Anspruchsberechtigten zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

— Zuschüsse 

Leistungen der Institution an Dritte (außerhalb 
der im Sozialbudget erfaßten Einrichtungen, z. B. 
Deutsches Rotes Kreuz, Freie Jugendhilfe) für 
deren Aufgaben. Sie bestehen in Leistungen glei- 
cher Art wie sie den Definitionen des Sozial- 
budget entsprechen, ohne jedoch auf gesetz- 
licher oder vertraglicher Grundlage zu beruhen. 


2. Rechtsgrundlagen 

— Rentenversicherung der Arbeiter 

Viertes Buch der Reichsversicherungsordnung 
vom 19. Juli 1911, zuletzt geändert durch das 
Vierte Gesetz zur Änderung des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes vom 12. Dezember 1977 (BGBl. I 
S. 2557) 

Gesetz über eine Rentenversicherung der Hand- 
werker vom 8. September 1960, zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Zwanzigsten Rentenanpas- 
sung und zur Verbesserung der Finanzgrundla- 
gen der gesetzlichen Rentenversicherung vom 
27. Juni 1977 (BGBl. I S. 1040, ber. S. 1744) 

— Rentenversicherung der Angestellten 

Angestelltenversicherungsgesetz vom 20. Dezem- 
ber 1911, zuletzt geändert durch das Vierte Ge- 
setz zur Änderung des Arbeitsförderungsgeset- 
zes vom 12. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2557) 

— Knappsdiaftliche Rentenversicherung 

Reichsknappschaftsgesetz vom 23. Juni 1923, zu- 
letzt geändert durch das Vierte Gesetz zur Än- 
derung des Arbeitsförderungsgesetz vom 12. De- 
zember 1977 (BGBl. I S. 2557) 

— Krankenversicherung 

Zweites Buch der Reichsversicherungsordnung 
vom 19. Juli 1911, zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Dämpfung der Ausgabenentwicklung 
und zur Strukturverbesserung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung vom 27. Juni 1977 (BGBl. I 
S. 1069) 

Gesetz zur Weiterentwicklung des Rechts der ge- 
setzlichen Krankenversicherung (Gesetz über die 
Krankenversicherung der Landwirte) vom 10. Au- 
gust 1972, zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Dämpfung der Ausgabenentwicklung und zur 
Strukturverbesserung in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung vom 27. Juni 1977 (BGBl. I S. 
1040) 

— Unfallversicherung 

Drittes Buch der Reichsversicherungsordnung 
vom 19. Juli 1911, zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Zwanzigsten Rentenanpassung und 
zur Verbesserung der Finanzgrundlagen der ge- 
setzlichen Rentenversicherung vom 27. Juni 1977 
(BGBl. I S. 1040, ber. S. 1744) 

— Arbeitsförderung 

Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969, zu- 
letzt geändert durch das Vierte Gesetz zur Än- 
derung des Arbeitsförderungsgesetzes vom 12. 
Dezember 1977 (BGBl. I S. 2557) 

— Kindergeld 

Bundeskindergeldgesetz in der Fassung vom 
31. Januar 1975, zuletzt geändert durch das Steu- 
eränderungsgesetz 1977 vom 16. August 1977 
(BGBl. IS. 1586) 
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— Altershilfe für Landwirte 

Gesetz über eine Altershille für Landwirte in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. September 
1965, zuletzt geändeit durch das Gesetz zur 
Zwanzigsten Rentenanpassung und zur Verbesse- 
rung der Finanzgrundlagen der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung vorn 27, Juni 1977 (BGBl. 3 
S, 1040, ber, 5, 1744) 

— Versorgungswerke 

(Landesrechtliche Vorschriften) 

— BeanUenredi 111 dies System 

üj für die Allein und H.itUerbliebenenversor- 
gung 

Gesetz über die Versorgung der Beamten und 
Richter in Bund und Ländern vom 24. August 
1976 (BGBL t 5, 2485) 

Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen in der Fassung vom 13, Oktober 1965. 
zuletzt geändert durch das Beamtenversoryungs- 
gesetz vom 24, August 1976 (BGBL i S. 2485) 

Gesetz über die Versorgung für die ehemaligen 
Soldaten der Bundeswehr und ihre Hinterblie- 
benen in der Fassung vom 18, Februar 1977 
(BGBL I S. 337) 

b} tär die familienbezogenen Teile der Dienst - 
bezilge 

Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung vom 
1. Juli 1975, zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
vom 22. Dezember 1977 (BGBl. I S- 3103) 

cj tär die Färsorgemaßnahmen (Beihilfen usw.) 
des Dienstherrn 

Rahmengesetz zur Vereinheitlichung des Beam- 
tenrechts in der Fassung vom 3, Januar 1977, zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Neuregelung 
der Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deut- 
schen Bundestages vom 18. Februar 1977 (BGBl 1 
S. 297} 

d) für die gleichartigen Leistungen 

Autonomes Recht der sonstigen öffentlich-recht- 
liehen Körperschaften 

— Erg änzungssy steine 

a) für die folgenden Einrichtungen 

Gesetz zur Neuordnung der Pensionskasse Deut- 
scher Eisenbahnen und Straßenbahnen vom 
5. März 1956, zuletzt geändert durch das Zweite 
Gesetz zur Neuordnung der Pensionskasse Deut- 
scher Eisenbahnen und Straßenbahnen vom 27, 
Juni 1970 (BGBL I S.917) 

Gesetz zur Neuregelung der Hüttenknappschaft- 
lichen Pensiorisversicberung im Saarland vom 
22. Dezember 1971, zuletzt geändert durch das 


Gesetz über die Sozialversicherung Behinderter 
vom 7. Mai 1975 (BGBl. I S. 1061) 

Gesetz über das Sdiornsteinfegerwesen vom 15. 
September 1969, zuletzt geändert durch (las Ge- 
setz zur Zwanzigsten Rentenanpassung und zur 
Verbesserung der Finanzgrundlagen der gesetz- 
lichen Rentenversicherung vom 27. Juni 1977 
(BGBl. 3 S, 1 040, ber. S, 1744) 

Gesetz über die Errichtung einer Zusatzversor- 
gungskasse für Arbeitnehmer in der Land- und 
Fürst Wirtschaft vom 31. Juli 1974, zuletzt geän- 
dert durch das Neunzehnte Rentenanpassungsge- 
setz vom 3. Juni 1976 (BGBL I S. 1373) 

Gesetz zur Sicherstellung der Leistungen der Zu- 
satzversorgungsanslalten des öffentlichen Dien- 
stes vom 21. Dezember 1971 (BGBL J S. 2077) 

b) für die übrigen Einneblungen 

landesgesetz liehe Regelungen sowie fragliche 

Vereinbarungen 

— ArbeÜgeberlelslungcn 

a) für die Entgelt forizahlung 

Gesetz über die Fortzahlung des Arbeitsentgelts 
im Krankheitsfalle vom 27, Juni 1969, zuletzt 
geändert durch das Häushaltsstrukturgesetz vom 
18. Dezember 1975 (BGBL I S, 3091) 

Bürgerliches Gesetzbuch (§ 616) vom ! B. August 
1896. zuletzt geändert durch das Gesetz zur Än- 
derung schadensersatzrecht lieber Vorschriften 
vom 16, August 1977 (BGBl ] S. 15771 und 

Handelsgesetzbuch f§ 63) vom tü. Mai 1897, zu- 
letzt geändert durch das Einführungsgesetz zur 
Abgabenordnung 1977 vom 14 Dezember 1976 
(BGBL I S, 3341) 

Beamtenreditsrahmengesetz (§■§ 48 ff.) vom l Juli 
1957, zuletzt geändert durch das Gesetz zur Neu- 
regelung der Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
des Deutschen Bundestages vom 18, Februar 1977 
(BGBl. 1 S, 297) 

b) für dre genannten Bereiche 

Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Al- 
tersversorgung vom 19. Dezember 1 974 (BGBl. 1 
S. 3630) 

Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure 
und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit vom 
32 Dezember 1973, zuletzt geändert durch Ju- 
gendarbeitsschutzgesetz vom 12. April 197G 
BGBL I S, 965) 

c) lür die vertraglichen und freiwilligen Arbeil- 
geberieistungen 

tarif vertragliche (und freiwillige) Ldstungszuge- 
standnisse 

— Entschädigungen 

a) für den Bereich Kriegsopierversorgung 

Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krie- 
ges in der Fassung der Bekanntmachung vom 
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22. Juni 1976, zuletzt geändert durch das Neunte 
Anpassungsgesetz — KOV vom 27. Juni 1977 
(BGBl. IS. 1037) 

Bundesgesetz zur Wiedergutmachung von natio- 
nalsozialistischem Unrecht in der Kriegsopfer- 
versorgung für Berechtigte im Ausland vom 
25. Juni 1958, zuletzt geändert durch Artikel II 
§ 11 SGB I vom 11. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3015) 

Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Februar 1977, geän- 
dert durch das Sechste Besoldungserhöhungsge- 
setz vom 15. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2117) 

Gesetz über den Bundesgrenzschutz vom 18. Au- 
gust 1972, geändert durch das Einführungsgesetz 
zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (BGBl. I 
S. 469) 

Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 7. November 1977 (BGBl. I S. 2039) 

Häftlingshilfegesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 29. September 1969, zuletzt geän- 
dert durch das Einführungsgesetz zur Abgaben- 
ordnung 1977 vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3341) 

Gesetz über die Unterhaltshilfe für Angehörige 
von Kriegsgefangenen in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 18. März 1964 (BGBl. I S. 219) 

Gesetz über die Entschädigung für Opfer von Ge- 
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der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969, zu- 
letzt geändert durch das Einführungsgesetz zur 
Abgabenordnung 1977 vom 24. Dezember 1977 
(BGBl. I S. 3341) 

Flüchtlingshilfegesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Mai 1971, zuletzt geän- 
dert durch das Fünfundzwanzigste Änderungs- 
gesetz — LAG vom 24. August 1972 (BGBl. I 
S. 1521) 

Gesetz zur Abgeltung von Reparations-, Restitu- 
tions-, Zerstörungs- und Rüdeerstattungsschäden 
vom 12. Februar 1969, zuletzt geändert durch das 
Einführungsgesetz zur Abgabenordnung 1977 
vom 24. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341) 

c) für den Bereich Wiedergutmachung 

Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung vom 18. Sep- 
tember 1953 in der Fassung vom 29. Juni 1956 
und 1. Juli 1957, zuletzt geändert durch das Ge- 


setz über die Angleichung der Leistungen zur 
Rehabilitation vom 7. August 1974 (BGBl. I S. 
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S. 1046) 
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Fassung der Bekanntmachung vom 2. September 
1971, zuletzt geändert durch das Einführungsge- 
setz zur Abgabenordnung 1977 vom 14. Dezem- 
ber 1976 (BGBl. IS. 3341) 

Häftlingshilfegesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 29. September 1969, zuletzt geän- 
dert durch das Einführungsgesetz zur Abgaben- 
ordnung 1977 vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3341) 

Allgemeines Kriegsfolgengesetz vom 5. Novem- 
ber 1957, zuletzt geändert durch das Haushalts- 
strukturgesetz vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3091) 

Soziale Hilfen und Dienste 

a) für den Bereich Sozialhilfe 

Bundessozialhilfegesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 13. Februar 1976 (BGBl. I 
S. 289 und S. 1150) 

b für den Bereich Jugendhilfe 

Gesetz für Jugendwohlfahrt in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. April 1977 (BGBl. I 
S. 633, 795) 

c) für den Bereich Ausbildungsförderung 

Bundesgesetz über individuelle Förderung der 
Ausbildung (Bundesausbildungsgesetz) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. April 1976, 
zuletzt geändert durch das Vierte Änderungsge- 
setz zum Bundesausbildungsförderungsgesetz 
vom 26. April 1977 (BGBL I S. 653) 

d) für den Bereich Wohngeld 

Wohngeldgesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 29. August 1977 (BGBl. I S. 1685) 

e) für den Bereich öffentlicher Gesundheits- 
dienst 

Gesetz über die Vereinheitlichung des Gesund- 
heitswesens vom 3. Juli 1934 (RGBl. I S. 531) 

f) für den Bereich Vermögensbildung 

Drittes Gesetz zur Förderung der Vermögensbil- 
dung der Arbeitnehmer in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Januar 1975, zuletzt ge- 
ändert durch das Steueränderungsgesetz 1977 
(BGBl. IS. 1586) 

Spar-Prämiengesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 20. Dezember 1977 (BGBl. I 
S. 3165) 
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Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Passung der 
Bekanntmachung vom 20. Dezember 1977 (BGBL I 
S* 3171) 

tarifvertragliche Vereinbarungen 

— Indirekte Leistungen 

a) für den Bereich der Steuerermäßigung 

Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 5* Dezember 1977, zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Erhaltung und 
Modernisierung kulturhistorisch und städtebau- 
lich wertvoller Gebäude vom 22. Dezember 1977 
(BGBl. I S. 3107) 

Vermögensteuergesetz vom 17. April 1974, zu- 
letzt geändert durch das Steueränderungsgesetz 
1977 vom 16. August 1977 (BGBl. I S* 1586) 

Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1* Dezember 1972 (BGBl. I 
S. 2209) 

b) für den Bereich Vergünstigungen im Woh- 
nungswesen 

Zweites Wohnungsbaugesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom I, September 1976 (BGBL I 
S. 2673) 

Richtlinien der öffentlichen Arbeitgeber 

— übergreifende Gesetze 

Gesetz zur Sicherung der Eingliederung Schwer- 
behinderter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft 
(Schwerbehindertengesetz) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29* April 1974, zuletzt ge- 
ändert durch das Achte Anpassungsgesetz — 
KO V vom 14* Juni 1976 (BGBL I S, 1481) 

Gesetz über die Sozialversicherung Behinderter 
in geschützten Einrichtungen vom 7. Mai 1975 
(BGBL I S* 1061) 


Gesetz über die Angleichung der Leistungen zur 
Rehabilitation vom 7. August 1974, zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz über die Sozialversiche- 
rung Behinderter in geschützten Einrichtungen 
vom 7* Mai 1975 (BGBL I 3, 1061) 

Sozialgesetzbuch vom 11* Dezember 1975, Erstes 
und Viertes Buch, zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Zwanzigsten Rentenanpassung und 
zur Verbesserung der Finanzgrundlagen der ge- 
setzlichen Rentenversicherung vom 27, Juni 1977 
(BGBL I S* 1040, her. S* 1744) 

Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer 
vom 19. Juni 1950, zuletzt geändert durch das 
Zuständigkeitsanpassungs-Gesetz vom 18, März 
1975 (BGBL I S. 705) 

Gesetz zur Änderung sozial- und beamtenrecht- 
licher Vorschriften über Leistungen für verhei- 
ratete Kinder vom 25* Januar 1971 (BGBL I 
S, 65) 

Gesetz zur Verbesserung der Haushalts Struktur 
vom 18. Dezember 1975, zuletzt durch das Ände- 
rungsgesetz vom 22, Dezember 1977 (BGBl. I 
S. 3102) 

Gesetz zur Verbesserung der Haushaitsstruktur 
im Geltungsbereich des Arbeitsförderungs- und 
des Bundes Versorgungsgesetzes vom 18. Dezem- 
ber 1975 (BGBL IS. 3113) 

Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen Mütter 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
18. April 1968, zuletzt geändert durch das Einfüh- 
rungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 2, März 
1974 (BGBl. I S* 469), her* 1975 S* 1916, 1976 
S, 507) und durch Entscheid des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 13* November 1974 (BGBl* I 
S* 230) 

Gesetz über die Durchführung von Statistiken 
auf dem Gebiet der Sozialhilfe, der Kriegsopfer- 
fürsorge und der Jugendhilfe vom 13, Januar 
1963 (BGBL IS* 49}* 
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Tabelle I— 1 


Sozlalbudgel und Soziallelstungsquote 1R60 bis 1973, 19B2 


Jahr 

Bruttosozialprodukt 

Sozialbiidgei 

Sozial b urig et 
— direkte Leistungen — 

— 

Sozial leffilungsquote *} 

Mrd* DM ' 

»/•'l 

Mrd. DM 


Mrd. DM 

*/•') 

gesamt 

direkte 

Leistungen 

19G0 

303,0 


62,8 

. 

58,2 

.*. 

20.7 

19,2 

1961 

331.4 

+ 9,4 

69.8 

4(U 

64.7 

+ 12,7 

21.0 

19,5 

1962 

360,5 

+ 8,8 

76,3 

4- 9,4 

70,7 

+ 9,4 

21,2 

19,6 

1963 

382,1 

4 6,0 

81,5 

4 6,8 

75,4 

4 6,7 

21.2 

19,6 

1964») 

419,6 

4- 9,8 

89,1 

4 9,3 

82,5 

4 9,3 

21,2 

19,6 

1965 

458,2 

4- 9,2 

112,7 

f 4 26,41 

93,0 

411,2 

24,6 

20.3 

1966 

487,4 

+ 6,4 

124,7 

410,6 

103,1 

410,8 

25,6 

21.2 

1967 

493.7 

4 /,3 

133,4 

4 7,0 

111,4 

4 8,0 

27,0 

22,6 

1968 

535.2 

4 8,4 

141,8 

+ e,3 

U9.1 

4 7,0 

26,5 

22,2 

1969 

597.7 

4 11,7 

153,6 

4 8,3 

130,3 

+ 9,3 

25,7 

21,8 

1970 

679,0 

413,6 

174,7 

413,8 

150,0 

4 15,1 

25,5 

21,9 

1971 

756,0 

4 1 1,3 

198,8 

413,8 

172,8 

+ 15.2 

26.1 

22,7 

1972 

827,2 

4 9,4 

224.0 

+ 13,7 

196.5 

4 13,7 

26,9 

23,6 

1973 

920,1 

+ 11,2 

252,6 

+ 12,8 

223,4 

4 13,0 

27,3 

24,1 

1974 

986,9 

4 7,3 

288,1 

+ 14,0 

256,6 

414,9 

28,9 

25,8 

1975 r 

1 030,3 

4 4,4 

330,2 

+ 14,6 

300,6 

417.2 

32,1 

29,2 

1976 p 

1 123,8 

4 9,1 

353,3 

+ 7,1 

321,6 

4 7,0 

31,5 

28,6 

1977 p 

I 193,3 

4 6,2 

379.2 

+ 7,2 

343,3 

4 6,8 

31,8 

28,8 

1978 s 

I 278,0 

4 7,1 

402,7 

+ 6,2 

362,6 

+ 5,6 

31,5 

28,4 

1982 s 

1 673,0 

4 7,0‘) 

508.0 

+ 6,0') 

448,8 

4 5,5*1 

30.4*) 

26,8 


Veränderung gegenüber dem Vorfahr 

Snaialicistungen ln Prozent des Bruttosozialprodukts, Abweichungen gegenüber früheren Berechnungen infolge 
Revision der Voikswirtsdudtllchen Gessmtrechn urcgen (Wirtschaft und Statistik 4 f ?7j 
r i Für 1960 bis IBM konnten bei den Vergünstigungen im Wylmitngs wesen einzelne flndi rekle) Leistungen nadi- 
üäglich nicht ermittelt werden. Deren Anteil am Sozialprodukt war I9B5 rund 0,7*/*- Im übrigen ist die starke 
Zunahme der Differenz zwischen den Leistungen insgesamt und den direkten Leistungen uh 19B5 eine Folge der 
Einkommen Steuerreform 1965, 

*1 Ln Durchschnitt der Jahre 1979 bis 19B2 

M Nach dem Entwurf des 71* Renlenünpassungsgesetzes werden ab 1962 die Renten lelstungen aus der gesetzlichen 
Rentenversldrenm g um die bisherige pauschale Zahlung für die Krankenversicherung der Rentner erhöht, dies ist 
in der Soztalleislungsquote mit 0.8 V* enthalten. 
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Tabelle 1—2 


Grunddaten des Sozialbudgets 1978 



1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 


Bruttosozialprodukt 











— in Mrd. DM 

679,0 

756,0 

827,2 

920,1 

986,9 

l 030.3 

1 123,8 

1 193,3 

1 278,0 

1 673,0 

— Veränderung in °/o ... 


+ 11,3 

+9,4 

+ 11,2 

+ 7,3 

+ 4,4 

+ 9,1 

+6,2 

+7 

+7«) 

Bruttolohn- und -gehalt- 
summe 

— in Mrd. DM .......... . 

306,4 

345,0 

376,2 

423,8 

463,6 

479,6 

510,6 

546,1 

577,2 

744,0 

— Veränderung in % ... 


+ 12,6 

+ 9,1 

+ 12,6 

+ 9,4 

+3,5 

+ 6,5 

+ 7,0 

+5,7 

+6.6«) 

Bruttolohn- und -gehalt- 
summe je abhängig 
Beschäftigten 

— in DM pro Jahr 

13 773 

15 392 

16 770 

18 782 

20 928 

22 426 

23 985 

25 648 

27 054 

34 400 

— Veränderung in % ... 


il '■ 

+9,0 

+ 12,0 

+ 11,4 

+7,2 

+ 7,0 

+6,9 

+5,5 

+ 6,2') 

Preise Bruttosozialprodukt 











Veränderung in %> 


+ 7,7 

+5,6 

+ 6,0 

+ 6,9 

+7,0 

+ 3,2 

+ 3,7 

+3,5 

+ 2‘/t bis 3 ') 

Preise privater Verbrauch 










+2 bis 2'.',') 

Veränderung in °/o 


+ 5,4 

+5,6 

+ 7,1 

+ 7,0 

+6,3 

+4,4 

+ 3,9 

+3,5 

Wohnbevölkerung in 1 000 

60 651 

61 302 

61 672 

61 976 

62 054 

61 829 

61 531 

61 396 

61 120 

60450 

Erwerbstätige in 1 000 . . . 

26 668 

26 725 

26 655 

26 712 

26 215 

25 323 

25 088 

24 972 

24 968 

25 071 

Arbeitslosenquote 

0,7 

0,8 

U 

1.2 

2,6 

4,7 

4,6 

4,5 

4 ! /a 

4Vt 


l ) im Durchschnitt der Jahre 1979 bis 1982 
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Tabelle 1—3 


Leistungen nach Funktionen 1970 bis 1978 ( 1982 



1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 




in Millionen DM 






Soiialbudget Insgesamt . . 

174 735 

198 785 

223 959 

252 633 

288 068 

330 221 

353 787 

379 242 

402 844 

507 978 

Familie 

32 274 

34 920 

36 971 

39 203 

42 834 

49 594 

51 984 

55 289 

60 494 

78 232 

Kinder . 

16 057 

17 438 

18 409 

19 451 

21 032 

24 965 

25 168 

25 555 

27 496 

29 222 

Ehegatten 

14 737 

15 807 

16 853 

17 982 

19 750 

22 467 

24 562 

27 366 

30 551 

46 012 

Mutterschaft 

1 480 

1675 

1709 

1770 

2 052 

2 162 

2253 

2 367 

2 447 

2 999 

Gesundheit 

52 194 

60 902 

70 121 

82 293 

93 932 

105 230 

113012 

120 139 

127 071 

162 835 

Vorbeugung 

3 230 

3 952 

4 705 

5 338 

6 023 

6 772 

6 7(.7 

7 115 

7 534 

9 433 

Krankheit 

37 393 

44 167 

50889 

60 665 

69 568 

78 205 

83 982 

88 503 

93 815 

118 658 

Arbeitsunfail, Berufs- 
krankheit 

4 954 

5 417 

6127 

6 997 

7 604 

8 435 

9 091 

9 706 

10 247 

12 944 

Invalidität (allgemein) .. 

6617 

7 366 

8 400 

9 293 

10 738 

11 819 

13172 

1481S 

15 476 

21799 

Beschäftigung 

4 508 

6 02! 

7 499 

8 702 

11 800 

20 573 

18 843 

18919 

22 066 

25 683 

Berufliche Bildung 

2 122 

3 727 

4773 

5174 

5 843 

7 968 

7 573 

7 828 

10 199 

11877 

Sonstige Mobilität .... 

1646 

1 268 

1017 

t 941 

1 830 

2 069 

2 176 

2 776 

3 022 

3 358 

Arbeitslosigkeit 

740 

1026 

1709 

1585 

4 127 

10 536 

9 093 

8315 

8 845 

tO 448 

Alter und Hinterbliebene , . 

66 575 

73 452 

83 257 

94 160 

107 988 

121 660 

135 388 

147 889 

156 347 

202 088 

Alter 

61 462 

68 018 

77 043 

87 214 

100 407 

114 t28 

127 065 

138 602 

146 548 

189 385 

Hinterbliebene 

5 113 

5 435 

6214 

6 947 

7 581 

7 532 

8 324 

9 287 

9 799 

12 703 

Folgen politischer 











Ereignisse 

6 544 

6 078 

6 227 

6 502 

7 013 

7 585 

8315 

8 485 

8 746 

9 103 

Wohnen 

5 437 

6 399 

6 955 

7 203 

7 876 

7 701 

7 699 

7 810 

8 988 

10 655 

Sparförderung 

6 063 

9 738 

11524 

13 066 

15 182 

16 276 

16 839 

18 826 

17 008 

16 543 

Allgemeine Lebenshilfen , . 

1 140 

1275 

1 406 

1 504 

1 441 

1 602 

1 708 

1 885 

2124 

2 839 




Struktur in Prozent 






Soiialbudget insgesamt . . 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Familie 

18$ 

17,6 

162 

15.5 

143 

15,0 

14,6 

14,6 

15,0 

15,4 

Kinder 

9,2 

8.8 

8,2 

7,7 

74 

7,6 

7,1 

6,7 

6,8 

5,8 

Ehegatten 

8,4 

8,0 

7,5 

7,1 

6,9 

6.8 

62 

7.2 

72 

9,1 

Mutterschaft 

0,8 

0,8 

0.8 

0,7 

0,7 

0,7 

0,6 

0,6 

0,6 

0.6 

Gesundheit 

29,9 

3 0.6 

31.3 

32,6 

32,6 

312 

3 1.8 

31,7 

31,5 

32,1 

Vorbeugung 

18 

2,0 

2.1 

2,1 

2,1 

2,1 

12 

12 

12 

12 

Krankheit 

21,4 

222 

22,7 

24.0 

24,1 

23.7 

23,6 

23,3 

23,3 

23,4 

Arbeitsunfall, Berufs- 
krankheit 

22 

2.7 

2,7 

2.0 

2,6 

2,6 

2,6 

22 

22 

22 

Invalidität (allgemein) .. 

3,8 

3,7 

3.8 

3.7 

3.7 

3,6 

3,7 

3 2 

3 ft 

4,3 

Beschäftigung 

2,6 

3,0 

3,3 

3.4 

4,1 

62 

52 

5,0 

5.5 

5.1 

Berufliche Bildung .... 

12 

12 

2.1 

2.0 

2,0 

2,4 

2,1 

2,1 

2,5 

22 

Sonstige Mobilität .... 

0,9 

0,6 

02 

0.8 

0,6 

0.6 

0.6 

0,7 

0,8 

0,7 

Arbeitslosigkeit 

0,4 

02 

0,8 

0.6 

1,4 

3,2 

2,6 

22 

22 

2,1 

Alter und Hinterbliebene . . 

38,1 

37,0 

372 

374 

374 

36,8 

38,1 

39,0 

38,8 

39,8 

Alter 

35 2 

342 

34,4 

344 

343 

3 4,6 

35,8 

36,5 

36.4 

372 

Hinterbliebene 

Folgen politischer 

22 

2,7 

2.8 

2.7 

2,6 

2,3 

22 

2,4 

2,4 

22 

Ereignisse 

3.7 

3.1 

2,8 

2.6 

2.4 

2,3 

22 

22 

22 

1.8 

Wohnen 

3,1 

32 

3,1 

2.9 

2.7 

22 

22 

2,1 

22 

2,1 

Sparförderung 

3,5 

42 

5,1 

52 

54 

42 

4,7 

5,0 

42 

32 

Allgemeine Lebenshilfen . . 

0,7 

0,6 

0.6 

0,6 

0,5 

02 

02 

02 

02 

0,6 
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ii o c h : Tabelle X — 3 


noch: Leistungen nadi Funktionen 1970 bis 1978, 1982 



1970 

1971 

1972 

1973 

197* 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

Soziaibudnet Insgesamt , . 

+/3.a 

Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 
+ 13,8 +12.7 +12,8 + 14,0 + 14,6 

+ 7,1 

4- 7<2 

+ 6.2 

*) 

+ 0,0 

Familie - 

+ 0,9 

+ 8,2 

+ 5,9 

+ 6,0 

+ 9,3 

+ 15,8 

-+ 4ß 

4- 0,4 

+ 9,4 

+ 7.2 

Kinder 

4 0,0 

+ 8,6 

+ 5,0 

■1- 5,7 

+ 6,1 

+ 18,7 

+ Oß 

4- Iß 

+ 7,0 

+ 2,7 

Ehegatten « 

+ 7,3 

+ 7,3 

+ 6,6 

+ 6.7 

+ 8,9 

+ 13,8 

+ 9,3 

+ 11 ,4 

+11,0 

+ 11,0 

Mutteisdiöft ■ 

+ 12.0 

13,2 

+ 2,0 

+ 3,5 

+ 15,9 

+ 5,4 

+ 4,2 

+ 5,0 

+ 3,1 

+ 4.8 

Gesundheit . * * 

+ 19,8 

+ 18,7 

+ 15,1 

+ 17,* 

+ 14.1 

+ 12.0 

+ 7 r 4 

+ 6,3 

+ 5,8 

+ 6,3 

Vorbeugung . — 

+ 17,7 

+22,4 

+ 19.1 

+ 13,* 

+ J2J» 

+ 12,J 

- OJ 

+ 5,1 

+ 55 

+ 5,8 

Krankheit * 

+83,1 

+18,1 

+ 15,2 

+ 19,2 

+ I*.7 

+ 12,4 

+ 7,4 

+ SA 

+ 6,0 

+ 6,0 

Arbeitsanfall, Berufs- 
krankheit 

+ 1 3.3 

+ 9.3 

+ 13,1 

+ 142 

+ 8,7 

+ 10,9 

+ 7,8 

+ 6,8 

+ 5,6 

+ 55 

Invalidität (allgemein) , , 

4* S f 7 

+ 1 1,3 

+ 14,0 

+ 10,6 

+ 15,5 

+ 10,1 

+ 1 Iß 

+ 12,5 

+ *5 

+ 0/1 

Beschäftigung ^ 

4*41,3 

+33,8 

+24, 5 

+ 16,0 

+ 35,0 

+ 74,4 

- M 

4- 0,4 

+ 10,6 

+ 0,3 

Berufliche Bildung . . . * 

+77,8 

+ 75,6 

+2 8.1 

+ 8,4 

+ 12,9 

+ 36,* 

- 5,0 

+ 3A 

+30,3 

+ 8.7 

Sonstige Mobilität . **■* 

+*7,6 

-23,0 

—19,8 

+ 91,0 

- 5,7 

+ 13,1 

+ 

+27,5 

+ 8,9 

+ 35 

Arbeitslosigkeit 

“15,7 

+38,7 

+W£ 

- 7,3 

+ 160,4 

+ 155,3 

- n,7 

- 0,5 

+ 6,4 

+ 4.7 

Atter und lünterlillibcne . * 

+ ro,7 

+ 10ß 

+ 13,3 

+ 13,1 

+ 14.7 

+ 12,7 

+ Uß 

+ 0,2 

+ 5.7 

+ 6,4 

Alter * . * . * 

+iiw 

+ 10,7 

+ 13,3 

+ 13,2 

+ 15,1 

+ 13.7 

+ 11,3 

4- 9,1 

+ 5,7 

+ 6,4 

Hinterbliebene 

+ 1 5,4 

+ 6,3 

+ 14,3 

+ 11,8 

+ m 

- 0,0 

+ 1Q,S 

+ Uß 

+ 5,5 

+ 65 

Folgen politischer 

+ I2 r 9 


+ 2,5 








Ereignisse 

- 7 ( l 

+ *,* 

+ 7,8 

+ 8,2 

+ 9,6 

4- 2,0 

+ 3,1 

+ 1,4 

Wohnen . . . . 

“ 6,5 

+ 17,7 

+ 8,7 

+ 3,6 

+ 9,3 

- 2,2 

0,0 

4 1,4 

+ 15,1 

+ 0,4 

Sparförderung * . • , 

+45, 7 

+60,6 

+ 10, 3 

+ 73,* 

+ 16,2 

+ 7,2 

+ 3ß 

4-n,8 

- 9,7 

- 2.6 

Allgemeine Lebe nshll Jen 

+58,4 

+ 1/.8 

+ 10,3 

+ 7,0 

- 4.2 

+ 11,2 

4- 0,0 

4-10,3 

+ 12,7 

+ 85 

Sorialbuilget insgesamt . . 

25,73 

Anteile am ÜmUosorialprodukt ln Prozent 
26,29 27,07 27 M £9,19 32ßS 

3M0 

3X78 

31,52 

30,30 

Familie + n,,,v M 

4 , 75 

4,62 

4,47 

4M 

4,34 

4,81 

4 t m 

4M 

*,73 

4.68 

Kitldfif i ■ t 1 « 1 fl« f 

2,m 

2,31 

2,23 

2,11 

2,13 

2,42 

2,24 

2,14 

2,15 

1,75 

Ehegatten 

2,17 

2,09 

2,04 

Iß 5 

2,00 

2,18 

2 JO 

2,29 

2.39 

2,75 

Mutterschaft ... 

0,22 

0,22 

0,2 1 

0.19 

QM 

0,21 

0,20 

0,20 

0,19 

0,18 

Gesundheit 

7,69 

8M 

8,48 

8,94 

9,52 

10,21 

fÜ.06 

10 t 07 

9,9* 

9,73 

Vorbeugung 

0,4 7 

0,52 

0,57 

QM 

0,61 

0M 

0,60 

0,60 

059 

056 

Krankheit 

5ßl 

5,84 

ö.i5 

OM 

7,05 

7 M 

7A1 

7,42 

7.34 

7,09 

Aibeilsunfiilt» Berufs- 
krankheit 

0,73 

0,72 

0*74 

0J6 

0,77 

0,82 

0,81 

Q,81 

0,80 

0,77 

Invalidität (nlJgemetnJ . , 

0,97 

0,97 

IM 

m 

m 

US 

1,17 

rm 

Ul 

1,30 

Beschäftigung , . , . , 

0,60 

0,80 

QM 

0,95 

IßO 

2,00 

IM 

4M 

1,73 

15* 

Berufliche Bildung . . . . 

0,3 i 

0,49 

QM 

0,56 

QM 

0,77 

0,07 

0M 

0.80 

0,71 

Sonstige Mobilität 

0,24 

0,17 

0,12 

0,21 

0.19 

0.20 

Qj9 

0,23 

0,2* 

0,30 

Arbeitslosigkeit 

o,u 

0.14 

0M 

0J7 

0,42 

tß2 

0.81 

0,70 

0,69 

0, 62 

Alter und Hinterbliebene . . 

9,80 

9,72 

10,06 

IQ, 23 

WM4 

UM 

12.05 

I2M 

12,23 

12.08 

Alter , , . . . . . , , 

9.03 

9,00 

9,31 

9A8 

10,17 

11,08 

UM 

11 ßl 

11.47 

11.32 

Hinterbliebene * . * * . . . , 

0,75 

0,72 

0,75 

0M 

0,77 

0,73 

0,74 

0,78 

0,77 

0.76 

Folgen polnischer 

Ereignisse * . - x * 

Ö.SG 

0,80 

0,75 

0,7 1 

0,71 

0,74 

0,74 

0,71 

0,68 

0, 54 

Wohnen 

0,80 

0,84 

0.84 

0,78 

0,80 

0,75 

0,69 

0,65 

0,70 

0,64 

Sparförderung . - * , 

0,84 

1,29 

1,39 

1,42 

1,54 

f,58 

1.50 

IM 

1,33 

Ü,9S 

Allgemeine Lehenshllfen . » 

0,17 

0,17 

0,17 

0J5 

CU5 

QJ6 

0, J5 

0,16 

0.17 

0,17 


*1 im Durchschnitt der Jalvre 1977 bis 1982 
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Leistungen nach Institutionen 1970 bis 1973* 1932 

Ln Millionen DM 


Tabelle 1—1 




1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1077 

1978 

1902 

3 

Sozlalbudgel Insgesamt 

174 733 

196766 223 960 252 634 

288 Ö89 330 222 353 700 379 243 402 845 

$07 079 

l 

Soziale Sicherung ■ 

109 006 

124 099 

Ul H4 

m 350 

186 539 228 465 246 200 262 193 279 08t 

350 319 

10 

Allgemeine Systeme - . 

83 006 

94 533 

109 168 

125 5J3 

148 237 185 061 201 285 214 003 229 008 

280 547 

101 

Rentenversicherung . . - 

52 162 

57 474 

66660 

76198 

88 778 101 027 114 S72 

124 6S1 

129 357 

153 343 

ton 

Rentenversicherung der Arbeiter , . 

31 863 

35 142 

40 829 

46343 

54 374 

61 706 

69 421 

73 515 

74 264 

97 752 

1012 

Rentenversicherung der Angestellten 

16 403 

18 0© 

21 150 

24 320 

30095 

43 153 

51360 

56 224 

57 530 

6t 110 

1013 

K n tippschäl 1 1 ich© Re n i en v ei sldtni unf 

6 129 

6 564 

7 284 

7 951 

0 881 

9 788 

10951 

1 1 876 

12 415 

14598 

103 

Krankenversicherung 

25 650 

31 642 

36910 

43 936 

52 404 

61631 

67285 

70 388 

74 422 

94 827 

104 

Unfallversicherung , . * . . . 

4290 

4 610 

5 165 

5 727 

6 294 

7 185 

7 öl 6 

8330 

8 060 

10 930 

105 

Arbeitsföideruug 

3 0«9 

4 907 

5 836 

6 784 

10 427 

18 416 

16 561 

15 081 

19 187 

24 718 

106 

Kindergeld * 

2 091 

3299 

3274 

3207 

3 247 

14693 

14 430 

14 650 

15 400 

14 350 

(2 

S anders ys Leine 

i mi 

1 141 

1 304 

1 766 

2 028 

2 403 

2713 

2 981 

3 205 

3 039 

m 

Alteishllfe für Landwirte 

SO!) 

96? 

i um 

1400 

1650 

1 083 

2095 

2 291 

2 506 

2 974 

133 

V ersorgüngsw erke * * . * . . * . . 

173 

174 

196 

296 

368 

520 

818 

670 

690 

865 

13 

BcamttmrechUlche? System 

Z4 nun 

27 396 

29 368 

32 583 

36 341 

37 645 

30 468 

41 287 

43 568 

5$ 623 

Ul 

Pensionen .. 

mm 

18321 

19 779 

22 080 

24 780 

26 670 

28 401 

20 750 

31 478 

4l 131 

m 

FamiUensuachläge *.*>,. 

6 218 

6789 

6S97 

7 57! 

0240 

7 035 

6041 

7 200 

7 570 

9 290 

m 

Beihilfen 

zm 

2286 

2 592 

2 926 

3321 

3940 

4126 

4 309 

4 520 

5 202 

14 

Ergttrmmg ss y steine . . 

1309 

1012 

1 009 

2193 

2 708 

3 301 

3 030 

4 601 

4 209 

5 473 

Hl 

: Zusatzverslch. im dtfenllichen Dienst 

1 356 

1 569 

1853 

2 136 

2 613 

3 204 

3 523 

3 875 

4 077 

5 306 

tct 

Zusatz versieh. für einzelne Berufe 

41 

43 

56 

57 

05 

97 

115 

126 

132 

167 

2 

A rbeltgebe rle U t ung e n 

\H2M 

I8 6Q0 

21 500 

24 900 

25 300 

25 300 

26 300 

28 300 

30 000 

38 400 

m 

Entgelt for tzablung 

12500 

13 500 

15 000 

18 000 

18 000 

17 500 

18 000 

19 500 

20 600 

26 600 


Vertrag!, u. freiw. ArbeitgeberleisT 

5 700 

6 100 

6500 

6900 

7 300 

7 800 

8 300 

9000 

9 400 

11 000 

2 

Entschädigung en 

11542 

12 373 

13 278 

13 827 

14 691 

15 806 

16 300 

18 068 

17 504 

18 298 

m 

Kriegsopferversorgung 

7406 

8 073 

8 577 

9172 

10 129 

11 135 

ft 023 

12 446 

12 981 

14 107 

m 

Lasiert Ausgleich . . 

1 782 

1821 

1814 

1749 

i im 

1846 

1075 

1 890 

1 078 

1 701 

m 

Wiedergutmachung 

1959 

2 012 

2201 

2299 

2tm 

2 278 

2 175 

2 170 

2 150 

2 000 

3 ® 

Sonstige Entschädigungen ........ 

315 

467 

684 

607 

574 

547 

517 

460 

465 

488 1 

4 

Soziale Hilfen und Dienste , 

11 450 

17 079 

21 053 

23 714 

28 SU 

31 sao 

33 252 

38 23 t 

38 631 

42 808 

401 

Sozialhilfe 

3 462 

4 175 

4 98t 

5810 

7 450 

8 612 

9 005 

10002 

11997 

I7 37Q 

402 

Jugcndhilfo . 

1 492 

1897 

2234 

2 614 

3 253 

3705 

4 101 

4 486 

4 894 

6 816 

403 

Ausblldungsförderung . . 

m 

1 t fi 5 

1757 

1924 

2036 

2 740 

2 544 

2031 

3 290 

3 930 

404 

Wohngeld . . * * *« . 

654 

002 

1286 

1227 

1 578 

1 797 

I 759 

I 595 

2120 

1930 

405 

öl I entlieh er Gesundheitsdienst . . ■ 

758 

005 

1 069 

i m 

I 230 

1 340 

1430 

1520 

1600 

2 000 

40$ 

Vercoögensbildung 

4 455 

8 035 

9735 

11030 

12 964 

13 386 

13613 

15 097 

12 730 

I0 560 

1-4 

Direkte teistungen insgesamt . 

149 966 

172800 196 544 223 354 256 566 300 626 321 580 343 920 362 586 

448 819 

S 

Indirekte Leistungen .............. 

24 770 

25 986 

27 416 

29 280 

31 501 

29 506 

32202 

35 923 

40250 

59160 

501 

Steuerermäßigungen 

20717 

21 853 

23 144 

24 825 

26 890 

25 41? 

28 029 

31 529 

35 262 

S2 507 

*02 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

4 053 

4 133 

4 272 

4 455 

4 61t 

4 179 

4 173 

4 394 

4 997 

6 653 


Sti der Smnmenbildung lieben sich Zählungen der Institutionen untereinander (Verrechnungen) gegenseitig auf 
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noch: Tabelle I — 4 

noch: Leistungen nach Institutionen 1970 bis 1978, 1982 
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 




1970 

1971 

1972 | 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982') 

0 

Sozialbudget insgesamt 

-b 

£3,0 

+ 13,8 

+ 12,7 

+ 12,8 

+ 14,0 + 

14,6 

+ 7,1 

+ 7,2 

+ 62 

+ 6,0 

l 

Soziale Sicherung ...... 

fr 

9 4 Ö 

+ 13,8 

13,7 

+ 14,3 

+ 16,9 

+ 21,2 

+ 7,8 

+ 6,5 

+ 6,4 

+ 6,0 

10 

Allgemeine Systeme 


8,0 

+ 13,8 

+ 15,5 

+ 15,0 

+ 18,1 

+ 

25,4 

+ 8,2 

+ 6,8 

+ 0,6 

+ 5,9 

101 

Rentenversicherungen 

+ 

9,9 

+ 10,2 

+ 16,0 

+ 14,3 

+ 16,5 

fr 

13,8 

+ 13,5 

+ 8,7 

+ 3.8 

+ 4.2 

toi t 

Rentenversicherung der Arbeiter 

fr 

92 

+ 10,3 

+ 16,2 

+ 15,0 

+ 15.8 


133 

+ 12,5 

+ 5,9 

+ 12 

+ 3,6 

1012 

Rentenversicherung der Angestellten . 

+ 

103 

+ 10,3 

+ 16,9 

+ 15,0 

+27,4 

-b 

393 

+ 18,9 

+ 9,6 

+ 2,3 

+ 1,7 

1013 

Knappschaftliehe Rentenversicherung . 

+ 

5,0 

4- 7,1 

+ 11,0 

+ 9,2 

+ 11,7 

fr 

10,0 

+ 12,1 

+ 8,4 

+ 4,5 

+ 4,2 

108 

Krankenversicherung . 

-b 

53 

+23,4 

+ 13,6 

+ 19,0 

+ 19,3 

-b 

17,6 

+ 9,2 

+ 4,6 

+ 5,7 

+ 6,1 

104 

Unfallversicherung 

fr 

03 

+ 7,7 

+ 12,0 

+ 10,9 

+ 9,9 

fr 

143 

+ 8,8 

+ 6,6 

+ 6,6 

+ 5,6 

105 

Arheitsfördenmg . 

+ 

33,0 

+25,6 

+ 17,0 

+ 102 

+53,7 

fr 

76,6 

-10,1 

- 4,1 

+20,8 

+ 9,3 

106 

Kindergeld — .... 

-b 

5,8 

+ 14,1 

- 0,8 

- 2,0 

+ 1,2 

+352,5 

- 1.« 

- 2,6 

+ 9,6 

+ 0,4 

12 

Sondersy Sterne 

+ 

8,7 

+ 5A 

+ 14,3 

+ 35,4 

+ 14,7 

+ 

18,6 

+ 12,9 

4 9,1 

+ 8,2 

+ 5.3 

122 

Altershille für Landwirte 

-b 

8,7 

+ 6,4 

+ 14,6 

+32,5 

+ 12,9 + 

133 

+ 11,3 

+ 9,4 

+ 9,4 

+ 5,4 

123 

Versorg ungs werke „ 

-b 

8,8 

4- 03 

+ 12,6 

+52,0 

+23,5 + 

413 

+ 18,8 

+ 8,4 

+ 4,3 

+ 5,2 

13 

Be amten recht liebes System 

4- 

IU 

+ 13,8 

+ 7,2 

+ 10,9 

+ 11,5 

+ 

3,6 

+ 42 

+ 4,6 

+ 5,6 

+ 6,2 

131 

Pensionen 

fr 

12,2 

+ 15,7 

+ 8,0 

+ 11,7 

+ 12,2 

fr 

7,6 

+ 0,5 

+ 4,7 

+ 5,8 

+ 6,7 

132 

FamiHenzuschläqe . „ 

+ 

0.4 

+ 9,2 

+ 3,1 

+ 82 

+ 8,8 

— 

14,6 

- 1,3 

+ 3,8 

+ 5,0 

+ 5,2 

133 

Beihilfen , 

4- 

£3,J 

+ 13,8 

+ 13,4 

+ 12,9 

+ 13,5 

■b 

18,6 

+ 4.7 

+ 4,4 

+ 42 

+ 3,8 

14 

E rg ä nz uugssy steme 

H- 

34ß 

+ 15,2 

+ 18,4 

+ 14,9 

+23,5 

fr 

21,9 

+ 10,2 

+ 10,0 

+ 5,2 

+ 6,5 

141 

Zusatz versieh. im öffentlichen Dienst , 

+ 

353 

+ 152 

+ 18,1 

+ 15.3 

+22,3 + 

223 

+ 10,0 

+ 10,0 

+ 52 

+ 6,5 

£42 

Zusatzversuch. für einzelne Berufe ,, 

fr 

133 

+ 4,0 

+30,2 

+ 1,8 

+66,7 

fr 

2,1 

+ 18,7 

+ 9,6 

+ 4,7 

+ 5,8 

2 

ArbetlgeberleisLungen . - 

4- 

6U 

+ 7,7 

+ 9,7 

+ 15,8 

+ 1,6 


0,0 

+ 4,0 

+ 8,4 

+ 5,2 

+ 6,1 

201 

BntgelLfortzahlung , * . . . 

+ 108,3 

+ 8,0 

+ 11,1 

+20,0 

0,0 

— 

23 

+ 2,9 

+ 8,3 

+ 5,6 

+ 6,4 

229 

Veitragl, u* freiw. Arbeitgeberleist, ♦. . 

fr 

73 

+ 7,0 

+ 6,6 

+ 6,2 

+ 5,8 

fr 

63 

+ 6,4 

+ 8,4 

+ 4,4 

+ 5,6 

3 

Entschädigungen 

-b 

8,4 

+ 7,2 

+ 7,3 

+ 4,2 

+ 6,3 

+ 

73 

+ 3,7 

(+ 3,5 

+ 3,2 

+ 12 

301 

Krlegsopferversorgung 

-b 

11,2 

+ 7,8 

+ 6,2 

+ 6,9 

+ 10,4 

■b 

9,9 

+ 6,2 

+ 5,3 

+ 4,3 

+ 2,5 

302 

Lastenausgleich * . 

fr 

0,2 

+ 2,2 

- 0,4 

- 3, 6 

+ 22 

fr 

3,0 

+ 1,6 

+ 0.8 

- 0,6 

- 2,1 

303 

Wiedergutmachung ...... 

+ 

5,7 

+ 2,7 

+ 9,4 

+ 4,5 

- 4,5 

fr 

33 

- 4,5 

- 02 

- 0,9 

- 1,6 

309 

Sonstige Entschädigungen , , . 

+ 

10,9 

+48,3 

+ 40,5 

— 11*3 

- 5,4 

— 

4,7 

- 5,9 

-10,7 

+ 7,6 

+ 1,2 

4 

Soziale Hilfen und Dienste 

H- 

343 

+49.2 

+23,3 

+ 12,6 

+20,2 + 

103 

+ 5,3 

+ 9.0 

+ M 

+ 3,3 

401 

Sozialhilfe 

4- 

16,0 

+20,6 

+ 19,3 

+ 16,6 

+28,2 

fr 

153 

+ 13,9 

+ 112 

+10,0 

+ 9,8 

402 

JugendWlfe * 

4? 

223 

+ 27,1 

+ 17,8 

+ 17,0 

+24,4 

fr 

13,9 

+ 10,7 

+ 9,4 

+ 9,1 

+ 8,7 

403 

Ausbildungsförderung . . « , i 

+ 

753 

+85,2 

+50,8 

+ 9,5 

+ 5.8 

fr 

34,6 

- 7,2 

+ 3,4 

+25,0 

+ 8,4 

404 

Wohngeld 

-b 

4,0 

+37,9 

+42,6 

+ 4,6 

+ 28,6 

fr 

13,9 

- 2,1 

- 9,3 

+32,9 

+ 32 

405 

Öffentlicher Gesundheitsdienst 

4- 

8ß 

+ 19,4 

+ 17,1 

+ 4,6 

+102 + 

8 t 9 

+ 6,7 

+ 6,3 

+ 5,3 

+ 5,6 

406 

Vermögensbildung . . 

4- 

683 

+80,4 

+21,2 

+ 13.3 

+ 172 

fr 

3,3 

+ 1,7 

+ 10.9 

-15,7 

- 62 

1—4 

Direkte Leistungen Insgesamt 

4 

15,1 

+ 15,2 

+ 13,7 

+ 13,6 

+ 14,9 

fr 

173 

+ 7,0 

+ 6,8 

+ 5,6 

+ 5,5 

5 

Indirekte Leistungen . 

+ 

63 

+ 4,9 

+ 5,5 

+ 6,8 

+ 7,6 

— 

6,0 

+ 8,8 

+ 11,6 

+ 12,1 

+ 102 

501 

Steuerermäßigungen * 

4" 

63 

+ 5,5 

+ 5,9 

+ 7,3 

+ 8,3 


53 

+ 10,3 

+ 12,5 

+ 11,8 

+ 10,7 

502 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

4- 

43 

+ 2,0 

+ 3,4 

+ 4,3 

+ 3,5 

— 

9,4 

- 0,1 

+ 5,3 

+ 13,7 

+ 8,7 


l ) im Durdischnill der Jahre 1977 bis 1982 
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noch: Tabelle I — 4 

noch! Leistungen nad) Institutionen 1970 Ws 1978, 1982 
Anteile am Bruttosozialprodukt In Prozent 




1070 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 1 

1976 

1977 

1978 

1982 

0 

Sczlaibudgei Insgesamt 

25,73 

26,29 

27,07 

27,46 

20, 19 

32,05 

3/,4Ö 

31,78 

31ß2 

30,36 

1 

Soziale Sicherung 

mßi 

16,4 1 

t?ß6 

1?ß4 

mio 

22,17 

BIß! 

21,97 

21,84 

2Ö,Ö4 

10 

Allgemeine Systeme 

12,23 

12,50 

13,20 

13,64 

15,02 

18,05 

17,91 

18ß) 

17,93 

17.73 

101 

Rentenversicherungen * . ...... 

IM 

7.60 

8,06 

828 

9,00 

9,81 

10,20 

10,45 

10,12 

9,17 

ton 

Rentenversicherung der Arbeiter 

4,69 

■1.65 

4ß4 

5,10 

5,51 

5,99 

6,18 

6,16 

5ßt 

5,25 

1012 

Rentenversicherung der Angestellten . 

2,42 

2,39 

2,58 

2,64 

3 A4 

4,19 

4,56 

4,71 

4,50 

3,65 

2013 

Knappschaftliche Renten% f ersichemng * 

0,90 

0.87 

QM 

OßO 

OSO 

0,95 

0,9? 

1,00 

Oßl 

0,87 

103 

Krankenversicherung , , 

3,78 

4, JO 

4,46 

4,76 

5.3 1 

5,98 

5,00 

5,00 

5,82 

5,67 

104 

Un fall Versicherung . .... * 

0M 

0,61 

0,62 

0,62 

0ß4 

0,70 

0,70 

0,70 

0ß9 

0,65 

105 

A rbeitsfördemng .* 1 «*« 

0,58 

0,66 

0,71 

0,74 

1,06 

L? 9 

U 7 

1,33 

1,50 

1A8 

106 

Kindergeld . 

0,43 

0,44 

0,40 

0,35 

0,33 

l t 43 

1,28 

1J8 

ißt 

0,86 

12 

Sonde rsyste me 

0,16 

0,15 

0,16 

0,19 

0,21 

0ß3 

0,24 

QßS 

Oß 5 

0,23 

122 

Altershilfe für Landwirte . 

0, 13 

0,13 

0,13 

0,16 

0,17 

0,18 

0,19 

0,19 

OßO 

0.JS 

123 

Versorgungswerke 

0,03 

0 ,02 

0,02 

0,03 

0,04 

0,05 

0,05 

0,06 

QßS 

0.05 

13 

Beamten recht lieh es System . 

3,54 

3,62 

3,55 

3ß4 

3,68 

3ß5 

3,5t 

3,46 

3,41 

3,32 

131 

Pensionen - * - . 

aas 

2,42 

2,39 

2,40 

2ßl 

2,59 

2ß3 

2,49 

2,46 

2,46 

132 

Famillenzuschläge 

OM 

0,90 

0,85 

0ß2 

0ß3 

0,68 

OßZ 

0,60 

0,50 

0,56 

133 

Beihilfen 

0,30 

0,30 

0,31 

0,32 

0ß4 

0,33 

0,37 

OßO 

OßS 

0,31 

14 

Ergänzungssysleme * . v . 

0,2 f 

Oßl 

0,23 

Qß4 

Oßl 

Oßl 

Oßl 

0,34 

Oß 3 

033 

141 

Zusatz versieh. im Öffentlichen Dienst , 

0,20 

0,21 

0ß2 

0,23 

0,26 

Ößt 

Qßl 

Oß 2 

0,32 

0,32 

142 

Ziisatzversich. für einzelne Berufe * , 

Qßl 

Qßl 

Ößt 

0,0 i 

Qßl 

Oßl 

Qßl 

Oßl 

Oßl 

Oßl 

2 

Arbeit gehe Heist ungen , . 

2M 

2,59 

2ß0 

2,71 

2,56 

2,46 

2ß4 

2,39 

2 , 35 

2ß0 

201 

Entgeltfortzahiung . * * 

i M 

t, 79 

m 

IM 

1.82 

1,70 

um 

163 

1,61 

1,59 

223 

Vertrag!, u. freiw. Arbeitgeber! eist . * 

6,84 

0,81 

0,79 

0,75 

0,74 

0,76 

0,74 

0,75 

0,74 

0,71 

3 

Entschädigungen 

1 J0 

1,64 

1,60 

1 ,50 

1,49 

IM 

1,46 

1,42 

1,37 

1,09 

301 

Kriegsopfer Versorgung * ...... . 

1,10 

Iß? 

lß4 

tßO 

tß3 

IßB 

iß 5 

tß4 

1,02 

0,84 

302 

Laalenausgleich 

0,26 

0,24 

0ß2 

0,19 

0,18 

0,18 

0,17 

0,16 

0,15 

0,10 

303 

Wiedergutmachung , » 4 ... * * * * , . 

0,29 

0ß7 

Qß7 

0,25 

Qß2 

0,22 

0,19 

0,18 

0,17 

0,12 

309 

Sonstige Entschädigungen . * 

0,05 

0ß6 

0ß8 

0,07 

OßO 

0,05 

0,05 

0ß4 

0,04 

0,03 

4 

Soziale Hüten und Dienste 

t t m 

2,26 

2ß5 

2,57 

2,89 

3,07 

2,96 

3,04 

2,81 

2,55 

401 

Sozialhilfe * 

0,5t 

0ß5 

OßO 

0,63 

0,75 

0,64 

0,87 

Oßl 

0,94 

lß4 

4Q2 

Jugendhüfe , 

022 

Oß 5 

Qßl 

0,26 

0,33 

0,3$ 

0,36 

0,38 

0ß8 

0A1 

403 

Ausbildungsförderung . . 

0,09 

0,15 

Oßl 

Oßl 

Oßl 

Oß 7 

0ß3 

0/22 

0,26 

0,23 

404 

Wohngeld ..... .... 

0,W 

0,12 

0,16 

0,13 

0,16 

0,17 

o,m 

0,13 

0,17 

0,12 

405 

öffentlicher Gesundheitsdienst 

OJJ 

0,12 

0,13 

0,12 

0,12 

0,13 

0,13 

0,13 

0,13 

0,12 

406 

Vermögensbildung ..... 

0,66 

tß6 

1,18 

i ,20 

131 

J,30 

tßl 

1,27 

IßO 

0,63 

1—4 

Direkte Leistungen Insgesamt ^ . . * 

22,09 

22,86 

23,76 

24ß? 

26,0 0 

29,18 

28,62 

28,77 

28,37 

26ß3 

5 

Indirekte Leistungen 

3ß4 

3.44 

3ß1 

3J8 

3J9 

2ß 7 

2,87 

3,0 J 

3J5 

3J54 

501 

Steuerermäßigungen 

3,05 

2ß9 

2,80 

2 ,69 

2,72 

2,47 

2,49 

2ß4 

2,76 

3,14 

502 

Vergünstig ungen im Wohnungswesen 

0,60 

0,55 

0,52 

0,48 

0,47 

0,41 

Oß 7 

Oßl 

0,39 

QA0 


der Summtmbildung heben sich Zahlungen der Ens tüutiemen unter einander [Verrechnungen) gegenseitig auf. 
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noch: Leistungen nach Institutionen 1970 bis 1978, 1982 
Struktur in Prozent 




1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

0 

Soziülbudqet insgesamt 

100 

100 

100 

100 

WO 

100 

100 

100 

100 

m 

1 

Soziale Sicherung 

62,4 

62,4 

63,0 

63,9 

65,5 

69,2 

69,6 

69,1 

69,3 

69,0 

10 

Allgemeine Systeme 

47.5 

47.5 

48,7 

49.7 

51.5 

56,3 

56.9 

56,7 

56.0 

56.4 

101 

Rentenversicherungen 

29.8 

28,9 

29,8 

3 0.2 

30,8 

30,6 

32,4 

32,9 

32,1 

30,2 

1011 

Rentenversicherung der Arbeiter .... 

18,2 

17.7 

18,2 

18.6 

18,9 

18,7 

19 ß 

19.4 

18,4 

17ß 

1012 

Rentenversicherung der Angestellten . 

9,4 

9.1 

9,4 

9,6 

10,8 

13,1 

14 , 5 

14,8 

14,3 

12,0 

1013 

Knappschaltliche Rentenversicherung . 

3.5 

3.3 


3,1 

3.1 

3,0 

3.1 

3,1 

3,1 

2.9 

103 

Krankenversicherung . 

14.7 

15,9 

16 , 5 

17.4 

18,2 

18,7 

10,0 

18,6 

18.5 

18,7 

104 

Unfallversicherung 

2,4 

2.3 

2.3 

2,3 

2.2 

2.2 

2,2 

2ß 

2.2 

2ß 

105 

Arbeitsförderung 

2.3 

2,5 

2,6 

2.7 

3,6 

5.6 

4.7 

4ß 

4.8 

4 $ 

106 

Kindergeld . 

1,7 

1,7 

lß 

1.3 

1.1 

4,4 

4,1 

3,7 

3,8 

26 

12 

Sondersys leine 

0.6 

0.6 

0,6 

0,7 

0,7 

0,7 

0.8 

0,8 

0,8 

0,8 

122 

Altershllfe für Landwirte 

0.5 

0ß 

0ß 

0,6 

0,6 

0.6 

0.6 

0.6 

0.6 

0.6 

123 

Versorgungswerke 

0,1 

0.1 

0,1 

0.1 

0.1 

0ß 

0,2 

0ß 

0ß 

0.2 

13 

Bc.iiiitenrci htllches System 

13.8 

13,8 

13,1 

12,9 

12,6 

U.4 

11.2 

10,9 

10,8 

10,9 . 

131 

Pensionen 

9.1 

9.2 

8.8 

8,7 

8.6 

8.1 

8.0 

7.8 

7.8 

8.1 

132 

F&mllienzuschlfige 

3,6 

3,4 

3,1 

3ß 

2,9 

2.1 

2,0 

Iß 

L9 

1,8 

133 

Beihilfen 

1.1 

1.1 

Iß 

lß 

lß 

lß 

lß 

U 

1.1 

Tfl 

14 

Ergänzungssysleme 

0.8 

0.8 

0.9 

0.9 

0.9 

tfl 

lß 

M 

1.0 

1,1 

141 

Zusatzvcrsich. im öffentlichen Dienst . 

0.8 

0.8 

0.8 

0.9 

0,9 

1.0 

tfl 

lß 

tfl 

1.0 1 

142 

Zusulzversich. für einzelne Berufe . . 

0,0 

0,0 

0.0 

0,0 

0.0 

0.0 

Oß 

0ß 

0.0 

0.0 I 

2 

Arbettgebcrleistungen 

10.4 

9ß 

9ß 

9,0 

8.8 

7.7 

7.4 

7.5 

7,4 

7.6 

20t 

Entgeltforlzöhlunq 

7,2 

6.8 

0,7 

7.1 

Oß 

5.3 

5,1 

5,1 

5,1 

5.2 | 

229 

Vertrag!, u. freiw. Arbeitgeberleisl. . 

3.3 

3.1 

2,9 

2.7 

2.5 

2.4 

2,3 

2,4 

2.3 

2,3 

3 

tA Uädigungen 

6.6 

6* 

5.9 

5,5 

5.1 

4.8 

4.6 

4J5 

4,3 

3.6 

301 

Kriegsopfervei sorgong .. 

4,3 

4,1 

3,8 

3,6 

3,5 

3.4 

3,3 

3.3 

3ß 

2ß 

302 

Lastonausgleirh 

lß 

0ß 

0,8 

0.7 

0.6 

0,6 

0,5 

0.5 

0,5 

Oß 

303 

Wiedergutmachung 

1,1 

Iß 

lß 

0.9 

0.8 

0,7 

0,6 

0,6 

0,5 

0,4 

309 

Sonstige Entschädigungen 

0.2 

0ß 

0ß 

0.2 

0.2 

0.2 

0,1 

0.1 

0,/ 

0,1 | 

4 

Soziale Hilfen und Dienste 

6,5 

8,6 

9,4 

9.4 

9,9 

9ß 

9,4 

9.0 

9,f 

8.4 

401 

Sozialhilfe 

2.0 

2,1 

2,2 

2ß 

2,6 

2,6 

2.8 

2.9 

3,0 

3,4 

402 

Jugendhilfe 

0ß 

lß 

iß 

lß 

1,1 

U 

lß 

Iß 

Iß 

tfl 

403 

Ausbildungsförderung 

0.4 

0,6 

0,8 

0.8 

0,7 

0,8 

0.7 

0.7 

0.8 

Oß 

404 

Wohngeld , 

0.4 

0ß 

0,6 

Oß 

0.5 

0.5 

0.5 

0.4 

0ß 

0,4 

405 

öffentlicher Gesundheitsdienst 

0.4 

0ß 

0ß 

0,4 

0.4 

0,4 

0.4 

0.4 

0,4 

0,4 

406 

Vermögensbildung 

2.6 

4ß 

4,3 

4,4 

4,5 

4,1 

3.8 

4,0 

3.2 

2,1 

1—4 

Direkte Leistungen insgesamt . . . 

85.8 

86.9 

87.8 

88,4 

89,1 

91.0 

90,9 

90,5 

90,0 

88.4 

5 

Indirekte Lelslungeu 

14,2 

13,1 

I2ß 

11,6 

10, 9 

9ß 

9,1 

9ß 

10,0 

11 fi 

501 

Steuerermäßigungen 

11,9 

lifl 

10,3 

9,8 

9.3 

7,7 

7,9 

8.3 

8,8 

\0ß 

502 

Vergünstigungen ira Wohnungswesen 

2,3 

2,1 

1,9 

1,8 

Ifi 

Iß 

Iß 

lß 

Iß 

1,3 1 


Bei der Summenbildung heben sich Zahlungen der Institutionen untereinander (Verrechnungen) gegenseitig auf. 
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Tabelle 1—5 


Finanzierung nach Arten 1970 bis 1978. 1982 



1070 

1971 

J9?2 

1073 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1902 

Sozialbudget insgesamt 

18t 342 

286 281 

232 534 

266 691 

in Millionen DM 

294 391 329 863 

355 952 

377 030 

398 495 

519 021 

Beiträge 

1Ö8 410 

123 166 

139 575 

164 316 

180 128 

195 949 

217 054 

231 286 

243 402 

328 3S4 

der Versicherten , > * 

36 015 

40949 

47453 

55 955 

62 442 

69240 

78 358 

B2 760 

87 593 

127 290 

tatsächliche Beiträge 
der Arbeitgeber , . > , 

37 757 

44 655 

50947 

61 294 

67 285 

74 461 

83 621 

90 030 

94 220 

121 92 t 

unterstellte Beiträge 
der Arbeitgeber , , T . 

33 838 

37 562 

4 t 175 

47 067 

50 401 

52 248 

55 075 

58 496 

61 589 

79143 

Zuweisungen < 

67 469 

76 965 

86 093 

93 789 

104 761 

124 215 

129 182 

136 147 

146 665 

182 269 

aus öffentlichen 
Mitteln 

■ 64 870 

72 761 

80 854 

87 253 

96 942 

117 117 

122 016 

128 879 

139 243 

175 022 

aus nichiöf fern liehen 
Mitteln * . 

2 599 

4 204 

5 230 

6 536 

7 839 

7 098 

7 166 

7 268 

7 422 

7 247 

Sonstige Hinnahmen , . 

5 483 

6 ISO 

6 866 

8 586 

9 482 

9 699 

9 716 

9 596 

8 428 

8 398 

Sozialbudget insgesamt 1 


+ 13.0 

Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 

+ 12,7 +14,7 +10,4 +12,1 + 7,9 +5,9 

+ 5,7 

') 

+ 6,6 

Beiträge 


+ 13,6 

+ 13,3 

+ 17,7 

+ 9,6 

+ 8,8 

+ 10,8 

+ 6,6 

+ 5,2 

+ 7,3 

der Versicherten . , . 


+ 11.2 

+ 15.9 

+ 17,9 

+ 11,6 

+ 10,9 

+ 13,2 

+ 5,6 

+ 5,8 

+ 7,8 

tatsächliche Beiträge 
der Arbeitgeber , 


+ 18,3 

+ 14,1 

+ 20,3 

+ 9,8 

+ 10, 7 

+ 12,3 

+ 7,7 

+ 4,7 

+6,3 

unterstellte Beiträge 
der Arbeitgeber * * - , 


+ 11,0 

+ 9,6 

+ 14,3 

+ 7,1 

+ 3,7 

+ 5,4 

+ 6,2 

+ 5,3 

+ 6,2 

Zuweisungen . . . 


+ 14,1 

+ 11,9 

+ 8,9 

+ 11,7 

+ 18,5 

+ 4,0 

+ 5,4 

+ 7,7 

+ 6,0 

aus öffentlichen 
Mitteln . _ , 


+ 12,2 

+ 11,1 

+ 7,9 

+ 11,1 

+ 20.8 

+ 4.2 

+5,6 

+ 8,0 

+6,3 

aus nichtöffentlichen 
Mitteln 


+ 61.8 

+ 24,6 

+ 24.9 

+ 19,9 

- 9,5 

+ 1,0 

+ 1,4 

+ 2,1 

- 0.1 

Sonstige Einnahmen . 


+ 12,6 

+ 11,6 

+25,1 

+ 10,4 

+ 2,3 

+ 0,2 

“1,2 

-12,2 

- 2,6 

Sozial budget insgesamt 

100.0 

100,0 

100, 0 

Struktur in Prozent 

100,0 100,0 100,0 100,0 

10 0,0 

100,0 

100,0 1 

Beiträge 

59,8 

59,7 

60,0 

6t, 6 

61,2 

59,4 

61,0 

61,3 

61,1 

63,3 

der Versicherten 

20. 3 

19,9 

20,4 

2 t ,0 

21,2 

21,0 

22,0 

21,9 

22,0 

24,5 

tatsächliche Beiträge 
der Arbeitgeber 

20.8 

21,6 

2 1.9 

23 t 0 

22,9 

22,6 

23,5 

23,9 

23,6 

23,5 

unterstellte Beiträge 
der Arbeitgeber . 

18,7 

18,2 

17,7 

17,6 

17,1 

15,8 

15,5 

15,5 

15,5 

15,2 

Zuweisungen * . 

37,2 

37,3 

37,0 

35,2 

35.6 

37,7 

36,3 

36,1 

36,8 

35.1 

aus öffentlichen 
Mitteln 

35,8 

35,3 

34,8 

32,7 

32,9 

35,5 

34,3 

34,2 

34,9 

33,7 

aus nichtöffentlichen 
Mitteln 

1.4 

2,0 

2,3 

2,5 

2,7 

2,2 

2,0 

1,9 

1.9 

1.4 

Sonstige Einnahmen * , 

3.0 

3.0 

3,0 

3,2 

3,2 

2,9 

2,7 

2.5 

2,1 

1-6 


im Durchsdmm der Jabre 1977 bis 1987 
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Tabelle I — 6 


Finanzierung nach Quellen 1970 bis 1978 r 1982 



1970 

1971 

1372 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 






in Millionen DM 





Soziaibudget insgesamt 

IH! 342 

206 281 

232 533 

266 691 

294 390 

329 863 

355 952 

377 030 

398 495 

519 021 

Unternehmen 

56 662 

65 873 

74 581 

88 720 

96 283 

100 240 

109 509 

117 093 

121 102 

152 384 

Bund 

45 339 

50 557 

56 536 

61 315 

67 492 

87 995 

90 396 

95 192 

101 506 

122 330 

Lander 

26 706 

30 497 

33 322 

36 011 

40 714 

42 020 

44 484 

46 772 

50 734 

66 665 

Gemeinden 

12 522 

14 626 

16 4UI 

18 941 

21 855 

24 273 

26 504 

28 271 

30 640 

41 628 

Sozialversicherung , , . 

590 

683 

740 

893 

I 026 

1 113 

944 

1 124 

1 022 

1 187 

Private Organisationen 

1 46t 

1 573 

i 708 

2 023 

2237 

2 162 

2 384 

2 543 

2 655 

3 398 

Private Haushalte . . , , 

38 006 

42 379 

49 069 

57 883 

64 601 

71 899 

81 581 

85 870 

90 684 

131 215 

Übrige Welt 

56 

93 

97 

106 

202 

1 Gl 

151 

164 

151 

212 




Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 


*) 

Sozialbudget insgesamt 


+ 13,3 

+ 12,7 

+ 14,7 

+ 10,4 

+ 12,1 

+ 7,9 

+ 5,9 

+5,7 

+6,6 

Unternehmen 


+ fß,3 

+ 13,2 

+ 19,0 

+ 8,5 

+ 4,1 

+ 9,2 

+ 6,9 

+ 3,4 

+5,4 

Blind 


+ 11,5 

+ 11,8 

+ 8,5 

+ 10,1 

+30, 4 

+ 2,7 

+ 5,3 

+ 6,6 

+ S,J 

Lander 


+ 14,2 

+ 9,3 

+ 10,5 

+ 10,6 

+ 3,2 

+ 5,9 

+ 5,1 

+ 8,5 

+7,3 

Gemeinden . , . . , 


+ 16,8 

+ 12,7 

+ 14,9 

+ 15,4 

+ 11, 1 

+ 9,2 

+ 6,7 

+ 8,4 

+ 8,0 

Sozialversicherung , , . 


+ 15,8 

+ 8,3 

+20,7 

+ 14,9 

+ 8,5 

-15,2 

+ 19,1 

-9,1 

+ 1,1 

Private Organisationen 


+ 7,7 

+ 8,6 

+ 18,4 

+ 9,6 

~ 2,5 

+ 10,3 

+ 6,6 

+4,4 

+6,0 

Private Haushalte 


+ 11,5 

+ 15,8 

+ 18,0 

+ 11,6 

+ 1 1,3 

+ 13,5 

+ 5,3 

+5,6 

+8,9 

Übrige Welt > , . 


+66,1 

+ 4,3 

+ 9,3 

+90,6 

—20 , 3 

- 6,0 

+ 8,5 

-8,1 

+5,2 





Struktur 

in Prozent 




Sozial Budget insgesamt 

f00,0 

100,0 

100,0 

100 ß 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Unternehmen 

31,3 

31,9 

32,1 

33,3 

32,7 

30,4 

30,8 

31, 1 

30,4 

29,4 

Bund 

25,0 

24,5 

24,3 

23,0 

22,9 

26,7 

25,4 

25,2 

25,5 

23,6 

Länder 

H,7 

14,8 

14,3 

1X8 

13,8 

12, 7 

12,5 

12,4 

12,7 

12,8 

Gemeinden 

7,0 

7,1 

7,1 

1A 

7,4 

7,4 

7,4 

7,5 

7,7 

8,0 

Sozialversicherung . . . 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,4 

0.3 

0,3 

0,3 

0,3 

0 ß 

Private Organisationen 

0,8 

0,8 

0,7 

0,8 

0,8 

0,7 

0,7 

0,7 

0,7 

0,7 

Private Haushalte 

21,0 

20,5 

21,1 

21,7 

21,9 

21,8 

22,9 

22,8 

22,8 

25,3 

übrige Welt 

0,0 

0,1 

0,0 

0,0 

0,1 

0.0 

0.0 

0.0 

0,0 

0,0 


im Durchschnitt der Jahre 1977 bis 1902 
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Anhang n 

Jahres Übersichten 

Leistungen und Finanzierung nach Arien und Institutionen 


II— 1—75 

1975 

II— 1—76 

t976 

II— 1—77 

1377 

II— 1—78 

1978 

II — i — 82 

1982 

n— 2— 75 

1975 

n— 2— 76 

1976 

II— 2— 77 

1977 

11— 2— 78 

1978 

II— 2— 82 

1982 


Leistungen nach Funktionen und Institutionen 


F t I 4 4 4 I t t 1 4 • > < ■ 



Leistungen nach Funkt iottsgruppen» Arten und Institutionen 

1975 ** 4 - 4*44 

1976 * 

1977 


Seite 

178 

100 

132 

134 

186 


183 

190 

192 

194 

196 


198 

200 

202 


78 1978 204 


11—3—82 1982 



Finanzierung nach Finanz! erungsquellcn und Institutionen 

1975 4 . 444 . 44 . 4 »». * * * » 4 .*4-4*444, P f , ••■»PH 


206 


208 

209 

210 
211 
212 


Leistungen nach Arten und Funktionen 

II— 5— 75 1975 ♦ * * 213 



76 1976 


.. 44 . 414 . 


14**4 p« 4 4 1- 


214 


K — 5—77 1977 *** ***** 215 

4.4.. .......... 1 .... i . 1 ..... . .... 4 . • 4 »44, 4 P 4 »4. 4 216 


fl— 5— 78 1978 .4.. 

11—5—82 1982 


Finanzierung nach Arten und Quellen 


-76 1976 , 214 

* T >TTIf*,IF4,*4,**,,»t*l«, *-, ,.,**•*,,< 4 f , 4 * I « 4 , P 4 * * 215 

216 

n— 6— 82 1982 ***** 4 * * * * * ** * , **,,..* 4.4 . 4 4 4 4 4 4 * 4 . 21 ? 


11-6—75 

1975 

n— 6— 76 

1976 

ir— 6— 77 

1977 

U — 6 — 78 

1978 

II — 6 — 82 

1982 

II— 7— 75 

1975 

il— 7— 76 

1976 

ü— 7— 7? 

1977 

0— 7— 78 

1978 

II— 7— 82 

1982 


217 


213 


Verrechnungen zwischen den Institutionen 


‘ P - * * * - 4 * 


* * 4 44.4» t + 4 4*. *.44*444* -****,.., 


218 

220 

222 

224 

226 
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Ta beite 11—1—75 

1975 



Leistungen und Finanzierung 

in 





Leistungen 





Einkoratnenslftistungeu 

Sachleistungen 


Institutionen 

insgesamt 










Ber- 

Waren- und 




laufend 

einmalig 

eutet* 

Dienst- 






t ungen 

leistungen 

0 

Sozialbudget Insgesamt 

330222 

240735 

1527 

9581 

60318 

1 

Soziale Sicherung 

228465 

153979 

594 

7881 

54543 

10 

Allgemeine Systeme 

185961 

1 17032 

539 

3905 

54447 

101 

Rentenversicherung ............ 

101027 

81011 

219 

: 

2948 

1011 

Rentenversicherung der Arbeiter 

61706 

45990 

122 

487 

1800 

1012 

Angestelltenversicherung 

43153 

27203 

73 

326 

1085 

1013 

Knappschalt liehe Rentenversicherung 

0768 

781B 

24 

21 

63 

103 

Krankenversicherung 

61631 

5422 

37 

1950 

50505 

104 

Unfallversicherung 

7185 

4762 

126 

122 

994 

105 

Arbcitsförderung . . . , r . . . , . . . . . 

18416 

11444 

157 

1079 

— 

106 

Kindergeld 

14693 

14393 

— 

— 

— 

12 

Sondersysteme 

2403 

2032 

— 

61 

96 

122 

Aitershilfe für Landwirte 

1B83 

1668 

— 

58 

96 

123 

Versorgungswerke 

520 

364 

— 

3 

— » 

13 

Beamtenrechtliches System 

37645 

31875 

42 

3822 

— . 

131 

Pensionen ^ 

26670 

24970 

— 

105 

— 

132 

Fttmllienzuschläge .... 

7035 

6905 

— 


—* 

133 

Beihilfen 

3940 

— 

42 

3717 

— 

14 

tirganzungssysteme 

3301 

3040 

13 

13 

— 

141 

Zusatzversicherung im Öffentlichen Dienst 

3204 

2949 

13 

13 

— 

142 

Zusatzversicherung für einzelne Berufe 

97 

91 

— 

— 

— 

2 

Arbeltgeberleistungen 

25300 

24000 

— 

— 

— 

201 

Entgelttortzahlung . 

17500 

1750(1 

— 

— 

— 

229 

Vertrag!. und freiw Arbeltgeberleistungen 

7800 

6500 

— 

— 

— 

3 

Entschädigungen 

15806 

12627 

339 

965 

803 

301 

Kriegsopferversorgung 

11135 

8766 

142 

660 

538 

302 

Lastenausgleich 

1846 

1514 

19 

179 

— 

303 

Wiedergutmachung . 

2278 

2032 

93 

9 

15 

309 

Sonstige Entschädigungen 

547 

295 

85 

117 

— 

4 

Soziale Hilfen und Dienste 

31580 

20533 

594 

735 

5172 

401 

Sozialhilfe ..... . . 

8612 

2764 

594 

525) 

3817 

402 

Jugendhilfe — . . . 

3705 

101 

— 

206 

1355 

403 

Ausbildungsforderung 

2740 

2627 

— 


— 

404 

Wohngeld ...... . . . . 

1797 

1655 

— 

— 

— 

405 

öffentlicher Gesundheitsdienst 

1340 

— 

— 

— 

9 

406 

Vermögensbildung 

13386 

13386 

— 

— 

— 

001 

Direkte Leistungen insgesamt 

300626 

211139 

1527 

9581 

60318 

5 

Indirekte Leistungen 

29596 

29596 







501 

Steuerermäßigungen . 

25417 

25417 

— 

— 

— 

502 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

4179 

4179 

— 

— 

— ’ 


Bei der Summenbildung heben sich die Zahlungen der Institutionen untereinander (Verrechnungen! gegenseitig auf. 
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Tabelle U— 1— 75 


nach Arten und Institutionen 

Millionen DM 


Leistungen 

Finanxlerung 

Allgemein* Dienste und 
Leistungen 

Verreib* 

nungen 

insgesAmt 

B«in*Qe 

Zuweisungen 

Son« 

»tlge 

Ein- 

nehmen 

Vei* 

red>» 

nungen 

Pinan- 

sieiungs* 

saldo 

Zu* 

«<UÜ»K 

Mnfl- 

nahmen 

innerer 

Dienst 

de* 

V«* 

tigerten 

der Arbeitgeber 

dui 

Rentner 

ft US 

offen!* 

liehen 

Mlllrln 

• US 

nicht* 

ötfent* 

lullen 

Mitteln 

tat« 

ftAdhüLldi 

unter* 

stellte 

1706 

7652 

8703 

— 

329863 

69235 

74461 

52248 

5 

117117 

7098 

9699 

— 

-359 

732 

3603 

6894 

239 

228106 

69231 

73327 

28338 

5 

17543 

2134 

7290 

238 

-359 

732 

3116 

5040 

1070 

183490 

67571 

68859 

409 

5 

40871 

245 

KM 

223 

-2471 

21 

322 

1485 

14187 

101644 

40343 

38358 

— 


19039 

-9 

3717 

187 

4-617 

M 

192 

876 

12225 

62921 

20726 

20092 

— 

— 

11008 

— 

748 

10347 

+ 1215 

7 

104 

533 

13822 

42555 

18992 

17142 

— 

— i 

2612 

— 

292b 

883 

-59« 


26 

76 

1740 

9768 

6Z5 

1124 

— 

— 

5410 

, 

43 

2557 

— 

13 

BOI 

2394 

509 

61383 

23232 

19328 

äe* 

5 

970 

242 

925 

16681 

-248 

H 

342 

477 

351 

7883 


6372 

409 

hä? 

418 

3 

548 

7 


667 

1651 

684 

2714 

14878 

3870 

4801 


mmm 

5754 


114 

339 

-3538 

— 

— 

— 

300 

14693 

— 

— 

— 

— 

14693 

— 

— 

— 

— 


19 

186 

9 

3123 

1285 


Üs 


1482 


356 

_ 

+ 720 

— 

12 

40 

9 

1891 

405 

m 



1482 

— 

4 

|p 

f 8 

— 

7 

146 

— 

1232 

880 

• 

j§g 


— 

— 

352 


+ 712 


444 

1462 


37895 

>95 

1800 

27929 

- 

5080 

1723 

8 

860 

+ 50 

— 

385 

1210 

— 

26670 

— 

1800 

24334 

— 

— 

— 

— 

536 

_ — 

— 

14 

116 

— 

7035 


Aä 

— * 

— * 

5049 

1710 

— 

276 

—5= 

— 

45 

136 

— 

j *90 

295 

— 

3595 

— 

M 

13 

8 

48 

+ 50 

. 

24 

206 

5 

1643 

80 

2668 

- 


107 

166 

1622 

- _ 

4-1342 

«SS ; 

24 

200 

5 

4505 

39 

2629 

a— 

— 

82 

Ml 

1589 

— 

( 

— 

— 

6 

— 

138 

41 

39 

— 

— 

25 

— 

33 


Ml 

- - 

1300 

. 



25300 

__ 

1134 

23910 



_ . 

- - 


256 

_ 

— 

— 

— 

— 

17500 

— * 

1134 

16110 

— 

— » 

— 

— 

256 

•H» 



1300 

— 

— 

7800 

— 

— 

7800 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

57 

248 

684 

283 

15806 

4 






14766 


1036 




57 

157 

490 

255 

11135 

— 

— 

— - 

— 

11134 


t 

— 

* 

— 

40 

66 

28 

1846 

4 

— 

— 

• 

807 


1035 

w 

— 

— 

39 

90 

— 

2278 

— 

— 

— 

— 

2278 

— 

— 

— 

— 

— - 

12 

38 

— 

547 

— 

— 

— 

— 

M7 

— 

— 

— 

— 

917 

2501 

1125 

3 

31580 




_ 


25212 

4964 

1373 

31 



— 

385 

520 

3 

8612 

— 

— 

— 

— 

7706 

— 

875 

31 

— 

627 

976 

240 

— 

3705 

— 

— 

— 

r- 

3487 

— 

218 

— 

— 

— 

30 

83 

— 

2740 

—* 


•es* 


2740 


— . 

— 

— 

— 

41 

101 

— 

1797 

— 

— 

— 


1797 

— 

— 

— 

— 

90 

1069 

181 

— 

1340 

— 

— 

— 

— 

1060 

— 

280 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

133HH 

— 

— 

— 

— 

8422 

4%4 

— 

— r 


1706 

7652 

8703 

— 

300267 

69235 

74461 

52248 

5 

87521 

709« 

96911 

— 

-359 

_ 

__ 





29596 






29596 



__ 

- 

. , 

— 

— 

— 

— 

25417 

— 

— 

— 

— 

25417 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4179 

— ► 

— 

— 

— 

4179 

— 

— 

— 

— 
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Tabelle II — 1 — 76 

1976 



Leistungen und Finanzierung 

in 





teil 

itunpen 





Emkonunc>nsJetstui)g«n 

SechleUtuoffftn 


Initltutlonen 

iiUQtfftamt 










fUr- 

Werertr- und 




laufend 

einmalig 

esttat* 

Dien»!* 






lungun 

loi»timg«m 

0 

Sozialbudget Insgesamt 

353788 

257518 

1638 

9615 

66136 

1 

Soziale Sicherung 

246200 

166380 

696 

7740 

59874 

10 

Allgemeine Systeme 

201285 

127342 

654 

3638 

59560 

101 

Rentenversicherung ....... , . 

11467*2 

92255 

246 

728 

2869 

lon 

Rentenversicherung der Arbeiter 

69421 

51970 

137 

435 

1760 

1012 Angestelltenversichemng , 

51300 

31459 

83 

277 

1040 

1013 

Knappschaftllche Rentenversicherung 

10951 

8826 

26 

16 

69 

103 

Krankenversicherung 

67285 

5488 

37 

2150 

55636 

104 

Unfallversicherung .... 

7B18 

5211 

136 

137 

1055 

105 

Arbeitsfördemng 

16561 

1022« 

235 

623 

— 

106 

Kindergeld . 

14430 

14160 

— 

— 

— 

12 

Sondersysteme 

2713 

2278 

2 

72 

113 

122 

Altershilfe für Landwirte ..... 

2095 

1849 

— 

69 

113 

123 

Versoryungswerke 

618 

429 

2 

3 

— 

13 

Beamtenrechtliches System 

39468 

33420 

25 

4016 


131 

Pensionen 

28401 

26599 

— 

105 

— 

132 

Familienzuschlage 

1 

6821 

— 

— 

— 

133 

Beihilfen 

4126 

— 

25 

3911 

— 

14 

Lrgoii/ung&sy sterae 

3638 

3340 

15 

14 

1 

141 

Zusatzversicherung Im öffentlichen Dienst 

3523 

3233 

14 

14 

1 

142 

Zusatzversicherung für einzelne Berufe .... 

t LS 

107 

1 

— 


2 

Arbeitgeberleistungen 

26300 

24900 

— 

— 

— 

201 

Entgelt fort Zahlung ... . . 

18000 

taooo 

— 

— 

— 

229 

Vertrag), und freiw Arbeitgeber leistungen 

8300 

a9oo 

— 

— 

— 

3 

Entschädigungen 

16388 

13086 

316 

999 

657 

301 

Kriegsopferversorgung ... 

11823 

9377 

132 

648 

640 

302 

Lüstenausgletch 

1875 

1537 

23 

179 

— 

303 

Wiedergutmachung 

2175 

1955 

73 

8 

17 

309 

Sonstige Entschädigungen 

515 

217 

88 

164 

— 

4 

Soziale Hilfen und Dienste 

33252 

20950 

626 

876 

5805 

401 

Sozialhilfe . 

9805 

3182 

626 

656 

4312 

402 

Jugendhilfe ,, 

4101 

96 

— 

220 

1493 

403 

Ausblldimgsfördcning 

2544 

2439 

— 

— 

— 

404 

Wohngeld .»••«. ... . . ... . .. .. . 

1759 

1620 

— 

— 

, — 

405 

öffentlicher Gesundheitsdienst 

1430 

— 

— 

— 

— 

406 

Vermögensbüdung 

13613 

13613 

— 

— 


001 

Direkte Leistungen Insgesamt 

321586 

225316 

1638 

9615 

86136 

5 

Indirekte Leistungen 

32202 

32202 

— 

— . 

— 

501 

Steuerermäßigungen 

28029 

28029 

— 

— 

— 

502 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

4173 

4173 


— 



Bei der Summenbildung heben sich die Zahlungen der Institutionen untereinander (Verrechnungen | gegenseitig auf. 
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Tabelle 11—1—76 

nach Arten und Institutionen 1076 

Millionen DM 


Leistungen 


Fln&nxJevung 


Allgemein« Dlnntte und 
Leitungen 

nungim 


BeJttAgv 

Zuleitungen 

So«. 

«tig» 

Hin- 

nahmen 

V#i* 
»«dl* 
nun gen 

F»nnn 

tletung« 

teldo 

Zu- 

•ctiüssc 

MflO 

natimrm 

Innrirr 

Dien»! 

dar 

Var* 

de» Atb«itgcb*r 

dei 

Rcntnai 

aus 

offent- 

lldiitn 

Mitteln 

RU» 

tucHt* 

Oftont- 

lullen 

Millelo 

Ul» 

vAdiUdb 

unUr- 

tlellte 















1830 

7054 

9097 

— 

355953 

78353 

83621 

55075 

5 

122016 

7166 

9710 

— 

+ 2164 

748 

3533 

7179 

250 

248364 

78349 

82531 

30132 

5 

47989 

2103 

7001 

254 

+ 2164 

748 

3015 

5190 

1138 

201050 

76513 

77600 

446 

5 

41227 

262 

474» 

239 

-235 

23 

377 

1498 

16676 

108694 

43074 


— 

— 

21484 

— 


MS 

-5978 

t5 

246 

886 

13972 

88884 

22003 

212-92 

Jm 

— 

12221 

H 

753 

13595 

+ 443 

8 

105 

531 

17797 

4487 0 

20412 

1&394 

— 

— 

2922 


2243 

*•08 

-6421 

— 

26 

81 

1907 

1095 1 

659 

1165 

— 

— 

634 1 

— 

44 

2742 

— 

13 

821 

2570 

570 

70925 

27071 


— 

5 

961 

259 

1047 

19137 

+ 3640 

11 

358 

492 

418 

8607 

142 

7006 

446 

— 

424 

3 

563 

23 

•♦•789 

701 

1459 

630 

2685 

17875 

6226 

7307 

— 

— 

3928 

— 


315 

+ 1314 

— 

sS 

•— 

270 

14430 

— 

— 

— 

— 

I .4430 

— 

— 

— 

— 


22 

216 

10 

3500 

1460 


_ 



1640 

- 

400 


•f 787 

— 

13 

42 

9 

2097 

453 



— 

1640 


4 

— 

+ 2 

— 

9 

174 

1 

t403 

1007 

— 

— 

— 

— 

— 

396 

— 

+785 


46» 

1539 


39506 

296 

1900 

29686 

_ 

5021 

1674 

10 

01» 

+ 38 

— 

410 

1287 

— 

28401 

— 

1900 

25906 

— 

— 

— 

r— 

595 

— 

— 

13 

107 

— 

6941 

— 

— 

— 

— 

5001 

1668 

— 

272 

— 

— 

45 

145 

— 

4164 

296 


3780 

— 

20 

6 

10 

52 

+ 38 

__ 

28 

234 

6 

5212 

80 

3022 





10! 

167 

1842 



+ 1574 

— 

28 

227 

6 

5067 

33 

2970 

— 

— 

81 

167 

1807 

— 

+ 1544 

— 

0 

7 

— 

145 

47 

43 

— 

— 

20 

— 

35 

— 

+ 30 

■ 

1400 


■ 

26300 



1090 

24943 



_ 

- 


267 




— 

— 

— 

1B000 

— 

1090 

16643 

— 

— 

— 

— 

267 

— 

— 

1400 

— 

— 

6300 

— 

— 

8300 

— 


— 

— 

— 

— 

80 

265 

685 

300 

16388 

4 






15314 


1070 

_ 



80 

181 

495 

270 

11823 

— - 

— 

— 

— 

11822 

— 

1 

— 

— 

— 

40 

66 

30 

1875 

4 


— 

— 

802 


1069 

— 

— 

— 

36 

86 


2175 

— 

— 

♦— 

— 

2175 

— 

— 

— 

— 

— 

8 

38 

— 

515 

— 


•— 

— 

515 

— 

— 

— 

— 

1002 

2756 

1233 

4 

33252 









26511 

5063 

1645 

33 



— 

435 

590 

4 

9805 

— 

► 

— 

— 

8987 

— 

1085 

33 

— 

910 

1 107 

275 

— 

4101 

— 

— 

— 

— 

3832 

— 

269 

— 

— 

— 

28 

77 

— 

2544 

— 


— 

— 

2544 

— 

— 

— 

— 

— 

41 

98 

— 

1759 

— 

— 

— 

— 

1759 

— 

— 

— 

— 

92 

1145 

193 

— 

1430 

— 


— 

— 

1139 

— 

291 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

13613 

— 

— 

— 

— 

8550 

5063 

— 

— 

— 

1830 

7954 

9097 

— 

323750 

78353 

83621 

55075 

5 

89814 

716« 

9716 

— 

+ 2164 

__ 





32202 









32202 





— 

— 

— 

— 

— 

28029 

— 

— 

— 

— . 

28Q20 

— «■ 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

4173 

— 

— 

— 

— 

4173 

— 

— 

— 

— 
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1077 




Leistungen und Finanzierung 







in 



LcUtungrn 




Einkomtnrn«!? titunrjftn 

Sachlcutuogen 


UulitutlotieA 

inftgcsaml 

1 outend 

einmalig 

Bot* 

»Ittel* 

lungrn 

Waren- und 
Dir tut* 
latstungen 

0 

Sozialbudget insgesamt 

379243 

277589 

1806 

1007« 

69506 

1 

Soziale Sicherung 

262193 

178276 

854 

8131 

02367 

10 

Allgemeine Systeme . 

214903 

137142 

798 

3870 

62256 

löl 

Rentenversicherung . . . 

124681 

103062 

279 

717 

2959 

101! 

Rentenversicherung der Arbeiter 

73515 

57699 

153 

420 

1775 

1012 Angestelltenversichening ..... ...... 

56224 

35711 

93 

281 

1115 

1013 Knappschaftliche Rentenversicherung 

11876 

9652 

33 

16 

69 

103 

Krankenversicherung 

7 0380 

560« 

35 

2312 

58199 

104 

Unfallversicherung . ..... 

8330 

5573 

147 

144 

1098 

105 

Arbeitsförderuog 

15881 

9119 

.137 

697 

— 

106 

Kindergeld ... .... ..... , . 

14050 

137 BO 

— 

— 

— 

12 

Snndrrsytfetne 

2961 

2512 

2 

70 

110 

122 

Allershilfe flir Landwirte 

2291 

2047 

— 

67 

110 

123 

Versorgungswerke 

670 

465 

2 

3 

— 

13 

Beamtenrechtliches System 

41267 

34948 

38 

4176 

— 

131 

Pensionen 

*29750 

27B75 

— 

105 

— 

i:<2 

Fanu lienzuschläge 

7208 

7073 


— 

— 

133 

Beihilfen 

4309 

— 

38 

4071 

— 

14 

Ergärmingssysteme 

4001 

3674 

16 

15 

1 

141 

Zusdtzvei Sicherung mi öffentlichen Dienst 

3875 

3557 

15 

15 

t 

142 

Zusatzversicherung für einzelne Berufe 

126 

117 

1 

■=* 

— 

2 

Arbeltgeberleistungen 

28500 

27000 

— 

— 

— 

201 

Hntgeltfortzalilung . . . . . . 

19500 

19500 

— 

— r 

— 

229 

Vcrtragl und frei w. Arbeitgeberleistungen 

9000 

7500 


ss? 


3 

Entschädigungen 

16966 

13661 

269 

1028 

677 

301 

Kriegsopferversorgung 

12446 

9995 

87 

669 

661 

302 

Lasienausgleich 

1890 

1542 

32 

180 

— 

303 

Wiedergutmachung 

2170 

1960 

66 

8 

16 

309 

Sonstige Entschädigungen 

460 

164 

84 

171 

— 

4 

Soziale Hilfen und Dienste 

36231 

22729 

683 

919 

6462 

401 

Sozialhilfe ..... ...... .... . 

10902 

3532 

m 

677 

4868 

402 

.Jugendhilfe . ... ... . ... ... . . 

4486 

108 

— 

242 

1594 

403 

Ausbildungsförderung 

2631 

2523 

— 

— 

— 

404 

Wohngeld ....... ..... . . 

1595 

1469 

— 

-9 

— 

405 

Öffentlich« Gesundheitsdienst . . . . 

1520 

— 

— 

— 

— 

406 

Vermhgensbildung 

15097 

15097 

4 — 

— 

- — 

001 

Direkte Leistungen insgesamt 

343320 

241666 

1806 

10078 

69506 

5 

Indirekte Leistungen 

35923 

35923 





_ 

501 

Steuerermäßigungen .... .. 

31529 

31529 

— 

— 

— 

502 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

4394 

4394 


“ 

— 


Bei der Summenbthiung heben sieb die Zahlungen der Institutionen untereinander (Verrechnungen) gegenteilig auf 
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nadi Arten und Institutionen 

Millionen DM 


Leitungen 


Finanzierung 


Allgemein* DretUl# und 

I. Polungen 

Vectecb* 

nungen 

m%g«**mt 

BilMgl 

Zvi wrlaungun 

Son- 

stige 

Bio- 

nahmen 

V OT* 
redv- 
nungen 

Finan- 

zierung«- 

saldo 

Zu* 

«hür»« 

Maß* 

nahmen 

Innerer 

Dienst 

der 

Ver- 

lädierten 

der Arbeitgeber 

der 

Kentner 

au» 

ntient- 

hctien 

Mitteln 

*U» 

nicht« 

ojfoni- 

lldten 

Mitteln 

Ut* 

* .Killten 

unter* 

•teilte 

2228 

8412 

9625 

— 

377030 

82755 

90030 

58496 

5 

128879 

7268 

9596 

— 

-2213 

1060 

3651 

7590 

263 

250980 

82752 

88865 

31443 

5 

47650 

2093 

6907 

255 

—2213 

1060 

3105 

5485 

1186 

210454 

80803 

83663 

476 

5 

40418 

281 

4568 

239 

— 4449 

20 

339 

1513 

15792 

115132 

44540 

43959 

— 

f— 

23694 


2691 

246 

-9549 

13 

205 

896 

12354 

73150 

22624 

22725 

& 

— 

13444 

w 


13697 

-366 

7 

107 

534 

18376 

47041 

21235 

20026 

— 

— 

3243 

— * 

2010 

527 

-9184 

— 

27 

83 

1996 

11876 

681 

1200 

•— 


7007 

— 

21 

2959 

— 

14 

860 

2775 

585 

74190 

29249 

24312 

— 

5 

tt02 

278 


18094 

4-3802 

11 

386 

523 

448 

9130 

150 

7463 

476 

— 

424 

3 

605 

9 

* 80(1 

1015 

1520 

674 

2519 

16379 

6864 

7929 

— 

— 

1148 

— 

122 

316 

f 498 

— 

— 

— 

270 

14050 

— 

— 

— 

«= 

14050 

— 

— 


— 

... 

21 

236 

10 

3776 

1559 

- 

, 

- 

1798 


419 

_ 

+ 815 

— 

11 

47 

9 

2314 

510 

— * 

— 

— 

1798 

— 

6 

m» 

+ 23 

— 

10 

189 

1 

1462 

1049 

5e= 

*— 

— 

r* 

•5* 

413 

— 

+ 792 

- 

494 

1611 


41267 

305 

2060 

30967 


5333 

1642 

5 

955 


— 

430 

1340 

— 

29750 


2060 

27064 

— 

— 

— 


626 

«■f 

— 

14 

121 

— 

7208 

— 

«— 


— 

5310 

16Z5 


273 


— 

50 

150 

— 

4309 

305 

— 

3903 

— 

23 

17 

5 

56 

*— 



31 

258 

8 

5422 

85 

3142 

. - 


110 

170 

1915 


t- 1421 

— 

31 

250 

6 

5270 

38 

3098 

— 

— 

65 

170 

1879 

«— 

+ 1395 


0 

8 

— 

152 

47 

44 

— 


25 

— 

90 

— 

+26 


1500 



28500 

- 

1165 

27053 

_ 



_ 

282 


— 

— 

— 

— 

19500 


1165 

18053 

« — 

— 

— 

— 

282 

— 

— 

1500 


—■ 

9000 

— 

— 

9000 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

67 

261 

701 

302 

16966 

3 




15875 



1088 



67 

177 

S18 

272 

12446 

. — 

— 

— 


12445 

— * 

1 


— 

— 

40 

66 

30 

1890 

3 

— 

— 

— 

800 

— 

1087 


— 

— 

36 

84 

— 

2170 

— * 

— 


*■* 

■M7n 

— 

— 

— 

— i 

— 

8 

33 

— 

460 

— 

— 

— 

— 

460 

— 

— 

— 

— 

1099 

3000 

1334 

5 

36231 





29422 

5175 

1601 

33 

_ 

— 

477 

660 

5 

10902 

— 

— 

— 

— 

5*849 

— 


33 

*ai 

1005 

1237 

300 

— 

4486 

— 

— 

— 

— 

4206 

— 

ttö 


— * 

— 

28 

80 

— 

2631 

— 

— 

— 


2631 

— * 

>-» 



— 

37 

89 

— 

1595 

— 

— 

— 

— 

1595 

— 

— 

— 

— 

94 

1221 

205 

— 

1520 

— 

— 

— 

— * 



301 

— 

— 

— 

— 

*5» 


r»< <-7 

— 


«ar 


9922 

5175 

— 

Hr 


2226 

8412 

96Z5 

— 

341107 

82755 

90030 

58496 

5 

92956 

7268 

9596 

— 

-2213 






35923 


— 

. - 



35923 






— 

— 

— 

— 

— 

31529 

— 

— 

— 

— 

31529 

— 

— 

— 

— 

— 



— 

4394 

— 

— 

— 

— 

4394 


— 


— 
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1078 



Leistungen und Finanzierung 

‘ in 





Leistungen 





Einkommenalclitungen 

SadilcUtungen 


Institutionen 

in»ge*amt 










Bai- 

Waren- und 




taufend 

einmalig 

ettlal* 

l>len%t- 






tungeo 

l«t*tung«fi 

0 

Sozialbudgel Insgesamt 

402845 

294200 

1952 

10718 

73921 

1 

Soziale Sicherung 

279081 

189814 

925 

8623 

66054 

10 

Allgemeine Systeme 

229086 

146256 

866 

4152 

65935 

101 

Rentenversicherung ...» . . . . . 

129357 

109362 

295 

705 

3157 

1011 

Rentenversicherung der Arbeiter . . 

74264 

60920 

161 

422 

1941 

1012 AngesieUlenverstcherung ...... 

57530 

38390 

100 

268 

1148 

1013 

Knappschaft liehe Rentenversicherung 

12415 

10052 

34 

15 

68 

103 

Krankenversicherung ... . . 

74422 

5877 

35 

2437 

61613 

104 

Unfallversicherung 

8880 

5956 

160 

152 

1165 

105 

Arbeitslörderung 

19187 


376 

858 


106 

Kindergeld . . 

15400 

15130 

— 

— 

— 

12 

Snndersysteme - 

3205 

2736 

2 

74 

118 

122 

Altershilfc für Landwirte . . 

2506 

2245 

— 

7t 

118 

123 

Versorgungswerke . ..... 

099 

491 

2 

3 

— 

13 

Beamtenrechtltches System 

43568 

36948 

39 

4381 


131 

Pensionen 

31478 

29518 

äi* 

110 

iS» 

132 

FamiUenzuschläge . . 

7570 

7430 

— 

— 

— 

133 

Beihilfen . 

4520 

« 

39 

4271 

— 

14 

Ergänzungssytleme 

4209 

3874 

18 

16 

1 

141 

Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst 

4077 

3751 

17 

16 

1 

142 

Zusatzversicherung für einzelne Berufe 

132 

123 

1 

«r 

— 

2 

Arbeftgeherlelstungen 

9ün 

26400 

_ 

— 

_ 

201 

Entgeltfortzahlung . 

20600 

20600 

— : 

— 

— 

229 

Vcrtragl und freiw. Arbeitgeberlelttungen 

9400 

7800 

— 

— 

— 

3 

Entschädigungen 

17504 

13929 

295 

1103 

725 

301 

Kriegsopferversorgung ... 

12981 

102S6 

124 

742 

709 

302 

Lastenausgleich . . .. .. 

1878 

1533 

24 

184 

— 

303 

Wiedergutmachung 


1950 

56 

8 

16 

m 

Sonstige Entschädigungen 

495 

190 

91 

169 

— 

4 

Soziale Hilfen und Dienste 

M&J 

21798 

732 

992 

7142 

401 

Sozialhilfe . . 

11997 

3840 

732 

710 

5461 

402 

Jugendhiiie ..... . 

4894 

121' 


282 

1681 

403 

Ausbildungsförderung ••••••»•«. . ... 

3290 

3154 

— 

— 

— 

404 


2120 

1952 

— 

— 

— 

405 

Öffentlicher Gesundheitsdienst . 

1600 

— 

— 

— 

— 

406 

Vermögensbildung 

1*2730 

12710 


— 

— 

001 

Direkte Leistungen Insgesamt 

362586 

253941 

1952 

10718 

73921 

5 

Indirekte Leistungen 

40259 

40259 

— 



— 

501 

Steuerermäßigungen 

35262 

35262 

— 

— 

- — 

502 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

4997 

4997 


— 

— - 


Bei der Summenbildung heben sich die Zahlungen der Institutionen untereinander (Verrechnungen) gegenseitig auf 
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Tabelle II— 1—78 

nach Arten und Institutionen 1078 

Millionen DM 


Leistungon 

Finanzierung 

Allgemeine Dienste und 
latstungen 

Verreg- 

nungen 

Insgesamt 

Beiträge 

Zuweisungen 

Son- 

stige 

Ein- 

nahmen 

Ver- 

rech- 

nungen 

Finan 

iletungs- 

saldo 

Zn» 

MtlUtC 

Meß- 

nahmen 

innere! 

Dienst 

der 

Ver- 

silberten 

der Arbeitgeber 

der 

Rentner 

aus 

ottant- 

liehen 

Mitteln 

aus 

nicht' 

öffent- 

lichen 

Mitteln 

Ul- 

»4 ditich 

unter- 

stellte 

2598 

9119 

10337 

— 

398495 

87588 

94220 

61589 

5 

139243 

7422 

8428 

— 

-4350 

131! 

3923 

8140 

291 

274731 

87585 

<uwo 

33131 

5 

52957 

2174 

5605 

284 

-4350 

13t! 

3355 

5950 

1261 

222496 

85599 

87372 

507 

5 

45241 

293 

3212 

267 

-6590 

22 

356 

1599 

13861 

121447 

47225 

45545 


— 

25743 

— 

1222 

1712 

-7910 

14 

214 

940 

9652 

75245 

23908 


- — 

— 

14568 

— 

395 

13043 

• 961 

8 

114 

570 

16932 

48638 

22611 

20860 

— 

— 

3524 

— 

805 


-8891 

— 

28 

89 

2129 

12415 

706 

1254 

— 

— 

7651 


22 

2782 


15 

904 

2926 

615 

75546 

30959 

25580 

— 

5 

1079 

290 

1X54 

16379 

^ 1124 

11 

408 

55 1 

477 

9700 

159 

7951 

507 

— 

425 

3 

645 

U) 

+820 

1263 

1687 

874 

4198 

18563 

7256 

8296 

— 

— 

2594 

— 

91 

326 

-624 

— 

— 

— 

270 

1540« 

— 

— 

— 

— 

15400 

— 

«=* 

*= 

— 


21 

244 

10 

4011 

1584 





1999 


428 



+806 


11 

52 

9 

2506 

501 

— 

— 

— 


w 

6 

— 

— 

— 

10 

192 

t 

1505 

1083 

— 

— 

— 

— 

— 

422 

— 

♦ 806 

^ » . 

515 

1685 


43568 

315 

2300 

32624 



5615 

1710 


1004 



— 

450 

1400 

— 

31478 

— 

2300 

28518 

— 

— 

— 

— 

660 

— 

— - 

15 

125 

— 

7570 

— 

*— 

— 

— 

5592 

1692 

— 

286 



50 

160 

— 

4520 

315 

— 

4106 

— 

23 

18 

— 

58 

— 

sg 

32 

261 

7 

5643 

87 

3318 




102 

171 

1965 


+ 1434 

*— 

32 

253 

7 

5487 

38 

3271 

— 

— 

79 

171 

1928 


*1410 

— 

— 

8 

— 

156 

49 

47 

— 

— 

23 

— 

37 

— 

+ 24 


1600 


T , 

30000 



1230 

28458 



«— . 

_ 

312 



— 

— - 

— 

— 

20600 

— 

1230 

19058 

— 

— 

— 

— 

312 

— 

— 

1600 

- 

— 

9400 

— 

— 

9400 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

90 

306 

722 

334 

17504 

3 






16425 

- 

1076 


_ 

90 

222 

535 

303 

12981 

— 


— 

— 

12980 

— fr- 

1 

— 

— 

— 

40 

66 

3t 

1878 

3 

— 

— * 

— 

800 

— 

1075 

>— 


— 

36 

84 

— 

2150 

— 

— 

— 

— 

2150 

— 

— 

— 

— 

— 

8 

37 

— 

495 

— 

— 

— 

— 

495 

— 

— 

— 


U97 

3290 


5 

36631 




_ 



29602 

5248 

1747 

34 

— 

— 

539 

710 

5 

11997 

— 

— 

— 

— 

10803 

— 

1160 

34 

— 

not 

1378 

330 

— 

49 $! 

— 

— 

— 

— 


— 

275 

— 

— 

— 

36 

100 

— 

3290 

— 

— - 

— 

»— 

1290 

— 

— 



— 

49 

119 

— 

2120 

— 

— 

— 

— 

2120 

— 

— 

— 

— 

96 

1288 

2t6 

— 

1600 

— 

— 

— 

— 

1288 

— 

312 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

12730 

— 

— 

— 

— 

7482 

5248 

— 

— 

' — 

2598 

9119 

10337 

— 

358236 

87588 

94220 

61589 

5 

98984 

7422 

8428 

— 

-4350 

_ _ 

__ 


__ 

40259 








40259 






— r 

— 

— 

— 

35262 

— 

— 

— 

— 

35262 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4997 

— 

— 

— 

— 

495)7 

— 

— 

— 

‘ — 
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Tabelle II— 1—82 


1982 


Leistungen und Finanzierung 

ln 


Leistungen 


Einkommimsltustungen 

Sachleistungen 

insgesamt 

laufend 

einmalig 

Bar- 

r/alal- 

timgen 

Waren- und 
Dienst- 
leistungen 


0 

Sozialbudget insgesamt 

507979 

370284 

2226 

12217 

95104 

t 

Soziale Sicherung * 

350319 

238601 

1065 

9522 

83837 

10 

Allgemeine Systeme 

286547 

182627 

991 

4355 

836B0 

101 

Rentenversicherung 

153343 

142650 

386 

24 

3796 

1011 

Rentenversicherung der Arbeiter 

87752 

80137 

213 

2 

2238 

1012 

Angestelltenversicherung . , ♦ . , . 

61110 

51044 

133 

2 

1478 

1013 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

1459H 

11469 

40 

20 

B 0 

103 

Krankenversicherung 

94827 

7374 

35 

3019 

78380 

104 

Unfallversicherung . . . , ...... .j ; i.« 

10930 

7151 

190 

184 

1504 

105 

Arbeiisfördcrung • » « > • ♦ • *«••*..» 

247 1H 

117X3 

380 

1127 

— 

106 

Kindergeld . 

14350 

1373Ü 

— 

— 

— 

12 

Sondersysteme 

3839 

3253 

2 

99 

155 

122 

Altershille für Landwirte 

2974 

2630 

— 

95 

155 

123 

Versorgungswerke > • 1 1 > . 4.11111 i • i 1 1 1 > in < 1 > 1 

865 

623 

2 

4 


13 

Beamtenrechtliches System ...... t « . . . . 

55623 

47644 

45 

5051 

— 

131 

Pensionen < ► * 

41131 

38524 


147 

— 

132 

Farailienzuschläge . .. www. . . * « .♦. . . . . . * .. . . . 

9290 

9120 

— 

— 

— r 

133 

Beihilfen t r • - • 

5202 

— 

45 

4904 

— 

14 

Ergänzungssysteme 

5473 

5076 

27 

18 

2 

141 

Zusatzvenücherung im öffentlichen Dienst . 

5306 

4919 

26 

18 

2 

142 

Zusatzversicherung für einzelne Berufe . . 

167 

157 

1 

— 1 


2 

Arbeitgeberleistungen * . 

38400 

36400 

— 

— 

— 

201 

Entgeltiortzahlung . . .. 

26600 

26600 

— 

— 

— 

229 

Vcrtragl undfrerw Arbeitgeberleistungen 

11800 

9800 

— 

— 

— « 

3 

Entschädigungen 

18298 

14592 

220 

1155 

746 

301 

Knegsopferversorgung . 

t4107 

11144 

121 

796 

746 

302 

Lastenausgleich 

1701 

1374 

ii 

188 

— 

303 

Wiedergutmachung . . .4 - 

2000 

1884 

3 

3 

— 

309 

Sonstige Entschädigungen 

488 

190 

85 

168 

— 

4 

Soziale Hilfen und Dienste 

42606 

2153! 

941 

1540 

10521 

401 

Sozialhilfe . ♦ » . . t » ...... , . . 

17370 

5245 

941 

979 

8392 

402 

Jugendhilfe . . * 

6816 

176 

Mp 

561 

21X9 

403 

Ausbildungsfbrderung . ♦-« . 

3930 

3770 

— 

— 

— r 

404 

Wohngeld . . * • • ♦ 

1930 

1780 


— 

— 

405 

Offentlidier Gesundheitsdienst 

2000 

— 

— 

— 

— 

406 

V eimögensbildung ; ... 1 . 

10560 

10560 




001 

Direkte Leistungen insgesamt 

448819 

311124 

2226 

12217 

95104 

5 

Indirekte Leistungen 

59160 

59160 

— 



501 

Steuerermäßigungen 

52507 

52507 

— 

— 

— 

502 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

• 

6653 

— 

— 

— 


Bei der Suramenbildung heben sich die Zahlungen der Institutionen untereinander |Verredinungen| gegenseitig auf. 
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Tabelle II— t-82 

nach Arten und Institutionen 

Millionen DM 


Leimungen 

FitiAOiivfung 

Allgemeine Diente» und 
LeUtungm 

nungno 

inigavmnt 

ItoOtAQ* 

Zuleitungen 

Son« 

tilge 

Ein* 

nahmen 

Vet- 

tndi' 
nun gen 

Hinan* 

cieniogi- 

inlilrt 

Zu- 

•rttiiiM 

MaÄ- 

nahmen 

Ir.nrif!! 

Dienm 

dar 

Ver- 

»Uftetftn 

4m Arbeitgeber 

Üei 

Rentner 

AUf 

olfent- 

Lkhan 

Mitteln 

au» 

111 eilt - 
otunii- 
lirtiri* 
Mitteln 

tat* 

»Adilliii 

unlet- 

«telllo 

3061 

11609 

13477 

— 

519021 

113582 

121921 

79143 

13708 

175022 

7247 

8398 

— 

4- 1 1042 

1373 

4874 

10672 

374 

361361 

113580 

120334 

42725 

13708 

61944 

2649 

6051 

370 

4- 1 1042 

1373 

4127 

7875 

1518 

295088 

111085 

113101 

641 

13708 

52615 

366 

3223 

349 

+ 8541 

27 

463 

2073 

3924 

159015 

61948 

59918 

— 

. — 

31555 


988 

4606 

+ 5671 

18 

275 

1208 

3661 

89502 

30821 

30349 

— 

— 

18428 

— 

471 

9433 

+ 1750 

9 

tt J 

753 

7540 

65031 

30267 

28030 


— 

4S» 

— 

495 

1854 

+ 3921 


37 

112 

2840 

14598 

860 

1 539 

— 

— 

8742 

— 

22 

3435 

— 

19 

1142 

4114 

743 

96355 

39605 

32992 

— 

13708 

1267 

363 

1417 

7003 

4 1528 

12 

519 

682 

tj«8 

11830 

197 

9768 

641 



3 

782 

13 

+ 900 

1315 

2003 

1006 

7164 

25160 

9335 

10423 

r» 

*— 

5017 

— 

36 

349 

4*442 

— 

— 

— 

620 

14350 

— 


— ~ 

— 

14350 

— 

— 




28 

290 

12 

4912 

2019 





2340 


553 

_ 

4 1073 


16 

67 

11 

im 

628 

— 


— 

2340 


6 



— 

t2 

223 

1 

1938 

1391 

— 

— 

— 

— 

— 

547 

— 

+ 1073 


680 

2203 

... 

55624 

365 

3000 

42084 

_ 

6884 

2100 

6 

1185 


— 


lHh() 

— 

41131 


3000 

37366 

— 

— 

— 

r— 

76S 

— 

— 

15 

155 

w 

9290 

— 


— 

— 

6857 

2080 

— 

353 

— 

— 

65 

188 

— 

5202 

365 

— 

4718 

— 

27 

20 

6 

66 

*— 



39 

304 

7 

6901 

111 

4233 





105 

183 

2269 

_ 

+ 1428 

— 

n 

296 

7 

6715 

50 

4173 

— 

— 

82 

183 

2227 

— 

* 14011 


i 

8 

— 

186 

61 

60 

— 

— 

23 

— > 

42 

**— 

+ 19 



2000 

.. 

... 

38400 



1587 

36418 

_ 



.. 


395 

_ 

— 

— 

— 

— 

26600 

— 

1587 

246 1B 

Mi 




395 

— 

— 

2000 

— 

— 

11800 

— 

— 

T1800 

— 

— > 

— 


— 

— 

68 

304 

790 

421 

18296 

2 




_ 

18294 



MB 

, 

68 

219 

624 

389 

14107 

. — 



— 

14107 

— 

— 

— 

— 

— 

40 

56 

32 

1701 

2 

— 

— 

— 

1699 

— 

— 

— 

— 

— 

36 

74 

— 

2000 

— 


— 

— 

2000 

— 

— 

— 

— 

— 

9 

36 

— 

488 


— 

— 

— 

488 


— 

— 

— 

1620 

4431 

2015 

7 

42606 







35624 

4598 

2347 

37 

- 

— 

746 

1060 

7 

17370 

- — 

— 

— 

— 

15723 


1610 

37 

— 

1516 

1964 

470 

— 

6816 




— 

<— 

6431 


385 

— 

— 

— 

43 

117 


3930 

— 

— 


— 

3930 

■ 


— 

— 

— 

44 

106 


1930 

— 

— 

— 

— 

1930 

— 

— 


— 

104 

1634 

262 

— 

2000 

— 

— 

•— 

— 

1648 

— 

352 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

10560 

— 



— 

5962 

4598 

•— : 

— 

— 

3061 

11609 

13477 

— 

459861 

113582 

121921 

79143 

13708 

115662 

7247 

8398 

— 

+ 11042 




__ 

- 

59160 

_ 





59160 

.. 

mmrn 

— 


— 

— 

— 

— 

52507 

- — 


— 

— 

52507 

— 

fSS 

— 


— 

— 

— . 

— 

6653 

— 

— 

— 

— 

6653 

— 

— 

es» 

— 
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Tabelle 11—2—75 

1075 




Leistungen nach Funktionen 

in 




F'iinHto 

Güfunilhelt 


iniillultanan 

Mi mj kann 


Eii«- 

Mütter* 

Vor- 

Kriak« 




Kinder 

(faU#ü 

adifllt 

li^uffung 

um 

0 

Sozial budgef Insgesamt 

330221 

24985 

22467 

2162 

6772 

78205 

t 

Soziale Sicherung * 

228225 

20974 

3722 

1749 

4277 

60230 

Iß 

Allgemeine Systeme 

184891 

17081 



1679 

4037 

$6563 

101 

Renten Versicherung . ... ..i .... . . . , 

S6H40 

2326 

— 

— 

2613 

1500 

1011 

Re n tenvemch eni s ig der Ar bei ter 

49481 

1489 

. — 

— 

1516 

959 

1012 Angestemenversirherung > . 

28331 

615 

— 

— 

1024 

510 

1013 

KmppschaltUcbe Ifomten Versicherung 

H028 

222 

— 

— 

73 

31 

103 

Krankenversicherung . , . . . . . . . . 

61122 


— 

1679 

1180 

55063 

104 

Unfall Versicherung ... 

6B34 

362 

— 

— 

244 

— 

105 

Arboitsfördenmci 

15702 


*— 


— 

— 

106 

Kindergeld .............. . 

i&m 

14303 

- — 

— • 

■ — 


12 

Sondersyslemi’ 

23M 

36 

311 


100 

59 

122 

Allemhilfo für Landwirte 

tH74 

B 

3t T 

— 

100 

59 

123 

Versorg tmgswerkc . .... i . 

520 

26 

*= 

=- 

— 


13 

Beamlenjeelitllches System 

37645 

3832 

3408 

70 

140 

3609 

131 

Pensionen 

26670 

205 

— 

■ — 

— 

— 

132 

FamülenmachlÄge . 

7035 

3627 

3408 

— 

— 

-ä 

133 

Beihilfen , 

3940 

— 

— 

70 

140 

3609 

14 

Ergänz Uftgssystefnc 

3296 

26 

3 

— 

— ■ 

_ 

141 

Zimtzversicherung Im Öffentlichen Dienst 

3199 

26 

— 

— 

— 

— 

142 

Züsatzversicheruiig für einzelne Berufe 

97 


3 

— 

— 

— 

2 

ArheÜgeberleitrtungen . — . — 

25300 

600 

— 

320 

850 

15724 

20t 

BmgeUfonzahiung . . . 

17500 

— 

— 

300 

700 

14604 

229 

Vertrag 1. und Irelw Arbeitgeber leistungen 

7800 

600 

i — 1 

20 

154t 

1120 

3 

FjiI Schädigungen 

15523 

392 

42? 

29 

180 

266 

301 

Knegsopferversorgimg . 

10880 

343 

69 

17 

180 

222 

302 

IdMenmisgkuch 

1816 

— 

192 

— 

— 

§ 

303 

Wiedergutmachung ........... ► . 

2278 

5 

— 

— 

Ä 

21 

309 

Sonstige Entschädigungen 

547 

44 

166 

n 

— 

Ui 

4 

Soziale Hüten und Di enste 

31577 

2791 

92 

64 

1465 

1909 

401 

Sozialhilfe . , 

6609 

153 

61 

7 

132 

1713 

402 

iugendhilte - * * . . . - , . ........ . . .1 ........ 

3705 

2639 

31 

57 

153 

35 

403 

Ausbtldüogstördemng 

2740 

— 

— 

— 

— 


404 

Wohngeld 

1797 

— 

— 

— 

— 

— 

405 

Öffentlicher Gesundheitsdienst 

1340 


— 

— - 

1180 


406 

VemögensbÜdumj ... 

S3386 

— 

— 

— 

— > 

— 

00! 

Direkte Leistungen Insgesamt . . . 

3ÜÜ625 

24757 

4241 

2162 

6772 

78131 

3 

Indirekte Leistungen ...................... 

29598 

208 

18228 





74 

501 

Steuerermäßigungen 

25417 

208 

18226 

— * 

=*’ 

74 

502 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

4179 

— 

— 

— * 

— ' 

7^" 
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und InstituUonen 

Millionen DM 








Tabelle II— 2— 75 

1975 

G**undbett 


Beseitigung 

Alter u. Hinterbliebene 




Allge- 

meine 

Leben« 

lallten 

Af bellt* 
unJjll 
Beruft- 
krankbeit 

Invali- 

dität 

(cülif«- 

ruetn) 

BerulUdte 

Bilduna 

Sonstig« 

Mobilität 

Arbeits- 

losigkeit 

Alter 

Hinter* 

blieben« 

Folgou 

politisier 

Ereignis»« 

Wohnen 

Spar- 

förderung 

8435 

11819 

7968 

2069 

10536 

114128 

7532 

7585 

7701 

16276 

1602 

5932 

7539 

3939 

2069 

10524 

99042 

7253 

927 

I 

— 

48 

5730 

4614 

3939 

2069 

10524 

72252 

5539 

860 

I 


4 

322 

4614 

626 

— 

122 

70370 

3799 

549 

*— 

— 

— 

222 

2808 

506 

• <— 

— 

39S36 

2114 

332 

— 

*— 

— 

62 

1035 

109 

— 

— 

24561 

1283 

131 

— 


— 

38 

771 

11 

— 

122 

6274 

401 

86 

«== 

— 

— 

1804 

— 

— 

— 

— 

— 

1082 

311 

— 

— 

4 

3604 

•— 

83 

i— 

«9 

1802 

659 


— 


— 

— 

— 

3230 

2069 

10402 

— 

— 

— 

1 

— 



— 

— 

— 


— 


— 

— 

— 

— 

4 

87 





1678 

117 

3 



_ 



3 

67 

— 

— 

— 

1247 

80 



— 

— 

1 

20 

— 

— 

— 

431 

37 

3 

«— 

— 

— 

169 

2352 





22550 

1470 






44 

1 14 

2152 

— 

*— 

— 

22550 

1449 

— 

— 

— 

— 

— 


T— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

55 

— 

— 

— 

— 

— » 

22 

— 



44 

28 

486 





2562 

127 

64 





28 

475 

— 

— 

— 

2488 

120 

63 

e— 

— 

— 

1 

12 


— 


74 

7 

1 

— 

— 

— 

2404 

392 

— 

— 

— 

4165 

245 


600 


— 

1896 

— - 

— * 

— 


— 

«5S 

E& 

— 


— 

508 

392 


— 

— 

4165 

245 

— 

600 

— 

— 

. — — 

78 

38 





7342 

30 

6354 

13 

80 

293 


78 

36 

— 

— 

1824 

14 

5048 

2 

— 

48 

_ 



— 

— 

— 

1370 

16 

108 

— 


126 


— 

2 

— 

— 

1148 

— 

1102 


— * 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

96 

11 

80 

119 

99 

3435 

3567 



12 

1838 

4 

32 

1798 

13386 

1084 

99 

3435 


— 

12 

1838 

4 

32 

1 

^r 

404 

— 

— 

110 

— 

* 

— 

— 

— 

— 


680 

— 

■— 

2740 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

1707 


— 

— 

— 

-äi. 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

13386 

• — 

8435 

11444 

7S44 

2069 

10536 

112387 

7532 

7313 

2412 

13466 

1425 



375 

424 



_ 

1741 


272 

5289 

2810 

177 


375 

424 

— 

— 

1741 

— 

272 

mo 

2810 

177 

— 

— 





~~~~ 


4179 
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Tabelle 11—2—76 

1976 




Leistungen nach Funktionen 

in 




PAmille 

Ge*undh«lt 


In*litHUon«n 

in&qesaml 


Eh •- 

Mutt«r- 

Vor» 

Kunlt* 




Kindvr 

0*tt#n 


baitgtmq 

heit 

0 

Sozialbudget Insgesamt 

3537B7 

25168 

24582 

2253 

6767 

83982 

I 

Soziale Sicherung 

245950 

20887 

3742 

1838 

4266 

65486 

10 

Allgemeine Systeme 

200147 

17056 


1753 

1010 

61623 

101 

Renten Versicherung . . . . 

97996 

2511 

— 


2640 

1382 

10U 

Rentenversicherung der Arbeiter . . 

S5449 

1580 

— 


1551 

893 

1012 Angestelltenversichcrung 

0503 

683 

— 

— 

1018 

450 

1013 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

9044 

248 

— 


71 

38 

103 

Krankenversicherung ....... . 

66715 

— 

— 

1753 

1114 

60241 

104 

Unfallversicherung 

7400 

384 

— 

— 

256 

— 

105 

Arbeitslörderuny 

13876 

— 

— 


— 

— 

106 

Kindergeld .... ....... . ............. . 

14160 

14160 

— 



— 

12 

Sondersysteme 

2703 

46 

340 

— 

117 

70 

122 

Altershilfe für Landwirte 

2086 

t5 

340 

— 

117 

70 

m 

Versorgungswerke . 

617 

31 


— 

— 


13 

Bc&mtenrechlUches System 

39468 

3756 

3399 

85 

139 

3792 

131 

Pensionen .i... ........ 

28401 

214 

— 


— 

— 

132 

Familionzuschiayc ..... 

6941 

3542 

3399 

— 

— 

— 

133 

Beihilfen . . 

4126 

— 

— 

85 

139 

3792 

14 

Ergänzungssysteme 

3632 

29 

3 

— . 

_ 

1 

141 

Ziisatzverslcherung im öffentlichen Dienst 

3517 

29 



Ä' 

i 

142 

Zusatzvei Sicherung für einzelne Beruie . 

115 

— 

3 

— 

— 

— 

2 

Arbeitgeber! eist unyen 

26300 

600 

«— 

320 

860 

16224 

201 

Entgelt tortzahlung 

18000 

— 


300 

700 

15044 

229 

Vertiayl. und fretw. Aibeitgeberletstunyeu 

8300 

600 

— 

20 

160 

1180 

3 

Entschädigungen 

16088 

341 

384 

21 

111 

313 

301 

Kriegsopferven.org ung 

11553 

304 

70 

10 

in 


302 

Lastenausgietch . . 

1845 

— 

191 

— 

— 

5 

303 

Wiedergutmachung . . ..... 

2175 

5 


— 

— • 

22 

309 

Sonstige Entschädigungen . 

515 

31 

123 

11 

— 

25 

4 

Soziale Hilfen und Dienste 

33248 

3127 

100 

74 

1531 

1883 

401 

Sozialhille 

9801 

171 

70 

9 

120 


402 

Jugendhille , . ....... 

4101 

2955 

30 

65 

153 

42 

403 

AusbildiuigsfÖrderung 

2544 

— 


— 

— 

— 

404 

Wohngeld 

1759 

— 


— 

— 

— 

405 

Öffentlicher Gesundheitsdienst 

1430 

— 

— 

— 

1258 

172 

406 

Vermögonsbildung .... 

13613 



— 

— 

— 

00t 

Direkte Leistungen insgesamt 

321585 

24054 

4226 

2253 

6767 

83905 

5 

Indirekte Leistungen 

32202 

214 

20336 




77 

50t 

Steuerermäßigungen . 

28029 

214 

20336 

— 

— 

77 

502 

Vergünstigungen Im Wohnungswesen 

4173 



— 

— 

«*■ 
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Deutscher Bundestag - «■ Wahlperiode 











Tabelle II— 2—' 76 

und Institutionen 









1976 

Millionen DM 










Gesundheit 

Besänftigung 

Alter u. Hinter blieben« 




i 1 1 „,. 

Arbeit*- 

Invnll- 






Foigon 

Wohnen 

Spar* 

fordtmiiuj 

Auge* 

meine 

Unfall 

dltät 

Beiulllctie 

Sonstige 

Afbeit»> 

Alter 

Hinter* 

pnlttudier 

LreJgnUse 

Lebens* 

Beruf» 

ktar.khelt 

lallpe- 

mniti) 

Bildung 

Mobilität 

losigAeit 

blieben« 


ftllteft 

yimi 

13172 

7573 

2176 

9093 

127065 

8324 

8315 

7699 

16B39 

1708 

6491 

8258 

3579 

2176 

9091 

110524 

8026 

1498 

3 

— 

84 

6282 

5117 

3579 

2176 

7091 

81810 

6158 

1431 

3 

___ 

58 

365 

5117 


— 

173 

79745 

4272 

1070 

2 

— 

— 

248 

3071 

579 

— 

— 

44626 

2377 

522 

2 

— 


73 

1162 

130 

— 

— 

28309 

1451 

228 

— 

— 

— 

44 

884 

VI 

— 

173 

6810 

444 

320 

— 

— 

— 

2032 

. — 

— 

B 


— 

1156 

361 

— 

— 

58 

3885 

— 

78 

— 

<— 

2065 

731 

— 

— 

— 

— 

**“ 

— 

2780 

2176 

»919 

ss? 

— 


1 



4 

99 




1892 

132 

3 




3 

75 

— 

— 

— 

1379 

87 

— 

— 

— * 

— 

1 

24 

= — 

— 

•— 

>12 

45 

3 

— 

— 

— 

174 

2504 

- 

5^ 


23997 

1596 

- 




26 

117 

2504 

— 

— 

h- 

23997 

1569 

— 

— 

— 

— 

57 

— 

— 

— 

— 


27 

— t 

— 


26 

31 

537 

. 

__ 


2827 

140 

64 

_ 



31 

525 

— - 

— 

— 

2739 

130 

62 

— 

— 

r-r 

1 

13 


— 

— 

87 

10 

1 

— 

— 

— 

2502 

1956 

546 

124 

— 

— 

— 

4505 

265 

— 

600 

— 


424 

— 

— * 

— 

4505 

265 

— 

600 

— 

— 

_ _ 

81 

48 




7830 

2B 

6518 

13 

96 

305 

— 

81 

46 

— 

— 

5308 

14 

5X98 

2 

— 

48 

— 

— 


— 

i 

13H7 

14 

111 

— 

— 

137 

— 

*— 

2 

— 

— 

1135 

— 

1011 

— 

— 

— r 

— 

— 

— 

— 

— 


— * 

98 

11 

96 

120 

97 

4030 

3502 

_ , 

2 

2363 

4 

25 

1760 

13613 

1136 

97 

4030 

849 

— 

2 

2303 

4 

25 

t 

— 

389 

B 


109 

2544 

— 

i i i 




— 

1759 


740 

9091 

12793 

7129 

2176 

9093 

125222 

8324 

8041 

2376 

13613 

13709 

1525 

- 

380 

444 




1842 

. 

273 

5323 

3130 

183 

— 

380 

444 


— 

1B42 

— • 

273 

1150 

3130 

183 

— 

— 

1 ^ 

— 

— 

cs* 

— 


4173 


— 
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Tabelle 11—2—77 

1977 




Leistungen nadi Funktionen 

in 




Famill* 

GeituuUleH 


tnstlluttonwi 

tö*3e*ftrait 


Etatt- 

Muttei- 

Vat* 

Kfaiüt- 




Kimtat 

qatlftit 

*dmjt 

bcugung 

Mt 

0 

Sazialbudge! insgesamt 

370242 

25555 

27366 

2367 

7115 

86503 

1 

Soziale Sicherung * * . . .. 

261929 

20973 

3955 

1B31 

4403 

68554 

10 

Allgemeine Systeme 

213716 

17051 

, 

1754 

4148 

84511 

101 

Rentenversicherung 

100889 

2060 

— 

— 

2722 

1439 

1011 

Rentenversicherung der Arbeiter . . , , 

61161 

1757 

— 

— 

1515 

000 

1012 Ang^telUenvemcberung 

37048 

mi 

— 

— 

1136 

500 

1013 

KnappscbaUhche Rentenversicherung 

9880 

m 


y-= 

71 

39 

103 

Krankenversicherung . . , 

69803 

— 

— 

1754 

1150 

63072 

104 

Unfall Versicherung , 

7802 

411 

— 

— 

277 

— 

105 


13362 

— 

— 

— 

— 

— 

106 

Kindergeld • • ■ »»«».».*> 

13780 

13780 

— 

— 

— * 

— 

12 

Sondersysteme 

295! 

49 

372 



114 

71 

122 

Attershilfe für Landwirte - . . . 

2282 

16 

372 

— 

1 14 

71 

123 

Versorgungsweike . * * — ... . 

669 

33 

— 

— 

— 

*— 

13 

BeamlenrechHIche* System 

41267 

3842 

3580 

77 

141 

3971 

13! 

Pensionen 

29750 

214 

— 

— 

— 

— 

132 

Famllien 2 uschlöge 

7206 

3620 

3580 

— 

— 

— 

133 

Beihilfen 

4309 


KJ 

77 

141 

3971 

14 

Etgättf imgftsysleme 

3995 

31 

3 



— 

1 

141 

Zusateversidierung im öffentlichen Dienst 

3869 

31 

— 

— 

— 

1 

142 

Zusatzverskherung für einzelne Berufe 

126 

— 

3 

— 


: — 

2 

Arhellgeberlelstuttgen , . ► . 

2B30O 

600 

— 

425 

025 

17563 

201 

En Igelt fort Zahlung 

19500 


— 

400 

750 

16238 

229 

Vertrag! und freiw. Arheiigeberle ist ungen 

9000 

600 

* 

25 

175 

1325 

3 

Entschädigungen * 

16664 

367 

359 

29 

172 

293 

301 

Kriegsopferversorgung .... . „ ... 

12174 

344 

94 

10 

172 

241 

302 

Lastenausgleich 

1860 

— 

101 

— 

— 

5 

303 

Wiedergutmachung . . * „ . ....... 

21 70 

4 

— 

— 

— 

21 

309 

Sonstige Entschädigungen . . .............. 

460 

19 

74 

13 

— r 

26 

4 

Soziale Hilfen und Dtehite 

36226 

3406 

118 

83 

1615 

2029 

401 

Sozialhilfe 

10807 

184 

78 

9 

124 

1801 

402 

Jugendhilfo ♦ 

4486 

3222 

40 

74 

155 

45 

403 

Ausbildungsfördernng 

263t 

— 

— 

— 

— 

— 

404 

Wohngeld 

T595 

— 

— 

— 


— 

405 

öffentlicher Gesundheitsdienst 

1520 

— 

— 

— 

1337 

183 

406 

Vermögensblidung . . . . . 

1509? 

— 

— 

— 

■ — 

— * 

001 

Direkte Leitungen insgesamt * * - * 

343310 

25346 

4432 

2367 

7115 

88439 

5 

Indirekte Leistungen 

33923 

209 

22934 

=_* 



64 

501 

Steuerermäßigungen 

31529 

209 

22934 

— 

— 

64 

502 

Vergünstigungen int Wohnungswesen 

4394 

— 


— 

• — 

— * 
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Drucksache 8/1805 


Tabelle II — 2 — 77 


und InstltuUonen 1977 

Millionen DM 


Gesundheit 

Beschäftigung 

AJtn u. Hinterbliebene 




Allge- 

meine 

Lnbens- 

nuten 

Athens- 

Unfall, 

Bern!»- 

krankhßJL 

InvaU- 

dim 

l<vligu- 

tneinl 

BaniJJidfct 

Bildung 

Sonstige 
Mo tu ladt 

Arbeits- 
los igkuit 

Alter 

Hintoi- 
b Hebens 

Folgen 

poUlindter 

Ereignisse 

Wohnan 

Späh 

furderuntf 

9706 

14815 

7828 

2776 

8315 

138802 

9287 

8485 

7810 

18828 

1885 

6895 

9307 

3293 

2778 

8313 

120961 

8963 

1502 

5 

— 

198 

6664 

6040 

3293 

2778 

8313 

90575 

6988 

1439 

$ 


15B 

441 

6040 

707 

— 

236 

88363 

5014 

1063 

4 


— 

232 

3623 

55ß 

— 

— t: 

49185 

2823 

503 

4 

. 

— 

93 

1425 

136 

— 

^r. 

31817 

1701 

233 

— 

— 

— 

50 

992 

12 

— 

236 

7361 

490 

327 

— 


— 

2100 

— 

— - 

— 

— 

— 

1193 

377 

— 

— 

158 

4123 

— 

78 

— 

— 

2212 

782 

«— 

— 



— «- 

— 

— 

250» 

2776 

8077 

■ — 

— 

*= 

1 

: — * 

— 

5 

108 




2flH2 

146 

3 

„ 



4 

83 

- — 

— 

— 

1524 

97 


— 

— 

— - 

1 

25 


— 

— 

558 

49 

3 

— 

— 

— 

190 

2612 



■, 



25140 

1674 

■ 




40 

137 

2612 

— 


— 

25140 

1646 

— 

— 

— 

— 

53 

— 

— 

— 

— 

— 

27 

— 

— 

— 

40 

35 

546 



_ 



3164 

155 

60 






34 

534 

— 

— 

- — 

3066 

144 

59 

— 

— 

— 

1 

12 

— 


— 

97 

n 

1 

— 

— 

— 

2703 

2112 

591 

484 

— 

— 

— 

4930 

290 

— 

600 

4. 

— 

464 

— 

— 

— 

4930 

2»Ü 

— 

000 

~ 

— 



Bl 

32 


* 

8223 

28 

6669 

15 

99 

297 

— 

81 

30 

— 

— 

5733 

13 

5413 

2 

— 

35 

— ■ 

. — 

— 

— 

— 

1396 

15 

113 

— 

- — 

140 

— 

— 

2 


— 

1094 

— 

1049 

— 

— 

— 


— 

— 


— 

— ■ 

— 

»4 

13 

99 

122 

108 

4582 

3707 



2 

2609 

Ö 

32 

1596 

15097 

1236 

108 

4582 

946 

130 

2631 

— 

2 

2609 

6 

32 

1 

1595 

— 

416 

821 

9706 

14434 

7032 

2776 

8315 

136723 

9287 

8202 

2216 

15097 

15196 

1731 

— 

381 

796 

— 



1879 

* 

283 

5594 

3630 

154 

— 

381 

796 

— 

— 

1879 

— 

283 

1200 

3630 

154 


* — 

— 


— * 


— ■ 

■ — 

4394 

~ — 

— 


193 
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Tabelle II— 2— 78 

[978 




Leistungen nach Funktionen 

In 




V ftmiu* 

CeswmihcU 


[futittKlanän 

iirtg Gesamt 


Ehc- 

Mullas 

Vot* 

Krank* 




Kinder 

FraUßn 

»duüt 

beuguDg 

hall 

0 

Sozial butlg et Insgesamt ........ 

402844 

27496 

30551 

2447 

7534 

93815 

i 

Soziale Sicherung ....... ..... 

278709 

22644 

4187 

1803 

4720 

72468 

10 

Allgemeine Systeme 

227825 

1854t 

— 

1604 

4456 

68230 

tot 

Rentenversicherung 

t 1 5496 

Z97I 

■ — 

— 

2963 

1488 

1011 

Rentenversicherung der Arbeiter 

64612 

1820 

— 

— 

1653 

943 

1012 

An gestellten Versicherung . . 

40598 

840 

— 

— 

1242 

509 

1013 

KnappschaJUiche Rentenversicherung 

10286 

310 

— 

— 

67 

36 

103 

Krankenversicherung . . 

73807 

— 

— 

1804 

1201 

66741 

104 

Unfallversicherung . - . . 

8403 

440 

— 

= — 

293 

— 

105 

Arbeitsförderung 

1 4989 

— 

— 

— 

— 

— 

106 

Kindergeld .. .. . 

15130 

15130 

— 

— 

— 

— 

12 

Sondersysteme 

,1195 

55 

410 

— 

122 

72 

122 

AltershiRe für Landwirte 

2497 

19 

410 

— 

122 

72 

123 

Versorgungswerke ..... ...... .... 

69B 

36 

— 


— 

— 

13 

Beamlenrechtllches System . . 

43568 

40 14 

3774 

89 

142 

4165 

131 

Pensionen 

31478 

218 

— 

— 

B- ■ 

— . 

132 

Familienzuschläge ... ....... , . 

7570 

3796 

3774 

- — 

— 

— 

133 

Beihilf en . 

4520 

=5 

— 

69 

142 

4165 

14 

Ergänzung ssv steme 

4202 

33 

3 

— 

— 

l 

141 

Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst 

4070 

33 

— 

— 

, — 

1 

142 

Zusatzversichemng für einzelne Berufe , 

132 

— 

3 

— 


— 

2 

Arbeitgeberleistungen 

30000 

600 

— 

425 

985 

18553 

201 

Entgeltfortzahlung ....... ..... 

20600 

— 

— 

400 

800 

17168 

229 

Vertrag!, und freiw Arbeit gehör lei st ungen . 

9400 

600 

— 

25 

185 

1385 

3 

Eni Schädigungen 

17170 

364 

380 

36 

123 

309 

301 

Kriegsopferversorgung ...... 

12678 

335 

92 

24 

123 

257 

302 

Lastenausgleicb 

1847 

— 

190 

— 

— 

5 

303 

Wiedergutmachung . . . 

2150 

4 

— 

— 

— 

21 

309 

Sonstige Entschädigungen 

495 

25 

m 

12 

— 

26 

4 

Soziale Hilfen und Dienste . . „ . . 

36626 

3713 

145 

93 

1707 

2409 

401 

Sozialhilfe . . 

II 992 

204 

96 

10 

132 

2165 

402 

Jugendhilfe 

4894 

3508 

49 

83 

168 

51 

403 


3290 

— 

— 

— 

— 

— 

404 

Wohngeld ...... 

2120 

— 

— 

— 

— 

— 

405 

Öffentlicher Gesundheitsdienst 

1600 

1-sy 

— 

— 

1407 

19 1 

406 

Vermögensbildung 

12730 

— ■ 

— 

- — - 

— 

— 

001 

Direkte Leistungen insgesamt 

362585 

27320 

4712 

2447 

7534 

93739 

5 

Indirekte Leistungen ...................... 

40259 

177 

25830 




76 

501 

Steuerermäßigungen . . . 

35262 

177 

25839 

— 

— 

76 

502 

Vergünstigungen im Wohnungswesen . 

4997 

— 

— 

— 

— - 

— 
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Tabelle 11—2—78 

und Institutionen 









1978 

Millionen DM 










Ccfiundhclt 

ÖüsdiJlfhflimg 

Altai u HlnteitiMeban^ 




All ge* 

nialne 

Irljum 

Arbeit*- 

imfiiSL 

Invali- 

dität 

BrruJIldje 

Sonstige 

Arbeite 

Alter 

Hinlei- 

Felgen 

pDljiinchef 

llroigBi«* 

Wuhnen 

Spar* 

(ardoTuntf 

Beruh- 


Btlüuag 


Unilgfcett , 

hllebcn» 


bllten 

kronkke Lt 

mein! 








1024? 

15476 

10199 

3022 

8845 

146548 

9799 

8746 

8988 

17008 

2124 

7260 

9873 

4176 

3022 

8841 

128401 

9460 

1561 

6 

— 

281 

7023 

6407 

4176 

3022 

8841 

96171 

7413 

1496 

6 


240 

468 

6407 

704 

— 

26$ 

93808 

5315 

um 

5 

— 

— 

309 

3829 

608 

— 

— 

5194 t 

2979 

525 

5 



— 

10? 

1541 

84 

— 


34203 

1826 

245 

— 

— 

— 

53 

1037 

11 

— 

265 

7665 

510 

332 


— 

— 

2165 

— 

— 

— 

— 

— 

1263 

394 




240 

4390 

— 

82 

— 

— 

2362 

836 

— 

■ — 

— 

- — - 

— 


3391 

3022 

8575 

I 

I 

— 

1 




6 

118 

_ 

_ 


2251 

158 

3 




5 

9t 

— 

— 



1672 

106 

— 

— 

: 

— 

1 

27 

— 

— 


579 

52 

3 

— 

— 

— 

194 

2779 




- - 

26644 

1726 



- • 

— - 

41 

138 

56 

37 

2779 



— 

26644 

1699 

27 

163 

■ 


— 

41 

568 




3336 

62 



36 

554 

— 

— 

— 

3234 

151 

60 

— 

— 

— 

1 

13 

— 

— 

— 

102 

11 

1 

— 

— 

— 

2859 

2232 

627 

480 

— 

— 

— 

5185 

305 

— 

600 

— 

— 

488 

— 

— 

— 

5185 

305 

— 

soo 

— 

— 



96 

52 





8473 

31 

6868 

14 

08 

326 

— 

96 

50 


— 

6006 

Iß 

5614 

2 

— 

63 

— 


— 

— 

— 

1382 

15 

113 

— 

. — 

142 

— 

— 

2 

— 

— 

1085 


1038 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



— i 

102 

12 

98 

121 

123 

4621 

5038 



4 

2499 

4 

28 

2121 

12730 

1336 

128 

4621 

1653 

146 

3290 

— 

4 

2499 

4 

28 

t 

2120 

— 

447 

888 

10247 

15078 

9317 

3022 

8845 

144558 

9799 

8457 

2741 

12730 

12828 

1942 


398 

882 




1990 



289 

6247 

4180 

182 

— 

398 

882 

— 

— 

1990 

— 

289 

1250 

4180 

182 


— 

— 

— 


- — - 


■ — 

4997 

— 

— 


195 


Drucksache 8/1805 Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle II— 2— «2 

1982 




Leistungen nach Funktionen 

in 




Familie 

Gesundheit 


Institutionen 

insgesamt 


Ehe- 

Mutter- 

Vor- 

Krank- 




Kinder 

gatten 

schalt 

beugung 

heit 

0 

Sozialbudget insgesamt 

50797B 

29222 

46012 

2999 

9433 

118658 

1 

Soziale Sicherung 

349945 

22849 

5105 

2200 

5826 

91106 

10 

Allgemeine Systeme , . . 

285028 

17776 

_ 

2105 

5502 

86212 

101 

Rentenversicherung .... 

149419 

3590 

— 

— 

3695 

999 

1011 

Rentenversicherung der Arbeiter 

84091 

2211 


— 

2054 

(549 

1012 Angeslelltenversicherung 

53570 

1043 

— 

— 

1551 

302 

1013 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

11758 

336 

— 

— 

89 

48 

103 

Krankenversicherung 

94084 


— 

2105 

1435 

85212 

104 


10242 

456 

— 

— 

373 

— 

105 

Arbeitsforderung 

17554 

— 

— 

— 

— 

— 

106 

Kindergeld 

13730 

13730 


— 

— 

— 

12 

Sondersysteme 

3827 

64 

482 



160 

100 

122 

Altershilfe für Landwirte 

2963 

22 

482 

— 

160 

100 

123 

Versorgungswerke 

864 

42 

— 

— 


— 

13 

Beamtenrechtliches System 

55823 

4967 

4619 

95 

164 

4792 

131 

Pensionen 

41131 

296 

— 

— 



132 

Famllienzuschläge 

9290 

4671 

4619 

— 

— 

— 

133 

Beihilfen 

5202 

— 

— 

95 

164 

4792 

14 

Ergänzungssysteme 

5466 

42 

4 





2 

141 

Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst 

5299 

42 

— 

— 

— 

2 

142 

Zusatzversicherung für einzelne Berufe 

167 

— 

4 

— 

— 

— 

2 

Arbeitgeberleistungen 

38400 

600 

— 

616 

1252 

23826 

201 

Entgeltfortzahlung 

26600 

— 

— 

586 

1022 

22116 

229 

VertragL und freiw. Arbeitgeberleistungen 

11800 

600 

— 

30 

230 

1710 

3 

Entschädigungen 

17875 

449 

341 

33 

228 

282 

301 

Kriegsopferversorgung 

13718 

423 

72 

21 

228 

253 

302 

Lastenausgleich 

1669 

— 

185 

— 

— 

5 

303 

Wiedergutmachung 

2000 

4 

— 


— 

— 

309 

Sonstige Entschädigungen 

488 

2t 

84 

12 

— 

24 

4 

Soziale Hilfen und Dienste 

42599 

5113 

183 

150 

2127 

3341 

401 

Sozialhilfe 

17363 

257 

109 

15 

168 

3036 

402 

Jugendhilfe 

6816 

4857 

74 

135 

204 

60 

403 

Ausbildungsförderung 

3930 

— 

— 

— 

— 

— 

404 

Wohngeld , ( . . . 

1930 

— 

— 

— 

— 

— 

405 

Öffentlicher Gesundheitsdienst 

2000 

— 

— 

— 

1755 

245 

406 

Vermögensbildung 

10560 

— 

— 


— 

— 

001 

Direkte Leistungen insgesamt 

448818 

29011 

5629 

2999 

9433 

118555 

5 

Indirekte Leistungen 

59160 

211 

40383 





104 

501 

Steuerermäßigungen 

52507 

211 

40383 

— 

— 

104 

502 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

6653 

*— 

— 

— 

— 

* — 
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Tabell 

e 1 1 — 2 — B2 

und Institutionen 









1982 

Millionen DM 










Gesundheit 

Besch Atiiguog 

Aller u Hinte i bl to haue 




X llri*. 

Arbeit** 

uniflij. 

Beruf«' 

krankkeli 

i »v»n- 
<mx 
idlg^ 

nmiri| 

Berufliche 

Bildung 

Snmtlgc 

MübiUtdl 

ArtioilS’ 

ItniijkflU 

Alter 

HintoT- 

blieben« 

Rilgen 

polllUdun 

Ereignisse 

Wohnen 

Spat- 

Uwforimg 

mein* 

Leben*- 

hWen 

12944 

21799 

11877 

3358 

10448 

189385 

12703 

9103 

10655 

16543 

2839 

9131 

12951 

4772 

3358 

10446 

167920 

12285 

1483 

7 

— 

524 

8816 

6413 

4772 

3358 

10446 

126192 

9559 

1393 

7 

— . 

476 

618 

8413 

561 

— 

353 

123340 

6959 

886 

6 

— - 

— 

412 

5114 

443 

— 

— 

mns 

3930 

525 

6 

— 

— 

144 

2079 

116 

— 

— 

45680 

2434 

220 

■— 

— ■ 

— 

62 

1220 

1 



353 

8914 

594 

140 

— ■ 

— 

— 

2754 

— 

— 

— 

— 

— 

1594 

507 

— 

— 

476 

5445 

— 

109 

• 

— 

2853 

1006 

— . 


— 


— 

— 

4102 

3358 

10093 

I 

— 


i 


— - 

7 

14Ö 


_ 

_ 

2683 

187 

4 




6 

108 

■ 

— 


1961 

124 

— 

— - 

— * 

— 

1 

32 


— 


722 

63 

4 


— 

— 

2S6 

3615 






34761 

2307 



- 



48 

191 

3615 

— 

— 

— 

34761 

2269 

— 

— 

— 

— 

65 

— 


— - 

— 


38 

— 

— 

— 

48 

50 

788 





* 

4285 

212 

86 




. 

49 

769 

— 

— 

— 

4155 

197 

84 

— 

— 

— 

1 

17 

— 

— 

— • 

130 

14 

2 

— 

— 

— 

3667 

2877 

790 

640 

— 

— 

— 

6860 

400 

— 

600 

— 

— 

640 

— 

— 

— 

6800 

400 

— 

600 

— 

— 



110 

42 

— 



@668 

33 

7267 

14 

93 

315 

— 

no 

40 

— 

— 

6395 

18 

6110 

2 

— 

46 


— 

- — 

— 

■— 

1238 

15 

103 

— 

— 

124 

— 

— 

2 

— 

— 

1036 

— 

958 

— 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

96 

12 

93 

145 

147 

7651 

5968 



2 

3625 

6 

43 

1931 

10560 

1753 

147 

7651 

1789 

— 

2 

3625 

6 

43 

1 

— 

514 


— 

246 

3930 





— 

1930 

- 

1239 



1 I 1 

— 

— 

— 

— 

— 

10560 

— 

12944 

21354 

16779 

3358 

10448 

187014 

12703 

8793 

2552 

10653 

2592 

-- 

444 

1098 





2371 



310 

8103 

5890 

248 

— 

444 

1098 

— 

— 

2371 

— 

310 

1450 

5890 

248 

— 

■ — 



- — 

— 

— 


6653 

— — 

' — 
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Tabelle H — 3 — 75 

1975 








Leistungen nach Funktionen, 

in 

tastitti* 

fiönen 

N um nie: 

insgesamt 

F&nüJl« 

Gesundheit 

Beidtäfügung 

Alter und Hin tet bliebe ne 

Ein* 
kam- 
mons- 
Irmi un- 
gern 

&4 ch- 
ic* klun- 
ge® 

Alige- 

meine 

Dienste 

und 

Leistun- 

gen 

Ein* 

kuin- 

menit- 

leivnin- 

gen 

Sich- 

lAiflhat* 

gen 

Allge- 
mein e 
Dienste 
und 

Lnjitun- 

gen 

Ein- 

korn* 

mens- 

Icntun- 

gen 

le-i&lun- 

AUge- 

meine 

Dienste 

und 

Ud*luu- 

gen 

Efn- 
kam - 
tnciu- 
leUtmt- 
gen 

Sftch* 

JelitUB- 

g«D 

AUg*- 

meine 

Dienste 

und 

Uili Lun- 
gen 

0 

330221 

45531 

2040 

2023 

34433 

63119 

7678 

15749 

1520 

3305 

116005 

1418 

4147 

1 

228225 

25250 

867 

306 

15076 

58605 

4297 

12066 

1425 

3041 

101544 

1193 

3558 

10 

184891 

17709 

820 

141 

12186 

54820 

3937 

12066 

1425 

3041 

74903 

1052 

1754 

101 

86840 

2278 


48 

5359 

3468 

222 

434 

299 

15 

72626 

15 

1528 

1011 

4948 t 

3457 

— 

32 

3331 

2034 

140 

255 

238 

13 

40746 

15 

889 

1012 

29331 

602 

— 

13 

1206 

1355 

71 

53 

56 

— 

25289 

— 

554 

1013 

8020 

219 

— 

3 

822 

79 

12 

126 

5 

2 

6591 

— 

84 

1G2 

61122 

787 

820 

72 

4672 

50297 

3077 

— - 

— 

— ■ 

— 

1023 

59 

103 

6834 

341 

— 

2t 

2155 

1055 

638 

32 

47 

4 

2360 

14 

167 

104 

15702 

- — 

— 

— 

— 

— 

— 

1 1600 

1079 

3022 

— 

— ■ 

— 

106 

14393 

14393 












12 

2394 

330 

« 

17 

82 

154 

13 

. . 




1618 

3 

174 

122 

1874 

310 


9 

68 

154 

6 

— 

— 

— 

1290 


37 

123 

520 

20 

— 

8 

15 

— 

6 

— 

— 

— 

327 

3 

138 

13 

37645 

7094 

67 

140 

2332 

3630 

308 



- 1 


22449 

125 

1446 

131 

26670 

189 

— 

16 

2332 

— 

135 

— 

- — 

— 

22449 

105 

1444 

132 

7035 

6905 

■ — 

130 










133 

3940 


67 

4 

— 

3630 

174 

— 

— 

— 

— 

20 

2 

14 

3296 

27 

■Kl 

2 

475 

_ 

39 

i_ 

_ 



2401 

13 

104 

141 

3199 

24 

— 

2 

465 

— 

37 

* — 

— 

— 

2415 

13 

180 

142 

97 

3 


— 

10 

— 

2 

— 

— 

— 

7? 

— 

4 

2 

25300 

920 



_ _ 

18070 

__ 

1300 



,- JL _ 



4410 




201 

17500 

300 

— 

— 

17200 

— 

— 

— 

— 

— r 

— 

— 

— 

223 

78O0 

620 

— 

— 

870 

— 

1300 

— 

— 

— 

4410 

— 

— 

3 

15523 

743 

28 

78 

33 

434 

58 

7 

21 

10 

6776 

216 

380 

301 

10880 

374 

15 

39 

33 

391 

56 

6 

20 

10 

4557 

43 

238 

302 

1818 

181 

— 

11 

— 

6 

— 

- — 

— 

— * 

1 133 

173 

BO 

303 

2278 

5 

— 

— 

— 

21 

— 

1 

1 

— 

1086 

— 

62 

309 

547 

183 

13 

27 

— 

16 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

31577 

184 

1126 

1637 

805 

4080 

2024 

3251 

74 

255 

1624 

9 

209 

401 

8609 

179 

7 

35 

747 

4080 

553 

58? 

72 

7t 

1624 

9 

209 

402 

3705 

5 

1119 

1602 

58 

— 

130 

37 

2 

7t 

— 

( — 

— 

403 

2740 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2627 

— 

M3 

— 

— 

— 

404 

1797 













405 

1340 

— 

— 

— 

— 

— 

1340 

— 

' — 

— 

— 

— 

— 

406 

13386 













001 

300625 

27097 

2040 

2023 

33984 

63119 

7678 

15324 

1520 

3305 114354 

1418 

4147 

5 

29596 

18434 

■ .fr. 



449 



_ 

424 

. 



1741 


_ 

501 

25417 

18434 

=» 

— 

449 

— 

— 

424 

— ■ 

— 

mi 

— 

— 

502 

4179 
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Tabelle II— 3-75 

Arten und Institutionen 1975 

Millionen DM 


Folget* politischer Ereignisse 


Wohnen 


Sparförderung 

Allgemeine Lebenshilfen 

Ein- 


AUge- 

Ein- 


AUge- 

Ein- 


Allge- 

meine 

Ein- 


Allge- 

kora- 

Seih- 

meine 

kom- 


meine 

kora- 

Sach- 

kom- 

Sach- 

meine 

mens- 

leislun- 

Dienste 

mens- 

leistun- 

Dienste 

mens- 

leistun- 

Dienste 

mens- 

leistun- 

Dienste 

leistun- 

gon 

gen 

und Lei- 
stungen 

leistun- 

gen 

gen 

und Lei- 
stungen 

Icistun- 

gen 

gen 

und Lei- 
stungen 

ieialun- 

gen 

gen 

und Lei- 
stungen 

6013 

1110 

462 

7559 

— 

142 

16196 

78 

2 

686 

614 

302 

594 

311 

23 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

42 

4 

2 

533 

311 

16 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

— 

533 

— 

16 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

324 

— 

8 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

125 

— 

6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

85 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

311 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

2 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

42 

— 

2 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

42 

— 

2 

59 

— 

5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

58 

— 

5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 


— 

— 


— 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

600 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

600 

— * 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

5135 

780 

439 

13 






78 

2 

259 

11 

23 

3913 

778 

357 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

42 

1 

5 

101 

— 

7 

- — 

— 

— 

— 

— 

— 

118 

— 

8 

1033 

2 

67 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

87 

— 

9 

11 

— 

— 

— 

78 

2 

99 

10 

10 

13 

19 


1656 



142 

13386 



209 

599 

277 

13 

19 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

208 

159 

37 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

440 

239 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1655 

— 

142 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

13386 

— 

— 

— 

— 

— ». 

5741 

1110 

462 

2270 

— 

142 

13386 

78 

2 

510 

614 

302 

272 





5280 

- 

- 

2810 

. 

_ 

177 



. 

272 

— 

— 

1110 

— 

— 

2810 


— 

177 

— 

— 

— 

— 

— 

4179 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 
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Tabelle 11—3—76 

1976 








Leistungen nach Funktionen» 

in 

Institu- 

tionen 

Nummer 

Insgesamt 

Familie 

Gesundheit 

Beschäftigung 

Alter und Hinterbliebene 

Ein- 

kom- 

mens- 

leistun- 

gen 

Sach- 

leistun- 

gen 

Allge- 

meine 

Dienste 

und 

Lclstun- 

gen 

Ein- 

kom- 

mens- 

leistun- 

gen 

Sadi- 

leisiun- 

gen 

Allge- 

meine 

Dienste 

und 

Leistun- 

gen 

Ein- 
kom- 
mens- 
1 Ostun- 
gen 

Sach- 

leistun- 

gen 

Allge- 

mein»» 

Dienste 

und 

Leistun- 

gen 

Ein- 

kotn- 

raens- 

lelstun- 

gen 

Sach- 

leistun- 

gen 

Allge- 

meine 

Dienste 

und 

Leistun- 

gen 

0 

353787 

47534 

2224 

2226 

35972 

68876 

8164 

14630 

1094 

3119 

129489 

1508 

4392 

I 

245950 

25181 

971 

315 

16166 

63767 

4568 

11024 

986 

2836 

113567 

1272 

3712 

10 

200147 

17773 

890 

146 

13074 

59778 

4179 

11024 

986 

2836 

85074 

1125 

1769 

101 

97996 

2464 

— 

47 

5983 

3260 

260 

532 

319 

42 

82473 

18 

1526 

1011 

55449 

1548 

— 

32 

3651 

1927 

185 

292 

250 

37 

46107 

18 

878 

1012 

33503 

670 

- — 

13 

1387 

1253 

63 

63 

64 

3 

29197 

— 

562 

1013 

9044 

246 

— 

3 

945 

80 

12 

177 

5 

2 

7168 

— 

86 

102 

66715 

786 

890 

77 

4739 

55384 

3264 

— 

— 

— 

— 

1093 

63 

103 

7400 

363 

— 

21 

2352 

1134 

655 

30 

44 

4 

2602 

14 

180 

104 

13876 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

10462 

623 

2790 

— 

— 

— 

106 

14160 

14160 












12 

2703 

366 


20 

94 

182 

14 


__ 


1818 

3 

202 

122 

2086 


— 

11 

76 

182 

6 

— 

— 

— 

1429 

— 

37 

123 

617 

22 

— 

9 

17 

— 

8 

— 

— 

— 

390 

3 

165 

13 

39468 

7012 

81 

147 

2474 

3805 

330 






23934 

130 

1529 

131 

28401 

191 

— 

23 

2474 

— 

147 

— 

— 

— 

23934 

105 

1527 

132 

6941 

6821 

— 

120 










133 

4126 

— 

81 

4 

— 

3805 

183 

— 

— 

— 

— 

25 

2 

14 

3632 

30 



2 

524 

1 

45 







2741 

14 

211 

141 

3517 

27 

— 

2 

512 

1 

44 

— 

— 

— 

2650 

14 

205 

142 

115 

3 

— 

— 

12 

— 

1 

— * 

— 

— 

91 

— 

6 

2 

26300 

920 



_ 

18610 



1400 






4770 



__ 

201 

18000 

300 

— 

— 

17700 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


229 

8300 

620 

— 

— 

910 

— 

1400 

— . 

— 

— 

4770 

— 

— 

3 

16088 

665 

20 

60 

36 

415 

53 

8 

26 

14 

7241 

226 

391 

301 

11553 

340 

10 

35 

36 

365 

51 

7 

25 

14 

5013 

52 

257 

302 

1845 

180 

— 

11 

— 

5 

— 

— 

— 

— 

1148 

174 

80 

303 

2175 

5 

— 

— 

— 

22 

— 

1 

1 

— 

1080 

— 

55 

309 

515 

140 

10 

15 

— 

23 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

33248 

218 

1233 

1850 

704 

4695 

2143 

3154 

82 

268 

2068 

10 

289 

401 

9801 

212 

9 

30 

648 

4695 

574 

682 

79 

90 

2068 

10 

289 

402 

4101 

6 

1224 

1820 

56 

— 

139 

33 

3 

73 

— 

— 

— 

403 

2544 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2439 

— 

105 

— 

— 

— 

404 

1759 













405 

1430 

— 

— 

— 

— 

— 

1430 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

406 

13613 













001 

321585 

26984 

2224 

2226 

35516 

68876 

8164 

14186 

1094 

3119 

127646 

1508 

4392 

5 

32202 

20550 





456 



. 

444 





1842 





501 

28029 

20550 

— 

— 

456 

— 

— 

444 

— 

— 

1842 

— 

— 

502 

4173 
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Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/1805 


Tabelle 1 1—^3- — ^76 

Arten und Institutionen 

Millionen DM 


Faicjoti politischer Ereignisse 


Wohnen 


Sparfdidemtg 

AUflftinem* Lehens hilft« ft 

Ein« 


Allge- 

meine 

Ern* 


Allge- 

Ein* 


Allge- 

Etn* 


Allge* 

körn* 

Shüda* 

kom- 

Sadts* 

meine 

kom- 

Sadti- 

meine 

kom- 

SrtdV 

mein* 

mens- 

teistun* 

Dkrnsle 

mene- 

Ißlhiijii- 

Dienste 

mimt 

leiilUA« 

Dienste 

men*- 

leUum« 

Dienste 

! eis Lu ii* 
gen 

wen 

und Lcf+ 
stungen 

telstuu- 

gctv 

fT*n 

und tel- 
Mungsn 

leis Hin’ 
gen 

gen 

und Lei- 
»lungern 

tcktun* 

gen 

qen 

und Lei- 
•tun gen 

6594 

1217 

504 

7558 

— 

141 

16743 

86 

10 

635 

747 

326 

HU 

361 

26 

1 

— 

2 

— 

— 

— 

25 

58 

1 

1050 

36t 

21 

t 

— 

2 

— 

— 

— 

■ — 

56 

— 

1050 

— 

21 

— 

— 

2 

- — 

— 

— 

— 

— 

— 

509 

r-? 

13 

— 

— 

2 

' — 

— 

— 

— 

— 

— 

224 

— 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

316 

— 

4 

— * 


— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

361 

— - 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

58 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

t 

— 

— 

, — ■ 

— 


— 

— 

— 

- — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

1 

— 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

. — 

- — 

— p 

— 

25 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— £ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

■ 

— 

■ — 

— 

— 

— 

25 


1 

59 

_ _ . 

5 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

58 

— 

5 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— * 

— 

1 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



— - 

— 

— 

— 

— 

600 

— 



— 

— 

— . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— * 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

60Ö 


— 

— 

— 

— 

— 


— 

5205 

636 

477 

13 





86 

10 

234 

47 

24 

4069 

834 

395 

2 

— 

«- 

— 

— 

— 

42 

2 

4 

1 il 4 

— 

7 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

126 

— 

9 

942 

2 

67 

— - 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

90 

— 

8 

U 

— 

— 

— 

86 

10 

64 

45 

tt 

5 

20 



162 i 

. _ 

139 

13613 





193 

642 

301 

5 

20 

— - 

t 

— 

— * 

— 

— 

— 

192 

156 

42 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

486 

259 

— ■ 

— 

— 

. — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1620 

— 

139 

— 

— 

— 

— 

■=- 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

< — 

— 

— 

— 

— 

13613 

— 

— 

— 

— 

— 

6321 

1217 

504 

2235 

— 

14t 

13613 

86 

10 

452 

747 

326 

273 





5323 




3130 





183 



. . 

273 

— 

— 

1150 

— 

— 

3130 

— 

— 

183 

— 

— 

- — 

— 

— 

4173 


— * 

— 

— 

— 

— 

-i— 

— 
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Drucksache 8/1805 Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle II— 3— 77 

1977 








Leistungen nach Funktionen, 

in 

Institu- 

tionen 

Nummer 

insgesamt 

Familie 

Gesundheit 

Beschädigung 

Alter und Hinterbliebene 

Ein- 

korn. 

mens- 

leistun- 

uen 

Sach- 

leistun- 

gen 

Allge- 

meine 

Dienste 

und 

Leistun- 

gen 

Ein- 

kom- 

mens- 

leistun- 

qen 

Sach- 

leistun- 

gen 

Allge- 

meine 

Dienste 

und 

Leistun- 

gen 

Ein- 

kom- 

mens- 

leistun- 

gcn 

Sach- 

leistun- 

gen 

Allge- 

meine 

Dienste 

und 

Leistun- 

gen 

Ein- 

kom- 

mens- 

leistun- 

gon 

Sach- 

leistun- 

gen 

Allge- 

meine 

Dienste 

und 

Leistun- 

gen 

0 

379242 

50387 

2330 

2572 

38579 

72299 

9261 

14175 

1174 

3570 142505 

1547 

3837 

1 

261929 

25318 

982 

460 

17169 

66588 

5402 

10041 

1070 

3271 

125484 

1324 

3116 

10 

213716 

17610 

909 

286 

13925 

62437 

5002 

10041 

1070 

3271 

95340 

1176 

1047 

101 

108889 

2679 

— 

181 

6534 

3307 

801 

553 

333 

57 

92552 

36 

788 

1011 

61161 

1632 

— 

125 

3950 

1898 

481 

257 

261 

40 

51540 

36 

432 

1012 

37848 

747 

— 

54 

1526 

1329 

306 

56 

67 

13 

33248 

— 

270 

1013 

9880 

300 

— 

3 

1058 

80 

14 

240 

5 

3 

7764 

— 

87 

102 

69803 

763 

909 

82 

4880 

57941 

3501 

— 

— 

— 

— 

1126 

67 

103 

7882 

388 

— 

23 

2511 

1188 

700 

33 

40 

5 

2788 

14 

192 

104 

13362 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

9455 

697 

3209 

— 

— 

— 

106 

13780 

13780 












12 

2951 

403 


18 

103 

177 

19 





2007 

3 

219 

122 

2282 

379 

— 

9 

85 

177 

11 

— 

— 



1583 

— : 

38 

123 

669 

24 

— 

9 

18 

— 

8 

— 

— 

— 

424 

3 

181 

13 

41267 

7273 

73 

153 

2608 

3973 

333 

- 





25067 

130 

1616 

131 

29750 

200 

— 

14 

2608 

- — 

142 

— 

— 

— 

25067 

105 

1614 

132 

7208 

7073 

— 

135 










133 

4309 

— 

73 

4 

— 

3973 

192 

— 

— 

— 

— 

25 

2 

14 

3995 

32 



2 

533 

1 

48 



. 

3071 

15 

233 

141 

3869 

29 

— 

2 

521 

1 

47 

— 

— 

rj — 

2969 

15 

226 

142 

126 

3 

— 

— 

12 

— 

1 

— 

— 

— 

101 

— 

7 

2 

28500 

1025 

. 


20155 

__ 

1500 


. 



5220 





201 

19500 

400 

— 

— 

19100 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

229 

9000 

625 

— 

— 

1055 

— 

1500 

— 

— 

— 

5220 

— * 

— 

3 

16664 

665 

26 

63 

40 

449 

57 

6 

20 

6 

7636 

211 

404 

301 

12174 

400 

14 

39 

40 

399 

55 

5 

19 

6 

5439 

36 

271 

302 

1860 

180 

— 

11 

— 

5 

— 

— 

— 

— 

1156 

175 

79 

303 

2170 

4 

— 

— 

— 

21 

— 

1 

1 

— 

1040 

— 

54 

309 

460 

81 

12 

13 

— 

24 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

36226 

236 

1322 

2049 

770 

5262 

2302 

3332 

84 

293 

2287 

12 

317 

401 

10897 

229 

9 

33 

712 

5262 

640 

767 

81 

100 

2287 

12 

317 

402 

4486 

7 

1313 

2016 

58 

— 

142 

42 

3 

85 

— 

— 

— 

403 

2631 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2523 

— 

108 

— 

— 

— 

404 

1595 













405 

1520 

— 

— 

— 

— 

— 

1520 

— 

— 

— 

— 

— 

- — 

406 

15097 













001 

343319 

27243 

2330 

2572 

38134 

72299 

9261 

13379 

1174 

3570 140627 

1547 

3837 

5 

35923 

23143 



445 





796 





1879 





501 

31529 

23143 

— 

— 

445 

— 

— 

796 

— 

— 

1879 

— 

— 

502 

4394 
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Deutsdaer Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/1805 


Tabelle II 


-77 


Arten und Institutionen 

Millionen DM 


Folgen politischer Ereignisse 


Wabnen 


Sparförderung 

Allgemeine Lebenshdfcn 

Ein- 


Allqe* 

Ein- 


AHgt- 

Ein- 


Allge- 

Ern* 


Allge- 

kom* 

Such- 

meine 

kam- 

Sadi- 

nwitie 

korn - 

Sarfi- 

meine 

kem- 

Sodi- 

meine 

mens- 

IClSlüft- 

Dienste 

me«*- 

lalqtun- 

Dlfttllti* 

omiMi- 

ttliltih- 

Dienste 

mnn*- 

leUiun- 

D J anale 

Iciitlun- 

gen 

gen 

und Lei* 
»tun gen 

lcistim* 

geti 


und Lei- 
stungen 

lelstun- 

gan 

gen 

und Lei- 
stungen 

leistuh- 

gen 

gea 

iiml Lei- 
stungen 

6712 

1261 

512 

7Ö80 

— 

130 

18727 

91 

8 

630 

882 

373 

1078 

.177 

47 

l 

— 

4 

— 

— 

— 

3« 

158 

2 

1023 

377 

40 

1 



4 



„ 

- 



158 



1023 

— 

40 

— 

— 

4 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

472 

— ■ 

31 



— 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

227 

— 

5 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

323 

— 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

„ 

377 

— 

— 

— 

“ 

— • 

■ — 

— 

— 

158 

— 

~ 

— 


— 

— 

«■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

t 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 


— 


— 

— 

■ — 

— 

— 

— 

— 

— 

* — 

2 

— 

1 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

*— 

2 

— 

1 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— — 

— 

« — 

— 

— 

— 

_ 

— i , 

— 

— 


38 

— 

2 

— 

— 

SS 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

« , 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

■ — 

— 

- — 

: — 

— 

— 

- — 

— 

ä-- 

— 

— * 

38 

— 

2 

54 

— 

6 

— 

— 

— . 

- — - 

— 

— 

— 

— 

— 

53 

— 

8 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

=*= 

— 

— 

' — 

— 

— 

— 7 

“ 

— 


■ — 

— 

. — 

— 

600 

— 

— 

— 

— 

— - 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Ä 

— 

600 



— 

— 


— 

*-* 

— 

5340 

063 

465 

15 


. 


91 

8 

228 

45 

24 

4167 

861 

385 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

25J 

1 

5 

107 

— 

6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

131 

— 

9 

981 

2 

66 


— 

— 

— 

_ 

— 

— 


— 

86 

— 

8 

13 

— 

— 

— 

9t 

8 

68 

44 

10 

10 

22 



1470 



126 

15097 

_ 



210 

679 

347 

10 

22 

— ■ 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

209 

159 

47 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

t 

520 

300 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

um 

— 

126 

— 

— 

— 

— 

= — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

15097 

— 

— 

— 

— 

— * 

6420 

1261 

512 

2086 

— 

130 

15097 

91 

8 

476 

8Ö2 

373 

283 



. - 

5594 




3630 

* 



154 

_ 



283 

— 

— 

1200 

— 

— _ 

3630 

— 

— 

154 

— 

— 

- — 

— 

— 

4394 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 
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Drucksache 8/1805 Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tobel 1 c 11-3-78 

1978 








Leistungen nach Funktionen, 

in 

InMUu* 
t Jonen 
Mummet 

insgesamt 

Familie 

Gesundheit 

Be&diültJgur 

>0 

AJtet und Hinterbliebene 

Em- 
k Om- 
nien*- 
l«litun- 
gen 

Ssdi- 
l eistun - 

All ge* 
meiiifi 
Dienst 
ii l\d 

Leis tun* 
gen 

Ein- 

kom- 

men*- 

leUtun- 

gen 

Saefe* 

leistun* 

flvn 

Allge- 

meine 

Dienste 

und 

Leislun* 

Ein* 
k om- 
rnem • 
leistun* 
gnu 

S*ek- 

idliiun- 

Allge- 

meine 

Dienste 

und 

Ln is hin- 
gen 

Ein* 
kom- 
mitut- 
lelstun* , 
gen 

Sach* 

leistun* 

gen 

Allge- 

meine 

Dienste 

und 

Leistun* 

gon 

0 

402844 

5517« 

2493 

2B26 

41121 

76140 

9810 

15892 

1896 

4277 

150725 

1643 

3979 

1 

276789 

27105 

1039 

489 

18255 

70380 

5684 

10926 

1224 

3680 133204 

1400 

3257 

10 

227825 

19088 

954 

302 

14813 

66029 

5275 

10926 

1224 

3889 IU1235 

1246 

1103 

101 

115496 

2779 

— 

192 

6980 

3499 

848 

585 

324 

60 

98254 

39 

831 

1011 

64612 

1689 

— 

131 

4188 

2040 

506 

282 

284 

42 

5443 t 

39 

450 

1012 

40598 

783 

— 

57 

1692 

1381 

327 

35 

35 

14 

35741 


288 

1013 

10286 

307 

— 

3 

1100 

78 

14 

268 

5 

4 

8082 

— ~ 

93 

102 

73807 

763 

954 

87 

5149 

61270 

3688 

— . 

— 

— 

— 

1192 

71 

103 

M03 

416 

— 

24 

2684 

1260 

739 

35 

42 

5 

2981 

15 

202 

104 

14989 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

10306 

853 

3824 

— 

— 

— 

106 

15130 

15130 












12 

3105 

443 



22 

112 

189 

17 

— 

— 



2181 

3 

224 

122 

2497 

418 

w: 

11 

93 

189 

8 

— 

— 

— 

1734 

— 

44 

123 

698 

25 

— 

11 

19 

— 

9 

— 

— 

— 

447 

3 

180 

13 

43568 

7630 

85 

162 

2769 

4161 

349 



„ 


26549 

135 

1686 

131 

31478 

200 

— 

18 

2769 

— 

148 

— 

— - 

- — 

26549 

110 

1684 

132 

7570 

7430 

— 

140 










133 

4520 

— 

85 

4 

— 

4161 

201 

— 

— 

— 

— 

25 

2 

14 

4202 

34 



2 

562 

I 

43 

_ 

. 

_ 

3239 

16 

244 

141 

4070 

31 

— 

2 

549 

l 

42 

— 

- — 

— 

3132 

16 

237 

142 

132 

3 

— 

— 

13 

— 

1 

— 

— 

— 

106 

— 

7 

2 

30000 

1025 



— 

21285 


1600 

, 



5400 




201 

20600 

400 

— 

* — 

20200 

— 

— 

— 

- — 

— 

— . 


— 

229 

9400 

625 

— 

— 

vm 

— 

1600 

— 

— 

— 

5490 

— 

— 

3 

17170 

670 

33 

68 

45 

429 

54 

9 

29 

14 

7837 

233 

434 

301 

12678 

386 

22 

43 

45 

380 

52 

8 

23 

14 

5668 

54 

300 

302 

1847 

179 

— 

11 

- — 

5 

— 

— ■ 

— 

— - 

1137 

179 

80 

303 

2150 

4 

— 

— 

— 

21 

— 

1 

1 

— 

1031 

— 

54 

309 

495 

110 

11 

14 

— 

24 

2 

— 

— 

—* 

— 

— 

— 

4 

38628 

261 

1421 

2269 

1062 

5331 

2472 

4075 

643 

374 

2204 

10 

288 

401 

11992 

252 

10 

48 

1001 

5331 

714 

870 

640 

146 

2204 

10 

288 

402 

4894 

9 

14t t 

2220 

61 

— 

158 

51 

3 

92 

— - 

— 

■ — 

403 

3290 

— 

— . 

— 

— 


— 

3154 

— 

136 

. — 

— 


404 

2120 













405 

1600 

— 

— 

— 

— * 

• 

1600 

— 

— 

— 

— 

- — . 

— 

406 

12730 













001 

362585 

29161 

2493 

2826 

40647 

76140 

9810 

15010 

1896 

4277 

148735 

1643 

3979 

5 

40259 

26015 

- 



474 

. 

i, t 

862 



- — 

1990 



501 

35262 

26015 

— 

— 

474 

— 

— 

862 

• — 

— 

1990 

— 

— 

502 

4997 
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Drucksache 8/1805 


Tabelle II 


Arten und Institutionen 

Millionen DM 


Folgen polmsdier Ereignisse 


Wohnen 


Sparförderung 

Allgemeine LobenthiUen 

Bin- 


Allgn- 

Ein- 


AlJge* 

Ein- 


Allge- 

Ein* 


A tige- 

k tun- 

miMin* 

Ssrh- 

IclsMm- 

gen 

meine 

Dienste 

kom- 

nurns* 

^ Sdfti- 

meine 
Dienste 
und Lei- 
stungen 

ItaiM- 

m&ni- 

Sudh- 
1 et Hun- 
gen 

mein* 
Dienste 
und Lci- 
Hlungen 

kom- 

irttMiS’ 

Such* 

IrUitin- 

fl*» 

rn ei tu? 
Dienste 
und Lei- 
stungen 

leist uri- 
gen 

und Uü- 
>lungim 

tela hin- 
gen 

qeh 

lols Hin- 
gen 

leislun- 

gen 

6800 

1384 

562 

8815 

— 

173 

16910 

89 

9 

713 

993 

418 

1119 

394 

48 

1 

— 

5 

— 

— 

— 

30 

240 

2 

1059 

394 

42 

1 


5 



- 




240 

■ 

1059 

— 

42 

— 

CT 

5 

— 

— 

— r 

r — 

— 

— 

492 

— 

33 

— 

— 

5 

— 

— 

— - 

— - 

— 

— 

239 


6 

“ 

— 

— 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

328 


4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

394 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

240 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

i 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

- — 

— 

— 

— 

— 

— 

— - 

— 


■*-e 

— 

— 

2 

— 

2 

— 



— 

— 

— 

— 

— . 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

'L 

— . 

2 

— 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— > 



— 

— 

— 

— 

— , 

— 

— 

. — 

39 

- 

2 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

39 

— 

2 

57 

- — 

4 


► 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

56 

— 

4 

__ 

— 

— 

— * 


— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

> 

— * 

— 

— 

— 

■ — 


— 

■ — 

— 

— 

606 

— 

— 

- — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

600 

— 

— 

— - 



— 

— 

— 

— 

5385 

968 

514 

14 

- 

— 



89 

9 

255 

46 

25 

4216 

966 

432 

2 

— 

— 

— 

— 

— - 

55 

1 

7 

107 

— 

7 

— 

— 

— , 

— 

— 

— 

134 

— 

8 

970 

2 

66 

— 


■ — - 

— 

— 

— 

— 

— 

— - 

93 

— 

9 

12 

— 

— 

— 

89 

9 

66 

45 

10 

7 

21 



1953 

— 

168 

12730 





238 

707 

391 

7 

21 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

237 

m 

52 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

549 

338 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

■ — 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

1952 

— 

168 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

-=■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

■ — 

— 

— 

— 

12730 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

6511 

1384 

562 

2568 

— 

173 

12730 

89 

9 

$32 

993 

418 

289 

» 


6247 




4180 





182 





289 

— 

— 

1250 

— 

— 

4180 

— 

— 

182 

— 

— 

— 

— 

— 

4997 

■ 

- — - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 
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Deutscher Bundestag — 8, Wahlperiode 


Tabelle ü— 3— 82 

1982 








Leistungen nach Funktionen, 

in 

Institu- 

tionen 

Nummer 

Insgesamt 

F&jmlfo 

Gesundheit 

Beschäftigung 

Alter und Hinterbliebene 

E^- 
kum - 

flietib- 

IfciAttUt* 

gen 

Sucta- 

Jelsiun* 

gen 

Allge- 

meine 

Dl (roste 
und 

Leistun- 

gen 

Ein- 
kom- 
men*- 
leis tun- 
gen 

$ adi* 
Mstnn- 
gen 

Allge* 

meine 

Dienste 

und 

Leistun- 

gen 

Ein- 
korn 
ment- 
lcteiu ti- 
gert 

Sfidi- 
1 ein tun- 
gen 

Allge- 

meine 

Diente 

und 

Lnf*tun- 

gen 

Ein- 

kom- 

mens- 

leHlun- 

gon 

Sadi- 

lolslun- 

gen 

Allge- 

meine 

Dienste 

und 

Leistun- 

gen 

0 

507978 

71077 

3361 

3795 

52573 

97352 

12910 

19201 

1592 

4891 

194932 

2016 

5140 

1 

348945 

28223 

1321 

610 

23533 

878S6 

7628 

12740 

1428 

4408 174211 

1772 

4202 

10 

285029 

18262 

1231 

388 

190 14 

82825 

7107 

12740 

1428 

440B 132771 

1568 

1412 

101 

149419 

3342 

— 

248 

9094 

3530 

1101 

592 

244 

78 129177 

46 

1075 

1011 

84091 

2042 

— 

169 

5574 

2003 

652 

198 

191 

54 

72053 

46 

577 

1012 

53570 

967 

— 

75 

2219 

1427 

431 

44 

53 

19 

47734 

— 

380 

1013 

11758 

332 

— 

4 

1301 

100 

18 

350 

— 

4 

9390 

— 

UB 

102 

94084 

764 

1231 

109 

6645 

77680 

5077 

— 

— 

— 

— 

1505 

89 

103 

10242 

426 

— 

30 

3275 

1614 

929 

46 

57 

6 

3594 

17 

248 

104 

17554 

— 

■ 

— 

— 

— 

— 

12102 

1127 

4324 

— 

— 

— - 

106 

13730 

13730 












12 

3827 

522 



24 

134 

250 

24 

— - 


_ _ 

2597 

4 

289 

122 

2963 

490 

— 

14 

UO 

250 

14 

— 

— 

_ 

2030 


55 

123 

864 

32 

— 

10 

24 

— 

10 

— 

— 

— 

567 

4 

214 

13 

55623 

9396 

90 

195 

3609 

4779 

439 

- - 

- . 

__ 

34839 

182 

2248 

131 

41131 

276 

— 

20 

3609 

— 

197 

— 

— 

— 

34639 

147 

2243 

132 

9290 

9120 

— 

170 










133 

5202 

— 

90 

5 

— 

4779 

242 

— 

— 

— 

— 

35 

3 

14 

5466 

43 



3 

778 

2 

58 

, 




4203 

18 

275 

141 

5299 

39 

— 

3 

761 

2 

57 

— 

: 

— 

4068 

18 

267 

142 

167 

4 

— 

=■ 

17 

— 

1 

— 

— 


136 

— 

8 

2 

38400 

1216 

. . 

__ 

27384 

_ 

2000 





7200 





201 

26600 

586 

— 

— 

26014 

■ — 

— 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

229 

11800 

630 

— 

— 

1370 

— 

2001 1 

— 

— * 

— 

7200 

— 

— 

3 

17875 

719 

30 

74 

62 

491 

86 

7 

26 

9 

0027 

229 

446 

301 

13718 

448 

19 

49 

62 

464 

64 

6 

25 

9 

6042 

46 

324 

302 

1669 

175 

— 

10 

— 

5 

— 

— 

— 

— 

998 

183 

72 

303 

2000 

4 

. — 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

, — 

987 

— 

49 

309 

488 

92 

U 

14 

— 

22 

2 


— 

— 

— 

— 

— 

4 

42599 

326 

2009 

3112 

1045 

9005 

3216 

5356 

138 

474 

3124 

15 

492 

401 

17363 

313 

15 

53 

972 

9005 

1024 

1498 

134 

159 

3124 

15 

492 

402 

6816 

n 

1994 

3059 

73 

— 

191 

88 

4 

154 

— 

— 

— 

403 

3930 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3770 

— 

160 

— 

— 

— 

404 

1930 













405 

2000 

— . 

— 

- — 

— 

— 

2000 

— 

— 

— 

— 

— 

- — 

406 

10560 

— 










— 

— 

001 

448818 

30484 

3361 

3795 

52025 

97352 

12010 

18103 

1592 

4891 192562 

2016 

5140 

5 

59160 

40593 



-- 

548 





1098 





2371 


— - 

501 

52507 

40593 

— 

— 

548 

— 

— 

109B 

— 

— - 

2371 

— 

— 

502 

6653 
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Tabelle II — 3 — 82 


Arten und Institutionen 

Millionen DM 


Folgt» pnUtUdwr Eieignisiie 


Wohnen 


Spart btttetung 

Allfftmelnfl Lebnnshiltcn 

Ein- 


Allqe- 

Ein* 


Atifle* 

meine 

Ein* 


Allge- 

Ein.« 


AJlge* 

fcutU' 

Seth* 

1 Eistun« 

meine 

Eon- 

Sjudi- 

lpiülun- 

kum- 

Sflrti- 

iBiSÜUD* 

mein e 

kom- 

Sflfh- 

lmittin- 

meine 

nn?n*- 

Dienste 

iricms- 

Dienste 

mens- 

Dienste 

mnns- 

Dienst* 

ItlstUl}» 

qm 

und l,«i- 

6luüij*!n 

ltUlun* 

flau 

gern 

und Lei- 
stungen 

talitun« 

gen 

nen 

um) Lei* 
miungen 

kMun- 

gen 

gen 

und Ul« 
stungvn 

6982 

1526 

595 

1Ü499 

— 

156 

18450 

84 

9 

795 

1392 

651 

913 

307 

62 

l 

— 

6 

— 

— 

— 

45 

476 

3 

831 

507 

54 

1 

— 

6 

— 

- — 

— 


476 

< — 

83t 

— 

54 

— 

— 

6 

— 

— 

— 

— 

■ — 

— 

483 

— 

42 

— 

— 

6 

— 

— 

- — 

— 

— 

— 

213 

— 

» 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

136 

— - 

4 

— 

— 


— 

— 

— 

■ — - 

— 

— 

— 

507 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

476 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— * 

— 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

1 

— 

<= 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— - 


* — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

1 

— 

— 

— 


— « 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— *■ 

— 

— 

— 

— = 

— 

2 

■ — - 

1 

: 

— 

- — 

— 

— 

■ — 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

— 


— 

— 

— 

— 


45 

— 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

± — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

: 

— 

— 

— 

— 



— 


— 

— 

— 

45 

— 

3 

79 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— . 

— 

— 

— 

78 


7 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

2 

— 

— , 

— 

— 

- — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

■ — 

600 

— 

— 

— 

— * 

— 

- — - 

— 

— 

— 

— 

■ — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— . 

— 


— 

— ■ 

• — 

600 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3746 

909 

533 

14 



_ 

_ 

04 

9 

237 

52 

26 

4666 

987 

457 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

38 

t 

7 

97 

— 

6 

— 

— 

— 

— 

■ — - 

— 

115 

- — 

9 

695 

2 

60 

— 

— 

— 

— 

■ — . 

— 

. — 

— . 

. — 

07 

— 

9 

12 

— 

— 

— 

04 

9 

04 

51 

10 

13 

30 



1781 


150 

10560 

„ 



266 

864 

623 

13 

30 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

284 

172 

77 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

2 

692 

545 

— 

— 

— 

— 

•« . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1780 

— 

150 

— 


— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— * 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

-=> 

10560 

— 

— 

& 

: — 

— * 

6672 

1526 

595 

2396 

— 

156 

10560 

84 

9 

548 

1392 

6S1 

310 




8103 





5090 

. . 

— 

248 


_ 

310 

— 

— 

1450 

— 

— 

5890 

— 

— 

248 

— 

— 

. — - 

— 

— 

6653 

— 

— 

— 

* — 

— 

— , 

— t 

— 
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Deutedier Bundestag — 6, Wahlperiode 


Tabelle II— 4— 75 


1975 Finanzierung nach Finanzierung* quellen und Institutionen 

in Millionen DM 



tatfJtut Jones 

Intgeaaral 

UlMtff' 

nehmen 

Bund 

Undm 

G«- 

mvln- 

dtfii 

SoKiflU 

ver- 

siehe* 

rang 

Privat* 
Organ 1- 
MÜO* 
n«rv 

Privat* 

Haus- 

halle 

[Ihrig* 

Welt 

0 

Sozialbudget insgesamt 

329B62 

100240 

07995 

42020 24273 

1113 

2162 

71899 

16t 

t 

Soziale Sicherung 

227868 

72051 

56264 

17 165 

8778 

1113 

1789 

70547 

160 

10 

Allgemeine Systeme 

183267 

62323 

42460 

3651 

4225 

903 

1064 

68480 

160 

10 1 

Rentenversicherung . . , . , . . 

101457 

33994 

21446 

1616 

2219 

548 

579 

41006 

49 

lfm 

Rentenversicherung der Arbeitei 

52574 

18585 

12045 

195 

464 

200 

77 

20978 

33 

1012 Angesteiltenversiehenmg . 

41672 

14281 

397? 

1420 

1754 

335 

501 

19390 

13 

1013 

KnappschaftUche Rentenversicherung . 

7211 

1129 

5424 

I 

0 

13 

l 

640 

3 

103 

Krankenversicherung 

44702 

17323 

1502 

780 

994 

253 

384 

23433 

32 

104 

Unfallversicherung ... 

7876 

6637 

585 

97 

307 

67 

41 

m 

3 

tos 

Arbeitsförderung 

14539 

4369 

5734 

188 

176 

35 

60 

3901 

76 

106 

Kindergeld 

14693 

— 

13193 

970 

530 

— 

— 

— 

— 

12 

Sondersysteme 

3123 

114 

1563 

8 

42 

17 



1380 


122 

Altershilfe für Landwirte . 

1891 

4 

1482 

— 

— 

— - 

— 

405 

— 

123 

Versorgungswerke . . . 

1232 

110 

81 

0 

42 

n 

— 

975 

— 

13 

Beamtenrechtltches System 

36835 

0121 

11275 

12939 

3674 



530 

205 



131 

Pensionen * , , . 

26134 

4999 

9853 

8715 

2286 

— 

281 

— 

— 

132 

Familienzuschtöge 

6759 

1710 

85D 

2850 

1 120 

— 

229 

— 

— 

133 

Beihilfen 

3942 

1412 

572 

1374 

269 

— 

20 

295 

— ■ 

14 

Erg änzungssy steme .*«".»*•',..«**** 

4643 

1493 

967 

567 

837 

193 

195 

391 

- - r 

141 

Zusatzversichemng im öffentlichen 

Dienst < , .**,..*, 

4505 

1443 

932 

566 

832 

191 

195 

346 


142 

Zusatzversichening für einzelne Remfe 

138 

50 

35 

i 

5 

2 

.-T 

45 


2 

Ar beitgeber Leistungen . . . 

25044 

21983 

483 

1450 

644 

— 

322 

161 



201 

Entgeltfortzahlung 

17244 

14183 

483 

1450 

644 

— 

322 

161 

- — 

229 

Vertragliche und freiwillige 
Arbeitgeberleistungen , < + 

7800 

7800 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

3 

Entschädig uü gen *.**..„*< 

15006 

1035 

12315 

2178 

272 





5 

; , , 

301 

Kriegsopfer Versorgung 

1 1 135 

— 

10328 

645 

161 

— 

— 

J 

r— 

302 

Lastenausgleich * , * 

1846 

1035 

292 

448 

67 

— 

— 

4 

— 

303 

Wiedergutmachung , - . , 

2278 

— 

1198 

loao 

— 

— 

— 


— 

309 

Sonstige Entschädigungen 

547 

— 

497 

6 44 

— 

— 

— 

— 

4 

Soziale Hilfen und Dienste 

31549 

5171 

7361 

7726 tOU4 



50 

1188 

1 

401 

Soz i alh i 1 fe . • ■ > . < > ^ < > » < . « . ' ■ < - > ■ 

8581 

112 

42 


8331 

— 

— 

762 

1 

402 

Jugendhilfe 

3705 

— 

7 

527 

2953 

■ — 

— 

218 

— 

403 

Ausbildungsförderung . . . . 

2740 

— ■ 

1708 

1032 

— 

— 

— 

— 

— 

404 

Wohngeld > , 

1797 

- — 

825 

922 

50 

— 

— 

— 

- — 

405 

öffentlicher Gesundheiisdienst . . 

1340 

74 

53 

531 

456 

— 

— 

206 

' — 

406 

Vermögensbildung 

13386 

4985 

4666 

3161 

525 

■ — 

50 

— 

= 

001 

Direkte Leistungen insgesamt . 

300266 

100240 

76364 

28520 

10800 

1113 

2162 

71899 

161 

5 

Indirekte Leistungen 

29596 

— 

11631 

13500 

4464 

— • 

• — . 

— 

— 

501 

Steuerermäßigungen . i . - , 

25417 

— 

10164 

10833 

4419 

— 

M 


— 

502 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

4179 


1467 

2667 

45 

— 

— 

— 

_ — „ 
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Finanzierung nach Finanzierungsquellen und Institutionen 

in Millionen DM 

Tabelle II 

—4 — 76 

1976 


Institutionen 

Insgesamt 

Unter- 

nchmcn 

Bund 

Länder 

Ge- 

mein- 

den 

So*ie3- 

ver- 

»Iche- 

rung 

Private 

Organt- 

aatlo- 

non 

Private 

Haua- 

halle 

Übrige 

Welt 

0 

Sozialbudget Insgesamt 

355952 

109509 

90396 

44484 26504 

944 

2384 

81581 

151 

1 

Soziale Sicherung 

248110 

80268 

56627 

18722 

9417 

944 

2003 

79980 

150 

10 

Allgemeine Systeme 

200811 

69830 

42541 

4073 

4567 

815 

1232 

77606 

148 

101 

Rentenversicherung 

108449 

35971 

23605 

1719 

2290 

438 

617 

43779 

29 

1011 

Rentenversicherung der Arbeiter 

56269 

19654 

13299 

205 

479 

254 

81 

22272 

24 

1012 Angestelltenversicherung 

43971 

15150 

3958 

1513 

1811 

167 

535 

20834 

4 

1013 

Knappschafthche Rentenversicherung 

8209 

1168 

6348 

1 

0 

17 

1 

673 

1 

103 

Krankenversicherung 

51788 

20146 

1493 


1150 


446 

27366 

35 

104 

Unfallversicherung 

8584 

7271 

590 

107 

335 

69 

44 

166 

3 

105 

Arbeitsförderung .... 

17560 

6441 

3923 

333 

312 

62 

125 

6294 

81 

106 

Kindergeld 

14430 

— 

12930 

1020 

480 

— 

— 

— 

— 

12 

Sondersysteme , 

3500 

156 

1694 

12 

56 





1580 

2 

122 

Aitershilfe für Landwirte 

2097 

4 

1638 

— 

— 

— 

— 

453 

2 

123 

Versorgungswerke , . 

1403 

152 

56 

12 

56 

— 

— 

H27 

— 

13 

Beamtenrechtliches System 

38587 

8436 

11543 

13972 

3793 

— 

547 

296 

— 

131 

Pensionen . . 

27806 

5228 

10208 

9635 

2438 

— 

297 

— 

— 

132 

Familienzuschläge .... .... 

6669 

1668 

835 

2857 

1086 

— 

223 

— 

— 

133 

Beihilfen 

4i rj 

1540 

500 

1480 

270 

— 

27 

2$6 

— 

14 

Ergänzungssysteme . . ................ 

5212 

1846 

849 

665 

1000 

128 

224 

499 



141 

Zusatzversicherung im öffentlichen 

Dienst 

5067 

1788 

823 

663 

994 

128 

224 

446 


142 

Zusatzversicherung für einzelne Berufe . 

145 

58 

26 

1 

6 

— 

— 

53 

— 

2 

Arbeltgeberielstungen 

26033 

22872 

499 

t497 

665 

_ 

333 

166 

— 

201 

Entgeltfortzahlung ... ..... 

17733 

14572 

499 

1497 

665 

— 

333 

m 

— 

229 

Vertragliche und freiwillige 
Arbeitgeberleistungen . 

B300 

8300 

— 

— 


— 

— 


— 

3 

Entschädigungen 

16388 

1069 

12887 

2157 

270 

— 

— 

5 

— 

301 

Kriegsopferversorgung 

11823 

— 

11011 

666 

145 

— 

— 

t 

— 

302 

Lastenausgleich 

t875 

1069 

262 

456 

84 

— 

— 

4 

— 

303 

Wiedergutmachung 

2175 

— 

1145 

1030 

— 

— 

— 

— 


309 

Sonstige Entschädigungen 

515 

— 

469 

5 

41 

— 

— 

— 

— 

4 

Soziale Hillen und Dienste 

33219 

5300 

7638 

7525 

11277 

- 

49 

142$ 

1 

401 

Sozialhilfe 

9772 

137 

40 

1725) 

6918 

— 

— 

947 

1 

402 

Jugendhilfe 

4101 

— 

7 

580 

3245 

— 

— 

269 

— 

403 

Ausbildungsförderung 

2544 

— 

1585 

959 

— 

— 


— 

— 

404 

Wohngeld ..... .... 

1759 

— 

808 

902 

49 

— 

— 

— 

— 

405 

öffentlicher Gesundheitsdienst . 

1430 

78 

57 

592 

490 

— 

— 

213 

— 

406 

Vermögensbildung 

13613 

5085 

5141 

2762 

576 

— 

49 

— 

— 

001 

Direkte Leistungen insgesamt 

323750 

109509 

77651 

29901 21629 

944 

2384 

81581 

151 

5 

Indirekte Leistungen 

32202 

— 

12745 

14583 

4875 

— 

— 

— 

— 

501 

Steuerermäßigungen 

28029 

— 

11262 

11950 

4817 

— 

— 

— 

— 

502 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

4173 

— 

1482 

2633 

58 

— 

— 

— 

— 
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Tabelle II — 4 — 77 


197? Finanzierung nach ftnanzlerung&quetlen und Institutionen 

in Millionen DM 



fasUtutionoft 

insgesamt 

Unter- 

nehmen 

Bund 

Länder 

Ge- 

mein* 

den 

Sozial- 

ver- 

*icbu- 

rang 

Private 

QmanJ* 

«Mio- 

nen 

Private 
Hm is* 
haUe 

übrig» 

Well 

0 

Sozialbudgel insgesamt . 

377028 

1 17093 

95102 

46772 28271 

U24 

2543 

85870 

164 

1 

Soziale Sicherung 

259724 

85811 

57646 

19091 

9462 

1124 

2132 

84295 

163 

10 

Allgemeine Systeme 

2102)4 

75008 

43351 

3249 

4334 

990 

1333 

81787 

161 

101 

Ren! en Versicherung 

114884 

38499 

25832 

1847 

2368 

472 

666 

45183 

19 

1011 

Rentenversicherung der Arbeiter . > 

59453 

21026 

14554 

219 

493 

166 

66 

22894 

15 

1012 Aiigestelltenversicheruiig 

46514 

16284 

4263 

1628 

1873 

290 

579 

21593 

4 

1013 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

8917 

1189 

7015 

l 

n 

16 

1 

695 

— 

103 

Krankenversicherung 

56096 

21893 

1679 

984 

1256 

262 

483 

29502 

38 

104 

Unfallversicherung 

9121 

7629 

597 

115 

368 

Iflß 

47 

160 

16 

105 

Arbeitsförderung . 

16063 

6987 

1193 

303 

344 

69 

137 

6943 

88 

106 

Kindergeld * . . 

14050 

— 

14050 

— 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

12 

Sondersysteme , . * * 

3776 

164 

1855 

13 

59 




1683 

2 

122 

Altershilfe für Landwirte 

2334 

6 

1796 

— 

— 

— 

— 

510 

2 

123 

Vers cngungs werke . 

1462 

158 

59 

13 

59 

— ■ 

— 

1173 

— 

13 

Beamten rechtliches System 

40312 

8724 

11552 

15137 

4029 

- — 

565 

305 

— 

131 

Pensionen , . . . . . - . - ■ **.*. . 

29124 

5562 

10174 

10469 

2600 

— 

319 

— 

— 

132 

Fam üienzuschl ä ge 

6935 

1625 

861 

3088 

1 136 

- — 

225 

— 

— 

133 

Beihilfen 

4253 

1537 

5X6 

1580 

293 

— 

22 

305 

— 

14 

Ergänzungssysteme . * 

5422 

1915 

888 

691 

1040 

134 

233 

520 



141 

Zusatzversichenmg Im öffentlichen 

Dienst 

5270 

1855 

8.57 

690 

1034 

134 

233 

467 


142 

Zusatzversicher irng tu r einzelne Berufe . 

152 

59 

31 

1 

6 

— 

— 

53 

— 

2 

Arbeitgeber] eist ungen . . . 

28218 

2478B 

542 

1625 

722 

— 

361 

181 

— 

201 

Entgel tf ortzahl u ng 

19218 

15788 

542 

1625 

722 

- — 

361 

181 

— 

229 

Vertragliche und freiwill ige 
Aibeitgeberleist ungen 

9000 

9000 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

3 

Entschädigungen 

16966 

1067 

13460 

2253 

162 





4 



301 

Kriegsopferversorgung 

12446 

— 

11615 

704 

126 

— 

— 

t 

— 

302 

Lastenausgleich ...... 

3890 

1087 

282 

518 

— 

— 

— 

3 

— 

303 

Wiedergutmachung = 

2170 

— 

1144 

1026 


5§! 

— 

— 

— 

309 

Sonstige En (Schädigungen 

460 


419 

5 

36 

— - 

— 


— 

4 

Soziale Hilfen und Dienste 

36198 

5407 

9272 

7569 

12509 



50 

1390 

1 

401 

Sozialhilfe ■.> > 

10869 

129 

50 

1960 

7839 

— 

— 

890 

1 

402 

Jugendhilfe . 

um 

— 

20 

636 

3550 

— 

— 

280 

— 

403 

Ausbildungsf örden mg 

263 t 

— 

1640 

991 

— 

— 

— 


— 

404 

Wohngeld * . . . . - . 

1595 

— 

734 

817 

44 

— 

— 

— 

— 

405 

öffentlicher Gesundheitsdienst . 

1520 

81 

61 

634 

524 

— 

— 

220 

— 

406 

Vermögensbildung 

15097 

5197 

6767 

2532 

551 

— 

50 

— 

— 

001 

Direkte Leistungen insgesamt 

341106 

117093 

80919 

30538 22855 

1124 

2543 

65870 

164 

5 

Indirekte Leistungen ..... 

35923 


14273 

16234 

5416 






501 

Steuerermäßigungen ..... 

31529 

— 

12737 

; U4S 

5347 


— 


— 

502 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

4394 

5^5= 

1536 

2789 

69 

. — 

— 

— 

— 
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Finanzierung nach Finanz! erungsquellen und Institutionen 

in Millionen DM 

Tabelle 11 

—4 — 78 

1978 


Institutionen 

insgesamt 

Untor- 

nehmen 

Bund 

LAndci 

Ge- 

mein- 

den 

Sozial- 

Ver- 

siche- 

rung 

Private 

Organi- 

satio- 

nen 

Private 

Hau*- 

halte 

Übrig« 

Welt 

0 

Sozialbudget insgesamt 

398494 

121102 

101506 

50734 30640 

1022 

2655 

90684 

151 

1 

Soziale Sicherung . ♦ 

274446 

88456 

63425 

20295 

9901 

1022 

2223 

88975 

151 

10 

Allgemeine Systeme 

222229 

77396 

48273 

3370 

4348 

881 

1397 

86416 

149 

101 

Rentenversicherung 

119735 

38940 

27935 

1885 

2263 

336 

691 

47685 

— 

lon 

Rentenversicherung der Arbeiter 

62202 

21156 

15870 

221 

489 

205 

88 

24172 

— 

1012 

Angestellten Versicherung ....... 

47900 

16549 

4406 

1663 

t774 

115 

602 

22791 

— 

1013 

Knappschaft liehe Rentenversicherung . . 

9633 

1235 

7659 

1 

0 

16 

1 

721 

— 

103 

Krankenversicherung ..... 

59167 

23055 

1687 

1041 

1331 

275 

510 

31226 

40 

104 

Unfallversicherung 

9690 

8134 

609 

126 

390 

197 

50 

169 

16 

105 

Arbeitsförderung 

18Z37 

7267 

2642 

318 

364 

73 

145 

7336 

93 

106 

Kindergeld 

15400 

— 

15400 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

12 

Sondersysteme 

40U 

168 

2057 

13 

60 





1711 

2 

122 

Altershilfe für Landwirte 

2506 

6 

1997 

— 

— 

— 

— 

501 

2 

123 

Veisorgungswerke . . . . i , . . . ....... 

1505 

162 

60 

13 

60 

— 

— 

1210 

— 

13 

Beamtenrechllkhes System 

42564 

8901 

12180 

16184 

4405 



580 

315 


131 

Pensionen 

30818 

5554 

10769 

11243 

2917 

— 

335 

— 

— 

132 

Familienzuschlage ... 

7284 

1692 

882 

3299 

1185 

— 

225 

— 

— 

133 

Beihilfen ...... 

4462 

1655 

529 

164t 

302 

— 

20 

315 

— 

14 

Ergänzung**)' steine 

5643 

1991 

915 

728 

1089 

141 

246 

533 



141 

Zusatzversicherung im öffentlichen 

Dienst .. . . .. 

5487 

1928 

885 

726 

1082 

141 

246 

477 


142 

Zusatzversicherung für einzelne Beruh* 

m 

63 

30 

1 

7 

— 


55 

— 

2 

Arbeitgeberleistungen . . 

29688 

26068 

572 

1715 

762 

_ 

381 

191 



201 

Entgeltfortzahlung . . ..... 

20288 

16668 

572 

1715 

762 

— 

381 

191 

— 

229 

Vertragliche und freiwillige 
Arbeitgeberleistungen 

9400 

9400 


— 

— 

— 



— 

3 

Entschädigungen 

17504 

1075 

13907 

2228 

290 




4 



301 

Kriegsopferversorgung 

12981 

— 


752 

166 

— 

— 

1 

— 

302 

Lastenausgleich 

1878 

1075 


454 

84 

— 

— * 

3 

— 

303 

Wiedergutmachung 

2150 

— 

1133 

1017 

— 

— 


— 

— 

309 

Sonstige Entschädigungen 

495 

— 

450 

5 

40 

— 


«— 

— 

4 

Soziale Hilfen und Dienste 

36597 

5503 

7531 

8344 

13653 


51 

1515 

__ 

401 

Sozialhilfe 

11963 

148 

56 

2149 

8598 

— 


1012 

- — 

402 

Jugendhilfe 

4894 

— 

20 

698 

3901 

— 


275 

— 

403 

Ausbildungsforderung . . ... 

3290 

— 

2050 

1240 


— 


— 

— 

404 

Wohngeld 

2120 

— 

976 

1085 

59 

— 


— 

— 

405 

Öffentlicher Gesundheitsdienst 

1600 

64 

64 

670 

554 

— 


228 


406 

Vermögensbildung 

12730 

5271 

4365 

2501 

542 

— 

51 

— 

— 

001 

Direkte Leistungen Insgesamt 

358235 

121102 

85434 

32582 24606 

1022 

2655 

90684 

151 

5 

Indirekte Leistungen 

40259 



16072 

18153 

6034 

_ 







501 

Steuerermäßigungen . . 

35262 

— 

14387 

14941 

5934 

— 

— 

— 

— 

502 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

4997 

— 

1685 

3212 

100 

— 

— 

— 

—T 
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Tabelle II— 4— B2 


1982 Finanzierung nach Finanzierungsquellen und Institutionen 

in Millionen DM 



Institutionen 

inngesamt 

Unter* 

nehmen 

Bund 

Under 

Ge- 

mein- 

den 

Sozial* 

ver- 

liehe* 

rung 

Prtvata 

Organi- 

satio- 

nen 

Private 

Haus- 

halte 

Übrige 

Welt 

0 

Sozialbudgel insgesamt 

519020 

152384 

122330 

66665 41628 

1187 

3398 

131215 

212 

1 

Soziale Sicherung 

360990 

114136 

75108 

25972 

12592 

1187 

2860 

128926 

210 

10 

Allgemeine Systeme 

294739 

99790 

56208 

WM 

5563 

1006 

1835 

125734 

208 

101 

Rentenversicherung 

154409 

51227 

34088 

2492 

2906 

329 


62438 

— 

1011 

Rentenversicherung der Arbeiter 

80069 

27832 

19871 

291 

638 

154 

118 

31164 

— 

1012 Angestelltenversicherung 

63177 

21881 

5465 

2200 

2268 

155 

809 

30399 

— 

1013 

Knappschaft liehe Rentenversicherung 

11163 

1514 

8752 

1 

0 

20 

1 

875 

— 

103 

Krankenversicherung 

89352 

29550 

2051 

1330 

1709 

348 

656 

53650 

51 

104 

Unfallversicherung 

11817 

9989 

659 

166 

480 

235 

63 

209 

16 

105 

Arbeitsförderung ... ... 

2481! 

9024 

5059 

401 

468 

93 

187 

9438 

141 

106 

Kindergeld . . . . . .. 

14350 

— 

14350 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

12 

Sondersysteme 

4912 

216 

2416 

17 

78 





2183 

2 

122 

Altershilfe für Landwirte 

2974 

6 




— , 

— 

628 

2 

123 

Versorgungswerke 

1938 

210 

78 

17 

78 

— 

— 

1555 

— 

13 

Beamtenrechlliches System 

54439 

11655 

15498 

20622 

5597 

— 

703 

365 

— 

131 

Pensionen 

40366 

7726 

13759 

14716 

3774 

— 

391 

— 

. — 

132 

Famüienzuschläqe 

8937 

2080 

1112 

3992 

1468 

— 

286 

— 

— 

133 

Beihilfen 

5136 

1849 

627 

1914 

355 

— 


365 


14 

Ergänzungssysteme 

6901 

2477 

987 

936 

1354 

181 

323 

644 

_ 

141 

Zusatzversicherung im öffentlichen 

Dienst 

6715 

2399 

956 

934 

1346 

181 

323 

575 


142 

Zusatzversicherung für einzelne Berufe 

186 

78 

31 

2 

8 

— 

— 

68 

— 

2 

Arbeltgeberlelstunqen ... 

38005 

3332 « 

739 

2216 

985 



493 

246 



201 

Entgeltfortzahlung 

26205 

21526 

739 

2216 

985 

— 

493 

246 

— 

229 

Vertragliche und freiwillige 
Arbeitgeberleistungen 

11800 

11800 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

Entschädigungen 

18296 



15779 

2313 

202 





2 



301 

Kriegsopferversorgunq 

14107 

— 

13093 

852 

162 

— 

— 

— 

— 

302 

Lastenausgleich ...... 

1701 

— 

1189 

510 

— 

— 

— 

2 

— 

303 

Wiedergutmachung 

2000 

— 

t054 

945 

— 

— 

— 

— 

— 

309 

Sonstige Entschädigungen 

488 

— 

443 

5 

40 

— 

— 

— 

— 

4 

Soziale Hilfen und Dienste 

42569 

4922 

6923 

9483 

19153 



45 

2041 

2 

401 

Sozialhilfe .. .... ....... .. .... 

17333 

208 

50 

3135 12538 

— 

— 

1400 

2 

402 

Jugendhilfe 

6816 

— 

20 

sm 

5435 

— 

— 

385 

— 

403 

Ausbtldungstörderung 

3930 

— 

2450 

1480 


— 

— 

— 

— 

404 

Wohngeld . . . 

1930 

— 

«90 

987 

53 

— 

— 

— 

— 

405 

öffentlicher Gesundheitsdienst 

2000 

96 

02 

857 

709 

— 

— 

256 

— 

406 

Vermögensbl ldung 

10560 

461 8 

3431 

2049 

418 

— 

45 

— 

— 

001 

Direkte Leistungen insgesamt 

459860 

152384 

98548 

39984 3293t 

1187 

3398 

131215 

212 

5 

Indirekte Leistungen 

59160 


23782 

26681 

8697 

_ 







501 

Steuerermäßigungen 

52507 

— 

21693 

22300 

8513 

— 

— 

— 

— 

502 

Vergünstigungen im Wohnungswesen 

6653 

— 

2089 

4380 

184 

— 


— 

— 
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Leistungen nach Arten und Funktionen 

in Millionen DM 


Tabelle II— 5— 75 

1075 


Funktionen 

insgesamt 

Einkommenslcislungen 

Sachleistungen 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen 

laufend 

ein- 

malig 

für 

Ange- 

hörige 

Bar- 

«rstat- 

lungen 

Warnn- 
und 
Dtennl- 
tun - 
gen 

m 

Ange- 

hörige 

Zu- 

schüsse 

Maß- 

nahmen 

Innerer 

Dienst 

Familie 

49594 

45459 

72 

23878 

455 

1585 

386 

628 

874 

521 

Kinder , . , 

24965 

22086 

25 

19798 

196 

923 

— 

583 

814 

338 

Ehegatten 

22467 

22300 

10 

4041 

— 

— 

— 

15 

39 

102 

Mutterschaft . 

2162 

1073 

37 

39 

259 

662 

386 

30 

20 

81 

Gesundheit 

105229 

34268 

165 

— 

6021 

57098 

18731 

231 

3861 

3586 

Vorbeugung 

6772 

1206 

— 

— 

504 

3)97 

584 

186 

1356 

321 

Krankheit 

78204 

20048 

— 

— 

4948 

48943 

18147 

35 

1809 

2423 

Arbeitsunfall 

8435 

4624 

91 

— 

159 

2663 

— 

10 

477 

411 

Invalidität (allgemein) 

11818 

8389 

74 

— 

410 

2295 

— 

— 

219 

431 

Beschäftigung 

20573 

15591 

158 

— 

1132 

387 

— 

732 

1740 

833 

Berufliche Bildung 

7968 

5680 

4 

— 

1090 

387 

— 

189 

323 

295 

Sonstige Mobilität 

2069 

1053 

127 

— 

42 

— 

— 

543 

232 

72 

Arbeitslosigkeit . . 

10536 

8857 

27 

— 

— 

— 

— 

— 

1185 

467 

Alter und Hinterbliebene 

121659 115439 

656 

— 

1401 

17 

— 

1 

875 

3272 

Alter 

114128 109653 

400 

— 

199 

16 

— 

I 

815 

3043 

Hinterbliebene 

7532 

5786 

256 

— 

1202 

1 

— 

— 

59 

228 

Folgen politischer Ereignisse 

7585 

5715 

298 

1 

390 

720 

6 

57 

101 

304 

Wohnen 

7701 

7556 

3 

— 

— . 

— 

— 

— 

41 

101 

Sparförderung 

16276 

16196 

— 

— 

78 

— 

— 

— 

— 

2 

Allgemeine Lebenshillen ... 

1602 

511 

175 

43 

103 

511 

1 

57 

161 

84 

insgesamt * 

330220 240734 

1527 

23922 

9581 

60318 

19124 

1706 

7652 

8703 


Tabelle II 


Finanzierung nach Arten und Quellen 

in Millionen DM 


1975 


Finanztcrungsquelien 

insgesamt 

Beitrüge 

Zuweisungen 

Sonstige 

Einnahmen 

der 

Ver- 

sicherten 

der Arbeitgeber 

der 

Rentner 

«US 

öffent- 

liehen 

Mitteln 

«US 

nicht- 

öffent- 

lichen 

Mitteln 

tat- | 

sächliche | 

unter- 

stellte 

Unternehmen 


100240 

. 

61236 

27373 

- 

21 

7063 

4547 

Bund . . . 


87995 

— 

2498 

11066 

— 

72912 

— 

1519 

Länder 


42020 

. — 

2982 

11609 

— 

27272 

— 

156 

Gemeinden 


24273 

— 

5548 

1416 

— 

16508 

— 

802 

Sozialversicherung . . 


1113 

— 

504 

— 

— 

— 

— 

609 

Private Organisationen . 


2162 

— 

1259 

623 

— 

279 

— 

•= 

Private Haushalte 


71899 

69235 

434 

161 

5 

— 

— 

2064 

Übrige Welt 


161 

— 

— 

— 

— 

125 

35 

1 

insgesamt 


329862 

69235 

74461 

5224B 

5 

117117 

7098 

9699 
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Tabelle U— 5-76 

1076 Leistungen nach Arten and Funktionen 

in Millionen DM 


Funktionen 

insgesamt 

l: in kommun $ I c tatung en 

Sa dil erlangen 

Allgemeine Diente 
und Leistungen 

Lnutond 

ein- 

malig 

ffir 

Auge* 

hörige 

Bai- 
etitUl- 
tun gen 

WAjran* 

und 

Olojutl- 

leislun* 

gon 

rar 

Auge* 

fcaiige 

3hl- 

«diüsfe 

M*6* 

nehmen 

Innerer 

Dtoa*l 

Familie ....... . 

51984 

47459 

75 

23485 

317 

1907 

416 

703 

980 

543 

Kinde/ 

25168 

21974 

27 

19418 

208 

1016 

— 

651 

924 

368 

Ehegatten ... . , , .* 

24562 

24413 

tt 

4028 

— 

— 

— 

17 

33 

88 

Muttersdta/f 

2253 

1072 

37 

39 

109 

891 

416 

34 

23 

8? 

Gesundheit ....... . . , . 

113011 

35796 

176 


6481 

62396 

20396 

238 

4116 

3810 

Vorbeugung 

6767 

1242 

— 

— 

383 

3J04 

533 

188 

1523 

328 

Krankheit 

83981 

20430 

— 

— 

5397 

53675 

19805 

40 

1856 

2585 

Arbeite trn/aJJ , , . * * . , 

9091 

4945 

97 

— 

174 

2952 

5? 

W 

503 

411 

Invalidität (allgemein) . . , 

13172 

9179 

79 

— 

527 

2665 

— 

— 

235 

487 

Beschäftigung 

18843 

14394 

236 

— 

679 

41S 

— 

746 

1558 

815 

Berufliche Bildung 

7573 

5554 

3 

— 

655 

415 

— 

m 

345 

310 

Sonstige Mobilität , 

2176 

ii9S 

197 

— 

24 

— 

— - 

455 

215 

90 

Arbeitslosigkeit 

9093 

7645 

36 

— 

— 

— 

— 

— 

998 

415 

Alter und Hinterbliebene ► * 

13538« 128776 

713 

— 

1488 

20 

— - 

1 

966 

3425 

Alter 

127064 122345 

422 

— 

211 

19 

— 

1 

902 

3J66 

HznferbJiebene 

8324 

6431 

291 

— 

127? 

1 

— 

— 

65 

260 

Folgen politischer Ereignisse ... . . 

8315 

6320 

274 

i 

416 

800 

12 

80 

117 

307 

Wohnen , . . 

7699 

7555 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

43 

98 

Sparförderung 

16839 

16743 

— 

— 

86 

— 

— 

— 

2 

a 

Allgemeine Lebenshitfen 

1700 

474 

161 

7 

149 

598 

28 

62 

173 

92 

insgesamt 

353796 257517 

1638 

23493 

9615 

60136 

20852 

1830 

7954 

9097 


Tabelle II— 6— 76 

1976 Finanzierung nach Arten und Quellen 

in Millionen DM 




Beitrage 

Zu Weisung En 


Fi n Bitaieruh gsquel Len 

insgesamt 

der 

V*r* 

sichelten 

der Arbeitgeber 

der 

aus 
off ent- 

am 

nicht- 

Sonstige 

Einnahmen 



tat» 

«ärhlkbe 

unter* 

stellte 

Rcniner 

lieh cm 
Mitteln 

öffent* 

lidien 

Mitteln 


Unternehmen . « * . ..... .. . . 

109509 

20 

68644 

28679 

— 

22 

7128 

5016 

Bund ..... . 

90396 


2739 

11379 

— 

75373 

— 

905 

Länder ...... r . 

44484 

— 

3367 

12699 

— 

28233 

— 

185 

Gemeinden 

26504 

— 

6162 

1495 

— 

17991 

— 

855 

Sozialversicherung ... * 

944 

— 

657 

— 

— 

— 

— 

287 

Private Organisationen 

2384 

— 

1456 

657 


272 

— 

— 

Private Haushalte 

81581 

78333 

507 

166 

5 

13 

— 

2467 

Übrige Welt 

151 

— 

— 

— 

— 

m 

38 

1 

Insgesamt 

355951 

78353 

83V2I 

55075 

5 

122016 

7166 

9716 


214 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/1805 


Tabelle II— 5— 77 

Leistungen nach Arten und Funktionen 1977 

in Millionen DM 


Funktionen 

Insgesamt 

Elnknmmenslcistungen 

Sachleistungen 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen 

laufend 

ein» 

malig 

für 

Ange- 

hörige 

Bar- 

erstat- 

tungen 

Waren- 

und 

Dienst- 

leistun- 

gen 

für 

Ange- 

hörige 

Zu- 

schüsse 

Maß- 

nahmen 

Innerer 

Dienst 

Familie 

55289 

50312 

75 

23487 

337 

1993 

424 

775 

1076 

722 

Kinder 

25555 

21959 

29 

19244 

230 

1083 

— 

716 

1013 

526 

Ehegatten ... . . . 

27366 

27196 

12 

4206 

«— 

— 

— 

20 

36 

103 

Mutterschaft 

2367 

1157 

35 

37 

107 

910 

424 

39 

27 

93 

Gesundheit 

120138 

38388 

191 

— 

6832 

65467 

20723 

243 

4306 

4713 

Vorbeugung 

7115 

1219 

— 

— 

436 

3190 

542 

190 

1559 

522 

Krankheit 

88503 

21819 

— 

— 

5677 

56119 

20180 

43 

1966 

2879 

Arbeitsuntall 

9706 

5347 

104 

— 

177 

3061 

— 

10 

537 

469 

Invalidität ( allgemein ) 

14815 

10003 

87 

— 

542 

3097 

— 

— 

243 

842 

Beschäftigung 

18919 

13837 

338 

— 

744 

430 

— 

1067 

1619 

884 

Berufliche Bildung 

7828 

5643 

3 

— 

661 

430 

— 

374 

3N 

353 

Sonsfjge Mobilität . 

2776 

1285 

315 

— 

83 

— 

— 

649 

336 

108 

Arbeitslosigkeit . . 

8315 

6909 

20 

— 

— 

— 

— 

44 

919 

422 

Alter und Hinterbliebene 

147888 141713 

793 

— 

1507 

40 

— 

1 

1056 

2779 

Alter 

138601 134661 

464 

— 

1 99 

37 

— 

j 

1001 

2239 

Hinterbhebene 

9287 

7052 

329 

— 

1308 

3 

— 

— 

55 

540 

Folgen politischer Ereignisse 

8485 

6494 

218 

1 

416 

845 

6 

67 

116 

329 

Wohnen 

7810 

7677 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

37 

93 

Sparförderung 

18826 

18727 

— 

— 

91 

— 

— 

— 

2 

6 

Allgemeine Lebenshilfen 

1885 

442 

188 

7 

151 

731 

27 

73 

201 

99 

insgesamt 

379240 277589 

1806 

23495 

10078 

69506 

21179 

2226 

8412 

9625 


Tabelle 11—6—77 


Finanzierung nach Arten und Quellen 

in Millionen DM 


1977 


Flnaniierungsquellcn 

insgesamt 

Beiträge 

Zuweisungen 

Sonstige 

Einnahmen 

dei 

Ver- 

sicherten 

der Arbeitgeber 

der 

Rentner 

am 

öffent- 

lichen 

Mitteln 

aus 

nicht- 

öftent- 

liehen 

Mitteln 

tat- | 
sächliche | 

unter- 

stellte 

Unternehmen 



117093 



74079 

30854 


22 

7227 

4911 

Bund 



95192 

— 

2913 

11414 

— 

80040 

— 

825 

Länder 



46772 

— 

3635 

13768 

— 

29193 

— 

176 

Gemeinden 



28271 

— 

6667 

1579 

— 

19227 

— 

799 

Sozialversicherung 



1124 

— 

607 

— 

— 

— 

— 

517 

Private Organisationen 



2543 

— 

1567 

702 

— 

275 

— 

— 

Private Haushalte 



85870 

82755 

561 

181 

5 

— 

— 

2368 

Übnge Welt 



164 

— 

— 

— 

— 

122 

41 

1 


Insgesamt 


377028 


82755 »0030 


58496 


5 128879 7268 


9596 
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Tabelle U— 5— 78 

1978 Leistungen nach Arten und Funktionen 

in Millionen DM 



Einkommen*! eist ungen 

Sachleistungen 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen 

insgesamt 

taufend 

ein- 

malig 

für 

Ange- 

hörige 

Bar- 

erstat* 

lungen 

Woran- 

und 

Dientet- 

leistun* 

gen 

für 

Ange- 

hörige 

Zu- 

schüsse 

Maö- 

nahmen 

Innerer 

Dienst 


Familie 

60494 

55096 

79 

25255 

395 

2098 

443 

849 

1190 

787 

Kinder 

27496 

23584 

32 

20762 

2BB 

1142 

— 

782 

1113 

575 

Ehegatten , , . 

30551 

30354 

13 

4456 

— 

— 

— 

23 

48 

113 

Muffersc/ia/f 

2447 

1158 

35 

37 

126 

956 

443 

44 

29 

98 

Gesundbeil 

127070 

40914 

207 

— 

7083 

69057 

22299 

255 

4613 

4942 

Vorbeugung . . 

7534 

1330 

— 

— 

396 

3415 

563 

199 

1646 

548 

Krankheit 

93814 

23289 

— 

— 

5917 

59389 

21736 

46 

21 w 

3064 


10247 

5672 

113 

— 

187 

3185 

— 

10 

575 

505 

Invalidität (allgemein) 

15476 

10624 

94 

— 

583 

3068 

— 

— 

282 

825 

Beschäftigung 

22066 

15513 

379 

— 

913 

984 

— 

1322 

1819 

1136 

Berufliche Bildung 

10199 

6902 

3 

— 

869 

984 

— 

568 

435 

439 

Sonstige Mobilität 

3022 

1373 

362 

— 

44 

— 

— 

754 

338 

151 

Arbeitslosigkeit . 

8845 

7238 

14 

— 

— 

•— 

— 

— 

1047 

546 

.Alter und Hinterbliebene 

156346 

149882 

843 

— 

1602 

41 

— 

1 

1085 

2893 

Alter . 

14654? 

142425 

493 

— 

218 

40 

— 

1 

1028 

2343 

Hinterbliebene 

9799 

7457 

350 

— 

1384 

1 

— 

— 

57 

551 

Folgen politische! Ereignisse 

8746 

6543 

257 

1 

481 

903 

6 

90 

131 

341 

Wohnen . 

8988 

8812 

3 

600 

— 

— 

— 

— 

49 

124 

Sparförderung - . . . . 

17008 

16910 

— 

— 

89 

— 

— 

— 

2 

7 

Allgemeine Lebenshtlien 

2124 

529 

184 

7 

155 

838 

44 

81 

230 

107 

Insgesamt 

402842 

294199 

1952 

25863 

10718 

73921 

22792 

2598 

9119 

10337 


Tabelle 11—6—78 

1978 Finanzierung nach Arten und Quellen 

in Millionen DM 


Ftnonzterungsquollcn 

insgesamt 

Beitrage 

Zuweisungen 

Sonstige 

Einnahmen 

der 

Vei- 

sicherten 

der Arbeitgeber 

der 

Rentner 

aus 

nffent- 

tldien 

Mitteln 

aus 

nicht- 

öffent- 

lichen 

Mitteln 

t,n- 1 

sachliche | 

unter- 

stellter 

Unternehmen 

121102 


77126 

32191 


23 

7379 

4383 

Bund ...••«■ ... • i« ....... . 

101506 

— 

3201 

12061 

— 

85596 

— 

647 

Lander 

50734 

— 

3816 

14703 

— 

32074 

— 

142 

Gemeinden .. . , 

30640 

— 

7134 

1707 

— 

21166 

— 

633 

Sozialversicherung 

1022 

— 

713 

— 

— 

— 

— 

308 

Private Organisationen ..... 

2655 

— 

1643 

736 

— 

276 

— 

— 

Private Haushalte 

90684 

87588 

586 

191 

5 

— 

— 

2314 

Übrige Welt . 

151 

— 

— 

— 

— 

108 

43 

— 

insgesamt . . . 

398494 

87588 

94220 

81589 

5 

139243 

7422 

8428 
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Tabelle II— 5— 82 


Leistungen nach Arten und Funktionen 1982 

in Millionen DM 


Funktionen 

insgesamt 

Einkommensielstungen 

Sachleistungen 

Allgemeine Dienste 
und Leistungen 

laufend 

ein* 

01*1(0 

für 

Anae- 

hörige 

Bar* 

nrstat- 

tungen 

Waren* 

und 

Dienst* 

leistun* 

gen 

für 

Anue- 

hörige 

Zu- 

schüsse 

Maß* 

nahmen 

Innerer 

Dienst 

Familie 

78232 

70985 

92 

25671 

676 

2685 

566 

1151 

1632 

1012 

Kinder 

29222 

23860 

4i 

20318 

545 

1449 

— 

1040 

1531 

756 

Ehegatten 

46012 

45772 

16 

5315 

— 

— 

— 

37 

54 

131 

Mutterschaft 

2999 

1352 

35 

38 

131 

1236 

566 

74 

47 

125 

Gesundheit . . 

162833 

52315 

258 

— 

7677 

89675 27231 

299 

5807 

6804 

Vorbeugung 

9433 

1648 

— 

— 

520 

4256 

664 

231 

2081 

698 

Krankheit 

118658 

29662 

— 

— 

6104 

75922 

26567 

57 

2643 

4271 

Arbeitsanfall 

12944 

7165 

135 

— 

223 

4073 

— 

11 

m 

622 

Invalidität (allgemein ) . . . . 

21799 

13840 

123 

— 

829 

5425 

— 

— 

368 

1214 

Beschäftigung 

25683 

18820 

381 

— 

1175 

417 

— 

1413 

2161 

1316 

Berufliche Bildung 

1187? 

8814 

3 

— 

1128 

417 

— 

448 

550 

517 

Sonstige Mobilität 

3358 

15U4 

366 

— 

47 

— 

— 

940 

338 

163 

Arbeitslosigkeit ...... 

10448 

8502 

12 

— 

— 

— 

— 

25 

1273 

636 

Alter und Hinterbliebene . . . 

20208? 193843 

1090 

— 

1965 

51 

_ 

1 

1445 

3694 

Alter 

189384 184150 

636 

— 

218 

48 

— 

1 

1370 

2962 

Hinterbliebene 

12703 

9693 

453 

— 

1747 

3 

— 

— 

75 

732 

Folgen politischer Ereignisse 

9103 

6777 

205 

1 

459 

1067 

6 

68 

143 

384 

Wohnen * . 

10655 

10496 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

44 

112 

Sparförde rung 

16543 

16450 

— 

— 

84 

— 

— 

— 

2 

7 

Allgemeine Lebenshilien 

2839 

598 

197 

8 

183 

1209 

81 

129 

375 

147 

insgesamt 

507977 370283 

2226 

25680 

12217 

95105 27884 

3061 

11609 

13477 


Tabelle II— 6— 82 

Finanzierung nach Arten und Quellen 1982 

in Millionen DM 


Fmanzierungiu|uel)en 

Insgesamt 

Beiträge 

Zuweisungen 

Sonstige 

Einnahmen 

der 

Ver- 

sicherten 

der Arbeitgeber 

der 

Rentner 

aus 

öffent- 

lichen 

Mitteln 

«US 

nicht- 

öffent- 

lichen 

Mitteln 

tat- 

sächliche 

unter- 

stellte 


Unternehmen 

152384 

- 

100065 

41488 

_____ 

20 

7193 

3619 

Bund 

122330 

— 

3815 

15366 

— 

102470 

— 

680 

Lander 

66665 

— 

5008 

18987 

— 

42521 

— 

149 

Gemeinden 

41628 

— 

9295 

2146 

— 

29524 

— 

663 

Sozialversicherung 

1187 

— 

823 

— 

— 

— 

— 

364 

Private Organisationen 

3398 

— 

2157 

910 

— 

331 

— 

— 

Private Haushalte 

131215 

113582 

758 

246 

13708 

— 

— 

2921 

Übrige Welt 

212 

— 

— 

— 

— 

156 

54 

2 


Insgesamt 


519019 113582 121921 79143 13708 175022 7247 


8398 
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Tabelle II— 7— 75 


Verrechnungen zwischen den Institutionen im Jahr 1975 

in Millionen DM 


Einnahmen 



Verrechnungen 



Ausgaben 


B 

§ u 

2 S 

Ü 

B< 

S S 

ccu 







o> 

O S 

n 

vo zL 

li 

IS 

O) 

© I 

11 

1 1 
•6 % 

0.1 

53 

1 

s 

35 

Q 

4> 

> 

f 

o> 

t 

*6 

1 

I 

3 

o 

a 

5 

0) 

■o 

R 

|0 

‘3 

s S 

OS-ö 

II 

1 

2 

’S 

D 

J3 

5 


c 

o 


cZ 


§1 

11 

£3 


CG 


im öffentlichen 
Dienst 


ü 

CV« 

C W 

9* 

Sf 

5 I 
i| 

Ul< 


2 

1 

w 


Beiträge für Rehabilitanden 
Beiträge für Rentner 

Wanderversicherungs- 
ausgleich 

Wanderungsausgleich . . . . 
Anteil an KnKVdR 

Ersatz für andere 
Leistungen 

Vergütung für Beitrags- 
einzug 

Unterstellte Verrechnungen 


Rentenversicherung der Arbeiter 12 225 

46 8 

8 772 


1 370 
335 
333 

758 295 20 


137 


70 39 10 32 


Beiträge für Rehabilitanden 

Beiträge für Rentner 

Wanderversicherungs- 
ausgleich 

Wanderungsausgleich 

Anteil an KnKVdR 

Ersatz für andere 
Leistungen 

Finanzausgleich 

Vergütung für Beitrags- 
einzug 

Unterstellte Verrechnungen 


10 045 


Rentenversicherung der Angestellten 
12 2 
2 978 


388 

64 

64 


92 t 


123 


14 17 2 20 


Beiträge für Rehabilitanden 
Beiträge für Rentner 

Wanderversicherungs- 
ausgleich 

Ersatz für andere 
Leistungen 

Unterstellte Verrechnungen 


199 44 


Knappschaft liehe Rentenversicherung 

1 

1455 


16 1 

15 4 1 4 


Beiträge für Rehabilitanden 
Unterstellte Verrechnungen 


29 26 2 


Krankenversicherung 

4 


251 104 


16 77 


13 822 


1 740 


509 
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noch Tabelle 11—7—75 


Einnahmen 

Verrechnungen 

Ausgaben 

Rentenversicherung 
der Arbeiter 

Rentenversicherung 
der Angestellten 

Knappschaftliche 

Rentenversicherung 

Krankenversicherung 

Unfallversicherung 

Arbeitsförderung 

Pensionen 

c & 

is 

'S *6 

U* N 

Beihilfen 

Entgeltfortzahlung bei 

Arbeitsunfähigkeit 

Sozialhilfe 

Summe 

l. 

im öffentlichen 
Dienst 






Unfallversicherung 




351 

Beiträge für Rehabilitanden 

29 

26 

1 

34 


6 







Ersatz für Leistungen 

3 

1 


121 


1 





2 


Verwaitungskosten 




tl 









Unterstellte Verrechnungen 







67 

24 

6 

19 








Arbeitsförderung 





2 714 

Beiträge für Rehabilitanden 

3 

3 


4 









Beiträge für Leistungs- 













empfänger 

37 

25 


2 295 









Ersatz für Leistungen 





3 






1 


Verwaitungskosten 




68 









Unterstellte Verrechnungen 







118 

65 

12 

80 








Kindergeld 





300 

Verwaltungskosten 






300 











Altershilfe für Landwirte 




9 

Nachversicherungszuschuß . 

2 












Unterstellte Verrechnungen 







1 

4 

1 

1 






Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst 



5 

Unterstellte Verrechnungen 








2 


3 







Kriegsopferversorgung 




255 

Ersatz für Leistungen 




193 









Verwaltungskosten 




25 









Unterstellte Verrechnungen 








17 


20 








Lastenausgleich 





28 

Ersatz für Leistungen 











28 







Sozialhilfe 





3 

Verwaltungskosten 




3 









Summe . . . 

10 347 

883 

2 557 

16 681 

7 

339 

536 

276 

48 

256 

31 

31 961 
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Tabelle 0—7—76 


Verrechnungen zwischen den Institutionen Im Jahr 1976 

in Millionen DM 


Hinnahmen 


Verrechnungen 


Ausgaben 


öi 

p 

s 


fl. 

« v 


i< 

5 5 

«■c 


tn 

li 

6 « 
V a 
► » 

II 

S 5 
oäw 


Dl 


1 

1 


fl 


| 

U3 

s 

"Ä 

"5 

D 


4b 

'S 


a 

qj 

e 

o 


s 


<p 


im Öffentlidien 
Dienst 


3 

g’-E 

I* 


§ 2 

11 

t§<{ 


4> 

1 

I 

3 

tn 


Beitrage für Rehabilitanden 

Beitrage für Rentner 

Wanderversidhenmgs- 
ausgleich * , , » 

Wanderungsausgleidi . 

Anteil an KnKVdJt 

Ersatz Tür andere 

Leistungen 766 

Vergütung für Beitrags* 
einzug . 

U n terstel I te V er redi nun gen 

Beiträge für Rehabilitanden 
Beitrage für Rentner ,„■*.** 

Waaderversicherungsi- 
ausgleidh 

Wanderungsausgleidi 

Anteil an KnKVdR 

Ersatz für andere 
Leistungen ..... , . . 

Finanzausgleich * , . * 13 222 

Vergütung für Beitrags* 
einzug 

Unterstellte Verrechnungen 


I 525 
295 
362 


433 

56 

69 


Rentenversicherung der Arbeiter 
68 7 

10314 


306 9 20 

146 

73 38 10 

Rentenversicherung der Angestellten 
20 3 
3 707 


95 1 3 

134 

15 17 2 


33 


20 


Beiträge für Rehabilitanden 
Beiträge für Rentner * . . . * 

Wand er vers idberun gs- 
Ausgleich 

Ersatz für andere 
Leistungen ...... . ..... * 

Unterstellte Verrechnungen 


222 50 


Knappsdt a f Ü i che Ren t en ve rsi ehe ru ng 
1 

I 5Ö5 


17 5 



4 


2 4 


Beiträge für Rehabilitanden 
Unterstellte Verrechnungen 


55 20 


K r a n k en ve rsi di erun g 
5 


288 102 


17 


82 


13 972 


17 797 


1907 


570 
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noch Tabelle 11— ?— 76 


Einnahmen 


Verrechnungen 


Ausgaben 


& 

f & 
II 
fl 
ll 




er. 



o> 

Ol 

§ 

Ol 


Renten versichern! 
der Angestellten 

Knappschaftliche 

Ren len versichern! 

1 

1 

5 

i 

m 

1 

1 

c 

9 

> 

*3 

Um 

e 

D 

Arbeitsförderung 


c 

a 

c 

o 


I % 

II 

U- N 


V 

m 


im öffentlichen 
Dienst 


o 

o 


ll 


sl 


o§ 

9 

£ 

— A 

■ 1! 

£ 

5 

s 

«53 

O 


v 

£ 


7) 


Beiträge für Rehabilitanden 

Ersatz für Leistungen 

Verwaltungskosten 

Unterstellte Verrechnungen 


Beiträge für Rehabilitanden 

Beiträge für Leistungs- 
empfänger 

Ersatz für Leistungen 

Verwaltungskosten 

Unterstellte Verrechnungen 

Verwaltungskosten , 


Nachversicherungszuschuß . 
Unterstellte Verrechnungen 


Unterstellte Verrechnungen 


Unterstellte Verrechnungen 


Beiträge für Rehabilitanden 

Ersatz für Leistungen 

Verwaltungskosten 

Unterstellte Verrechnungen 

Ersatz für Leistungen 

Verwaltungskosten 


47 42 
4 1 


2 2 
40 26 


126 

13 


3 

2 251 


Unfallversicherung 

44 10 

1 


418 


74 24 

Arbeitsförderung 


22 


2 685 


72 


128 64 13 80 


Kindergeld 

270 

Altershilfe für Landwirte 

1 4 

V ersorgungs werke 


270 


1 1 


Zusatzversicherung Im öffentlichen Dienst 

2 

Kriegsopfervejsorgung 


270 


1 1 


204 

27 


17 


20 


Lastenausgleich 


Sozialhilfe 


30 


30 


Summe . . 


13 595 908 2 742 19 137 23 315 595 272 52 267 33 37 939 
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Tabelle 11 — 7—77 


Verrechnungen zwischen den Institutionen im Jahr 1977 

in Millionen DM 




O« 


05 

2 c 

O) 

* ^ 

•S O 

© 

O» 


-0 


•6 = 

£ - 
1> 0) 

> & 

35 

1*6 

1 1 
•6 §! 

ii 

’S 

B 

B 

> 

c 

8 

c 

•0 

! 

> 

8 qJ 

t i 

<0 

N 

3 

OZ "72 

& aZ 

brf 

D 


Einnahmen 


Verrechnungen 



Ausgaben 


s. 

|| 

§ s 

oä -a 


1 

’S 

2 

3 


§ 

I 

cu 


' w 
£ 01 
yg 

ff 

iZS 


C 

o 

JS 

*3 

53 


im öffentlichen 
Dienst 


•3 

•D 

§*5 

|f, 

Ss 

11 

£ 

■ 

N 


O 

w 


V) 


Beiträge für Rehabilitanden 
Beiträge für Rentner 

Wanderversicherungs- 
ausgleich 

Wanderungsausgleich . . . . 
Anteil an KnKVdR 

Ersatz für andere 
Leistungen 

Vergütung für Beitrags- 
einzug 

Unterstellte Verrechnungen 


Beiträge für Rehabilitanden 
Beiträge für Rentner 

Wanderversicherungs- 
ausgleich 

Wanderungsausgleich 

Anteil an KnKVdR 

Ersatz für andere 
Leistungen 

Finanzausgleich 

Vergütung für Beitrags- 
einzug 

Unterstellte Verrechnungen 


Beiträge für Rehabilitanden 
Beiträge für Rentner 

W anderversicherungs- 
ausgleich 

Ersatz für andere 
Leistungen 

Unterstellte Verrechnungen 


Beiträge für Rehabilitanden 
Unterstellte Verrechnungen 


1 695 
276 
380 


376 


480 

53 

72 


13 312 


235 55 


52 


20 


Rentenversicherung der Ai beiter 
69 6 

8 909 


12 354 


322 

141 


18 


79 38 11 34 


Rentenversicherung der Angestellten 
25 3 

4 130 


18 376 


100 


143 


16 17 2 19 


Knappschaf Uiche Rentenversicherung 

1 

1 658 


1 996 


18 


17 4 2 4 

Krankenversicherung 

5 

297 102 19 88 


585 
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Drucksache 8/1805 


noch Tabelle II — 7 — 77 


Einnahmen 

Verrechnungen 

/ 

Ausgaben 

Rentenversicherung 
der Arbeiter 

Rentenversicherung 
der Angestellten 

Knappschaftliche 

Rentenversicherung 

K ranken Versicherung 

U nf a 1 1 ve rsi cherung 

Arbeitsförderung 

Pensionen 

• 0 

9 . & 

11 
tL N 

Beihilfen 

I 

05 % 

II 

jS '£ 

4 J *— 

a § 

ZZ Vrt 

11 

ä< 

Sozialhilfe 

Summe 

im öffentlichen 
Dienst 






Unfallversicherung 




448 

Beiträge für Rehabilitanden 

50 

45 

1 

55 


12 







Ersatz für Leistungen 




131 


1 





2 


Verwaltungskosten 




15 









Unterstellte Verrechnungen 







80 

24 

7 

25 








Arbeitsförderung 





2 518 

Beiträge für Rehabilitanden 

2 

1 


2 









Beiträge für Leistungs- 













empfänger 

42 

28 


2 062 









Ersatz für Leistungen 





4 






1 


Verwaltungskosten 




78 









Unterstellte Verrechnungen 







136 

64 

14 

84 








Kindergeld 





270 

Verwaltungskosten 






270 











Altershilfe für Landwirte 




9 

Nadiversicherungszusdniß , 

2 












Unterstellte Verrechnungen 







1 

4 

1 

1 








Versorgungswerke 




1 

Unterstellte Verrechnungen 










1 






Zusatzverskherung im öffentlichen Dienst 



6 

Unterstellte Verrechnungen 








2 


4 







Kriegsopferversorgung 




272 

Beitrage für Rehabilitanden 

1 

1 











Ersatz für Leistungen 




205 









Verwaltungskosten 




25 









Unterstellte Verrechnungen 








18 


22 








Lastenausgleich 





30 

Ersatz für Leistungen 











30 







Sozialhilfe 





5 

Verwaltungskosten 




5 









Summe 4 .. 

13 696 

526 

2 959 

18 094 

9 

316 

626 

273 

56 

282 

33 

36 870 
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Tabelle II— 7— 78 


Verrechnungen zwischen den Institutionen Im Jahr 1978 

in Millionen DM 


Einnahmen 



© 

fl 

© 

> 

I 

1 

D 


© 

*a 

2 

* 

*© 

I 


c 

o 

c 

<2 


• © 
e e* 

Ifl 


£ 

*© 

CQ 


im öffentlichen 
Dienst 


C 

ll 

II 

il 


1 

N 

o 

in 



Beiträge für Rehabilitanden 
Beiträge für Rentner 

Wanderversicher ungs- 
ausglelch 

Wanderungsausgleich .... 
Anteil an KnKVdR 

Ersatz für andere 
Leistungen 

Vergütung für Beitrags- 
einzug 

Unterstellte Verrechnungen 


Rentenversicherung der Arbeiter 
76 6 

6 674 


1 778 
5 
403 


346 24 

166 

82 40 12 40 


Beiträge für Rehabilitanden 
Beiträge für Rentner 

Wanderversicherungs- 
ausgleich 

Wanderungsausgleich 

Anteil an KnKVdR 

Ersatz für andere 
Leistungen 

Finanzausgleich 

Vergütung für Beitrags- 
einzug 

Unterstellte Verrechnungen 


11779 


Rentenversicherung der Angestellten 
18 3 

4 226 


504 

1 

77 

107 6 


153 


17 18 2 21 


9 652 


16932 


Beiträge für Rehabilitanden 

Beiträge für Rentner 

Wanderversicherungs- 
ausgleich 

Ersatz für andere 
Leistungen 

Unterstellte Verrechnungen 


247 58 


Knappschaftliche Rentenversicherung 
1 

1774 


19 



4 


2 4 


Beiträge für Rehabilitanden 
Unterstellte Verrechnungen 


56 21 2 


Krankenversicherung 


5 


311 107 


20 93 


2 129 


615 
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Einnahmen 

Verrechnungen 

/ 

Ausgaben 

Rentenversicherung 
der Arbeiter 

Rentenversicherung 
der Angestellten 

Knappschaf tJiche 

Rentenversicherung 

Krankenversicherung 

1 

CJ 

■6 

<35 

£ 

1 

D 

Arbeitsförderung 

Pensionen 

Familien* 

Zuschläge 

Beihilfen 

Entgeltfortzahlung bei 

Arbeitsunfähigkeit 

Sozialhilfe 

Summe 

im öffentlichen 
Dienst 






Unfallversicherung 




477 

Beiträge für Rehabilitanden 

51 

48 

1 

60 


14 







Ersatz für Leistungen 




139 


1 





2 


Verwaltungskosten ....... 




17 









Unterstellte Verrechnungen 







84 

25 

7 

28 








Arbeilsförderung 





4 198 

Beiträge für Rehabilitanden 

4 

4 


8 









Beiträge füT Leistungs- 













empfänger 

903 

607 

11 

2 242 









Ersatz für Leistungen 







5 





1 

Vcrwaltungskosten 





90 







Unterstellte Verrechnungen 

■ 







147 67 14 95 






Kindergeld 





270 

Verwaitungskosten 






270 











Altershille für Landwirte 




9 

Nadiversicherungszuschuß . 

2 












Unterstellte Verrechnungen 







1 

4 

l 

1 








Versorgungswerke 




1 

Unterstellte Verrechnungen 










1 






Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst 



7 

Unterstellte Verrechnungen 








2 


5 







Kriegsopferversorgung 




303 

Beiträge für Rehabilitanden 

1 

1 











Ersatz für Leistungen 




230 









Verwaltungskosten 




28 









Unterstellte Verrechnungen 








19 


24 








Lastenausgleich 





31 

Ersatz für Leistungen 











31 







Sozialhilfe 





5 

Verwaitungskosten 




5 









Summe . . , 

13 043 

739 

2 782 

16 379 

10 

326 

660 

286 

58 

312 

34 

34 629 
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Tabelle II— 7— 82 


Verrechnungen zwischen den Institutionen im Jahr 1982 

in Millionen DM 


Einnahmen 



Verrechnungen 



Ausgaben 




tn 



O) 

o> 

B 

5 

& 


© £ 
*6 ~ 

il 

G 

© 3 

- M 

il 

© t- 

•6 

£ 

© 

© 

i 

cn 

© 

n 

$9 

| 

ti 

a,B 

> 

c 

© 

B 

i 

> 

2 

© 

II 

2 G 

c a> 
u:* 

40 

iS 

ui 

N 

G 

Z) 

-o 

1 


e 

| 

c 

o 

c 

o 

a. 


SS* 

f-B 

Ja 


I 

1 

© 

flö 


Im öffentlichen 
Dienst 


2 

'S 

s 

CO 


© 


B 

B 


- 

CO 


Beiträge für Rehabilitanden 

Wanderversicherungs- 
ausgleich 

Wanderungsausgleich .... 

Anteil an KnKVdR 

Ersatz für andere 
Leistungen 

Vergütung für Beitrags- 
einzug 

Unterstellte Verrechnungen 


Rentenversicherung der Arbeiter 3 66t 

93 9 


2 122 
8 

548 


455 32 

188 

96 48 12 50 


Beiträge für Rehabilitanden 

Wanderversicherungs- 
ausgleich 

Wanderungsausgleich 

Anteil an KnKVdR 

Ersatz für andere 
Leistungen 

Finanzausgleich 

Vergütung für Beitrags- 
einzug 

Unterstellte Verrechnungen 


6 370 


Rentenversicherung der Angestellten 

34 4 


601 

1 

104 


141 10 


202 


20 22 3 28 


7 540 


Beiträge für Rehabilitanden 
Beiträge für Rentner 

Wanderversicherungs- 
ausgleich 

Ersatz für andere 
Leistungen 

Unterstellte Verrechnungen 


294 69 


Knappschaf tliche Rentenversicherung 2 840 

1 

2413 


25 



6 


Beiträge für Rehabilitanden 
Unterstellte Verrechnungen 


73 27 5 


Krankenversicherung 

7 


360 132 


22 118 


744 
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Einnahmen 

Verrechnungen 

;Z'" 

Ausgaben 

Rentenversicherung 
der Arbeiter 

Rentenversicherung 
der Angestellten 

Kn a p psch of 1 1 i che 

Rentenversicherung 

Krankenversicherung 

Unfallversicherung 

Arbeitsförderung 

s 

5 

o 

CL 

Familien- 

zuschläge 

Beihilfen 

Entgeltfortzahlung bei 

Arbeitsunfähigkeit 

Sozialhilfe 

Summe 

im öffentlichen 
Dienst 






Unfallversicherung 




688 

Beiträge für Rehabilitanden 

67 

63 

2 

75 


20 







Ersatz für Leistungen 

74 



181 


1 





3 


Verwaltungskosten 




25 









Unterstellte Verrechnungen 







98 

31 

8 

40 








Arbeitsförderung 





7 165 

Beiträge für Rehabilitanden 

6 

6 


13 









Beiträge für Leistungs- 













empfünqer 

2315 

i 585 

19 

2711 









Ersatz für Leistungen 





6 






2 


Verwaltungskosten 




112 









Unterstellte Verrechnungen 







169 

83 

18 

120 








Kindergeld 





620 

Ersatz für Leistungen 

231 

94 

25 










Verwaltungskosten 






270 











Altershilfe für Landwirte 




11 

NachversicherungszuschuQ . 

2 












Unterstellte Verrechnungen 







1 

6 

1 

1 








Versorgungswerke 




1 

Unterstellte Verrechnungen 










1 






Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst 



7 

Unterstellte Verrechnungen 








2 


5 







Kriegsopferversorgung 




389 

Beiträge für Rehabilitanden 

3 

10 











Ersatz für Leistungen 




290 









Verwaltungskosten 




37 









Unterstellte Verrechnungen 








23 


26 








Laslenausgleich 





32 

Ersatz für Leistungen 











32 







Sozialhilfe 





7 

Verwaltunqskosten 




7 









Summe . . . 

9 435 

1854 

3 435 

7 003 

13 

349 

765 

353 

66 

395 

37 

23 705 
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Tabelle III — 0 Sozialbudget insgesamt 



Leistungen und 



Millionen DM 



1975 

1976 1977 

1978 1982 






LEISTUNGEN 

Einkommensleist ungen 

242262 

259156 

279395 

296152 

372510 

laufend 

240735 

257518 

277589 

294200 

370284 

einmalig 

1527 

1638 

1806 

1952 

2226 

Sachleistungen 

69899 

75751 

79584 

8463‘‘ 

107322 

Barerstattungen 

9581 

9615 

10078 

10718 

12217 

Waren- und Dienstleistungen 

60318 

66136 

69506 

73921 

95104 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

18061 

18881 

20263 

22054 

28147 

Zuschüsse 

1706 

1830 

2226 

2598 

3061 

Maßnahmen . . , , 

7652 

7954 

8412 

9119 

11609 

Innerer Dienst 

8703 

9097 

9625 

10337 

13477 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

330222 

353788 

379243 

402845 

507979 





FINANZIERUNG 

Beitrage 

195949 

217054 

231286 

243402 

328354 

Beiträge der Versicherten 

69235 

78353 

82755 

87588 

113582 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber .... 

74461 

83621 

90030 

94220 

121921 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

52248 

55075 

58496 

61589 

79143 

Beiträge der Rentner 

5 

5 

5 

5 

13708 

Zuweisungen . 

124215 

129182 

136147 

146665 

182269 

Aus öffentlichen Mitteln . 

117117 

122016 

128879 

139243 

175022 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

7098 

7166 

7268 

7422 

7247 

Sonstige Einnahmen 

9699 

9716 

9596 

8428 

8398 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

»MAS 

355952 

377030 

398495 

519021 

Finanzierungssaldo 

-359 

+ 2164 

-2213 

-4350 

+ 11042 





LEISTUNGEN 

Familie . . 

49594 

51984 

55289 

60494 

78232 

Kinder 

24965 

25168 

25555 

27496 

29222 

Ehegatte 

22467 

24562 

27366 

30551 

46012 

Mutterschaft 

2162 

2253 

2367 

2447 

2999 

Gesundheit... .... 

105230 

113012 

120139 

127071 

162835 

Vorbeugung 

6712 

6767 

7115 

7534 

9433 

Krankheit 

78205 

83982 

88503 

93815 

118658 

Arbeitsunfall 

8435 

9091 

9706 

10247 

12944 

Invalidität ( allgemein ) 

11819 

13172 

14815 

15476 

21799 

Beschäiügung . - 

20573 

18843 

18919 

22066 

25683 

Berufliche Bildung 

7968 

7573 

7828 

10199 

11877 

Sonstige Mobilität 

2069 

2176 

2776 

3022 

3358 

Arbeitslosigkeit 

10536 

9093 

8315 

8845 

10448 

Alter und Hinterbliebene 

121660 

135388 

147889 

156347 

20208B 


114128 

127065 

138602 

146548 

189385 

Hinterbliebene 

7532 

8324 

9287 

9799 

12703 

Folgen politischer Ereignisse 

7585 

8315 

8485 

8746 

9103 

Wohnen . . 

7701 

7699 

7810 

8988 

10655 

Sparförderung 

16276 

16839 

18826 

17008 

16543 

Allgemeine Lebenshilfen 

1602 

1708 

1885 

2124 

2839 

insgesamt 

330221 

353787 

379242 

402844 

507978 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

100240 

109509 

117093 

121102 

152384 

Bund 

87995 

90396 

95192 

101506 

122330 

Länder. 

42020 

44484 

46772 

50734 

66665 

Gemeinden 

24273 

26504 

28271 

30640 

41628 

Sozialversicherung ..... 

1113 

944 

1124 

1022 

1187 

Private Organisationen 

2162 

2384 

2543 

2655 

3398 

Private Haushalte 

71899 

81581 

85870 

90684 

131215 

Übrige Welt 

161 

151 

164 

151 

212 

insgesamt 

329862 

355952 

377028 

398494 

519020 
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Finanzierung 


Sozialbudget insgesamt Tabelle III — 0 


Struktur in */o 


Wachstum in •/« 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

73,4 

73,3 

73,7 

73,5 

73.3 

7.0 

7,8 

6,0 

5,9 

72,9 

72,8 

73,2 

73,0 

72,9 

7,0 

7,8 

6,0 

5,9 

0,5 

0,5 

0,5 

0.5 

0.4 

7.3 

10,3 

8.1 

4,3 

21.2 

21,4 

21.0 

21,0 

21,1 

8,4 

5.1 

6.4 

6.2 

2,9 

2.7 

2.7 

2.7 

2,4 

0,4 

4.8 

6,3 

3.9 

18,3 

18,7 

18,3 

1 8.3 

18,7 

9,6 

5,1 

6.4 

6,5 

5.5 

5.3 

5,3 

5.5 

5,5 

4,5 

7.3 

8,8 

6,8 

0,5 

0,5 

0,6 

0,6 

0,6 

7,3 

21,6 

16,7 

6,6 

2,3 

2.2 

2.2 

23 

2.3 

3,9 

5,8 

8,4 

6,7 

2,6 

2.6 

2,5 

2,6 

27 

4,5 

5,8 

7.4 

7.0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

7.1 

7.2 

6,2 

6.0 


NACH ARTEN 


59,4 

61,0 

61,3 

61,1 

63.3 

10,8 

6,6 

5,2 

7,3 

21,0 

22,0 

21,9 

22.0 

21,9 

13.2 

5.6 

5.8 

6,5 

22.6 

23,5 

23.9 

23,6 

23,5 

12,3 

7,7 

4,7 

6.3 

15,8 

15,5 

15,5 

15,5 

15,2 

5,4 

6,2 

5,3 

6,2 

0,0 

0,0 

0.0 

0.0 

2.6 

— 

4.0 

- 3,8 

383.3 

37,7 

36,3 

36,1 

36.8 

35,1 

4.0 

5,4 

7.7 

6.0 

35,5 

34.3 

34,2 

34,9 

33.7 

4,2 

5.6 

8,0 

6,3 

22 

20 

19 

1,9 

14 

1.0 

1.4 

21 

- 0.1 

2.9 

2,7 

2,5 

2,1 

1,6 

0,2 

- 1.2 

— 12,2 

- 2.6 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 

7,9 

5.9 

5.7 

6,6 


NACH FUNKTIONEN 


15,0 

14,7 

14,6 

15,0 

15,4 

4,8 

6,4 

9,4 

7,2 

7,6 

7,1 

6.7 

6,8 

5.8 

0,8 

1,5 

7.6 

2.7 

6.8 

6,9 

7,2 

7,6 

9,1 

9,3 

11,4 

11,6 

11,0 

0.7 

0,6 

0,6 

0.6 

0.6 

4.2 

5.0 

3,4 

4,8 

31,9 

31,9 

31,7 

31,5 

32.1 

7,4 

6,3 

5,8 

6.3 

21 

1,9 

19 

1,9 

1.9 

- o.i 

5.1 

5.9 

5,8 

23,7 

23,7 

23,3 

23.3 

23,4 

7,4 

5.4 

6,0 

6.0 

2,6 

26 

2,6 

25 

2,5 

7,8 

6,8 

5.6 

5.9 

3.6 

3,7 

3,9 

3,8 

4,3 

11.5 

125 

4.5 

8,0 

6.2 

5,3 

5,0 

5.5 

5.1 

- 8,4 

0,4 

16,6 

6.3 

2.4 

2.1 

2.1 

25 

23 

— 5,0 

3.4 

30.3 

8.7 

0.6 

0.6 

0,7 

0.8 

0.7 

5,2 

27,6 

8,9 

3.9 

3,2 

26 

22 

2,2 

21 

- 13,7 

- 8.6 

6,4 

4,7 

36.8 

38,3 

39.0 

38,8 

39.8 

11,3 

9,2 

5,7 

6.4 

34,6 

35,9 

36,5 

36,4 

37,3 

113 

9.1 

5.7 

6,4 

2.3 

2,4 

24 

2.4 

25 

10,5 

11,6 

5,5 

6.5 

2,3 

2,4 

2,2 

2,2 

1.8 

9.6 

2.0 

3.1 

1.4 

2.3 

2,2 

2,1 

2,2 

2,1 

- 0,0 

1,4 

15,1 

6,4 

4.9 

4,8 

5.0 

4,2 

3.3 

3,5 

1L8 

- 9,7 

- Z6 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

0,6 

6.6 

10,3 

12.7 

8.5 

100.0 

100.0 

100,0 

100,0 

100.0 

7.1 

7,2 

6.2 

6,0 


NACH QUELLEN 


30,4 

30,8 

31,1 

30,4 

29,4 

9,2 

6,9 

3,4 

5.4 

26.7 

25.4 

25,2 

25,5 

23.6 

2.7 

5.3 

6,6 

5.1 

12,7 

12,5 

12,4 

12,7 

12,8 

5,9 

5,1 

8,5 

7,3 

7.4 

7.4 

7.5 

7,7 

8,0 

9,2 

6.7 

8,4 

8,0 

0.3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,2 

- 15,2 

19,1 

- 9,1 

1.1 

0,7 

0.7 

0,7 

0.7 

0.7 

10,3 

6,6 

4.4 

6,0 

21,8 

22,9 

22,8 

22,8 

25,3 

13,5 

5,3 

5.6 

8.9 

0,0 

0.0 

0.0 

0,0 

0.0 

- 6,0 

8.5 

- 8.1 

5.2 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

7,9 

5.9 

5.7 

6.6 
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Tabelle III — 1 Soziale Sicherung 



Leistungen und 



Millionen DM 



1975 

1976 1977 

1978 1982 






LEISTUNGEN 

Einkommensleistungen 

154573 

167076 

179130 

190739 

239666 

laufend 

153979 

166380 

178276 

189814 

236601 

einmalig . . . * 

594 

696 

854 

925 

1065 

Sachleistungen ... 

62424 

67414 

70498 

74677 

93360 

Barerstattungen . 

7881 

7740 

8131 

8623 

9522 

Waren« und Dienstleistungen 

54543 

59674 

62367 

66054 

83837 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

11229 

11460 

12301 

13374 

16919 

Zuschüsse 

732 

748 

1060 

1311 

1373 

Maßnahmen . 

3603 

3533 

3651 

3923 

4874 

Innerer Dienst 

6894 

7179 

7590 

8140 

10672 

Verrechnungen 

239 

250 

263 

291 

374 

insgesamt 

228465 

246200 

262193 

279081 

350319 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

170901 

191017 

203065 

213711 

290347 

Beiträge der Versicherten 

69231 

78349 

62752 

87585 

113580 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

73327 

82531 

88865 

92990 

120334 

Unterstellte Beitrage der Arbeitgeber 

28338 

30132 

31443 

33131 

42725 

Beiträge der Rentner 

5 

5 

5 

5 

13708 

Zuweisungen ... , . . . 

49677 

50092 

49752 

55131 

64593 

Aus öffentlichen Mitteln ... 

47543 

47989 

47659 

52957 

61944 

Aus nichtöffentlichen Mitteln ... 

2134 

2103 

2093 

2174 

2649 

Sonstige Einnahmen 

7290 

7001 

6907 

5605 

6051 

Verrechnungen 

238 

254 

255 

284 

370 

Insgesamt . ♦ 

228106 

248364 

259980 

274731 

361361 

Finanzierungssaldo 

—359 

4*2164 

-2213 

-4350 

+ 11042 





LEISTUNGEN 

Familie 

26445 

26467 

26759 

28723 

30154 

Kinder 

20974 

20887 

20973 

22644 

22849 

Ehegatte 

3722 

3742 

3955 

4187 

5105 

Mutterschaft . 

1749 

1838 

1831 

1693 

2200 

Gesundheit 

77977 


89159 

94319 

119016 

Vorbeugung 

4277 


44Ö3 

4720 

5826 

Krankheit 

60230 

65486 

68554 

72468 

91106 

Arbeitsanfall . . 

5932 

6491 

6895 

7260 

9131 

Invalidität ( allgemein ) 

7539 

8258 

9307 

9873 

12954 

Beschäftigung 

16532 

14846 

14382 

16039 

18576 

Berufliche Bildung 

3939 

3579 

3293 

4176 

4772 

Sonstige Mobilität 

2069 

2176 

2776 

3022 

3358 

Arbeitslosigkeit 

10524 

9091 

8313 

8841 

10446 

Alter und Hinterbliebene 

106295 

118551 

129924 

137861 

180185 


99042 

i 10524 

120961 

128401 

167920 

Hinterbliebene 

7253 

8026 

8963 

9460 

12265 

Folgen politischer Ereignisse 

927 

149H 

1502 

1561 

1483 

Wohnen 

1 

3 

5 

6 

7 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen 

48 

84 

198 

281 

524 

Insgesamt 

228225 

245950 

261929 

278789 

349945 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

72051 

80268 

85811 

88456 

114136 

Bund .. . 

56264 

56627 

57646 

63425 

75108 

Lander 

17165 

18722 

19091 

20295 

25972 

Gemeinden . 

8778 

9417 

9462 

9901 

12592 

Sozialversicherung 

1113 

944 

1124 

1022 

1187 

Private Organisationen 

1789 

2003 

2132 

2223 

2860 

Private Haushalte 

70547 

79980 

84295 

88975 

128926 

Übrige Welt 

160 

150 

163 

151 

210 

insgesamt 

227868 

248110 

259724 

274446 

360990 
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Soziale Sicherung Tabelle XII — t 


Struktur in <Vn 


Wachstum in # /o 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

67 J 

67.9 

60.3 

68*3 

68,4 

8.1 

7,2 

6.5 

6,0 

67,4 

67,6 

68,0 

68,0 

68,1 

8,1 

74 

6,5 

6.0 

0,3 

0J 

0,3 

0,3 

0,3 

17,2 

22,7 

8,3 

4,5 

27,3 

27,4 

26.9 

26,8 

26,6 

8,0 

4,6 

5.9 

5,8 

3A 

3 1 

41 

3.1 

2,7 

-1.0 

5.1 

6,0 

3,2 

23,9 

24a 

23,8 

23,7 

23,9 

9,4 

4,5 

5,9 

6,1 

4,9 

4,7 

4,7 

4.8 

4 f 8 

24 

7.3 

8,1 

6.5 

0 t 3 

0.3 

0,4 

Oß 

0,4 

22 

4L? 

23,7 

53 

lß 

u 

U 

1,4 

1.4 

-1,9 

23 

7,4 

5,9 

3.0 

2.9 

2.9 

29 

30 

4,1 

5.7 

7,2 

7,1 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

too.o 

100,0 

100,0 

7,8 

8.5 

6,4 

6,0 


NACH ARTEN 


74.9 

76J 

784 

77,8 

80,3 

11,8 

6,3 

5,2 

7,4 

30,4 

325 

328 

31.9 

314 

13,2 

5,6 

5,8 

0,5 

32,1 

322 

M,2 

33,8 

33.3 

12,6 

7,7 

4,6 

6,3 

12,4 

12A 

12,1 

12,1 

118 

6,3 

4,4 

5,4 

6,3 

0,0 

Oß 

0.0 

0,0 

3,8 

— 

4,0 

- a * 

383,3 

21.8 

20,2 

19. 1 

204 

17,9 

0.8 

- 0.7 

10,8 

5,4 

20,8 

19,3 

18,3 

19,3 

17 , j 

0,9 

- ft ? 

tut 

5.4 

0,9 

0.8 

0.8 

0.6 

ft ? 

-1,5 

-0.5 

3,9 

4,8 

3,2 

2,8 

2,7 

2.0 

u 

— 4 r 0 

— 1.3 

- 10,0 

- 2,6 

04 

04 

04 

04 

04 

6,7 

0,4 

U>4 

7.7 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

8,9 

4,7 

5,7 

6,8 


NACH FUNKTIONEN 


11,6 

10,8 

10.2 

10,3 

8,6 

04 

14 

7,3 

2.4 

9,2 

8,5 

0,0 

04 

6,5 

~0.4 

0,4 

8,0 

1.7 

16 

u 

US 

1.5 

1,5 

0.5 

5,7 

5ß 

5,2 

0.8 

0.7 

0,7 

0,7 

0,6 

54 

-0,4 

24 

3,7 

34,2 

34,4 

34,0 

33 f a 

34,0 

8,4 

53 

5.8 

5*9 

L9 

1,7 

1,7 

Ip ? 

1.7 

-0,3 

3,2 

7,2 

5,8 

26,4 

26,6 

26,2 

26.0 

26.0 

0*7 

4.7 

5*7 

5.9 

2,6 

2,6 

Z6 

2,6 

2,6 

9,4 

6 t 2 

5,3 

5,8 

23 

3,4 

3,6 

3.5 

27 

9.5 

12,7 

04 

6,8 

1,2 

6,0 

5,5 

5.8 

5 r 3 

- 10,2 

-34 

113 

5,3 

1,7 

1.5 

1,3 

lß 

L4 

- 9.1 

- 0,0 

268 

7.7 

0,9 

0,9 

1,1 

11 

L0 

5.2 

27,6 

8,9 

3,9 

4.6 

3.7 

3,2 

3,2 

3,0 

-13,6 

- 0,0 

63 

4.7 

46,6 

48,2 

496 

49,4 

51,5 

11,5 

93 

64 

6,8 

43,4 

44.9 

40.2 

461 

48,0 

11,6 

24 

62 

6,8 

3,2 

3,3 

3,4 

24 

3,5 

10.7 

IL7 

5,5 

65 

0,4 

0.6 

0,6 

0,6 

0.4 

61,6 

0,3 

3,9 

- 0,3 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

186,0 

90,2 

4*8 

54 

0.0 

0,0 

04 

04 

04 

75,0 

135,7 

41,0 

21,5 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

7,8 

6,5 

6,4 

6,0 


NACH QUELLEN 


31,6 

32,4 

33,0 

32*2 

31.6 

11 t 4 

6,9 

34 

5.9 

24*7 

22.8 

22.2 

23.1 

20.8 

0.6 

1,8 

10,0 

5.4 

7,5 

7,5 

7,4 

7,4 

7.2 

94 

2,0 

8,3 

6,3 

3*9 

3,8 

3.6 

3,6 

3,5 

73 

0,5 

4*6 

5,9 

0,5 

0.4 

0,4 

0,4 

0.3 

- 15,2 

19,1 

— 9,1 

1.1 

0.8 

0.8 

0,8 

0,8 

0,8 

Uß 

6*4 

4,3 

6,1 

31,0 

32,2 

32,5 

32*4 

35,7 

13,4 

5,4 

5,6 

8,9 

04 

0.1 

0,1 

0.1 

04 

- 6,3 

8*7 

- 7.4 

5.2 

100.0 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 

8.9 

4,7 

S,7 

6,8 
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Tabelle Iil — 10 Allgemeine Systeme 


Leistungen und 


Millionen DM 



1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkommensleistungen 

117571 

127996 

137940 

147122 

183619 

laufend 

117032 

127342 

137142 

146256 

182627 

einmalig 

539 

654 

798 

866 

991 

Sachleistungen 

58432 

63198 

66126 

7008? 

88035 

Barerstattungen 

3985 

3638 

3870 

4152 

4355 

Wären- und Dienstleistungen 

54447 

59560 

62256 

65935 

83680 

Allgemeine Dienste und Leistungen ....... .... 

8888 

8953 

9650 

10616 

13375 

Zuschüsse 

732 

748 

1060 

1311 

1373 

Maßnahmen ...... 

3116 

3015 

3105 

3355 

4127 

Innerer Dienst 

5040 

5190 

5485 

5950 

7875 

Verrechnungen 

1070 

1138 

1186 

1261 

1518 

insgesamt 

185961 

201285 

214902 

229086 

286547 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

136844 

154573 

164947 

173483 

238535 

Beitrage der Versicherten 

67571 

76513 

80803 

85599 

111085 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

68859 

77609 

83663 

87372 

113101 

Unterstellte Beitrage der Arbeitgeber 

409 

446 

476 

507 

641 

Beiträge der Rentner 

5 

5 

5 

5 

13708 

Zuweisungen 

41110 

41489 

40699 

45534 

52981 

A us Ötfen tlichen Mi tteln 

40874 

41227 

40418 

45241 

52615 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

245 

262 

281 

293 

366 

Sonstige Einnahmen 

5304 

4749 

4568 

3212 

3223 

Verrechnungen . . 

223 

239 

239 

267 

349 

insgesamt 

183490 

201050 

210454 

222496 

295088 

Finanzierungssaldo 

—2471 

— 235 

-4449 

-6590 

+ 8541 





LEISTUNGEN 

Familie 

18759 

18809 

18805 

20344 

19881 

Kinder 

17081 

17056 

J705J 

18541 

17776 

Ehegatte 

— 

— 

— 

— 

— 

Mutterschaft 

1679 

1753 

1754 

1804 

2105 

Gesundheit 

70944 

77032 

81364 

86116 

108945 

Vorbeugung 

4037 

4010 

4148 

4456 

5502 

Krankheit 

56563 

61623 

64511 

68230 

86212 

Arbeitsunfall ..... 

5730 

6282 

6664 

7023 

8818 

/nvaiidifäf f allgemein ) . . . 

4614 

5117 


6407 

8413 

Beschäftigung 

16532 

14846 

14382 

16039 

18576 

Berufliche Bildung 

3939 

3579 

3293 

4176 

4772 


2069 

2176 

2776 

3022 

3358 

Arbeitslosigkeit 

10524 

9091 

8313 

8841 

10446 

Alter und Hinterbliebene 

77791 

87968 

97563 

103584 

135751 

Alter 

72252 

81810 

90575 

96171 

126192 

Hinterbliebene 

5539 

6158 

me 

7413 

9559 

Folgen politischer Ereignisse 

860 

1431 

1439 

1496 

1393 

Wohnen 

1 

3 

5 

6 

7 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen 

4 

58 

158 

240 

476 

Insgesamt 

184891 

200147 

213716 

227824 

28502« 





FINANZIERUNG 

Unternehmen ........ 

62323 

69830 

75008 

77396 

99790 

Bund 

42460 

42541 

43351 

48273 

56208 

Länder 

3651 

4073 

ms 

3370 

4397 

Gemeinden ... 

4225 

4567 

4334 

4348 

5563 

Sozialversicherung 

903 

815 

990 

881 

1006 

Private Organisationen 

1064 

1232 

1333 

1397 

1835 

Private Haushalte 

68480 

77606 

81787 

86416 

125734 

Übrige Welt 

160 

148 

161 

149 

208 

insgesamt 

183267 

200811 

210214 

222229 

294739 
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Finanzierung 


Allgemeine Systeme Tabelle III— SO 


Struktur in V <? 


Wachstum in */# 


1075 

1976 

1077 

1978 

1982 

1975/7(5 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

63,2 

63,6 

64,2 

64 r 2 

64.1 

8,9 

7*8 

6.7 

5*9 

$ 2.9 

63,3 

63,8 

6 XS 

63,7 

8,8 

7,1 

6,6 

5,9 

0,3 

0,3 

0,4 

0,4 

0.3 

21,3 

22,0 

8,5 

4.4 

31.4 

314 

30*8 

30,6 

30.7 

6/2 

4,6 

6,0 

5,9 

Zi 

ts 

1,8 

1,8 

15 

- 8,7 

6,4 

7,3 

2.4 

29,3 

29,6 

29 t Ö 

28,8 

29,2 

9,4 

4.5 

5.9 

6,1 

4,8 

4*4 

4,5 

4,6 

4,1 

0,7 

7,8 

10,0 

6,7 

0.4 

0,4 

0,5 

0,6 

0.5 

2.2 

41.7 

23,7 

5,3 

U 

1,5 

14 

14: 

14 

- X2 

3,0 

Xi 

5.9 

27 

26 

ZS 

26 

2,7 

3.0 

5.7 

8,5 

7,5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

8,2 

6*8 

6,6 

5,9 


NACH AKTEN 


74,6 

76,9 

78,4 

78,0 

80,8 

13,0 

6.7 

5*2 

7,7 

36.8 

38 A 

38.4 

38,5 

37.6 

13,2 

5,6 

5,9 

6,6 

37,5 

38,6 

39.8 

39,3 

38.3 

12,7 

7,8 

4,4 

6,2 

0.2 

0.2 

0,2 

0,2 

0,2 

9,0 

6,7 

6,5 

6A 

0,0 

0,0 

0,0 

0.0 

4,6 

— 

4.0 

- 3,8 

383,3 

22.4 

20,6 

19*3 

20,5 

18,0 

0,9 

“ 1,9 

1 1.9 

5.4 

22,3 

20.5 

19.2 

20,3 

17,8 

0,9 

- 2,0 

11,9 

5.4 

0,1 

0A 

0,1 

ÖA 

ÖA 

6.9 

7,3 

4,3 

5,4 

2,9 

2,4 

2,2 

IA 

U 

- 10,5 

— 3,8 

- 29.7 

- 6.7 

0.1 

0.1 

0,1 

ü : 

Olt 

7,2 

— 

1 1,7 

7,9 

100,0 

100.0 

100.0 

100,0 

100,0 

9,6 

4,7 

S,7 

7,0 


NACH FUNKTIONEN 


10*1 

9,4 

8,8 

8,9 

7.0 

0*3 

-0.0 

8.2 

U 

9.2 

6*5 

8,0 

8,1 

6.2 

-ÖA 

- 0.0 

87 

0,8 

0,9 

0*9 

0.8 

0.8 

0,7 

4,4 

0,0 

2,8 

37 

38*4 

38*5 

38*1 

37,8 

38,2 

8,6 

5,6 

5*0 

6*0 

2.2 

2.0 

19 

2,0 

1,9 

-0,7 

3,5 

7.4 

5,8 

30,6 

30.8 

30a 

29,9 

30.2 

89 

4,7 

5,8 

6,0 

XI 

m 

3A 

31 

3A 

9,6 

6.1 

5*4 

5.8 

ZS 

2,6 

2,8 

2.8 

3,0 

10,9 

18.0 

6A 

6.9 

8*9 

1A 

6.7 

7,0 

6.5 

— 10.2 

-3,1 

11,5 

5.3 

ZI 

18 

US 

1,8 

tj 

- 9,1 

-8,0 

26,8 

7,7 

u 

Ul 

t,3 

1.3 

1,2 

5,2 

27,6 

8.9 

3,9 

5,7 

4,5 

X9 

3,9 

3,7 

- 13,6 

-6,6 

6,3 

4.7 

421 

44,0 

45,7 

45,5 

47,6 

13.1 

10.9 

6,2 

6,8 

39 A 

40*9 

42,4 

42.2 

44.3 

13,2 

10,7 

82 

6,9 

3,0 

3A 

3,3 

3.3 

3,4 

11,2 

13.5 

6A 

6,5 

0,5 

Ö r 7 

0,7 

8*7 

0,5 

66.5 

Ü.6 

3*9 

-0,7 

0,0 

0,0 

0,0 

0.0 

0,0 

186,0 

90,2 

4*8 

5,1 

0,0 

0.0 

0,1 

0,1 

0*2 

1350,0 

172,4 

51,9 

24*7 

100,0 

100,0 

100*0 

100.0 

100*0 

8,3 

6*8 

6.6 

5,9 


NACH QUELLEN 


34,0 

34,8 

35,7 

34.8 

33,9 

12,0 

7,4 

3*2 

5*9 

23,2 

21,2 

20,6 

21,7 

19,1 

0*2 

L9 

11,4 

5.3 

2,0 

2*0 

1,5 

1,5 

1,5 

11*6 

-20,2 

3.7 

6,2 

2,3 

2,3 

2,1 

2,0 

1.9 

8,1 

-5,1 

0,3 

5,1 

0*5 

0,4 

0,5 

0,4 

0,3 

-9*7 

21,4 

-11*1 

0,3 

0*6 

0,6 

0,6 

0*6 

0.6 

15,8 

8.3 

4,7 

6,6 

37 r 4 

38,0 

38.9 

38*9 

42,7 

13*3 

5*4 

5.7 

9,0 

0,1 

0,1 

0.1 

0*1 

0,1 

-7,5 

8,8 

-7*5 

5*2 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100*0 

9,6 

4.7 

5*7 

7,0 
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Tabelle III — 101 Rentenversicherung 



Leistungen und 



Millionen DM 



1975 

1976 1977 

1978 1982 


LEISTUNGEN 


Einkommensleistungen . , . ......... 

81230 

92501 

103341 

109657 

143036 

laufend 

BlOtl 

92255 

103062 

109362 

142650 

einmalig 

219 

246 

279 

295 

386 

Sachleistungen •«••.> 

3782 

3597 

3676 

3862 

3820 

Barerstattungen . 

834 

728 

717 

705 

24 

Waren- und Dienstleistungen 

2948 

2869 

2959 

3157 

3796 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

1828 

1898 

1872 

1977 

2563 

Zuschüsse . 

21 

23 

20 

22 

27 

Maßnahmen ...... . .............. 

322 

377 

339 

356 

463 

Innerer Dienst 

1485 

1498 

1513 

1599 

2073 

Verrechnungen ... . . , , . . , . . , 

14187 

16676 

15792 

13861 

3924 

insgesamt 

101027 

114672 

124681 

129357 

153343 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

78701 

83925 

88499 

92770 

121866 

Beiträge der Versicherten 

40343 

43074 

44540 

47225 

61948 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

38358 

40851 

43959 

45545 

59918 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner ...... 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen . . 

19039 

21484 

23694 

25743 

31555 

Aus öffentlichen Mitteln ... 

19039 

21484 

23694 

'25743 

31555 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen . 

3717 

3040 

2691 

1222 

988 

Verrechnungen 

187 

245 

248 

1712 

4606 

Insgesamt 

101644 

108694 

115132 

121447 

159015 

Finanzierungssaldo 

+ 617 

-5978 

-9549 

-7910 

+5671 





LEISTLINGEN 

Familie ...... .»•••«. ....... ...... >»...•< ...... 

2326 

25t t 

2860 

2971 

3590 

Kinder 

2326 

2511 

2860 

2971 

3590 

Ehegatte 

— 

— 

— 

— 

— 

Mutterschaft 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

9049 

9503 

10642 

11327 

13725 

Vorbeugung 

262 3 

2640 

2722 

2963 

3695 

Krankheit 

1500 

1382 

1439 

1486 

999 

Arbeitsanfall . . . 

322 

365 

441 

468 

618 

Invalidität (allgemein) 

4614 

5117 

6040 

6407 

8413 

Beschäftigung 

748 

893 

943 

969 

914 

Berufliche Bildung 

626 

721 

707 

704 

561 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

122 

173 

236 

265 

353 

Alter und Hinterbliebene 

74168 

84016 

93377 

99123 

130298 

Alter 

70370 

79745 

88363 

93808 

123340 

Hinterbliebene 

3799 

4272 

5014 

5315 

6959 

Folgen politischer Ereignisse . 

549 

1070 

1063 

1101 

886 

W oh nen ........... ...... 

— 

2 

4 

5 

6 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen 

— 

— 

— 

— 

— 


insgesamt 




86840 

97996 

108889 

115496 149419 

FINANZIERUNG 

Unternehmen 




33994 

35971 

38499 

38940 

51227 

Bund 




21446 

23605 

25832 

27935 

34088 

Länder 




1616 

1719 

1847 

1885 

2492 

Gemeinden 




2219 

2290 

2366 

2263 

2906 

Sozialversicherung 




548 

438 

472 

336 

329 

Private Organisationen . 




579 


666 

691 

929 

Private Haushalte 




41006 

43779 

45183 

47685 

62438 

Übrige Well 




49 

29 

19 

— 

— 

Insgesamt 




101457 

108449 

114884 

119735 

154409 
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Finanzierung 


Rentenversicherung Tabelle III — 101 


Struktur in •/• Wachstum in f /t 

1975 1976 1977 1978 1982 1975/76 1976/77 1977/78 1977/82 

JD 


NACH ARTEN 



NACH ARTEN 



NACH FUNKTIONEN 


2,7 

2.6 

2.6 

2.6 

2,4 

8,0 

13,9 

3,9 

4,7 

2,7 

2,6 

2,6 

2,6 

2,4 

8.0 

13,9 

3,9 

4.7 

10,4 

9,7 

9,8 

9,8 

9,2 

5,0 

12,0 

6,4 

5,2 

3,0 

2,7 

2,5 

2,6 

2,5 

1,0 

3,1 

8,9 

6.3 

17 

14 

1,3 

1,3 

0,7 

-7,9 

4.2 

3,4 

- 7,0 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

13,2 

21,0 

6,1 

7,0 

5,3 

5,2 

5.5 

5,5 

5,6 

10,9 

18,0 

6,1 

6,9 

0,9 

0,9 

0.9 

0,8 

0,6 

19,5 

5,6 

2.8 

-0,6 

0,7 

0,7 

0,6 

0,6 

0.4 

15,2 

- 1,9 

- 0,4 

-4,5 

0.1 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

41,4 

36,8 

12,3 

8.4 

85,4 

85,7 

85,8 

85,8 

87,2 

13,3 

11.1 

6,2 

6.9 

81,0 

81,4 

8U 

81,2 

82.5 

13,3 

10,8 

6.2 

6,9 

4,4 

4,4 

4.6 

4.6 

4,7 

12,5 

17,4 

6,0 

6.8 

0.6 

1,1 

1,0 

1,0 

0,6 

94,9 

-0,7 

3,6 

-3,6 

— 

0.0 

0.0 

0,0 

0,0 

— 

138.7 

5.9 

6.1 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

12,8 

11,1 

6.1 

6.5 


NACH QUELLEN 


33,5 

33,2 

33,5 

32,5 

33,2 

5,8 

7,0 

u 

5.9 

21,1 

21,8 

22,5 

23,3 

22,1 

10,1 

9,4 

8.1 

5.7 

1,6 

1,6 

1,6 

1,6 

1.6 

6.4 

7,5 

2,0 

6,2 

2,2 

2,1 

2,1 

1,9 

1,9 

3,2 

3.3 

-4,4 

4,2 

0.5 

0,4 

0,4 

0,3 

0.2 

-20,1 

7.7 

-28,8 

-6.9 

0.6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

6,6 

7,9 

3,8 

6.9 

40.4 

40.4 

39,3 

39,8 

40,4 

6.8 

3,2 

5,5 

6,7 

o,ö 

0,0 

0.0 

— 

— 

—40,8 

-34.5 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

6.9 

5,9 

4.2 

6,1 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle HI— 1011 Rentenversidierung der Arbeiter 



Leistlingen und 

Millionen DM 


1975 

1976 1977 

1978 1962 


Ei n komm e ns) e istungen 

Jaufend 

Sachleistungen . . 

Barerstattungen . , 

Waren- und Dienstleistungen . - - 

Allgemeine Dienste und Lei sinn gen ... . . 

Zuschüsse . . 

Maßnahmen .......... .............. 

Innerer Dienst 

Verrechnungen ... . . ... 

46112 

45990 

122 

2287 

48? 

1800 

1082 

M 

192 

876 

12225 

52107 

51970 

137 

2195 

435 

1760 

1147 

15 

246 

886 

13972 

57852 

57699 

153 

2195 

42t) 

1775 

UH 

13 

205 

896 

12354 

LEISTUNGEN 
61081 80350 

60920 80137 

m 213 

2363 2240 

422 2 

1941 2238 

1168 1501 

J4 18 

214 275 

940 1208 

9652 3661 

Insgesamt 

61766 

69421 

73515 

74264 

87752 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

40BH; 

43295 

45349 

47239 

61170 

Beiträge der Versicherten 

20725 

22003 

22624 

23908 

30821 

Tatsächliche Beiträge der .Arbeitgeber 

20092 

21292 

22725 

23331 

30349 

ün fers reifte Bei träge der Arhe \ tqeber 

— 

— 

— 

— 

«= 

Beiträge der Rentner , 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

1100B 

12221 

13444 

14568 

18428 

Aus äffen dich er? Mi f fein 

1 1008 

12221 

J3444 

14568 

18428 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 


— 

— 

— - 

— 

Sonstige Hinnahmen 

748 

753 

660 

395 

47] 

Verrechnungen 

10347 

13595 

13697 

13043 

9433 

Insgesamt . . * , * . . , , . 

62921 

69864 

73150 

75245 

89502 

Finanzierungssatdo 

+ 1215 

+443 

—366 

+ 981 

+ 1750 





LEISTUNGEN 

Familie ■ - ■ . , , . 

1489 

1580 

1757 

1820 

2211 

Kinder 

1489 

1580 

1757 

1820 

2211 

Ehegatte . , ....... > „ . . . . ... * 

— 

*— 

— 


— 

Mutterschaft ........ ... t 

— 

— 

— 

— - 

— 

Gesundheit ....... . . , 

550 5 

5763 

6330 

6734 

8229 

Vorbeugung 

ISt 6 

1551 

1515 

im 

2054 

Krankheit 

959 

893 

900 

943 

649 

ArbeJteun/aiJ ... .... ... 

222 

248 

292 

309 

412 

Invalidität (allgemein! ... 

2808 

3071 

3623 

3829 

5114 

Beschäftigung ......... 

iäi 

579 

558 

60« 

443 

Berufliche Bildung 

506 

579 

558 

608 

443 


— 

— 

— 

— 

— 

ArbeiödosigfceiJ 

— 

— 

— 

■ — 

-=» 

Alter und Hinterbliebene 

41650 

47002 

52008 

54920 

72675 

Alfer 

39536 

44526 

49185 

51941 

68745 

Hinterbliebene 

21 14 

2377 

2823 

2979 

3930 

Folgen politischer [Ereignisse 

332 

522 

503 

525 

525 

Wohnen < . . . . 


2 

4 

5 

6 

Sparförderung ^ . 

- — 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine LebensbiUen .... 

— 

— 

— 

— 

— 


Insgesamt 

4948t 

55449 

61161 

64612 B4001 

FINANZIERUNG 

Unternehmen 

18585 

19654 

21026 

21156 

27832 


12045 

13299 

14554 

15870 

19871 

Länder 

195 

205 

219 

221 

291 

Gemeinden .......... 

464 

479 

493 

489 

638 

Sozialversicherung 

200 

254 

166 

205 

154 

Private Organisationen 

77 

81 

m 

88 

118 

Private Haushalte 

20976 

22272 

22894 

24172 

31164 

Übrige Welt ... 

33 

24 

15 

— 

— 

insgesamt 

52574 

56269 

59453 

62202 

80869 
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Drucksache 8/1805 


Finanzierung 


Renten Versicherung der Arbeiter Tabelle ttl — 1011 


Struktur in V* Wachstum in */o 

1975 1976 1977 1978 1982 1975/76 1976/77 1977/78 1977/82 

JD 


NACH ARTEN 




NACH FUNKTIONEN 


3,0 

2,9 

2,9 

2,8 

2,6 

6.1 

tu 

3,6 

4,7 

3,0 

2.9 

2,9 

2,8 

2 t 6 

6,1 

11,2 

3,6 

4,7 

tu 

10,4 

10,3 

10.4 

9,8 

4,7 

9,8 

6,4 

5A 

4 * 

2,8 

2r5 

2,6 

2A 

2,3 

- 2,3 

9,1 

6,3 

19 

1,6 

h$ 

15 

0,8 

-ÄS 

0,7 

4,8 

-6,3 

0A 

0,4 

0,5 

Ö f 5 

0,5 

lt r 5 

17,9 

5,7 

7,1 

5,7 

5,5 

5,9 

59 

6,1 

9A 

18,0 

5,7 

7A 

LG 

hO 

0 t 9 

Ofl 

0,5 

14,6 

-3,6 

9,0 

-4,5 

hO 

1,0 

0 f 9 

0,9 

0,5 

Ü& 

-3,6 

9.0 

-4,5 

84,2 

84,8 

85,0 

85,0 

86,4 

12,9 

10,6 

5,6 

6 t 9 

79,9 

80.5 

BOA 

8ÖA 

81 t 8 

12,9 

10,2 

5 t 6 

6,9 

4,3 

4,3 

4,6 

4,6 

4J 

12A 

18ß 

5,5 

6,8 

0,7 

0,9 

0,8 

0.8 

0,6 

57,2 

-3,6 

4,2 

0,9 

i i i 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

l ) 1 

138,7 

5,9 

64 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

124 

104 

5,6 

6.6 


NACH QUELLEN 


35,3 

34,9 

35,4 

34,0 

34,8 

5,8 

7,0 

0,6 

5,8 

22 t 9 

23,6 

24,5 

25,5 

24 r 8 

10,4 

9,4 

9.0 

6,4 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

5,6 

6.5 

m 

5.9 

0,9 

0,9 

0,0 

0,8 

0,8 

3,3 

2,8 

- 0,8 

5,3 

0,4 

0,5 

0,3 

0,3 

0,2 

27,0 

- 34.6 

23,5 

- 1,5 

04 

04 

04 

04 

04 

5,2 

6,9 

1.9 

6,5 

39,9 

39,6 

38,5 

38,9 

38,9 

6,2 

2,8 

5,6 

6,4 

0.1 

0,0 

0,0 

■ — 

— 

- 27.3 

— 37,5 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

7,0 

5,1 

4,6 

6.1 
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Tabelle III— 1012 Rentenversicherung der Angestellten 


Leistungen und 

Mi Hinnen DM 

1975 

1976 1977 

1978 1982 


LEISTUNGEN 


HnkomxnensJeistungen 

27276 

31542 

35804 

38490 

5t 177 

/au/end 

27203 

31459 

35711 

38390 

5JÖ44 

einmaii g > . ■ • . < 

7.1 

m 

93 

100 

133 

Sachleistungen 

141 1 

1317 

1396 

1416 

1480 

Barerem düngen 

m 

277 

281 

268 

2 

Waren- und Dienstleistungen 

108 . 5 

f 040 

1115 

1148 

1478 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

644 

644 

648 

692 

913 

Zuschüsse ... 

7 

8 

7 

8 

9 


UM 

105 

107 

114 

151 

Innerer Drensf 

333 

531 

534 

570 

7 53 

Verrechnungen ...... < . . . 

13822 

17797 

18376 

16932 

7540 

Insgesamt 

43153 

51300 

56224 

57530 

61110 





FINANZIERUNG 

Beiträgt“ F *.,. • - . < 

361.14 

38806 

41261 

43571 

58297 

Beiträge der Versicherten . 

mui 

20412 

21235 

22611 

30267 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

17142 

18394 

20026 

20960 

28030 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber , . 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner 

— 

— 


— 

— 

Zuweisungen 

2612 

2922 

3243 

3524 

4385 

Ans öffentlichen Mitteln 

2612 

2922 

3243 

3524 

4385 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

— 

— 

— 

— 

, ».< — 

Sonstige Einnahmen 

2926 

2243 

2010 

805 

495 

Verrechnungen 

mz 

908 

527 

739 

1854 

insgesamt 

42555 

44B79 

47041 

48639 

65031 

Finanzier imgssaldo 

-598 

-6421 

“9184 

-8891 

+3921 





LH STUNDEN 

Familie , 

615 

683 

800 

840 

1043 

Kit idt* r 4 «»«... ( ). , « . > . • * . - . 

615 

683 

800 

840 

1043 

Ehegatte 

- — 

— 

— 

— 

— 

Mutterschaft . . . , , . 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

2632 

2703 

3161 

3400 

4077 

Vorbeugung ........ 

um 

um 

1136 

1242 

1551 

Krankheit 

510 

450 

500 

509 

302 

Arbeitsun/ail .... 

62 

73 

99 

107 

144 

Invalidität {all gemein! 

um 

1162 

1425 

1541 

2078 

Beschäftigung 

109 

130 

136 

B4 

116 

Berufliche Bildung . 

m 

130 

136 

84 

ins 

Sdnsf ige Mobilität . , 

■ — 

— 

~^r 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 



— 

. » 

— 

Alter und Hinterbliebene 

25844 

29760 

33518 


48114 

Alle; 

24561 

2« 

31817 

34203 

45680 

Hinterbliebene , * , . ■■ ■ ..... 

im 

1451 

mt 

1826 

2434 

Folgen politischer Ereignisse 

131 

228 

m 

245 

220 

Wohnen 


— 

— . 

— 

— 

Sparförderung r , . 


- — 

— 

— 

— 

Allgemeine LebenshiUen 

— 

— 

— 

— 

— 


Insgesamt 

29331 

33503 

37H48 

40598 53570 

FINANZIERUNG 

Unternehmen ... 

14281 

15150 

16284 

16549 

21881 

Bund ' > i . • . i ■ . . 

3977 

1958 

4263 

4406 

5465 

Länder . . 

1420 

1513 

1628 

1663 

2200 

Gemeinden 

1754 

1811 

1873 

1774 

2268 

Sozia ! versichern ng 

335 

167 

290 

115 

155 

Private Organisationen . • , ■ ,,,,,, 

50t 

535 

.579 

602 

809 

Private Haushalte 

19390 

20834 

21593 

22791 

30399 

Übrige Weit ...... 

13 

4 

4 

f§—~ 

— 

Insgesamt 

41672 

43971 

46514 

479011 

63 1 77 
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Finanzierung 


Renten Versicherung der Angestellten Tabelle III— 1012 


Struktur in •/* 

Wachstum in B /o 

1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975'76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

m 

NACH ARTEN 









63,2 

61,5 

63,7 

66.9 

83.7 

15,6 

13,5 

7.5 

7.4 

63.0 

61,3 

63.5 

66,7 

83.5 

15,6 

13,5 

7.5 

7,4 

0,2 

0.2 

0,2 

0.2 

0.2 

13.7 

12,0 

7,5 

7.4 

3,3 

2,6 

2,5 

2,5 

2,4 

- 6,7 

6,0 

1,4 

1.2 

0.8 

0.5 

0.5 

0,5 

0.0 

- 15,0 

1.5 

- 4.7 

- 62.4 

2.5 

2,0 

zo 

2,0 

2.4 

- 4,1 

7,2 

3,0 

5,8 

13 

1.3 

1.2 

1.2 

1.5 

— 

0.6 

6.8 

7.1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

14,3 

- 12,5 

14.3 

5.2 

0.2 

0.2 

0.2 

0,2 

0,2 

1.0 

1.9 

6,5 

7.1 

12 

1,0 

0,9 

10 

1,2 

- 0.4 

0.6 

6.7 

7.1 

32,0 

34.7 

32.7 

29.4 

12.3 

28.8 

3.3 

- 7.9 

- 16.3 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

18.9 

9,6 

2.3 

17 


NACH ARTEN 


84.9 

86.5 

87,7 

89,6 

89,6 

7,4 

6.3 

5,6 

7,2 

44.6 

45,5 

45,1 

46 r 5 

46,5 

7,5 

4.0 

6,5 

7.3 

40.3 

41,0 

42.6 

43.1 

43,1 

7,3 

8.9 

4.7 

7.0 

6,1 

6,5 

6,9 

7,2 

6,7 

11.9 

11,0 

8.7 

6,2 

6.1 

6,5 

6.0 

7.2 

6,7 

11,9 

11,0 

8.7 

6.2 

6,9 

5,0 

4.3 

1.7 

0.8 

- 23,3 

- 10.4 

- 60,0 

- 24,4 

2,1 

2,0 

u 

15 

2.9 

2.8 

- 42.0 

40,3 

28.6 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

5,5 

4,8 

3,4 

67 


NACH FUNKTIONEN 









2,1 

2,0 

2,1 

2,1 

1.9 

11,0 

17,2 

5,0 

5,4 

2.1 

zo 

ZI 

ZI 

1.9 

110 

17.2 

5,0 

5.4 

9,0 

8,1 

8,4 

6,4 

7,6 

2,7 

16,9 

7,6 

5,2 

3,5 

3,0 

3,0 

3,1 

2,9 

- 0,6 

11,6 

9.3 

6.4 

17 

13 

1,3 

1.3 

0.6 

- 11,8 

11.2 

1.8 

- 8,6 

0,2 

0,2 

0.3 

0,3 

0,3 

16.5 

36.2 

8.1 

7.8 

3.5 

3.5 

3.8 

3,8 

3,9 

12.2 

22.7 

8.1 

7,8 

0,4 

0,4 

0,4 

0,2 

0.2 

19,0 

5,2 

- 38.2 

- 3.2 

0,4 

0.4 

0.4 

0,2 

0.2 

19,0 

5,2 

- 38.2 

- 3.2 

88,1 

88,8 

88.6 

88.7 

89.8 

15.2 

12.6 

7.5 

7.5 

83,7 

84.5 

84,1 

84.2 

85,3 

15.3 

12.4 

7.5 

7.5 

4.4 

4.3 

4.5 

4.5 

4.5 

13.1 

17,2 

7.3 

7.4 

0.4 

0,7 

0.6 

0,6 

0.4 

73,5 

1 1 1 £ 

5.3 

-14 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

14.2 

13,0 

7,3 

7.2 

NACH QUELLEN 









34,3 

34,5 

35.0 

34,5 

34,6 

6.1 

7.5 

1,6 

6.1 

9,5 

9.0 

9,2 

9.2 

8.6 

- 0,5 

7,7 

3.4 

5,1 

3.4 

3.4 

3,5 

3.5 

3.5 

6.5 

7.6 

2,1 

6.2 

4,2 

4,1 

4,0 

3,7 

3.6 

3,2 

3,5 

- 5.3 

3.9 

0.8 

0.4 

0,6 

0.2 

0,2 

- 50,2 

73,7 

- 60,4 

- 11.8 

1,2 

1.2 

1,2 

1.3 

1,3 

6.8 

8,1 

4.1 

6.9 

46,5 

47,4 

46,4 

47.6 

48,1 

7,4 

3.6 

5.5 

7,1 

0,0 

0,0 

0.0 

— 

==• 

- 69.2 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

100.0 

53 

5.8 

3,0 

6.3 
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Tabelle III — 1013 Knappschaft liehe Rentenversicherung 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einfefi m me m 1 e i st ungen 

7842 

8852 

9685 

10086 

11509 

laufend 

7818 

8826 

9652 

10052 

11469 

' + *■- 4. *. 4 1 ■ ■ I * * T » 4 - | 4 r I > » * 1 i. V 

24 

26 

33 

34 

40 

Sachleistungen 

84 

85 

85 

63 

iöo 

Barersfaffungen 

21 

16 

16 

ts 

20 

Waren- und Diensf/ersf ungen . , 

m 

68 

69 

68 

80 

Al l gern e i ne Di enst ein td Letsi ulign n 

102 

107 

110 

U7 

149 



— 

— 

, — 

— 

Maßnahmen . . . , . 

28 

26 

27 

28 

37 

Innerer Dienst ...... , , < , « 

7 $ 

81 

83 

89 

m 

Verrechnungen 

1740 

1907 

1996 

2129 

2840 

Insgesamt 

9768 

10951 

11876 

12415 

14508 





FINANZIERUNG 

Beiträge . . . 

1740 

1824 

1880 

196(1 

2399 

Beiträge der Versicherten 

825 

659 

681 

706 

860 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

N 24 

tm 

1208 

1254 

1539 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner 

« — 

— 

— ■ 

— 

— 

Zuweisungen 

5410 

6341 

7007 

7651 

8742 

Aus öft enth chen Mi ttein 

5410 

6341 

7007 

?65f 

8742 

Aus nichtöffentlichen Mitteln ...... . .... 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

43 

44 

21 

>2 

22 

Verrechnungen . . . ..... 

2557 

2742 

2959 

2782 

3435 

Insgesamt 

9768 

10951 

11876 

12415 

14598 

Finanzierungssaldo 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie 

222 

248 

303 

310 

336 

Kinder .... 

222 

248 

303 

3 KJ 

336 

Ehegatte . . i ■ , . . . ...... 

' — 

— - 

— 

— 


Muftersrhaff 

— * 

- — 

— 

— 

— 

Gesundheit . , ..... . . . . , . . 

912 

1037 

1152 

1193 

1419 

Vorbeugung . . . . * . . , . , . , , . 

73 

?1 

71 

67 

89 

Krankheit . 

3J 

38 

39 

36 

48 

Arbeltsunlall ....... 

38 

44 

50 

53 

62 

Invalidität {allgemein! , . ... 

771 

884 

9 92 

1037 

tm 

Beschäl! igung 

133 

m 

24 8 

277 

354 

Berufliche Bildung . . 

U 

12 

12 

U 

1 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

<— 

— 

— 

Arbeihdosigkert ....... 

122 

173 

236 

265 

353 

Aller und Hinterbliebene , , . 

6875 

7254 

7851 

8175 

9508 


6274 

6810 

7361 

7 665 

8914 

Hinterbiiebene 

401 

444 

490 

$10 

594 

Fo l gen polit isch er Ereignis.* : 

86 

320 

327 

332 

140 

Wohnen 

— 

— . 

■ — 

— i 

— 

Sparförderung ... 

— 

— 

>g= 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt , * , . . > , • * 4 4 * , * - * , , * .* • 

802H 

»044 

9680 

102 H 6 

11758 





FINANZIERUNG 

Unternehmen • . > . ......... . . . . • . 

1129 

1168 

na» 

1235 

1514 

Bund 

5424 

634« 

7015 

7659 

8752 

Lander • 

t 

1 

l 

1 

1 

Gemeinden 

ü 

0 

0 

0 

0 

Sozialversicherung 

13 

17 

16 

16 

20 

Private Organisationen 

l 

1 

1 

1 

1 

Private Haushalte 

640 

673 

695 

721 

875 

Übrige Well 

3 

1 

— 

— 



Insgesamt .. 7211 8209 8917 9633 11163 
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Finanzierung 


Knappschaftliche Rentenversicherung Tabelle III — 1013 


Struktur in */* 


Wachstum in */o 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

80,3 

80.8 

81,6 

81,2 

78,8 

12,9 

9.4 

4,1 

3,5 

80,0 

80,6 

813 

81,0 

78,6 

12,0 

9,4 

4.1 

3.5 

0,2 

0,2 

0,3 

0,3 

0,3 

8,3 

26,9 

3,0 

3,9 

0,9 

0,8 

0,7 

0.7 

0,7 

1.3 

— 

- 2.5 

3,3 

0,2 

0.1 

0,1 

0,1 

0,1 

- 23,3 

— 

-6,8 

4.5 

0,6 

0,6 

0,6 

0.5 

0,5 

9,5 

— 

-1.4 

3,0 

1,0 

1.0 

0,9 

0,9 

1,0 

4,9 

2.8 

6,4 

6,3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

—— . 

0,3 

0,2 

0,2 

0.2 

0,3 

— 

3,8 

3,7 

6,5 

0,8 

0.7 

0,7 

0.7 

0,8 

6.6 

2,5 

7,2 

6,2 

17,8 

17,4 

16,8 

17.1 

19,5 

9,6 

4,7 

6.7 

7.3 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 

100.0 

12.1 

8,4 

4,5 

4.2 


NACH ARTEN 


17,9 

16,7 

15,9 

15,8 

16,4 

4.3 

3,6 

3.8 

4.9 

6.4 

6,0 

5,7 

5.7 

5,9 

5.4 

3.3 

3.7 

4,8 

11.5 

10,6 

10,2 

10,1 

10J 

3,6 

3,7 

3.8 

5,0 

55,5 

57.9 

59.0 

61.6 

59.9 

17.0 

10,5 

9.2 

4.5 

55,5 

57,9 

59,0 

61,6 

59.9 

17,0 

10,5 

9,2 

4,5 

0,4 

0,4 

0.2 

0,2 

0,2 

2.3 

- 52,3 

4.8 

0,9 

26,2 

25.0 

24.9 

22,4 

23.5 

7.2 

7.9 

— 6,0 

3.0 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

12,1 

8,4 

4.5 

4.2 


NACH FUNKTIONEN 


2.8 

2.7 

3,1 

3,0 

2.9 

11,9 

21,8 

2.4 

2,1 

2.8 

2.7 

3,1 

3.0 

2.9 

11.9 

21.8 

2,4 

2,1 

11,4 

11.5 

11.7 

11,6 

12,1 

13,7 

11,0 

3,6 

4,3 

0,9 

0,8 

0,7 

0.7 

0,8 

- 2.6 

-0,6 

-4,8 

4.8 

0,4 

0.4 

0,4 

0,4 

0,4 

22.8 

13 

-6,7 

4.3 

0.5 

0,5 

0.5 

0.5 

0.5 

17.6 

13,5 

4.6 

4.3 

9.6 

9,8 

10,0 

10,1 

10,4 

14,6 

12,3 

4.5 

4.2 

1.7 

2.0 

2.5 

2,7 

3.0 

38,4 

34,9 

11,4 

7,4 

0,1 

0,1 

0.1 

0,1 

0,0 

4.9 

5.0 

-7.6 

-34,3 

15 

1.9 

Z4 

2,6 

3.0 

41.4 

36,8 

12.3 

8,4 

83,1 

80,2 

79,5 

79,5 

80,9 

8,7 

8,2 

4,1 

3.9 

78,1 

75,3 

74.5 

74,5 

75,8 

8.6 

8.1 

4.1 

3,9 

5,0 

4.9 

5,0 

5,0 

5,1 

10,6 

10,3 

4,1 

3,9 

u 

3.5 

3,3 

3,2 

1,2 

274,1 

1,9 

1 1 1 O) 

- 15,6 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

12,7 

9,2 

4.1 

3.5 


NACH QUELLEN 


15,7 

14.2 

13,3 

12.8 

13,6 

3,4 

1.8 

3,9 

5,0 

75.2 

77.3 

78,7 

79.5 

78,4 

17,0 

10,5 

9.2 

4.5 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

— 

— 

— 

— 

0,0 

0.0 

0.0 

0.0 

0,0 

- 10,0 

— 

5.6 

1,1 

0,2 

0.2 

0.2 

0,2 

0,2 

30,8 

- 5.9 

— 

4,6 

0,0 

0.0 

0,0 

0,0 

0,0 

— 

— 

— 

— 

8,9 

8,2 

7,8 

7,5 

7,8 

5,2 

3,3 

3.7 

4,7 

0,0 

0,0 

— 

— 

— 

- 66,7 

— 

— 

— 

100,0 

100.0 

100,0 

100.0 

100,0 

13,8 

8.6 

8.0 

4.6 


245 


Drucksache 8/1805 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle ftt— 103 Krankenversicherung 


Leistungen und 


Millionen DM 



ms 

1976 

1977 

1978 

1982 

Binkommensleistimgcn . , , 

5459 

5525 

5643 

U3STUNGEN 
5912 7409 


5422 

5488 

$$08 

5871 

7374 

einmalig 

37 

37 

35 

35 

35 

Sachleistungen . 

52455 

57786 

505 1 1 

64050 

01400 

ßarers(aflung<?ii 

JS?50 

2150 

2312 

2437 

3019 

Waren- und Dienstleistungen 

50505 

55m 

58W0 

61613 

78380 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

3208 

3404 

3649 

3845 

5275 

Zuschüsse. . , * . , < 

13 

13 

14 

15 

W 

Maßnahmen 

801 

82t 

860 

904 

1142 

Innerer Dienst , . , , , .... . . . . , 

zm 

2570 

2775 

2926 

4114 

Verrechnungen 

509 

570 

585 

015 

743 

Insgesamt ... - 

61631 

67285 

70388 

74422 

94827 

Beitrage ... . . 

42565 

49521 

53566 

FINANZIERUNG 
56544 «6305 

Beiträge der Versicherten .... 

23232 

27071 

29249 

30959 

39605 

T 3 tsüchli che Bei träge dei A rbel tgebei 

mm 

22445 

24312 

25580 

32992 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

■ — ■ 

— 

— 

Beiträge der Rentner 

5 

5 

5 

5 

13708 

Zuweisungen.. 

1212 

1220 

1380 

1369 

1630 

Aus öffentlichen Mitteln . 

m 

m i 

1102 

W79 

1267 

.Aus nichtöffentlichen Mitteln 

242 

250 

278 

290 

363 

Sonstige Einnahmen 

025 

mi 

\m 

1254 

1417 

Verrechnungen . , . . , 

16681 

101-17 

18094 

16379 

7003 

Insgesamt 

61383 

70925 

74198 

75546 

96355 

Flnanzierungssaldo 

^248 

+ 3640 

4-3802 

•4-1124 

+ 1528 

Familie , . . * . . , , , . . , 

1679 

1753 

1754 

LEISTUNGEN 
1804 2105 

Kinder .......... . r . , , 

— 





— - 

Ehegatte 

— - 

— 

— 


— 

Muttemhaft 

1679 

1753 

1754 

1804 

2 W5 

Gesundheit 

58047 

63387 

6632 2 

70107 

89402 

Vorbeugung ... , , . f 

um 

UM 

1150 

f20f 

1435 

Krankheit 

55053 

00241 

$3072 

6674 t 

8521 2 

Aröeifstm/aJ/ 

tß04 

2032 

2100 

216$ 

2754 

Invalidität (allgemein! 

— 

— 

— 

— , 

— 

Beschäftigung . . . , 

— 

— - 


— 

— 

Berufliche Bildung 

— 

— 

— 

— j 


Sonstige Mobilität 

— 

— 

• — 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 


— 

— 

Alter und Ht nie rbli ebene 

1082 

1156 

1193 

1263 

1594 

Alter , , . . . , ......... , . . , . . 

— . . 

— 

— 

— . 


Hinferb/iehene 

rni 

tm 

i m 

1263 

1594 

Folgen politischer Ereignisse 

311 

361 

377 

394 

507 

Wohnen 

— 

— . 

— 

— * 

; 

Sparförderung 


— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshi Ken . . . . 

4 

58 

158 

240 

476 

insgesamt 

01122 

66715 

69603 

7.3807 

94083 

Unternehmen . . . ... 

17323 

20146 

21893 

FINANZIERUNG 
23055 29550 

Bund 

1502 

1493 

1679 

168? 

2051 

Lander . . . < ...... . . . > . 

780 

905 

964 

104t 

1330 

Gemeinden 

m4 

USO 

1256 

1331 

1709 

Sozialversicherung 

253 

246 

262 

275 


Private Organisationen 

384 

446 

483 

510 

tm 

Private Haushalte . 

23433 

27366 

29502 

31226 

51650 

Übrige Welt 

32 

35 

38 

40 

51 

Insgesamt 

44702 

5178» 

56096 

59167 

89352 
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Finanzierung 


Krankenversicherung Tabelle III — 103 


Struktur in •/• 


Wachstum ln V# 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 









8,9 

8.2 

8.0 

7.9 

7,8 

1.2 

2,1 

4.8 

5,6 

8,8 

8,2 

8,0 

7,9 

7.8 

1.2 

2.2 

4.8 

5,6 

0,1 

0.1 

0,0 

0.0 

0,0 

— 

- 5,4 


— 

85,1 

85.9 

86,0 

86.1 

85.8 

10.2 

4.7 

5.8 

6.1 

3,2 

3.2 

3,3 

3,3 

3.2 

10,3 

7,5 

5,4 

5.5 

81,9 

82.7 

82.7 

82.8 

82,7 

10.2 

4.6 

5.9 

6.1 

5,2 

5.1 

5.2 

5.2 

5,6 

6.1 

7.2 

5,4 

7,6 

0.0 

0.0 

0,0 

0,0 

0,0 

— 

7.7 

7.1 

6,0 

13 

1.2 

U 2 

1.2 

12 

2.5 

4,8 

5,1 

5,8 

3,9 

3,8 

3,9 

3.9 

4.3 

7.4 

8,0 

5,4 

8.2 

0.8 

0,8 

0,8 

0,8 

0.8 

12,0 

2,6 

5.1 

4.9 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

100.0 

9.2 

4,6 

5,7 

6.1 


NACH ARTEN 


69.3 

69.8 

72,2 

74.8 

89.6 

16,3 

8,2 

5,6 

10,0 

37,8 

38,2 

39,4 

41.0 

411 

16.5 

8,0 

5,8 

6,2 

31,5 

31,6 

32,8 

33,9 

34,2 

16.1 

8,3 

5,2 

6,3 

0,0 

0,0 

0.0 

0,0 

14,2 



4,0 

- 3,8 

383,3 

2,0 

1,7 

1,9 

1,8 

1,7 

0,7 

13,1 

-0,8 

3.4 

16 

14 

15 

1,4 

13 

- 0.9 

14,7 

-ZI 

Z 8 

0,4 

0.4 

0,4 

0,4 

0,4 

7,0 

7.3 

4.3 

5,5 

1,5 

1.5 

1,6 

1.7 

1.5 

13.2 

9,8 

9.0 

4,3 

27,2 

27.0 

24.4 

21.7 

7.3 

14.7 

-5,5 

-9.5 

-17,3 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

15.5 

4.6 

1,8 

5,4 


NACH FUNKTIONEN 


2,7 

2,6 

2,5 

2,4 

2,2 

4.4 

0,0 

2.8 

3,7 

Z 7 

2,6 

ZS 

2.4 

2,2 

4,4 

0.0 

2.8 

3,7 

95,0 

95,0 

95,0 

95,0 

95,0 

9,2 

4,6 

5.7 

6,2 

19 

1.7 

1,6 

1.6 

1,5 

—5.6 

3.2 

4.4 

4,5 

90,1 

90,3 

.90,4 

90.4 

90.6 

9,4 

4.7 

5.8 

6.2 

3,0 

3.0 

zo 

2.9 

2,9 

12.7 

3,3 

31 

56 

1,8 

1.7 

1.7 

1,7 

1.7 

6.8 

3,2 

5,9 

6.0 

18 

1,7 

17 

1,7 

1,7 

6,8 

32 

5.9 

6.0 

05 

0.5 

0,5 

0.5 

0,5 

16.1 

4.4 

4,6 

6,1 

0,0 

0.1 

0.2 

0.3 

0.5 

1350,0 

172.4 

51.9 

24,7 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

9.2 

4,8 

5,7 

6,2 


NACH QUELLEN 


38.8 

38,9 

39,0 

39.0 

33.1 

16,3 

87 

5.3 

6,2 

3,4 

2.9 

3,0 

2,9 

2.3 

-0,6 

12,5 

0.5 

4,1 

17 

17 

1,8 

1.8 

1,5 

16,0 

87 

5.8 

6,3 

2,2 

2.2 

2,2 

2,3 

1,9 

157 

9.2 

6,0 

6.4 

0,6 

0,5 

0.5 

0.5 

0.4 

-27 

6.3 

5,2 

5,9 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

0,7 

16.2 

8,3 

5.6 

6,3 

52,4 

52.8 

52.6 

52.8 

60,0 

16.8 

7,8 

5.8 

127 

0,1 

0.1 

0,1 

0.1 

0,1 

9.4 

8.6 

5.3 

6.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

15,9 

8.3 

5.5 

9,8 
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Drucksache 8/1805 Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle III — 104 Unfallversicherung 



Leistungen und 



Millionen DM 



1975 

1976 1977 

1978 1982 






LEISTUNGEN 

Hinkommensleistungen 

4888 

5347 

5720 

6116 

7341 

laufend 

4762 

5211 

5573 

5956 

7151 

einmalig ...... . . . . , . . 

126 

136 

147 

160 

190 

Sachleistungen 

1116 

1192 

1242 

1317 

1688 

Barerstattungen 

122 

137 

144 

152 

184 

Waren* und Dienstleistungen 

994 

1055 

1098 

1165 

1504 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

830 

861 

920 

970 

1213 

Zuschüsse 

11 

tl 

11 

n 

12 

Maßnahmen 

342 

358 

386 

408 

519 

Innerer Dienst 

477 

492 

523 

551 

682 

Verrechnungen 

351 

418 

448 

477 

688 

Insgesamt 

7185 

7818 

8330 

8880 

10930 





FINANZIERUNG 


6907 

7594 

8089 

8617 

10606 

Bei frage der Versicherten . 

126 

142 

150 

159 

197 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

6372 

7006 

7463 

7951 

9768 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

409 

446 

476 

507 

641 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

421 

427 

427 

428 

429 

Aus öffentlichen Mitteln 

418 

424 

424 

425 

426 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

3 

3 

3 

3 

3 

Sonstige Einnahmen 

.548 

563 

605 

645 

782 

Verrechnungen 

7 

23 

0 

10 

13 

insgesamt 

7883 

8607 

9130 

9700 

11830 

Finan/ierunqssaldo 

4-698 

4-789 

4-800 

4-820 

4-900 





LEISTUNGEN 

Familie 

362 

384 

411 

440 

456 

Kinder 

362 

384 

411 

440 

456 

Ehegatte . ... . * ... 

' — 

— 

— 

— 

— 

Mutterschaft 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

3848 

4141 

4399 

4683 

5818 

Vorbeugung 

244 

256 

277 

293 

373 

Krankheit 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitsun/all . . , , 

3604 


4123 

4390 

5445 

Invalidität (allgemein) . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Beschäftigung 

83 

78 

78 

82 

109 

Berufliche Bildung 

83 

78 

78 

82 

109 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

2541 

2796 

2994 

319« 

3859 

Alter 1 1 ■ . < ...... ...... •> 

1882 

2065 

2212 

2362 

2853 

Hinterbliebene 

659 

731 

782 

836 

1006 

Folgen politischer Ereignisse 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnen . . . 

— 

— 

— » 

— 

— 

Sparförderung 


— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen 

— 

— 


— 

— 

insgesamt 

6834 

7400 

7882 

8403 

10242 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

6637 

7271 

7629 

8134 

9989 

Bund 

585 

590 

597 

609 

659 

Lander . 

97 

107 

115 

126 

166 

Gemeinden . ....... 

307 

335 

368 

390 

480 

Sozialversicherung 

6? 

69 

188 

197 

235 

Private Organisationen 

41 

44 

47 

50 

63 

Private Haushalte 

140 

166 

160 

169 

209 

Übrige Well 

3 

3 

16 

16 

16 

Insgesamt 

7876 

8584 

9121 

9690 

11817 
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Finanzierung 


Unfall Versicherung Tabelle HI — 104 


Struktur in V« 


Wachstum in % 


1975 

3976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977.82 

JÖ 

NACH ARTEN 









68,0 

68,4 

68,7 

68,9 

67,2 

9,4 

7,0 

6.9 

5,1 

§6,3 

66,7 

66,9 

67,1 

65 A 

9,4 

6,0 

6,9 

5,1 

IS 

1,7 

f*a 

!,$ 

17 

7,9 

8,1 

8,8 

5,3 

15,5 

15,2 

14.9 

14,8 

15,4 

6,8 

4,2 

6,0 

6,3 

ij 

18 

J.7 

J,7 

1,7 

125 

Sil 

5,6 

5,0 

l 3 t B 

13,5 

13,2 

13, 1 

13, 6 

6,1 

4,1 

6,1 

6,5 

31,6 

11,0 

11,0 

10,9 

tu 

3.7 

6,9 

5.4 

5,1 

0,2 

o,t 

0,1 

ffii 

0,1 

— 

— 

— 

1.8 

4 M 

4 M 

4,6 

4 M 

4,7 

47 

IM 

5,7 

6.1 

6,6 

6,3 

6,3 

6,2 

6 W 2 

3,1 

6,3 

5,4 

5,4 

AM 

5,3 

5,4 

5,4 

6.3 

19.1 

7,2 

6.4 

9,0 

100,0 

100,0 

100.0 

too.o 

100 0 

8,8 

6,6 

6,6 

5.8 


NACH ARTEN 


87,6 

88.2 

88,6 

88,8 

89J 

9.9 

6*5 

6,5 

5,6 

1.6 

!,6 

IM 

i .« 

17 

12,7 

SM 

6 . f ? 

5M 

80,8 

81,4 

81,7 

82,0 

82 ,6 

9M 

6,5 

65 

55 

5,2 

5,2 

5,2 

5,2 

5,4 

9,0 

6,7 

6,5 

67 

5,3 

5,0 

4.7 

4,4 

3,6 

1,4 


0,2 

0*1 

5,3 

4,9 

4,6 

4,4 

3M 

M 

— 

0,2 

0.1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

— - 

— 

— 

— 

7.0 

6,5 

6.6 

6.8 

6,6 

2,7 

7.5 

6,6 

5,3 

0,1 

023 

0.1 

0,1 

0J 

228.6 

- 60.9 

114 

7.1 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

9,2 

6,1 

6,2 

5.3 

NACH FUNKTIONEN 









5,3 

5,2 

5i2 

5,2 

4,5 

6,3 

6,9 

7,1 

2,1 

5,3 

5,2 

5,2 

5J 

4,5 

6,3 

6,9 

77 

21 

56,3 

56,0 

55,8 

55,7 

56,8 

7,6 

6,2 

6.4 

5.7 

3,6 

3 f 5 

3,5 

3,5 

3,6 

5,1 

8,2 

5.7 

67 

52,7 

52,5 

52,3 

52,2 

53,2 

?M 

67 

65 

57 

1,2 

U 

liö 

1,0 

1.1 

- 5,9 

- 0,9 

5.5 

IM 

L 2 

« 

to 

10 

U 

-5,9 

-0.9 

55 

7,0 

37.2 

37,8 

38,0 

38,1 

37,7 

10,0 

7,1 

6,8 

5,2 

27,5 

27,9 

28,1 

28,1 

27,9 

97 

7,1 

6,8 

5,2 

9M 

9,9 

Still 

l l 1 1 £ 

3 l I l I 

11,0 

1 1 1 1 -s 

6,9 

Sit 

100,0 

100.0 

100.0 

100,0 

100,0 

8,3 

6,5 

6,6 

5*4 

NACH QUELLEN 









84,3 

84,7 

83,6 

83,9 

84,5 

9.6 

4,9 

6,6 

5,5 

7,4 

6,9 

6.5 

6,3 

5,6 

0,9 

1,2 

tfi 

2,0 

1.2 

1,2 

1,3 

1*3 

M 

10,3 

8,2 

9,0 

7,5 

3,9 

3,9 

4.0 

4,0 

4.1 

9*1 

10.0 

5,9 

5,5 

0,9 

0,8 

2,1 

2,0 

2,0 

3,0 

172,5 

4,8 

4,6 

0,5 

0*5 

0,5 

0,5 

0,5 

7,3 

6.8 

6,4 

6,0 

1,8 

1.9 

1.8 

1.7 

1.8 

16,3 

- 3,7 

5.7 

5,5 

0,0 

0,0 

0,2 

0,2 

0.1 

— 

433,3 

— 

— 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

100,6 

9*0 

6.3 

6*2 

5,3 
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Drucksache 8/1805 


Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


Tabelle 111—105 Arbeitsförderung 


Leistungen und 


Millionen DM 



1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Finkommensleif^unge 1 “' . . . * . 

U60I 

10463 

9456 

10307 

12103 

/ai llend * « ■ ».»-* > • «» ■ . * « « i # * *• - • * » ***i *••»..»% * ► 

11444 

10228 

9119 

9931 

JJ723 

einmalig , 

15? 

235 

33 7 

376 

380 

Sflchlljistiintji?ll »-44 h '-»-44» 1 4 ■ ■ I 4 1 r 1 - > 4 t 4 r r 

1079 

623 

697 

858 

1127 

BarerslafTungen - . 

1Q79 

623 

697 

858 

IJ27 

Waren- und Di enstlei sfungen , , , . 





Allgemeine Dienste und Leistungen 

3022 

2790 

3209 

3824 

4324 

j?U5C/lliS56 t ******** ■ •4.44 f 4 < ( • T .p «4 t r 4 • t 4 4 ) • 

ÖS7 

70 1 

J0J5 

1263 

J3i5 

Afaßnaiiüie/i . . . . 

1651 

1459 

1520 

1687 

2Q03 

Innerer Dienst .. > . ■ ■ ■ . t ». *•» * 4 f # * . 4 < « * * * * * < , > * 

684 

630 

674 

874 

1006 

Verrechnungen 

2714 

2685 

2519 

4198 

7164 

Insgesamt . , . . . . „ , - 

18416 

1656] 

15881 

10187 

24718 





FINANZIERUNG 

Beiträge ...» * * . < ^ . 

6671 

13533 

14793 

15552 

19758 

Beiträge der Versicherten 4 f , 

3870 

6226 

6864 

7256 

9335 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber . . . 

4801 

7307 

7929 

8296 

10423 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

— 

—■ 

— 

— 


Beiträge der Beniner < . . * , > . 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

5754 

3928 

1148 

2594 

5017 

Aus öffentlichen Mitteln 

5754 

3928 

J 148 

2594 

5017 

Ausnfchföf/enilidien Mitteln 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen . . * . »■.„*. ».*.*, > . * 

U4 

99 

122 

91 

36 

Verrechnungen 

339 

315 

316 

326 

349 

insgesamt . . 

14676 

17875 

16379 

18563 

25160 

Finanzierungssaldo . . . . 

-3538 

f 1314 

+ 498 

-624 

+ 442 





LEISTUNGEN 

Familie ..>!•.■■ 4 > . ■ . . . i» ■ <:* . . # v v : * « . » . 1 * . » * » 

— 

— - 

— 

— 



Kinder - » # <» - < 4 > » * < > * ■ < f ■ > ■ ^ > 1 T 4 T > > > < * * t ■* 

*—4 

- — 

— 

— 

— 

Ehegaf fe . <. ‘i‘ ■ • ■ » ■ » » ».*■** ► » ■ • * • « »»*.♦.. > . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Muftersdiä/f — 

— 

— 

— 

— 


Gesundheit »«-»■ , » »*!■ 4tj4>i«4 » »» - • .. 

— 

— 

— 

— 

— 

Vorbeugung 


— 

— 

— 

— 

Krankheit .« v ,* + **<* v- 

— 

— - 

— 

— . 

— 

Arbeirsun/aJ/ 

— 

— 

— 

— 

— * 

/nva/id/faf (allgemein) . , . 

— 

_ 

— 

— 

— 

Beschädigung , - , < 

15701 

13875 

13361 

14988 

17553 

Berufliche Bildung . . , * . * , . 

3230 

2780 

2509 

3391 

4J02 

Sonstige MöbiJifät 

2069 

2175 

2776 

3022 

3358 

ArbeiYs/osigiteif ... 

10402 

8919 

8077 

8575 

WÖ93 

Alter und Hinterbliebene 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter . * 4 1 1 ) * » < 1 ■ * 4 . 4 1 ■ 1 4 4 • r . - >**44 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

Hinterbliebene . * . * . . . » 

- — 

— 

— 

— * 

— 

Folgen politischer Ereignisse » * » . * 

— 

— 


— 

— 

Wohnen * » . . . * » . 

t 

X 

1 

1 

t 

Sparförderung ....... , 

— 

— - 


— 

— 

Allgemeine Lebenshilf en * , , . > . 

— 

— 

— 


— 

Insgesamt . * * 

15702 

13876 

13362 

14989 

17554 





FINANZIERUNG 

Untern eh men . ■ * ► * ■ . * . . . ■ . ■ . • . * 4 

4369 

644 1 

6987 

7267 

9024 

Bund 

5734 

3923 

U93 

2642 

5059 

Länder . « . • . . . , » , > ---- - — 

188 

322 

303 

318 

401 

Gemeinden . ...... . * . * . . . . . 

176 

312 

344 

364 

468 

Sozialversicherung » . ». . . . * k * * 

35 

62 

69 

73 

93 

Private Organisationen 

60 

125 

137 

145 

187 

Private Haushalte -. « * v , 

3901 

6294 

6943 

7336 

9438 

Übrige Welt . ........ . * . . . , . t . . * , . > » . . - 

76 

81 

88 

93 

141 

Insgesamt * 

14539 

17560 

18063 

16237 

2481 1 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/1805 


Finanzierung 


Arbeitsförderung Tabelle III — 105 



Struktur in °/t 




Wachstum in °/o 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

63.0 

63.2 

59,5 

53.7 

49,0 

-9.8 

-9.6 

9.0 

5.1 

62,1 

61.8 

57.4 

51,8 

47,4 

-10.6 

- 10,8 

8,9 

5,2 

0,9 

1.4 

2.1 

2,0 

1.5 

49,7 

43,4 

11,6 

2,4 

5.9 

3,8 

4.4 

4,5 

4,6 

-42,3 

11,9 

23.1 

10.1 

5,9 

3.8 

4.4 

4,5 

4.6 

- 42.3 

11.9 

23,1 

10,1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

16.4 

16,8 

20,2 

19,9 

17,5 

-7.7 

15,0 

19,2 

6.1 

3,7 

4.2 

6,4 

6,6 

5.3 

2,0 

44,8 

24,4 

5.3 

9,0 

8,8 

9.6 

8,8 

8,1 

-11,6 

4,2 

HO 

5,7 

3,7 

3,8 

4.2 

4,6 

4.1 

- 7,9 

7.0 

29,7 

8.3 

14.7 

16,2 

15.9 

21.9 

29,0 

-1.1 

-6,2 

66,6 

23,2 

100.0 

100,0 

100.0 

100.0 

100.0 

-10.1 

-4.1 

20.8 

9,3 

NACH ARTEN 

58,3 

75,7 

90,3 

83,8 

78.5 

56.1 

9,3 

5.1 

6.0 

26.0 

34,8 

41.9 

39,1 

37.1 

60,9 

10,2 

5,7 

6.3 

32,3 

40,9 

48.4 

44.7 

41.4 

52,2 

8,5 

4.6 

5.6 

— 

— 


— 

- — 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

38.7 

22,0 

7,0 

14.0 

19.9 

-31.7 

-70.8 

125,9 

34,3 

38,7 

22,0 

7.0 

14.0 

19.9 

-31,7 

- 70.8 

125,9 

34,3 

— 

— 

— 



— 



— 

0,8 

0,6 

0,7 

0,5 

0.1 

-13.2 

23,2 

-25,4 

-21,7 

2.3 

1.8 

1.9 

1.8 

1.4 

-7,1 

0.3 

3.2 

2.0 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

20.1 

-8,4 

13,3 

9.0 


NACH FUNKTIONEN 
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Drucksache 8/1805 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle III — 10& Kindergeld 


Leistungen und 


Millionen DM 



1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Emkommensleistunqeii 

14393 

14160 

13780 

15130 

1373D 

läutend 

14393 

i4im 

13780 

ism 

13730 

einmalig „ 

— 

- — 

— ■ 

— 

— 

Sachleistungen . . . , * i , . . 


— 

— 

— 

— 

Barerstattunqen 

— 

— 

— 

— 

— 

Waren- und Dienstleistungen _ 


— 


— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuschüsse 

— 

— 

— 

— 

— - 

Maßnahmen - , . * , 

— 

— 

*— 

— 


Innerer Dienst , . ... 

— . 

— . 


— 


Verrechnungen , 

300 

270 

270 

270 

620 

insgesamt . . 

14693 

14430 

14050 

15400 

14350 





FINANZIERUNG 

Beiträge ........ . . „ . * * ....... * 

— 

— 

— 

«= 

— 

Beiträge der Versicherten 

— 

— - 

— 

— 

— ■ 

TaZStidiliche Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

t/nfersfeJJfe Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— - 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

« — 

— 

— 

Zuweisungen 

14693 

14430 

14050 

15400 

14350 

Aus offen di dien Mitteln 

14693 

14430 

14050 

15400 

14,150 

Ausnichföderidichen Mitteln ... . - . . , 

— 


> — 

— > 

— 

Sonstige Einnahmen . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen .... 

— 

— 


— 

— 

insgesamt . ♦ *-.*•- 

M693 

14430 

14050 

15400 

14350 

Ffnanzferungssaldo , . . , , ........ 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie . , . ■ . , * , . 

14393 

14160 

13780 

15130 

13730 

Kinder . . 

14393 

14160 

13780 

15130 

13730 

Ehegatte . , . » • » . ■ » . . . i ■ i < > . i ■ < t . > , *■.*** « 


— 

— 

— 


Mutterschaft . . . , , , . - 

— 

— 

— 

— 


Gesundheit 

— . 

— 

— 

— 


Vorbeugung 

— 

— 


— 

— 

Krankheit « , * , 


— 

— 

— 

— 

Arbeifsunfä// 



— 

— 

- — 

— 

/nvafidifäf (allgemein) .............. 


— 

— 

■ — 

— 

Beschältigung 

— 

— 

— 

— 

— 

Berufliche Bildung 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

• — 

— 

— ■ 

— 

Arbeitslosigkei t . . < . 

— 

*r. 

— 

w 


Alter und Hinterbliebene 

— 

— 

— 

— 


After . ► < . w * . . * • « - 1 ^ i p < 

— 

— 

— 

— 

— 

Hinterbliebene . . 



— 


— - 

— 

Folgen politischer Ereignisse . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnen . . ...... .......... 

E 

r 

— 

— 

— 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen 

— 

_ 

— 

— 

— 

insgesamt . . . ..... 

14393 

14160 

13780 

15130 

13730 





FINANZIERUNG 

Unternehmen t i 



— 

. — 

— 

Bund . . • . 

13193 

12930 

14050 

15400 

14350 

Länder ■ ■ . . ■ . < i . H . 

970 

1020 

— 

— - 

— 

Gemeinden ... 

530 

4 BO 

« — 

— * 

— 

Sozial Versicherung . 


— 

— 

— 


Private Organisationen 

— 

— 

— 

— 


Private Haushalte 

— 

— 

— 

— 

— 

Übrige Welt 

— 

— 

— 

— * 

r— 

insgesamt * * . . . 

1 4693 

14430 

14050 

15400 

14350 
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Finanzierung 


Kindergeld Tabelle III — 106 


Struktur in Wachstum in 


1975 1976 1977 1978 1982 1975/76 1976/77 1977/78 1977/82 

JD 


NACH ARTEN 




NACH FUNKTIONEN 
100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

-1.6 

-2,7 

9,8 

-0.1 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

- 1,6 

- 2,7 

9,8 

- 0,1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

« — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

- 1.6 

- 2.7 

9.8 

- 0.1 

NACH QUELLEN 









89,8 

89,6 

100,0 

100,0 

100,0 

-2,0 

8,7 

9,6 

0.4 

6.6 

7,1 

— 

— 

— 

5,2 

— 

— 

— 

3,6 

3,3 

— : 

— 

— 

-9,4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

- 1.8 

- 2.6 

9.6 

0.4 
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Drucksache 8/1805 Deutscher Bundestag — 8 Wahlperiode 


Tabelle ITl — 12 Sondersysteme 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkommensleistungen 

2032 

2280 

2514 

2738 

3255 

laufend 

2032 

2278 

2512 

2736 

3253 

einmalig 

— 

2 

2 

2 

2 

Sachleistungen 

157 

185 

180 

192 

254 

ßarerstaffungen . 

61 

72 

70 

74 

99 

Waren - und Dienstleistungen 

96 

113 

110 

118 

155 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

205 

238 

257 

265 

318 

Zuschüsse 

— 

— 

— 

— 

— 

Maßnahmen . . 

19 

22 

21 

21 

28 

Innerer Dienst 

186 

216 

236 

244 

290 

Verrechnungen 

9 

10 

10 

10 

12 

insgesamt 

2403 

2713 

2961 

3205 

3839 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

1285 

1460 

1559 

1584 

2019 

Beiträge der Versicherten 

1285 

1460 

1559 

1584 

2019 

Tatsächliche Beiträqe der Arbeitgeber . 

— 

— 

— 

— 

— 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beitrage der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

1482 

1640 

1798 

1999 

2340 

A us offen tli eben Mi ff ein 

1482 

1640 

1798 

1999 

2340 

.4 us nichtöffentlichen Mitteln 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

356 

400 

419 

428 

553 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

3123 

3500 

3776 

4011 

4912 

Finanzierungssaldo 

+ 720 

+ 787 

+ 815 

+ 806 

+ 1073 





LEISTUNGEN 

Familie 

347 

386 

421 

465 

546 

Kinder . 

36 

46 

49 

55 

64 

Ehegatte 

311 

340 

372 

410 

482 

Mutterschaft 

— 

— 

— 

_ 

— 

Gesundheit ... 

249 

290 

298 

318 

407 

Vorbeugung . . . . 

100 

117 

114 

122 

160 

Krankheit 

59 

70 

71 

72 

WO 

Arbeifsun/dii . 

4 

4 

5 

6 

7 

Invalidität (allgemein) 

87 

99 

106 

118 

140 

Beschäftigung 

— 

— 

— 

— 

— 

Berufliche Bildung 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— > 

Arbeitslosigkeit . 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

1795 

2024 

2228 

2408 

2870 

Alfer , 

1678 

1892 

2082 

2251 

2683 

Hinterbliebene 

117 

132 

146 

158 

187 

Folgen politischer Ereignisse 

3 

3 

3 

3 

4 

Wohnen 

— 

— 

4 —» 

— 

— 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshillen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

2394 

2703 

2951 

3195 

3827 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

114 

156 

164 

168 

216 

Bund 

1563 

1694 

1855 

2057 

2416 

Länder 

8 

12 

13 

13 

17 

Gemeinden 

42 

56 

59 

60 

78 

Sozialversicherung 

17 

— 

— * 

— 

— 

Private Organisationen 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Haushalte 

1380 

1580 

1683 

1711 

2183 

ObngeWelt 

— 

2 

2 

2 

2 


insgesamt 3123 3500 3776 4011 4912 
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Finanzierung 


Sondersysteme Tabelle 111 — 12 


Struktur in °'o 


Wachstum in •/• 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

84,6 

84,0 

84,9 

85,4 

84,8 

12,2 

10,3 

8.9 

5,3 

84.6 

84.0 

84.8 

85.4 

84.7 

12.1 

10,3 

8,9 

5.3 

— 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

— 

— 

— 

— - 

6,5 

6,8 

6.1 

6.0 

6.6 

17.9 

-2,8 

6,7 

7.1 

25 

2,7 

2,4 

2,3 

2,6 

18,0 

- 2,8 

5.7 

7,2 

4M 

4,2 

3,7 

3,7 

4M 

17,8 

- 2.7 

7,3 

7.1 

8,5 

8,8 

8.7 

8.3 

8.3 

16.1 

8.0 

3,1 

4.4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0.8 

0,8 

0,7 

0,7 

0,7 

15,8 

-4M 

— 

5,9 

7.7 

8.0 

8,0 

7.6 

7.6 

16,1 

9,3 

3.4 

4,2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

12,9 

9,1 

8.2 

5.3 


NACH ARTEN 


41.1 

41,7 

41,3 

39,5 

41.1 

13,6 

6.8 

1,6 

5,3 

41.1 

41.7 

41.3 

39,5 

41.1 

13,6 

6.8 

1,6 

5,3 

47,5 

46,9 

47.6 

49,8 

47,6 

10,7 

9,6 

11,2 

5.4 

47.5 

46.9 

47.6 

49.8 

47.6 

10.7 

9.6 

ui 

5.4 

11.4 

11.4 

1U 

10.7 

11.3 

12.4 

4.7 

2.1 

5.7 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

12,1 

7.9 

6.2 

5,4 


NACH FUNKTIONEN 


14.5 

14,3 

14.3 

14.6 

14.3 

11.4 

9.1 

10.4 

5.3 

15 

1.7 

1,7 

1,7 

1,7 

28.2 

6,8 

127 

5,5 

13M 

12.6 

12.6 

12.8 

126 

9.5 

9,4 

10.1 

5.3 

10,4 

10.7 

10.1 

10.0 

10.6 

16.4 

3.0 

6.5 

6.4 

4.2 

4,3 

3.9 

3,8 

4.2 

17,6 

-2,8 

7.2 

7.1 

2.5 

2.6 

24 

2.3 

2.6 

18.2 

21 

1,3 

7.1 

0.1 

0.1 

0.2 

0,2 

0,2 

116 

37,5 

5.7 

5,8 

3,6 

3.7 

3.7 

3,7 

3.7 

14.0 

9.1 

9.4 

5.3 

75.0 

74.9 

75,5 

75,4 

75,0 

12,7 

10,1 

8.1 

5.2 

70,1 

70,0 

70,6 

70,4 

70,1 

12.7 

10,1 

8,1 

5.2 

4,9 

4.9 

5,0 

4,9 

4,9 

13,0 

10.8 

7.8 

5.0 

0,1 

0,1 

IMS 

IMS 

IMS 

5.9 

— 16,2 

21,8 

5,0 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

12,9 

9,2 

8.3 

5,3 

NACH QUELLEN 









3.6 

4,5 

4.3 

4.2 

4.4 

37,3 

5.4 

2,2 

5,6 

50.0 

48.4 

49.1 

51,3 

49,2 

8.4 

9,5 

10,9 

5.4 

0.3 

0,4 

0.3 

0.3 

0.4 

49.2 

4.8 

1.8 

5.8 

1.3 

0,5 

1.6 

1.6 

1.5 

1.6 

34,2 

4,8 

1,8 

5.8 

44.2 

45,1 

44.6 

42J 

44.5 

14.5 

6.6 

1.7 

5.3 

— 

0.1 

0,1 

0,0 

0.0 

— 

— 

— 

— 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

12,1 

7,9 

6.2 

5.4 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle 111—122 Altershüfe für Landwirte 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkommensleistungen 

1668 

1849 

2047 

2245 

2630 

laufend . 

1668 

1849 

2047 

2245 

2630 

einmalig 

— 

— > 

— 

— 

— 

Sachleistungen 

154 

182 

177 

189 

250 

Bürerstdttungcn . 

58 

69 

67 

71 

95 

Waren- und Dienstleistungen 

96 

113 

110 

118 

155 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

52 

55 

58 

63 

83 

Zuschüsse 

— 

— 


— 

— 

Maßnahmen 

12 

13 

11 

11 

16 

Innerer Dienst 

40 

42 

47 

52 

67 

Verrechnungen 

9 

9 

9 

9 

11 

insgesamt 

1883 

2095 

2291 

2506 

2974 





FINANZIERUNG 

Beitrage 

405 

453 

510 

501 

628 

Beiträge der Versicherten 

405 

453 

510 

501 

628 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber . 

— 

— 

— 

— 

— 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

•— 

— 

— 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

1482 

1640 

1798 

1999 

2340 

Aus öffentlichen Mitteln 

1482 

1640 

t798 

um 

2340 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 


— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

4 

4 

6 

6 

6 

Verrechnungen . 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

1691 

2097 

2314 

2506 

2974 

Finanzierungssaldo 

+ 8 

•f 2 

+ 23 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie 

319 

355 

388 

429 

504 

Kinder 

8 

15 

16 

19 

22 

Ehegatte 

311 

340 

372 

410 

482 

Mutterschaft . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

228 

265 

273 

290 

374 

Vorbeugung 

100 

117 

1 14 

122 

160 

Krankheit 

59 

70 

71 

72 

100 

Arbeitsunfall 

3 

3 

4 

5 

6 

Invalidität (allgemein) 

67 

75 

83 

91 

108 

Beschäftigung ... 

— 

— 

— 

— 

— 

Berufliche Bildung 

— * 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

•— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 


— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

1327 

1466 

1621 

1778 

2085 

Alter 

1247 

1379 

1524 

1672 

1961 

Hinterbliebene 

80 

87 

97 

106 

124 

Folgen politischer Ereignisse 

— 


— 

— 

— 

Wohnen 

— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

1874 

2086 

2282 

2497 

2963 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

4 

4 

6 

6 

6 

Bund 

1482 

1638 

1796 

1997 

2338 

Lander 

— 

— 

— 

— 

— 

Gemeinden 

— 

— - 

— 

— 

— 

Sozialversicherung 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Haushalte 

405 

453 

510 

501 

628 

Übrige Welt 

— 

2 

2 

2 

2 


Insgesamt .. 1891 2097 2314 2506 2974 
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Finanzierung 


Altershilfe für Landwirte Tabelle III — 122 



Struktur in 




Wachstum in •/• 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1 977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

88,6 

88,3 

89,3 

89.6 

88.4 

10,9 

10,7 

9.7 

5,1 

88 ,6 

88,3 

89,3 

89,6 

88.4 

10,9 

10,7 

9,7 

5,1 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

8.2 

8.7 

7.7 

7,5 

8,4 

18,2 

-2.8 

6,8 

7,2 

3,1 

3,3 

2,9 

2,8 

3.2 

19,0 

-Z9 

6,0 

72 

5,1 

5,4 

4,8 

4,7 

5.2 

17,8 

- 2,7 

7,3 

7,1 

2,8 

2.6 

2.5 

2,5 

2.8 

5.8 

5,5 

8,6 

7.4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,6 

0,6 

0,5 

0.4 

0,5 

8,3 

-15.4 

— 

7,8 

2,1 

2,0 

2,1 

ZI 

2,3 

5,0 

11,9 

10,6 

7.3 

0.5 

0.4 

0,4 

0,4 

0,4 

— 

— 

— 

4.1 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

tu 

9.4 

9.4 

5,4 


NACH ARTEN 


21.4 

21,6 

22.0 

20.0 

21,1 

11.9 

12.6 

-1.8 

4.3 

214 

21,6 

22,0 

20,0 

21,1 

119 

12,6 

-1.0 

4,3 

78,4 

78,2 

77,7 

79,8 

78,7 

10,7 

9,6 

11.2 

5,4 

78,4 

78.2 

77,7 

79,8 

78.7 

10,7 

9,6 

11.2 

5,4 

0,2 

0.2 

0.3 

0.2 

0,2 

2,5 

46,3 

i i i 

i i i 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

10,9 

10,3 

8,3 

5,1 


NACH FUNKTIONEN 


17,0 

17.0 

17,0 

17.2 

17,0 

11.4 

9.3 

10.4 

5,3 

0,4 

0,7 

0,7 

0.8 

0,7 

87,5 

7,0 

18,4 

6,1 

16,6 

16.3 

16,3 

16,4 

16,3 

9.5 

9,4 

10,1 

5.3 

12,2 

12,7 

11,9 

11,6 

12.6 

16,0 

3,0 

6,4 

6,5 

5,3 

5,6 

5.0 

4,9 

5,4 

17,6 

-28 

7,2 

7,1 

3,1 

3,3 

3.1 

2.9 

3,4 

18,2 

2,1 

1.3 

7,1 

0,1 

0,1 

0,2 

0.2 

0.2 

9,6 

47,0 

5.7 

5,7 

3.6 

3.6 

3,7 

3.7 

3,7 

12,0 

11,3 

9.7 

5,4 

70,8 

70,3 

71.0 

71.2 

70,4 

10,5 

10,6 

9,7 

5,2 

66,5 

66.1 

66,8 

67,0 

66,2 

10,6 

10,5 

9,7 

5,2 

5 i I i I 

3 l 1 l 1 

4.2 

V 1 1 1 1 

4.2 

8,6 

11.5 

3MI1 

3 M l l 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

tu 

9,4 

9.4 

5,4 

NACH QUELLEN 









0,2 

0.2 

0,3 

0.2 

0,2 

2.5 

46,3 

— 

— 

78,4 

78.1 

77,6 

79.7 

78,6 

10,5 

9,6 

11,2 

5.4 

21,4 

21,6 

22.0 

20,0 

21,1 

11,9 

12,6 

— 1,8 

4,3 

— 

0.1 

0.1 

0,1 

0,1 

— 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 

10,9 

10,3 

8,3 

5,1 
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Tabellelll — 123 Versorgungswerke 


Leistungen und 




Millionen DM 



1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkommensleistungen 

364 

431 

467 

493 

625 

lautend 

364 

429 

465 

491 

623 

einmalig 

— 

2 

2 

2 

2 

Sachleistungen 

3 

3 

3 

3 

4 

Barerstattungen 

3 

3 

3 

3 

4 

Waren • und Dienstleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

153 

183 

199 

202 

235 

Zuschüsse 

— 

— 

— 


— 

Maßnahmen 

7 

9 

10 

10 

12 

Innerer Dienst 

146 

174 

189 

192 

223 

Verrechnungen 

— 

1 

\ 

1 

1 

insgesamt 

520 

618 

670 

699 

865 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

880 

1007 

1049 

1083 

1391 

Beiträge der Versicherten 

680 

1007 

1049 

1083 

1391 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen . . 

— 

— 

— 

— - 

— 

Aus öffentlichen Mitteln 

— 

— 

— 

— 

— 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

352 

396 

413 

422 

547 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

1232 

1403 

1462 

1505 

1938 

Finanzkerungssaldo 

+ 712 

+ 785 

+792 

+ 806 

+ 1073 





LEISTUNGEN 

Familie 

28 

31 

33 

36 

42 

Kinder 

28 

31 

33 

36 

42 

Ehegatte 

— 

— 

— 

— 

— 

Mutterschaft 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

21 

25 

26 

28 

33 

Vorbeugung 

— 

— 

— . 

— 

— 

Krankheit 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitsunfall ...... 

1 

1 

1 

1 

1 

Invalidität ( allgemein ) 

20 

24 

25 

27 

32 

Beschäftigung 

— 

— 

— 

— 

— 

Berufliche Bildung . 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

- — 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

468 

558 

607 

630 

785 

Alter 

431 

512 

558 

579 

722 

Hinterbliebene 

37 

45 

49 

52 

63 

Folgen politischer Ereignisse 

3 

3 

3 

3 

4 

Wohnen 

— 

— 

— 


— . 

Sparförderung . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen 

— _ 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

520 

617 

669 

698 

864 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

HO 

152 

158 

162 

210 

Bund 

81 

56 

59 

60 

78 

Länder 

8 

12 

13 

13 

17 

Gemeinden . 

42 

56 

59 

60 

78 

Sozialversicherung ... 

17 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Haushalte 

975 

1127 

1173 

1210 

1555 

Übrige Welt 

— 

— 

— 

— 

— 


insgesamt 1232 1403 1462 1505 1938 
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Finanzierung 


Versorgungswerke Tabelle III — 123 


Struktur in 


Wachstum in # /t 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

70.0 

69.7 

69,7 

70,5 

72,3 

18.4 

8.4 

5,6 

6.0 

70,0 

69,4 

69,4 

70,2 

72,0 

17,9 

8,4 

5,6 

6,0 

— 

0,3 

0.3 

0,3 

0,2 

— 

— 

— 

— 

0,6 

0,5 

0,4 

0,4 

0,5 

— 

— 

— 

5,9 

0.6 

0,5 

0.4 

0.4 

0.5 

— 

— 

— 

5,9 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

29.4 

29.6 

29.7 

28,9 

27.2 

19,6 

8,7 

1.5 

3.4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

_ 

— 

— 

13 

15 

1,5 

1,4 

14 

28,6 

11.1 

— 

3,7 

28,1 

28,2 

28,2 

27,5 

25,8 

19,2 

8,6 

1,6 

3,4 

— 

0,2 

0,1 

0.1 

0.1 

— 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

18,8 

8,4 

4.3 

5.2 


NACH ARTEN 



NACH FUNKTIONEN 


5.3 

5,0 

4,9 

5,2 

4,9 

11,0 

6,7 

9,9 

5,3 

5,3 

5.0 

4,9 

5,2 

4,9 

11,0 

6.7 

9,9 

5,3 

4,0 

4,1 

3.9 

4.0 

3,8 

20,5 

2,5 

8,3 

5.1 

0,2 

0.2 

0,2 

0.2 

0,2 

17,9 

9,t 

5,6 

5,9 

3,9 

3.9 

3.7 

3.9 

3,7 

20,6 

2,3 

8.4 

5,1 

90.0 

90,4 

90.8 

90.3 

90.8 

19.1 

8.9 

3,8 

5,3 

82,9 

83.1 

83,4 

82,9 

83,5 

18,8 

8,9 

3,7 

5,3 

7,1 

7.3 

7,4 

7,4 

7.3 

22.4 

9,5 

4.6 

5.0 

i l l £ 

0,6 

0,4 

0.5 

1 l l £ 

5,9 

— 16,2 

21,8 

5,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 

18,7 

8.4 

4.3 

5.2 


NACH QUELLEN 


8.9 

10.8 

10.8 

10,7 

10.8 

38,5 

4.3 

2,3 

5.8 

6.5 

4,0 

4,0 

4,0 

4,0 

-30,6 

4,8 

1.8 

5,8 

0.7 

0.9 

0.9 

0.9 

0.9 

49.2 

4.8 

1.8 

5.8 

3.4 

1.4 

4.0 

4,0 

4.0 

4,0 

34,2 

4,8 

1,8 

5,8 

79,2 

80,3 

80,3 

80,4 

80.3 

15.6 

4,1 

3.2 

5.8 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 

13,9 

4,2 

2,9 

5,8 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle 111 — 13 Beamtenrechtliches System 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkoramensieistungen 

31917 

33445 

34986 

36987 

47689 

laufend . 

31875 

33420 

34948 

36948 

47644 

einmalig 

42 

25 

38 

39 

45 

Sachleistungen 

3822 

4016 

4176 

4381 

5051 

Barerstattungen , , . . . , , 

3822 

4016 

4176 

4381 

5051 

Waren- und Dienstleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

1906 

2007 

2105 

2200 

2883 

Zuschüsse 

— 

— 

— 

— - 

— 

Maßnahmen ...» 

444 

468 

494 

515 

680 

Innerer Dienst 

1462 

1539 

1611 

1685 

2203 

Verrechnungen 


— 

— 


— 

insgesamt 

37645 

39468 

41267 

43568 

55623 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

30024 

31882 

33332 

35239 

45449 

Bei träqe der Versicherten 

295 

296 

305 

315 

365 

Tatsächliche Beiträqe der Arbeitgeber 

1800 

1900 

2060 

2300 

3000 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

27929 

29686 

30967 

32624 

42084 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

6803 

6695 

6975 

7325 

8984 

Aus öffentlichen Mitteln 

5080 

5021 

5333 

5615 

6884 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

1723 

1674 

1642 

1710 

2100 


8 

to 

5 

— , 

6 

Verrechnungen 

860 

919 

955 

1004 

1185 

Insgesamt 

37695 

39506 

41267 

43568 

55624 

Finanzierungssaldo 

+50 

+38 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie , . 

7310 

7240 

7499 

7877 

9681 

Kinder . 

3832 

3756 

3842 

4014 

4967 

Ehegatte 

3408 

3399 

3580 

3774 

4619 

Mutterschaft 

70 

85 

77 

89 

95 

Gesundheit 

6270 

6609 

6915 

7280 

8827 

Vorbeugung . 

140 

139 

141 

142 

164 

Krankheit 

3609 

3792 

3971 

4165 

4792 

Arbeitsunfall 

169 

174 

190 

194 

2 56 

Invalidität {allgemein) 

2352 

2504 

2612 

2779 

3615 

Beschäftigung 

— 

— 

— 

— ► 

— 

Berufliche Bildung 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

24020 

25593 

26813 

28370 

37067 

Alter ,. 

22550 

23997 


26644 

34761 

Hinterbliebene 

1470 

1596 

1674 

1726 

2307 

Folgen politischer Ereignisse 

w 

— 

— 

— 

— 

Wohnen 

— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 

— 

— 

Ä 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen 

44 

26 

40 

41 

48 

insgesamt 

37645 

39468 

41267 

43568 

55623 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

8121 

8436 

8724 

8901 

11655 

Bund ..... 

11275 

11543 

11552 

12180 

15498 

Lander 

12939 

13972 

15137 

16184 

20622 

Gemeinden 

3674 

3793 

4029 

4405 

5597 

Sozialversicherung 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 

530 

547 

565 

580 

703 

Private Haushalte ... 

295 

296 

305 

315 

365 

' 


— 

— 

— 

— 


insgesamt 36835 38587 40312 42564 54439 
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Beam teurer hOiches System Tabelle Ul — 13 


Struktur in <Ve 


Wachstum in % 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1076/77 

1977/78 

1977/62 

JD 

N ACH ARTEN 

84,8 

84,7 

84,8 

34 ,9 

85,7 

4,8 

4,6 

5,7 

6,4 

84 J 

84,7 

84 <7 

84M 

85,7 

4M 

4M 

5+7 

6,4 

OJ 

0J 

OJ 

OJ 

OJ 

-40,5 

52,0 

2,6 

34 

10,2 

10,2 

10/1 

10,1 

SU 

5+1 

4.0 

4,9 

3,9 

W,2 

10.2 

10 J 

10 J 

9J 

5,1 

4,0 

4,9 

3,9 


— 

— 


— 



— 

— 

5,1 

5.1 

5,1 

5,0 

5,2 

5.3 

4,9 

4,5 

6,5 

— 

— 

— 

— 

— 


- — 

— 

— 

12 

ij 

12 

12 

h 2 

5,4 

56 

4,3 

6,6 

3,9 

3.9 

39 

3,9 

4,0 

5,3 

4,7 

4,6 

6 t $ 

— 

Jmm 

— 

< — 

— 

— 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

4.8 

4,6 

5,6 

6,2 


NACH AKTEN 


79,6 

80.7 

80,8 

80,9 

81+7 

6*2 

4,5 

5+7 

6+4 

OM 

0,7 

0,7 

Ö+7 

0,7 

0,3 

3+0 

3*3 

3? 

4M 

4.8 

5,0 

5,3 

SA 

5M 

6,4 

m 

7M 

74 J 

75. 1 

75 r 0 

7 4,9 

75,7 

6+3 

4,3 

5A 

6M 

18,0 

16.9 

16,9 

16,8 

16,2 

-1,6 

4+2 

5*0 

5,2 

13,5 

12.7 

12,9 

tZ9 

t2A 

-u 

6 f 2 

5,3 

5,2 

4M 

4,2 

4M 

3,9 

3M 

-2M 

-1,9 

4 1 

50 

0,0 

0.0 

0,0 

— 

0,0 

25,0 

-50,0 

— 

3+7 

2,3 

2,3 

2,3 

2+3 

ZI 

6.9 

3,9 

5.1 

4.4 

100,0 

180,0 

100,0 

100,0 

1 00,0 

4,8 

4,5 

5,6 

6,2 


NACH FUNKTIONEN 


19,4 

15*3 

18.2 

18+1 

17*4 

-1,0 

36 

5,0 

5,2 

10,2 

9,5 

9,3 

92 

8,9 

-2M 

2.3 

4M 

SJ 

9,1 

8,6 

8,7 

8,7 

BJ 

-OJ 

5J 

5+4 

5+2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

OJ 

210 

-9 t 2 

15,9 

4,4 

16,7 

163 

16*8 

16,7 

15.9 

5,4 

4+6 

5,3 

5.0 

0A 

04 

0,3 

OJ 

0,3 

-IM 

J.7 

OA 

30 

9,6 

9,6 

9,6 

9,6 

8 f 6 

5J 

4+7 

4,9 

3M 

0A 

04 

OM 

OA 

0,5 

2J 

9,7 

1.8 

BJ 

6.2 

6,3 

6,3 

6A 

6.5 

6,5 

4J 

6,4 

6J 

63+8 

64,8 

65+0 

65*1 

66+6 

6.5 

4,8 

5+8 

6+7 

59M 

60 M 

60,9 

612 

62*5 

6A 

4M 

6+0 

6,7 

3,9 

4M 

4J 

4.0 

4.1 

85 

4.9 

3J 

6,6 

0+1 

0.1 

0*1 

m 

0,1 

-40.9 

53+8 

2.5 

17 

100+0 

100+0 

mo 

100+0 

100+0 

4,B 

4*6 

5+6 

6+2 


NACH QUELLEN 


22.0 

21*9 

21*6 

20,9 

21,4 

3,9 

34 

2*0 

6+0 

30+6 

29+9 

28,7 

26.6 

28,5 

2,4 

0+1 

5+4 

6,1 

35+1 

36,2 

37,5 

38,0 

37.9 

8*0 

ß,3 

6,9 

6.4 

10.0 

9+8 

10,0 

10,3 

10,3 

3.2 

6*2 

9+3 

6+8 

1+4 

1,4 

1+4 

1.4 

1,3 

3,1 

33 

2,6 

4.5 

0+8 

0,9 

0+8 

0.7 

0.7 

0+3 

3.0 

3,3 

3+7 

100+0 

100+0 

100,0 

100,0 

100,0 

4,8 

4+5 

3,6 

6,2 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle III— 131 Pensionen 



Leistungen und 



Millionen DM 



1975 

1976 1977 

1978 1982 






LEISTUNGEN 

Einkommensleistungen . . . 

24970 

26599 

27875 

29518 

38524 

laufend ... 

24970 

26599 

27875 

29518 

38524 

einmalig 

— 

— 

— 

— 

— 

Sachleistungen . . . , . 

105 

105 

105 

110 

147 

Barerstattungen 

105 

105 

105 

110 

147 


— 

— 

< — 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

1595 

1697 

1770 

1850 

2460 

Zuschüsse 

— 

— 

— 

— 

— 

Maßnahmen 

385 

410 

430 

450 

600 

Innerer Dienst 

1210 

1287 

1340 

1400 

1860 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

26670 

28401 

29750 

31478 

41131 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

26134 

27806 

29124 

30818 

40366 

Beitrage der Versicherten 

— 

— 

— * 

— 

— 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

1800 

1900 

2060 

2300 

3000 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber .... 

24334 

25906 

27064 

28518 

37366 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Aus öffentlichen Mitteln 

— 

— 

— 

— 

— 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— - 

— 

Verrechnungen 

536 

595 

626 

660 

765 

insgesamt 

26670 

28401 

29750 

31478 

41131 

Finanzierungssaldo 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie 

205 

214 

214 

218 

296 

Kinder * 

205 

214 

214 

218 

296 

Ehegatte 

— 

— 

— 

— 

— 

Mutterschaft 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

2466 

2621 

2750 

2917 

3805 

Vorbeugung 

— 

— 

— 

— 

— 

Krankheit 

• — 

— 

— 

— 

— 

Arbeitsunfall 

114 

117 

137 

138 

191 

Invalidität (allgemein/ 

2352 

2504 

2612 

2779 

3615 

Beschäftigung 

— 

— 

— 

— 

— 

Berufliche Bildung 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

23998 

25566 

26786 

28343 

37030 

Alter 

‘22550 

23997 

25140 

26644 

34761 

Hinterbliebene 

1449 

1569 

1646 

1699 

2269 

Folgen politischer Ereignisse 

— r 

— 

— 

— 

— 

Wohnen 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

26670 

28401 

29750 

31478 

41131 





FINANZIERUNG 

Unternehmen ... . . 

4999 

5228 

5562 

5554 

7726 

Bund 

9853 

10208 

10174 

10769 

13759 

Länder 

8715 

9635 

10469 

11243 

14716 

Gemeinden . . 

2286 

2438 

2600 

2917 

3774 

Sozialversicherung 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 

281 

297 

319 

335 

391 

Private Haushalte ..... 

— 

— 

— 

— 

— 

Übrige Welt . . 

— 

— 

— 

— 

— 


insgesamt 26134 27806 29124 30818 40366 
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Pensionen 

Tabelle 

III— 131 


Struktur in •/» 




Wachstum In ®/* 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/76 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 









93,6 

93.7 

93,7 

93,8 

93,7 

6,5 

4,8 

5,9 

6.7 

93,6 

93,? 

93, 7 

93.8 

93,7 

6.5 

4,8 

5,9 

6,7 

< — 

— 

. — 

— 

— 

— 

— 

sw 

- — 

0,4 

0,4 

0,4 

0,3 

0.4 

— 

— 

4,8 

7,0 

0.4 

0A 

0A 

0,3 

0,4 

— 

— 

4,6 

7.0 

— 

— 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

6,0 

6.0 

5,9 

5,9 

6,0 

6.4 

4,3 

4*5 

6,8 

— 

— 

— 

— - 

- — 

— 


— - 

— 

M 

l f 4 

IA 

14 

15 

6,5 

4,9 

4,7 

6,9 

4,5 

4,5 

4,5 

4,4 

4.5 

6,4 

4,1 

4,5 

6,8 

— ■ 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

- — 

106.0 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

6,5 

4,7 

5,8 

6,7 

NACH ARTEN 

98,0 

97 r 9 

97.9 

97,9 

98,1 

M 

4,7 

5,8 

6,7 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

■ 

— 

- — 

6,7 

6,7 

6,9 

7,3 

7,3 

5,6 

8,4 

tl? 

7,8 

912 

912 

91.0 

90,6 

90,8 

6,5 

4,5 

5,4 

6,7 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

• — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 




_ — 

_ 


— * 

— 

— 

-rsr 

— 

2,0 

24 

2,1 

2,1 

1.9 

11,0 

5,2 

5,4 

4,1 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

6.5 

4,7 

5,8 

6,7 


NACH FUNKTIONEN 


0,8 

0,8 

0.7 

0,7 

0,7 

4,4 

-0,0 

1,8 

6*7 

0,8 

0,8 

0,7 

a 7 

0,7 

4,4 

- 0,0 

Lß 

fi,7 

9,2 

9,2 

9.2 

9,3 

9,3 

GA 

4,9 

6,1 

6J 

0,4 

0,4 

0,5 

0,4 

0,5 

2,0 

17.9 

0,3 

6,8 

8,8 

8,8 

8,8 

8,8 

8.8 

6,5 

4,3 

6.4 

6,7 

90,0 

90,0 

90.0 

90,0 

90,0 

6,5 

4,8 

5,8 

6*7 

84,6 

84,5 

84,5 

84,6 

84,5 

6,4 

4,8 

6,0 

6,7 

M M £ 

5,5 

5.5 

M 1 1 £ 

i i i l & 

Siiii 

i i i i & 

3,2 

i i i i S 

100,0 

100,0 

100 rO 

100,0 

100,« 

6,5 

4.7 

5.8 

6,7 


NACHQUELLEN 


19*1 

18,8 

19,1 

18,0 

194 

4,6 

6,4 

-04 

6,8 

37,7 

36,7 

34.9 

34,9 

344 

3,6 

-0,3 

5,8 

6.2 

33,3 

34*7 

35,9 

36,5 

36,5 

10,6 

8,7 

7j4 

7,0 

8*7 

8*3 

8,9 

9,5 

9*4 

6,7 

6,7 

12,2 

7,7 

u 

14 

14 

14 

Mbl 

5,7 

7,3 

54 

4.2 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

64 

4,7 

5,8 

6,7 
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Tabelle 111—132 Familienzuschläge 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkommensleistungen .... 

6905 

6821 

7073 

7430 

9120 

laufend ........ 

6905 

6821 

7073 

7430 

9120 

einmalig 

— 

— 

— 

— 

— 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Barerstattungen 

— 

. — 

— 

— 

— 

Waren - und Dienstleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

130 

120 

135 

140 

170 

Zuschüsse 

— 

— 

— 

— 

— 

Maßnahmen 

14 

13 

14 

15 

15 

Innerer Dienst 

116 

107 

121 

125 

155 


— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

7035 

6941 

7208 

7570 

9290 





FINANZIERUNG 

Beiträge * 

— 

— 

— ► 

— 

— 

Beiträge der Versicherten 

— 

— 

— 

— 

— 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Unterstellte Beiträge der A rbertcjeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

6759 

6669 

6935 

7284 

8937 

Aus öffentlichen Mitteln 

5049 

5001 

5310 

5592 

6657 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

1710 

1666 

1625 

1692 

2080 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen ..... 

276 

272 

273 

286 

353 

Insgesamt 

7035 

6941 

7208 

7570 

9290 

Finanzierungssaldo 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie 

7035 

6941 

7208 

7570 

9290 

Kinder 

3627 

3542 

3628 

3796 

4671 

Ehegatte 

3406 

3399 

3560 

3774 

4619 

Mutterschaft 

« — 

— 

— 


— 

Gesundheit 

— 

— 

— 

— 

— 

Vorbeugung 

— 

— 

— 

- — 

— 

Krankheit 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitsunfall ........... 

— 

— 

— 

— 

— 

Invalidität ( allgemein / 

— 

— 

— 

— 

— 

Beschäftigung .«•...»» « . . ....... 

— 

— 

— 

— 

— 

Berufliche Bildung 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter 

— 

- — 

— 

— 

— 


— 

W- 

- — 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnen , . . ...... ...... ....... ....... ...... .» 

— 

— 

— . 

— 

— 

Sparförderung 

: 

— 

— ‘ 


— 

Allgemeine Lebenshilfen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

7035 

6941 

7208 

7570 

9290 





FINANZIERUNG 

Unternehmen ... 

1710 

16B8 

1625 

1692 

2080 

Bund 

850 

835 

861 

882 

1112 

Länder 

2850 

2857 

3088 

3299 

3992 

Gemeinden 

1120 

1086 

1136 

1185 

1468 

Sozialversicherung 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 

229 

223 

225 

225 

286 

Private Haushalte 

— 

— 

— 

— 

— > 

Übrige Welt . 

— 

— 

— 

— 

— 


insgesamt 6759 6669 6935 7284 8937 
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Familienzuschläge Tabelle III — 132 


Struktur in % 


Wachstum in • o 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

98,2 

98,3 

98,1 

98,2 

98,2 

- 1,2 

3.7 

5.0 

5,2 

98,2 

98,3 

98,1 

98,2 

98,2 

- 1.2 

37 

5.0 

5,2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1,8 

1,7 

1,9 

1,8 

1,8 

- 7,7 

12,5 

3,7 

4,7 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

■ — 

— 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

- 7.1 

7.7 

7.1 

1.4 

16 

1.5 

17 

1.7 

1.7 

- 7,8 

13,1 

3.3 

5,1 

— 

— 

— * 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100 0 

100.0 

100.0 

100,0 

100,0 

- 1.3 

3.8 

5,0 

5,2 


NACH ARTEN 


— 

1 

— 


— 

= 

= 

= 

— 

96,1 

96.1 

96,2 

96,2 

96,2 

- 1,3 

4.0 

5.0 

5.2 

71.8 

72.1 

737 

73,9 

73,8 

- 1,0 

6.2 

5,3 

5.2 

24,3 

24,0 

224 

22,4 

22,4 

- 2,5 

- 2,6 

4.1 

5.i 

3,9 

3.9 

3,8 

3.8 

3,8 

- 1.4 

0.4 

4.8 

5,3 

100,0 

100.0 

100.0 

100.0 

100,0 

- 1.3 

3,8 

5.0 

5,2 


NACH FUNKTIONEN 


100.0 

100.0 

100,0 

100.0 

100.0 

- 1.3 

3,8 

5,0 

5.2 

51,6 

51.0 

50,3 

50.2 

50.3 

- 2.5 

24 

4,6 

5,2 

48,4 

49,0 

497 

49,8 

49,7 

- 0,3 

5.3 

5,4 

5,2 


100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

- 1.3 

3,8 

5.0 

5.2 

NACH QUELLEN 

25.3 

25.0 

23,4 

23,2 

23,3 

- 2.5 

- 2,6 

4,1 

5,1 

12,6 

12,5 

12,4 

12.1 

12,4 

- 1.7 

3,2 

2.4 

5,2 

42,2 

42,8 

44,5 

45.3 

44,7 

0,3 

8.1 

6,9 

5,3 

16,6 

16,3 

16,4 

16,3 

16,4 

- 3,1 

4,6 

4.3 

5,3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3,4 

3.3 

3,2 

3.1 

3.2 

- 2,7 

0.7 

0,0 

4,9 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

- — 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

100.0 

- 1.3 

4,0 

5.0 

5.2 
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Tabelle III— 133 Beihilfen 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkommensleistungen . 

42 

25 

38 

39 

45 

laufend . 

— 

— 

— 

— 

— 

einmalig 

42 

25 

38 

39 

45 

Sachleistungen .... .......... 

3717 

3911 

4071 

4271 

4904 

Barerstattungen 

2717 

3911 

4071 

4271 

4904 

Waren- und Dienstleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen . . 

181 

190 

200 

210 

253 

Zuschüsse 

— 

— 


— 

— • 

Maßnahmen 

45 

45 

50 

50 

65 

Innerer Dienst 

136 

145 

150 

160 

188 

Verrechnungen 

— 

— 

- 

— 

— 

insgesamt 

3940 

4126 

4309 

4520 

5202 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

3890 

4076 

4208 

4421 

5083 

Beiträge der Versicherten 

295 

296 

305 

315 

365 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

3595 

3780 

3903 

4106 

4718 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

44 

26 

40 

41 

47 

Aus öffentlichen Mitteln 

31 

20 

23 

23 

27 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

13 

6 

17 

18 

20 

Sonstige Einnahmen 

8 

10 

5 

— 

6 

Verrechnungen 

48 

52 

56 

58 

66 

insgesamt 

3990 

4164 

4309 

4520 

5202 

Finanzierungssaldo 

+50 

+38 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie 

70 

85 

77 

89 

95 

Kinder 

— 

— 

— 


— 

Ehegatte 

— 

— 

— 

— 

— 

Mutterschaft 

70 

85 

77 

89 

95 

Gesundheit 

3804 

3988 

4165 

4363 

5021 

Vorbeugung 

140 

139 

141 

142 

164 

Krankheit 

3609 

3792 

3971 

4165 

4792 

Arbeitsunfall 

55 

57 

53 

56 

65 

Invalidität (allgemein) . 

— 

— 

— 

— 

— 

Beschäftigung 

— 

- — 

— 

— 

— 

Berufliche Bildung 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

22 

27 

27 

27 

38 

Alter 

— 

— 

— 

— 

— 

Hinterbliebene 

22 

27 

27 

27 

38 

Folgen politischer Ereignisse 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnen 

— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen 

44 

26 

40 

41 

48 

Insgesamt 

3940 

4126 

4309 

4520 

5202 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

1412 

1540 

1537 

1655 

1849 

Bund 

572 

500 

516 

529 

627 

Länder . . ... . 

1374 

1480 

1580 

1641 

1914 

Gemeinden 

269 

270 

293 

302 

355 

Sozialversicherung 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 

20 

27 

22 

20 

26 

Private Haushalte ... 

295 

296 

305 

315 

365 

Übrige Welt . . . 

— 

— 

— 

— 

— 
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Finanzierung 


Beihilfen Tabelle 111—133 


Struktur in # /o 


Wachstum in */o 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

1,1 

0.6 

0,9 

0,9 

0.9 

- 40,5 

52,0 

2,6 

3.4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1,1 

0.6 

0.9 

0,9 

0,9 

- 40.5 

52,0 

2,6 

3.4 

94,3 

94,8 

94,5 

94,5 

94,3 

5.2 

4.1 

4,9 

3.8 

94.3 

94.8 

94,5 

94,5 

94,3 

5.2 

4,1 

4,9 

3.8 

— 

— 

— 

— — 

— 

— 

— 

— 

— 

4.6 

4,6 

4,6 

4,6 

4,9 

5,0 

5.3 

5,0 

4.8 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

u 

M 

12 

u 

1.3 

— 

IU 

— 

5,5 

3.5 

3,5 

3,5 

3,5 

3,6 

6.6 

3.4 

6.7 

4,6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

4.7 

4.4 

4,9 

3,8 


NACH ARTEN 


97,5 

97,9 

97,7 

97,8 

97,7 

4,8 

3,2 

5,1 

3,9 

7,4 

7,1 

7,1 

7,0 

7,0 

0,3 

3,0 

3,3 

3,7 

90,1 

90,8 

90,6 

90,8 

90,7 

5,1 

3,3 

5,2 

3.9 

1,1 

0.6 

0,9 

0,9 

0.9 

- 40,9 

53,8 

2,5 

3,3 

0,8 

0,5 

0,5 

0,5 

0.5 

- 35,5 

15,0 

— 

3,3 

0.3 

0,1 

0,4 

0,4 

0.4 

- 53.8 

183,3 

5,9 

3,3 

0,2 

0,2 

0,1 

— 

0.1 

25,0 

- 50,0 

— 

3,7 

1.2 

1,2 

1.3 

1.3 

1.3 

8,3 

7.7 

3,6 

3,5 

100.0 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

4,4 

3,5 

4,9 

3,8 


NACH FUNKTIONEN 


1.8 

2,1 

1.8 

2,0 

1,8 

21,0 

- 9.2 

15,9 

4.4 

1.8 

2.1 

1.8 

2,0 

1.8 

21.0 

- 9,2 

15,9 

4,4 

96,5 

96,7 

96,7 

96,5 

96,5 

4,8 

4.4 

4,7 

3,8 

3,6 

3.4 

3,3 

3,1 

3.2 

- 1,0 

1.7 

0.4 

3,0 

91.6 

91,9 

92.2 

92,1 

92,1 

5,1 

4,7 

4,9 

3.8 

1.4 

14 

1.2 

1,2 

1.2 

3,6 

- 7.0 

5,7 

4,2 

0,6 

0,7 

0,6 

0,6 

0,7 

23,0 

0,4 

- 0,2 

6.8 

0,6 

0,7 

0,6 

0,6 

0,7 

23,0 

0,4 

— 0,2 

6.8 

1.1 

0,6 

0,9 

0,9 

0,9 

- 40,9 

53.8 

2,5 

3.7 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

4,7 

4.4 

4,9 

3,8 


NACH QUELLEN 


35,8 

37,4 

36,1 

37,1 

36,0 

9.1 

- 0,2 

7.6 

3,8 

14.5 

12,2 

12,1 

11,9 

12,2 

- 12,6 

3,3 

2,4 

3.9 

34,9 

36,0 

37,2 

36,8 

37,3 

7,7 

6,8 

3,9 

3.9 

6.8 

6.6 

6,9 

6,8 

6,9 

0,5 

8,4 

3,4 

3,9 

0,5 

0,7 

0,5 

0,4 

0.5 

34,3 

- 18,7 

- 8,5 

3,9 

7.5 

7,2 

7,2 

7,1 

7,1 

0,3 

3,0 

3,3 

3,7 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

4,3 

3,4 

4,9 

3,8 
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Tabelle TH— 1 4 Ergänzungssysteme 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1970 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkommen sie isTungen . . 

3053 

3355 

3690 

3892 

5103 

laufend 

3040 

3340 

Jf>74 

3874 

5076 

eirunaJig 

13 

15 

16 

18 

27 

Sachleistungen . . 

13 

15 

16 

17 

20 

Bar erste ffimgen 

13 

14 

15 

16 

18 

Waren- und Dienstleistungen 

— 

1 

1 

I 

2 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

230 

262 

289 

293 

343 

Zuschüsse 

— 

— 


— 

— - 

AiäÜl] älitfl t? f] , t 4 1 . ■ ■ • 4 1 l 4 ■ • i < ’ t i 1 1 4 < fc 4 Um* . _ | 1 

24 

28 

31 

32 

3$ 

innerer Dienst 

206 

234 

258 

261 

304 


5 

6 

6 

7 

7 

insgesamt 

3301 

3638 

4001 

4209 

5473 





FINANZIERUNG 

Beiträge . . 

2746 

3102 

3227 

3405 

4344 

ße.i frage der Versicherten 

Ö0 

80 

85 

67 

in 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber . . . 

2668 

3022 

3142 

3318 

4233 

Un t erst el Ite Beiträue der Arbeitgeber 

— 

- — 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner , . . . . . . . * ♦ 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

273 

268 

280 

273 

288 

Aus öffentlichen Mitteln . , . „ . . 

107 

101 

1 10 

102 

105 

Am nichtöffentlichen Mitteln . . . . 

m 

167 

170 

in 

183 

Sonstige Einnahmen ... . . . , , . * , * 

1622 

1842 

1915 

1965 

2269 

Verrechnungen - • . . . < , > < . » . . > ■ • • > < • i • • t * * » ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt ***..... * ** 

4643 

5212 

5422 

5643 

fiUOl 

Flnanzterimgssaldo * 

+ 1342 

+ 1574 

+ 1421 

+ 1434 

+ 1428 





LEISTUNGEN 

Familie . < . . < > * * * < < < > * • * » < . ► ■ . * 

29 

32 

34 

36 

46 

Kinder * . * , * . . . . < * i'm.;... . 

26 

29 

31 

33 

42 

Ehegatte . . 

3 

3 

3 

3 

4 

Mu [ff/scjldlf 1 111 14 , F a ■ ■ ■ t r ■ i 1 i 1 1 ■ i i i ■ ( a T a - 1 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit . ... 

515 

570 

582 

606 

838 



— 

— 

"--t: 

— 

Krankheit 

— 

1 

i 

1 

2 

ArbeifsunfeU >■.*»! »*■■•<*« ...... * . . . * 

28 

31 

35 

37 

50 

Invalidität (allgemeinl 

486 

537 

546 

568 

786 

Beschäftigung . ■ > . < « < « < .... . . . , . . . . . « ■ < - * .. *> * 


— - 

— 

— 


BerufiicheHi'Jdung 

— 


— 

— 

— 

.Sonstige Mobilität * . . ►.*,*, • ^ * .#+.»» * • ►*.*« « 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

AHer und Hinterbliebene . 

268H 

2967 

3319 

3498 

4496 

Alm - 

2562 

2827 

3164 

3336 

4285 

Hinterbliebene . . , . 

127 

140 

155 

163 

212 

Folgen poü «scher Ereignisse 

64 

64 

60 

62 

86 

Wohnen . . . « ... 

— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung . , . . . . . . 

— 

— 

*— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen , , , . 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

3296 

3632 

3005 

4202 

5406 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

1493 

1846 

1915 

1991 

2477 

Bund . , 

967 

849 

838 

915 

967 

Lander 

567 

665 

691 

720 

936 

Gemeinden - 

837 

1000 

1040 

1089 

1354 

Sozialversicherung . 

193 

128 

134 

141 

181 

Private Organisationen ...... 

195 

224 

233 

246 

323 

Private Haushalte 

391 

499 

520 

533 

644 

Übrige Welt . ... , . , 

— 

— 

— 

— 

— 


insgesamt . * . * < 4643 5212 5422 5643 6901 
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Finanzierung 


Ergänzungssysteine Tabelle III — 14 


Struktur in °/o 


Wachst um in •/* 


1975 

1976 

vm 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 









92.5 

92.2 

92,2 

92.5 

93,2 

9,9 

10,0 

5,5 

6.7 

92,1 

91.8 

91.8 

92,0 

92,7 

9,9 

10,0 

5,4 

6.7 

0.4 

0.4 

0.4 

0,4 

0,5 

15,4 

6,7 

12,5 

110 

0.4 

0.4 

0,4 

0,4 

0,4 

15,4 

6,7 

6.3 

4,6 

0.4 

0,4 

0.4 

0,4 

0.3 

7.7 

7,1 

6,7 

3,7 

— 

0.0 

0.0 

0,0 

0,0 

— 

— 

— 

14,9 

7.0 

7.2 

7.2 

7.0 

6,3 

14.0 

t 0,3 

1,3 

3,5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,7 

0,8 

0,8 

0,8 

0,7 

17,1 

10,7 

2.9 

4.7 

6,2 

6.4 

6,4 

6.2 

5,6 

13,6 

10,3 

1.2 

3.3 

— 

— 

. — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100.0 

100.0 

100,0 

100.0 

100.0 

10.2 

10,0 

5,2 

6.5 

NACH ARTEN 









59.2 

59.5 

59,5 

60,3 

62,9 

12,9 

4,0 

5,5 

6.1 

1,7 

2.5 

16 

1.5 

1.6 

— 

6.3 

2.4 

5.5 

57,5 

58,0 

57.9 

58,8 

61,3 

13,3 

4,0 

5.6 

6,1 

— 

— 

- — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

5.9 

5,1 

5,2 

4.8 

4.2 

- 1.8 

4,5 

- 2,5 

0.6 

2.3 

19 

2,0 

18 

1.5 

-56 

8,9 

- 7,3 

- 0,9 

3.6 

3,2 

3.1 

3.0 

2.7 

0.6 

1,8 

0.6 

1.5 

34,9 

35,3 

35.3 

34.8 

32,9 

13,6 

4.0 

2.6 

3.5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

12,3 

4,0 

4.1 

4.9 


NACH FUNKTIONEN 


0,9 

0,9 

0.9 

0.9 

0,8 

11.3 

8,1 

6,1 

6.0 

0.8 

0.8 

0,8 

0,8 

0,8 

12,6 

9.0 

6,6 

6.0 

0.1 

0,1 

0,1 

0.1 

0.1 

— 

— 

— 

5,9 

15,6 

15,7 

14,6 

14.4 

15,3 

10,7 

2,1 

4.1 

7,6 



0,0 

0,0 

0,0 

0,0 







14,9 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

0.9 

10,5 

10.8 

5,7 

7.6 

14.8 

14,6 

13,7 

13,5 

14,4 

10,5 

16 

4,0 

7,5 

81,6 

81,7 

83,1 

83,3 

82,3 

10.3 

11.9 

5,4 

6.3 

77,7 

77,8 

79.2 

79.4 

78.4 

10,3 

11.9 

54 

6.3 

3.8 

3,9 

3.9 

3,9 

3,9 

10,6 

10,7 

4,9 

6,4 

2.0 

1,8 

1,5 

1.5 

1,6 

- 0.7 

- 6.1 

2,6 

7,5 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

10,2 

10.0 

5.2 

8.5 


NACH QUELLEN 


32.2 

35.4 

35,3 

35,3 

35,9 

23,7 

3,7 

4,0 

5,3 

20.8 

16,3 

16,4 

16,2 

14.3 

- 12,1 

4.6 

3,0 

2.1 

12.2 

12,8 

12,8 

12,9 

13,6 

17,3 

4,0 

5,3 

6.2 

18,0 

19,2 

19,2 

19,3 

19.6 

19.5 

4,0 

4,7 

5.4 

4.2 

2,5 

2,5 

2,5 

2,6 

- 33,6 

4.3 

5,4 

6,2 

4.2 

4.3 

4.3 

4.4 

4.7 

14,9 

4,0 

5,6 

6,7 

8.4 

9,6 

9,6 

9,4 

9.3 

27,4 

4.3 

2,4 

4.4 

100.0 

100,0 

100.0 

100,0 

100.0 

12,3 

4.0 

4.1 

4.9 
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Tabelle 111 — 141 Zusatzversicherung lm öffentlichen Diensl 



Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1962 





LEISTUNGEN 

Bnkoramensleistungen ......... 

2962 

3247 

3572 

3768 

4945 

laufend . 

2949 

3233 

3557 

3751 

4919 

einmalig 

13 

14 

15 

17 

26 

Sachleistungen 

13 

15 

16 

17 

20 

Barerstattungen 

13 

14 

15 

16 

18 

Waren- und Dienstleistungen 

— 

1 

1 

1 

2 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

224 

255 

281 

285 

334 

Zuschüsse . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Maßnahmen 

24 

28 

31 

32 

38 

Innerer Dienst 

200 

227 

250 

253 

296 

Verrechnungen 

5 

6 

6 

7 

1 

insgesamt 

3204 

3523 

3875 

4077 

5306 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

2668 

3012 

3136 

3309 

4223 

Beiträge der Versicherten ... 

39 

33 

38 

38 

50 

Tatsächliche Bei träge der Arbei tgeher 

2629 

2979 

3098 

3271 

4173 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

248 

248 

255 

250 

265 

Aus Öffentlichen Mitteln 

82 

81 

85 

79 

82 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

166 

167 

170 

171 

183 

Sonstige Hinnahmen 

1589 

1807 

1879 

1928 

2227 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

4505 

5067 

5270 

5487 

6715 

Finanzierungssaldo 

+ 1301 

+ 1544 

+ 1395 

+ 1410 

+ 1409 





LEISTUNGEN 

Familie 

26 

29 

31 

33 

42 

Kinder 

26 

29 

31 

33 

42 

Ehegatte 

— 

— 

— 

— 

— 

Mutterschaft 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

503 

557 

569 

591 

820 

Vorbeugung • « ♦ . . »..■«■• .... 

— 

— 

— 

— 

— 

Krankheit 

— 

i 

1 

1 

2 

Arbeitsunfall 

28 

31 

34 

36 

49 

Invalidität (allgemein) 

475 

525 

534 

554 

769 

Beschäftigung 

— 

— 

— 

— 

— 

Berufliche Bildung 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit ... 

— 

— : 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

2608 

2869 

3210 

3385 

4353 

Alter . 

2488 

2739 

3066 

3234 

4155 

Hinterbliebene 

120 

130 

144 

151 

197 

Folgen politischer Ereignisse ... 

63 

62 

59 

60 

84 

Wohnen 

— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— 


.Allgemeine Lebenshillen 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

3199 

3517 

3869 

4070 

5299 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

1443 

1788 

1855 

1928 

2399 

Bund 

932 

823 

857 

885 

956 

Lander 

566 

663 

690 

726 

934 

Gemeinden 

832 

994 

1034 

1082 

1346 

Sozialversicherung 

191 

128 

134 

141 

181 

Private Organisationen 

195 

224 

233 

246 

323 

Private Haushalte 

346 

446 

467 

477 

575 

Übrige Welt 

— 

— 

— 

— 

— 


Insgesamt 4505 5067 5270 5487 6715 
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Zusatzversicherung ira öffentlichen Dienst Tabelle III — 141 


Struktur in %» 


Wachstum in •/• 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

92.4 

92,2 

92,2 

92.4 

93,2 

9,6 

10,0 

5,5 

6.7 

92,0 

918 

91,8 

92,0 

92,7 

9,6 

10,0 

5,4 

6,7 

0,4 

0,4 

0.4 

0,4 

0,5 

7,7 

7,1 

13,3 

11.6 

0,4 

0.4 

0,4 

0,4 

0,4 

15,4 

6.7 

6,3 

4,6 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

0,3 

7,7 

7,1 

6,7 

3,7 

— 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

— 

— 

— 

14,9 

7,0 

7,2 

7.3 

7,0 

6.3 

13,8 

10.2 

1,4 

3,5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,7 

0,8 

0.8 

0,8 

0.7 

16,7 

10,7 

3,2 

4,2 

6,2 

6,4 

6,5 

6,2 

5,6 

13,5 

10,1 

12 

3,4 

0.2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,1 

20,0 

— 

16,7 

3.1 

100.0 

100,0 

100.0 

100,0 

100.0 

10,0 

10.0 

5,2 

6,5 


NACH ARTEN 


59,2 

59.4 

59,5 

60,3 

62,9 

12,9 

4,1 

5,5 

6,1 

0.9 

0,7 

0.7 

0,7 

0.7 

-15,4 

15.2 

— 

5.6 

58,4 

58,8 

58,8 

59,6 

62,1 

13,3 

4.0 

5,6 

6,1 

5.5 

4.9 

4.8 

4,6 

3,9 

— 

2,8 

-2,0 

0.8 

18 

1,6 

1,6 

1.4 

1,2 

-1,2 

4,9 

-7,1 

-0,7 

3,7 

3,3 

3,2 

3,1 

2,7 

0,6 

19 

0,6 

1,5 

35,3 

35,7 

35,7 

35,1 

33,2 

13,7 

4.0 

2.6 

3.5 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

12,5 

4,0 

4.1 

5.0 


NACH FUNKTIONEN 
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Tabelle III — 142 Zusatz Versicherung für einzelne Berufe 


Leistungen und 


Millionen DM 



1975 

1975 

1977 

1978 

1982 

Einkorn mensieistun gen 

91 

108 

118 

LEISTUNGEN 
124 1 18 

laufend . * . * . . » ■ 

m 

W7 

117 

J23 

157 

einmalig „ , , , , . , . * 

— 

1 

1 

1 

1 

Sachleistungen . . . . ...... 

— 

— 

— 

— 


Bäremartuzjgen . . . . 

— 

■ — 

— 

— 

— 

Waren- und Dienstleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Lautungen 

6 

7 

8 

H 

9. 

ZUSCf] USi V . . 4 . 1 »«'*•* | . . - . 1 H 

- — 

— 

— 

— > 

* — 

Maßnahmen , , » . , 

— 

0 

0 

— ■ 

1 

fnnerer Dienst 

6 

7 

8 

8 

8 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt . . . . . * 

97 

m 

128 

132 

167 

Beiträge ...... 

HO 

90 

91 

FINANZIERUNG 
96 121 

Bei frage der Versicherten . . . * . . . . , 

41 

47 

47 

49 

61 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

39 

43 

44 

47 

60 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner .... 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen . . * ■ . - - . . < .<i ...... i . 

25 

20 

25 

23 

23 

Atrs offen fiJchen Mffidn .» , . . ......... 

25 

20 

25 

23 

23 

AusnichföffenUichen Mitteln .... 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen , 

33 

35 

36 

37 

42 

Verrechnungen 

— 


— 

— = 

— 

Insgesamt . • » ... . 

138 

145 

152 

158 

186 

Ftaafizlerungssaldo 

+ 41 

+ 30 

+26 

+24 

+ 19 

Familie ....... ...... ...i.i . > i i i: * . . 1 1 • i « * .t * i't « i 

3 

3 

3 

LEISTUNGEN 
3 4 

jQfider .... 1 . 1 1 I >1 I I 1 1 1 1 1 . 4 I * 4 f . 4 ■ o i » • I ■ I ■ ■ W > 

— 

— 

— 

— 

— 


3 

3 

3 

3 

4 

Wuft6rsciiäZf . 1 1 1 . . r . ■ .1*1 ........ 

— 

- — 

— 

— 

— 

Gesundheit . , ».*.«■ .«.».■ ...... ....... . 

12 

13 

13 

14 

18 

Vorbeugung 

- — 

— 

— 

■ — 


ftra n h hei t , ....... . « ■ * . , ...... ■ ■ * . . ...... • » 

— 

— 

— 

— 

— 

Arheitsun/aii 

t 

1 

1 

1 

1 

fnvaiidifät (allgemein! 

12 

13 

12 

13 

17 

Beschäftigung 

— 

— 

— 

— 

— 

Berufliche Bildung 

— 

— 

— - 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 


— 

Arbeitslosigkeit 

■ — 

— 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

Bl 

98 

109 

113 

144 

Alfer * ■ ... i ■ 

74 

07 

97 

102 

ISO 

Hin ferh/j ebene , . . . . . . . . . 

7 

W 

tl 

11 

14 

Folgen politischer Ereignisse 

1 

l 

l 

1 

2 

Wohnen . . 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen . . • . ..... * . 

— 

— 

— - 

— 

— 

Insgesamt > • * **„.»* - 

97 

115 

126 

132 

187 

Unternehmen *>. 

50 

58 

59 

FINANZIERUNG 
63 78 

Bund . . . . ...... 

35 

26 

31 

30 

31 

Länder i*. s , . 

I 

1 

1 

1 

2 

Gemeinden . « . 

5 

6 

6 

7 

8 

Sozialversicherung < 

2 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen . . . . 

— 

— 

— 


— - 

Private Haushalte , , >.* * * 

45 

33 

53 

55 

68 

übrige Welt ........ 

ü 

— 

— 

— 

— 

insgesamt ...... . * . * 

138 

145 

152 

156 

186 
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Zusatzversidierung für einzelne Berufe 

Tabelle 

III— 142 


Struktur in 




Wachstum in # /o 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 









93,8 

93,8 

93,6 

93,9 

94,6 

18,7 

9.3 

5,1 

6,0 

93,8 

93,0 

92,8 

93,2 

94,0 

17,6 

9,3 

5,1 

6,1 

— 

0,9 

0,8 

0,8 

0,6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

6.2 

6,2 

6,4 

6,1 

5.4 

18,3 

14,1 

-1,2 

2,4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,1 

0,1 

— 

0,7 

— 

— 

— 

61.5 

6,2 

6,1 

6.3 

6,1 

4,8 

16,7 

14,3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

18,7 

9.6 

4,7 

5,8 

NACH ARTEN 

58,0 

62,1 

59,9 

61,5 

65.1 

12,5 

1.1 

5,5 

5,9 

29,7 

32,4 

30,9 

31,4 

32,8 

14,6 

— 

4,3 

5,4 

28,3 

29,7 

28,9 

30,1 

32,3 

10,3 

2,3 

6,8 

6,4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

18.1 

13,8 

16,4 

14,7 

12,4 

-20,0 

25,0 

-8,0 

-1.7 

18,1 

13,8 

16,4 

14,7 

12,4 

- 20.0 

25,0 

- 8,0 

-1,7 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

23,9 

24,1 

23,7 

23,7 

22,6 

6,1 

2,9 

2,8 

3.1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

5.1 

4.8 

2,6 

4,1 


NACH FUNKTIONEN 


3.1 

2.6 

2.4 

2.3 

2.4 

— 

— 

— 

5,9 

3,1 

2,6 

2,4 

2 3 

2,4 

— 

— 

— 

5,9 

124 

11,5 

10,5 

10,8 

10,6 

9,3 

0,5 

7,4 

5,9 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

21 A 

8,7 

8,0 

6,3 

11,9 

10,9 

9.9 

10,2 

10,0 

8,7 

-0,0 

7.4 

5,9 

83,3 

84,7 

86,1 

85,9 

86,0 

20,7 

11,4 

4,4 

5.8 

75,9 

75,8 

77,3 

77,3 

77,5 

18,5 

11.8 

4,6 

5,9 

7.4 

9.0 

8,8 

8,7 

8,5 

43.3 

7,8 

2,9 

5.0 

1.2 

1,2 

Sill 

1.0 

III© 

21.1 

-9,4 

1 1 1 -o 

6,3 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

18,7 

9.6 

4,7 

5.8 


NACHQUELLEN 


36.4 

40,0 

39,1 

40,3 

42,0 

15,6 

2,5 

5,8 

5.6 

25.1 

18,1 

20,7 

19,0 

16,4 

-23,9 

19,7 

-5,8 

-0,6 

0,7 

1,0 

0,9 

0,9 

0,9 

41,4 

2,9 

2,8 

3,1 

3,6 

1.4 

4,3 

4,3 

4,3 

4,1 

27,3 

2,9 

2,8 

3,1 

32,8 

36,5 

34,9 

35,4 

36,6 

16,9 

0,3 

4,1 

5,1 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

5.1 

4,8 

2.6 

4,1 
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Tabelle III— 2 Arbeitgeberletstungcm 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Emkommensleistungen * < * . * . , 

24000 

24900 

27000 

28400 

36400 

Jau/end 

24ÖÖ0 

24900 

2700Ö 

28400 

3640Ö 

einmalig . < . . 

— 


— 

— 

— . 

Sach lei slungen. 



— 

— 

■ — 

Barersfatfungen . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Waren- undDiejisfJejsftmgen 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

1300 

1400 

1500 

1600 

2000 

Zuschüsse 


— 

— 

_ 

— 

Maßnahmen , , .... , * * . . . . . . 

1300 

1400 

1500 

1600 

2000 

Innerer Dienst 

— 

— 

— : 

— 

— 

Verrechnungen .... . ■ . 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

25300 

26300 

28500 

30000 

36400 





FINANZIERUNG 

Beitrage 

25044 

26033 

28218 

29688 

38005 

Beiträge der Verodierte/i ...... 

— 

— 

— 

— 

— 

Tütsdch liehe Bei träge der Arbei (geh er 

1134 

1090 

1165 

1230 

1587 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

235 10 

24943 

27053 

28458 

36418 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen . 

— 

— 

- — 

— 

— 

AusO/fcnfhchenMffebi 

— 

— 

— 


— 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 


— 


— 

— 

Verrechnungen 

256 

267 

282 

312 

395 

insgesamt . 

25300 

26300 

28500 

30000 

38400 

Flnanzlerungssaldo 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie . . 

920 

920 

L025 

1025 

1216 

Binder ..<■ . . , *,.* 

600 

600 

600 

600 

600 

Ehegaffe 

— 

* — 

— 

— 

— 

Mutterschaft . . 

320 

320 

425 

425 

616 

Gesundhat 

19370 

20010 

21655 

22885 

29384 

Vorbeugung 

850 

360 

925 

985 

1252 

Krankheit . . . 

15724 

16224 

17563 

18553 

23826 

Arbeifsunfah ... 

2404 

2502 

2703 

2859 

3667 

Invalidität (allgemein} - ......... 

392 

424 

464 

488 

640 

Beschäftigung , . 

— 

— 

— 

— 

— 

Berufliche Bildung. . 

— 

— 

— - 

— 

— 

Sonstige Mobilität . . . . 

— 

— 

— ■ 

- — 

— 

Arbei fs/osigJcef f 

— ■ 

— 

— 

— 


Aller und Hinterbliebene . . 

4410 

4770 

5220 

5490 

7200 

Alfer 

4165 

4505 

4930 

5185 

6800 

Hinterbliebene , , 

245 

265 

290 

305 

400 

Folgen politischer Ereignisse , . . , . * 

— 

— 

— . 

— 

— 

Wohnen 

600 

600 

600 

600 

600 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshüfen 

■ — 

— 

— 

■ — 

— 

Insgesamt 

25300 

26300 

28500 

30000 

36400 





FINANZIERUNG 

Unternehmen . 

21983 

22872 

24788 

26068 

33326 

Bund . . - 

483 

499 

542 

572 

739 

Länder. .. . . - * 

1450 

1497 

1625 

1715 

2216 

Gemeinden 

644 

665 

722 

762 

985 

Sozial versieben mg - . - . 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 

322 

333 

361 

381 

493 

Private Haushalte .... 

161 

166 

181 

191 

246 

Übrige Weit ....... 

— 

— 

— 

— 

— 


insgesamt ... * * 25044 26033 28216 29668 3800S 
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Finanzierung Arbettgeberleistungen Tabelle m — 2 


Struktur in •/* 

Wachstum in */a 

1975 

1976 1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 t 977/78 

»977/82 

JD 


NACH ARTEN 




NACH FUNKTIONEN 
3,6 

3,5 

3.6 

3,4 

3,2 


11.4 


3.5 

Z4 

2.3 

2.1 

2.0 

1.6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

*— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1.3 

12 

1.5 

1,4 

1.6 

— 

32,8 

— 

7,7 

76,6 

76, t 

76,0 

76,3 

76.5 

3,3 

8,2 

5,7 

6,3 

3.4 

3.3 

3.2 

3.3 

3.3 

1,2 

7.6 

6,5 

6.2 

62/2 

61,7 

61.6 

61,8 

62,0 

3.2 

8,3 

5.6 

6.3 

9.5 

9.5 

9.5 

9.5 

9,5 

4.1 

8.0 

5.8 

6.3 

15 

1.6 

1,6 

1,6 

1,7 

8.2 

9.4 

5.2 

6,6 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— * 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

17,4 

18,1 

18.3 

18,3 

18.8 

8,2 

9,4 

5,2 

6.6 

16.5 

17.1 

17.3 

17.3 

17.7 

8,2 

9.4 

5,2 

6.6 

10 

1.0 

1.0 

io 

1.0 

8.2 

9,4 

5/2 

6.6 

— 

— 

— 

— 

— 

— ► 

— 

— 

— 

2.4 

2,3 

2.1 

2,0 

1.6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

4,0 

8,4 

5.3 

6.1 

NACH QUELLEN 

87,8 

87.9 

87,8 

87.8 

87,7 

4,0 

8.4 

5,2 

6.1 

1,9 

1.9 

1.9 

1.9 

1.9 

3,3 

8,5 

5,5 

6.4 

5.8 

5.8 

5,8 

5,8 

5.8 

3.3 

8.5 

5.5 

6,4 

2,6 

2.6 

2,6 

2,6 

2,6 

3,3 

8,5 

5.5 

6,4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1,3 

1,3 

U 

1,3 

1,3 

3,3 

8.5 

5,5 

6,4 

0.6 

0,6 

0.6 

0.6 

0,6 

3,3 

8.5 

5.5 

6.4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

• — 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

3,9 

8,4 

5,2 

6.1 
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Drucksache 8/1605 Deuisdier Bundestag — 8, Wahlperiode 


Tabelle 111— 201 EntgelUurlzahlung 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1962 





LEISTUNGEN 

Einkommensletstimgen . 

17500 

18000 

19500 

20600 

26600 

laufend . 

17500 

18000 

19500 

20600 

26600 

TJI 3 ftg ■ • >►<»»-' » » • ij < i hi «m'i » i . , i i t 


— 

— 

— 

— 

Sachleistungen 

- — 

— 

— * 

— 

— 

Barersfaftungen , - * . , * * . t ( . . . . . , * 

— 

— 

— 

— 

— 

Waren- und Dienstleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

— 

- — 

— 

— 

— 

Zuschüsse . « 

— 

— 

— 

— 

— 

Maßnahmen . . * . * - - , . 


— 

— 

— 

— 

frmerar Diensf - * . * * , . . . . 

— 

— 

— 

— - 

— . 

Verrechnungen .«*,**.. n * . * . 

— 


— 

— 

— 

Insgesamt . . . 

17500 

18000 

19500 

20600 

26600 





FINANZIERUNG 

Beiträge . ... . ... ■ *. . 

17244 

17733 

19218 

20288 

26205 

Beiträge der Versicherten , ..... - . . . ... - ........ 

— 

— 

— - 

— 

— 

Ta t sächliche Beiträge der Arbeitgeber 

U34 

W90 

f 165 

1230 

1587 

L/n ferste/1 fe Beiträge der Arheifgeher . 

WUO 

16643 

18053 

1905$ 

24618 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen ........ . .... .... 


— 

■ — 


1 — ? 

Aus Öffentlichen Mitteln 

— 

— 

— 


— 


- — 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Annahmen 

— 

— 

— ■ 

— - 

— 

Verrechnungen 

256 

267 

262 

312 

395 

insgesamt 

17500 

10000 

I9500 

20600 

26600 

Finan/Ierungssaldo * . . * 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie ■ . . 

300 

300 

400 

400 

586 


— 

— • 

— 

- — 

— 

Hiegaffe ... 

— 

— 

— 

— 

— 

Mutterschaft 

300 

300 

400 

400 

586 

Gesundheit . . 

17200 

17700 

19100 

20200 

26014 

Vorbeugung ....... ....... , . 

700 

700 

750 

800 

1022 

KranJclieil . . 

14604 

15044 

16238 

mm 

22116 

Arbeifstm/a/J . . . . . . 

1896 

1956 

2112 

2232 

2877 

i/ivaliditäf (allgemein ) . . . . . . . 

■ — 

— 

*— 

— 

— 

Beschäftigung « . . 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

Bem/ftdie Bildung , , 

— 

— 

— - 

— 

— 

Sonstige Mobiftfäf 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeits/osiglreit 

— 

— 


— 

— 

Aller und Hinterbli ebene 

— 


— 

— 

— 

Alfer . . . 

— 

— 

_ 

j — 

— 

Hinferb/J'ebene 

— 

— 

— 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse 

— 

<= 

— 

— 

-- 

Wohnen - v ....... , . ... ........ ..... 

— 

— 

- — 

— 

— 

Sparförderung ................................ . 

— 


— 


— 

Allgemeine Lebenshilfen . . 

— 

— 

= — 

— 

— 

insgesamt . , P „ * 

17500 

18000 

19500 

20600 

26600 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

14 183 

14572 

15788 

16668 

21526 

Bund . . . , , i . . 

483 

490 

542 

572 

739 

Länder , ......... . . . . . . - .... 

t4S0 

1497 

1625 

1715 

2216 

Gemeinden 

644 

665 

722 

762 

985 

Sozialversicherung . 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 

322 

333 

361 

381 

493 

Private Haushalte ..... 

161 

166 

181 

191 

246 

Übrige Well 

— 

= 

— 

— 

— 


insgesamt 17244 17733 19218 20288 28205 
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Finanzierung 





Entgeltfortzahlung 

Tabel 

Ile 111—201 


Struktur in # /n 




Wachstum in 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 









100.0 

100.0 

100.0 

100,0 

100,0 

2.9 

8.3 

5,6 

6.4 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

2,9 

8,3 

5,6 

6.4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— ; 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

2.9 

8.3 

5,6 

6.4 

NACH ARTEN 

98.5 

98,5 

98,6 

98,5 

98,5 

2,8 

8.4 

5,6 

6.4 

— - 

— 

— 

— . 

— 

— - 

— 

— 

_ 

6.5 

6,1 

6,0 

6,0 

6.0 

- 3.9 

6,9 

5.6 

6.4 

92.1 

92,5 

92,6 

92.5 

92,6 

3,3 

8,5 

5,6 

6.4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1,5 

1,5 

1.4 

1,5 

1,5 

4.3 

5.6 

10,6 

7,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

2,9 

8,3 

5,6 

6,4 


NACH FUNKTIONEN 



NACHQUELLEN 
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Drucksache 8/1805 Deutscher Bundestag — B, Wahlperiode 


Tabelle III — 229 Vertragliche und freiwillige Arbeitgeherleistungen 



Leistlingen und 



Millionen DM 




1975 

1976 

1377 

1978 

1982 

fönkominensleistumjen 

6500 

6900 

7500 

LEISTUNGEN 
7800 9800 

teufend 

6500 

6900 

7500 

7800 

9800 

einmalig ..... 

— 

— 

— 

— 

— - 

Sachleistungen . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Bar erste ff ungen 

— 

— 

— 

— 

— - 

Waren- und Dienstleistungen . 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen ....... 

1300 

1400 

1500 

1600 

2000 

7 issrfa L?5S t- - . i i « • . . / . i ■ • - . i . < . .. .,,^..*1 

— • 

— 



— 

— 

Maßnahmen . 

ljöö 

1400 

tm 

1600 

2000 

/nnenerDiensf . <„ , . . . ... . 

— * 

— 



— 

4— 

V . >..«.• ». _ 

— 

— 

— 

— 


insgesamt 

7ÖCM1 

8300 

9000 

»400 

11800 

Beitrage 

7800 

8300 

9000 

FINANZIERUNG 
»400 1 1800 

Beiträge der Vers/rherfen 

— 

” — 



■ 



TatsacMcbe Beifrage der Arbeitgeber 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

L T n ferste/ Jfe Beiträge der Arbeitgeber . 

7800 

8300 

mo 

mo 

twm 

Beiträge der Retmier , > 


— 

— 

— 

— 

Zuweisungen ...... 

— 

— 

— 

— 

— . 

Aus äffen tfichen Mitteln 

— 

■ — 

— - 

— . 

— 

Aus nich töffeni Üchen Mitteln . , , 

— 



— 


Sonstige Einnahmen 

— 

■ — - 


— . 

— 

Verrechnungen ...... 

— 

|§ 

— 

— 


Insgesamt 

7800 

8300 

9000 

»400 

11800 

Finanz! er ungssa Id t> 

— 

— 

— 

— 

— 

Familie 

620 

620 

625 

LEISTUNGEN 
625 630 

Kinder 

800 

600 

600 

m 

600 

Ehegatte 

— 

— 

— 

— 

— 

Mutterschaft 

20 

20 

25 

25 

30 

Gesundheit . . . 

2170 

2310 

2555 

2685 

3370 

Verbeugung , . . . . 

150 

WO 

175 

185 

230 

Krankheit , 

1120 

1180 

1325 

1385 

1710 

...... ...... ....... 

508 

546 

591 

627 

790 

Invalidität (allgemein} 

392 

424 

464 

488 

640 

Beschäftigung . . , , 

— 

— 

— 

— 

— 

Berufliche Bildung 

— 


~ 

— 

— 

Sonstige Mobilität . . . 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

ArbdtetosigJcejf 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene . , . . 

4410 

4770 

5220 

5490 

7200 

Altei . .'.4 . i ....... k .. . . i . . 

4ff>5 

4505 

4930 

5JÖ5 

6800 

Hmterb/Zebene . . 

245 

265 

290 

30$ 

400 

Folgen politischer Ereignisse - . 

— 


— 

— 

— 

Wohnen , 

600 

600 

600 

600 

600 

Sparförderung , ; , . 

— 

— 

.—4 

— ~ 


Allgemeine LebenshiTIen , , . 

— - 

— 

— 

— 

“ 

Insgesamt 

7800 

8300 

9000 

9400 

11800 

Unternehmen ........ ..... ...... ...... 

7800 

8300 

0000 

FINANZIERUNG 
9400 11800 

Billld 4 • ....... 4 ...... » . r * • < ' ...... . ..... 

— 

— 

— 



— 


— 

— 

— 

— 

— 

Gemeinden 

— 

— 

— 

— 

5ss: 

Sozia [Versicherung ... 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 


— 

— 

— 

; 

Private Haushalte .... , 

— 

— 

— 

— 

2-= 

Übrige Welt 

— 

— 

— 

— 


Insgesamt 

7800 

8300 

9000 

9400 

11800 
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1975 


Vertragliche und freiwillige Arbeitgeberleistungen Tabelle III — 229 


Struktur in V# 
1976 1977 


1978 


1982 


1975/76 


Wachstum in •/* 


1976/77 1977/78 1977/82 

JD 


NACH ARTEN 




NACH FUNKTIONEN 


7,9 

7.5 

6,9 

6,6 

5,3 

— 

0,8 


0,2 

7.7 

7,2 

6.7 

6,4 

5,1 

— 

- — 

— ! • 

— 

0.3 

0.2 

0.3 

0.3 

0.3 



25,0 

, , 

3.7 

27,8 

27.8 

28,4 

28,6 

28,6 

6.5 

10,6 

5,1 

5,7 

1.9 

19 

1.9 

2.0 

1.9 

6,7 

9,4 

5.7 

5,6 

14,4 

14.2 

14.7 

14.7 

14.5 

5,4 

1 Z 3 

4,5 

5.2 

6.5 

6.6 

6.6 

6.7 

6.7 

7.5 

8.2 

6,1 

6,0 

5.0 

5.1 

5.2 

5.2 

5,4 

8,2 

9,4 

5.2 

6,6 

56,5 

57,5 

58,0 

58,4 

61,0 

8,2 

9.4 

5.2 

6,6 

53.4 

54.3 

54.8 

55.2 

57,6 

8.2 

9.4 

5,2 

6.6 

3.1 

3.2 

3.2 

3.2 

3,4 

8,2 

9,4 

5.2 

6.6 

7,7 

7.2 

6,7 

6,4 

5,1 

INI 

INI 

i i i i 

INI 

100,0 

100.0 

100.0 

100,0 

100,0 

6.4 

8.4 

4,4 

5.6 


NACH QUELLEN 
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Drucksache 8/1805 Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle III — 3 Entschädigungen 



Leistungen und 



Millionen DM 



1975 

1976 1977 

1978 1982 


Einkommensleistunqen 

laufend 

einmalig 

Sachleistungen 

Barerstat tungen ........ . 

Waren - und Dienstleistungen . 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

Zuschüsse 

Maßnahmen 

Innerer Dienst 

Verrechnungen 

12966 

12627 

339 

1568 

965 

603 

989 

57 

248 

684 

283 

13402 

13086 

316 

1656 

999 

657 

1030 

80 

265 

685 

300 

13930 

13661 

269 

1705 

1028 

677 

1029 

67 

261 

701 

302 

LEISTUNGEN 
14224 14812 

13929 14592 

295 220 

1828 1901 

1103 1155 

725 746 

1118 1162 

90 68 

306 304 

722 790 

334 421 

insgesamt 

15806 

16388 

16966 

17504 

18296 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

4 

4 

3 

3 

2 

Beiträge der Versicherten 

4 

4 

3 

3 

2 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 


— 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

14766 

15314 

15875 

16425 

19291 

Aus öffentlichen Mitteln 

14766 

15314 

15875 

16425 

18294 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

1036 

1070 

1088 

1076 

— 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

15806 

16388 

16966 

17504 

18296 

Finanzierungssaldo 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie 

848 

746 

754 

780 

823 

Kinder 

392 

341 

367 

364 

449 

Ehegatte 

427 

384 

359 

380 

341 

Mutterschaft 

29 

21 

29 

36 

33 

Gesundheit 

525 

504 

546 

528 

620 

Vorbeugung 

180 

111 

172 

123 

228 

Krankheit 

268 

313 

293 

309 

282 

Arbeitsunfall 

— 

— 

— 

— 

— 

Invalidität ( allgemein ) 

78 

81 

81 

96 

110 

Beschäftigung 

38 

48 

32 

52 

42 

Berufliche Bildung 

38 

48 

32 

52 

42 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

• — 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

Aller und Hinterbliebene 

7372 

7859 

8251 

8504 

8702 

Alter 

7342 

7830 

8223 

8473 

8669 

Hinterbliebene 

30 

28 

28 

3t 

33 

Folgen politischer Ereignisse 

6354 

6518 

6669 

6868 

7267 

Wohnen 

13 

13 

15 

14 

14 

Sparförderung 

80 

96 

99 

98 

93 

Allgemeine Lebenshilfen . . 

293 

305 

297 

326 

315 

Insgesamt 

15523 

16088 

16664 

17170 

17875 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

1035 

1069 

1087 

1075 

— 

Bund 

12315 

12887 

13460 

13907 

15779 

Länder 

2178 

2157 

2253 

2228 

2313 

Gemeinden 

272 

270 

162 

290 

202 

Sozialversicherung ... 


— 

— 

— 

— 

Private Organisationen . 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Haushalte 

5 

5 

4 

4 

2 

Übrige Welt 


— 

— 

•— 

— 


insgesamt 15806 16388 16966 17504 18296 
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Finanzierung 


Entschädigungen Tabelle III — 3 


Struktur in § /o 


Wachstum in °/# 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

82,0 

81.8 

82.1 

81,3 

81,0 

• 3,4 

3.9 

2,1 

1.2 

79,9 

79,9 

80,5 

79,6 

79,8 

3,6 

4,4 

2,0 

1.3 

2.1 

1,9 

1,6 

1,7 

1,2 

- 6,8 

- 14.9 

9,7 

- 3,9 

9,9 

10.1 

10.0 

10,4 

10.4 

5.6 

3.0 

7,2 

2,2 

6,1 

6,1 

6.1 

6,3 

6,3 

3,5 

2.9 

7,3 

2.4 

3.8 

4.0 

4,0 

4.1 

4,1 

9,0 

3,0 

7,1 

2.0 

6.3 

6.3 

6,1 

6,4 

6,4 

4.1 

- 0,1 

8,6 

2,5 

0,4 

0,5 

0,4 

0,5 

0,4 

40,4 

- 16,3 

34,3 

0,3 

16 

1.6 

1.5 

1,7 

1.7 

6.9 

- 1.5 

17,2 

3,1 

4,3 

4,2 

4,1 

4,1 

4.3 

0,1 

2.3 

3,0 

2.4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100.0 

100.0 

100.0 

100,0 

100.0 

3.7 

3.5 

3,2 

1,5 


NACH ARTEN 


0,0 

0,0 

0.0 

0,0 

0.0 

— 

— 25,0 

— 

- 7.8 

0.0 

0.0 

0,0 

0,0 

0.0 


- 25,0 


- 7.8 

93.4 

93,4 

93.6 

93,8 

100.0 

3.7 

3,7 

3.5 

2.9 

93,4 

93,4 

93,6 

93,8 

100.0 

3,7 

3.7 

3,5 

2.9 

6.6 

6,5 

6,4 

6,1 

i I i 

3,3 

1,7 

- 1,1 

1 1 1 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

3,7 

3,5 

3.2 

1.5 


NACH FUNKTIONEN 
5,5 

4,6 

4.5 

4,5 

4,6 

- 12.1 

1,2 

3,4 

1.7 

2.5 

2,1 

2.2 

21 

2.5 

- 13,1 

7.7 

- 0,9 

4,1 

27 

2.4 

22 

2,2 

1,9 

- 10.1 

— 6,5 

6.0 

- 1.0 

0,2 

0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

- 27,4 

34.5 

25,7 

3.0 

3,4 

3.1 

3,3 

3.1 

3.5 

- 4,0 

8,4 

- 3,3 

2,6 

1.2 

0.7 

1.0 

0.7 

1.3 

- 38,2 

54,8 

- 28.5 

5,9 

1.7 

1.9 

1.8 

1,8 

1.6 

16,8 

- 6,2 

5,4 

- 0,8 

— 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,5 

0,5 

0.5 

0,6 

0,6 

3,2 

1,1 

18,3 

6,1 

0,2 

0.3 

0.2 

0.3 

0,2 

28,1 

- 32.6 

61.3 

5.3 

0.2 

0,3 

0.2 

0,3 

0.2 

28,1 

- 32,6 

61,3 

5,3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 







47.5 

48.8 

49.5 

49,5 

48,7 

6,6 

5,0 

3.1 

1.1 

47,3 

48,7 

49.3 

49.3 

48,5 

6.6 

5,0 

3,0 

M 

0,2 

0.2 

0,2 

0,2 

0,2 

- 4,9 

- 1,6 

11,5 

3,2 

40,9 

40,5 

40,0 

40,0 

40,7 

2,6 

2.3 

3,0 

1.7 

0.1 

0,1 

0.1 

0,1 

0.1 

— 

15,4 

- 6,7 

- 1.4 

0,5 

0,6 

0,6 

0,6 

0,5 

19,1 

3,9 

— 1,3 

- 1.3 

1.9 

1,9 

1.8 

1,9 

1,8 

4.2 

- 2,7 

9,7 

1.2 


100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

3,6 

3,6 

3.0 

1.4 

NACH QUELLEN 

6,5 

6,5 

6.4 

6,1 


3,3 

1.7 

- 1,1 


77,9 

78,6 

79.3 

79,4 

86,2 

4.6 

4.4 

3,3 

3.2 

13,8 

13,2 

13.3 

12,7 

12,6 

- 1.0 

4,5 

- 1,1 

0.5 

1,7 

1,6 

1,0 

1,7 

1.1 

- 1,0 

- 39,8 

78,6 

4.5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,0 

0,0 

0.0 

0.0 

0.0 

— 

- 20,0 

— 

- 12,9 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 

100.0 

3.7 

3.5 

3,2 

M 
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Tabelle III — 301 Kn egsopfer Versorgung 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkoramenslmshmgeri . , . 

8928 

9509 

10082 

10380 

11265 

jfa ufend . H * i i i * i p k i t * i'i ».»*■•. *>••*«< * * . *-.■ * • p * 

8786 

9377 

9995 

10256 

11144 

einmalig 

142 

132 

87 

124 

121 

Sachleistungen . . < . * . 

1249 

1288 

1330 

1451 

1542 

Barersta ttungen 

660 

646 

669 

742 

796 

Wären- und DiensfMsfüflgen . 

588 

640 

661 

709 

746 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

704 

756 

762 

847 

911 

Zuschüsse 

57 

80 

67 

90 

68 

Maßnahmen 

157 

m 

177 

222 

219 

Innerer Dienst 

490 

495 

529 

535 

624 

Verrechnungen 

255 

270 

272 

303 

389 

Insgesamt . 

11135 

11823 

12446 

12981 

14107 





FINANZIERUNG 

Bei tTÄQ 6 . . . i a. i i. JL . i > i i.1 i ■ . i 1 ■ |J ■ 1 i i'i i > 4 i.« i * ■ 4 . . t 

— 

. — 

— 

— 

— 

Bei tage der Versicherten * . , 

— 

— 


— 

— 

Tatsächliche Bei tage der Arbeitgeber , . . 

— 

— 

— 




Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber ...... P . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Beitäge der Rentner . . 

— 

— 

— 




Zuweisungen , , T 

11134 

11822 

12445 

12980 

14107 

Aus öffentlichen Mitteln - 

11734 

11822 

12445 

12980 

14707 

Aus nichtöfien tlichen Mitteln 

— 

— 

— 


— - 

Sonstige Einnahmen 

1 

t 

1 

1 

— 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . 

11135 

11823 

12446 

12981 

14107 

Flnanzterungssaldo , 

— 

— 

— 

~ 

— 





LEISTUNGEN 

Familie . . > « . . > * ■ * . *> » ■ . * . . -* * • . • .■» * * 

428 

385 

453 

4SI 

516 

Kinder , , , . . r , 

343 

304 

344 

335 

423 

Ehega tte , ■ . • » . > . . ■ # * ■ . p > ■ • • . - ■ » « « ■ ■- . • . • • • 

69 

70 

94 

92 

72 

Mutterschaft . . , 

17 

10 

16 

24 

21 

Gesundheit , . . . . . 

480 

452 

495 

476 

591 

Vorbeugung 

180 

211 

172 

123 

228 

Krankheit **<■■ > > p < » < ■ » ... > . . , * * .» . * » « * «_* < . . *• * 

222 

261 

241 

257 

253 

Arbeitsanfall 

— 

— 


* — 

— 

Invalidität (allgemein ! . > * - . . * . * *• , . . 

78 

81 

87 

96 

tto 

Beschäftigung 

36 

46 

30 

50 

40 

Berufliche Bildung . * , . . ... ...... 

36 

46 

J0 

50 

40 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

4838 

5322 

5746 

6022 

6413 

A/fer ... 

4824 

5308 

5733 

6006 

6395 

Hinterbliebene 

14 

14 

13 

16 

18 

Folgen politischer Ereignisse — 

5048 

5298 

5413 

5614 

6110 

Wohnen 

2 

2 

2 

2 

2 

Sparförderung 

— 

— - 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen . . < , . . . , 

48 

48 

35 

63 

46 

insgesamt ..*..„**„•*.•*•* ................ ... . 

10880 

11553 

12174 

12678 

13718 





FINANZIERUNG 

Unter nehmen . . . , - . . . ....... ....... . 

— 


— 

— 

— 

Bund 

10328 

11011 

11615 

12062 

13093 

Lander <_ 

645 

666 

704 

752 

852 

Gemeinden 

161 

145 

126 

166 

162 

Sozialvemchening ...... . , . , .... - - 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 


— 

— 

~ 

— 

Private Haushalte . 

1 

1 

I 

1 

— 

Übrige Welt . . . . . ^ 

— - 

— 

— 

— 



insgesamt «. r « * * H135 11823 12446 12981 14107 
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Finanzierung 


Kriegsopferversorgung Tabel 1 e III— 301 


Struktur ln 


Wachstum in Va 


1975 

1076 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/02 

m 

NACH ARTEN 









80,2 

80.4 

81.0 

80.0 

79.9 

63 

6,0 

3,0 

2,2 

784 

79.3 

80.3 

79.0 

79,0 

6,7 

6,6 

2,6 

2,2 

1.3 

1,1 

0,7 

10 

0*9 

* 7,0 

- 34.1 

42,5 

6*8 

11.2 

10,9 

10,7 

11,2 

10,9 

3,2 

3,3 

9,1 

3,0 

5,9 

5,5 

5,4 

5.7 

5,6 

- 1,8 

3.2 

16,9 

3,5 

5*3 

5.4 

5.3 

5,5 

5*3 

84 

3,3 

7.3 

2,4 

6,3 

6,4 

6,1 

6,5 

63 

1 A 

0,8 

U .2 

3,6 

0,5 

0,7 

0*5 

0 J 

0.5 

40,4 

- 16,3 

34*3 

03 

1.4 

1,5 

1*4 

1.7 

16 

15,3 

- 2.2 

254 

4.4 

4.4 

4*2 

4,2 

4.1 

4.4 

1 Ö 

4,6 

3.3 

3.8 

2.3 

2.3 

2,2 

2,3 


5,9 

0,7 

11,4 

7,4 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

6,2 

5.3 

44 

24 

NACH ARTEN 









— 

— 

— 

— 

— 

— 

- — 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

_ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

__ 

— 

— 

— 

— ; 

— 

— 

— 

— , 

. — 

— ^ 

4 


— 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

6,2 

5,3 

4,3 

2,5 

m,o 

100.0 

100,0 

100*0 

100,0 

6.2 

5,3 

4,3 

2,5 

— 

— 

— 

— 

— 

■=* 

— 

— 

— 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

— ■ 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

— * 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

6,2 

54 

44 

24 


NACH FUNKTIONEN 
3,9 

3.3 

3,7 

34 

3.8 

- 10,2 

17,9 

— 0,6 

2,6 

3,2 

2.6 

2,8 

26 

3,1 

- 112 

129 

- 2,6 

4,2 

0,6 

0*6 

0,8 

0.7 

0,5 

2,2 

33,9 

- 2,2 

- 5,1 

02 

ÖJ 

0,1 

0,2 

0,2 

“ 40,3 

$ 6,0 

53.2 

6,1 

4 A 

34 

4,1 

3,8 

44 

- 5,8 

HA 

- 3,7 

3,6 

1,7 

1.0 

1.4 

1,0 

1.7 

- 38,2 

54,8 

- 28,5 

5,9 

2,0 

2,3 

2,0 

2.0 

18 

17,3 

-24 

6,5 

0,9 

m — 

«— i 

. 

— 

- — 

. — 

— 

— 

- — 

0,7 

0,7 

0,7 

04 

0,8 

3,2 

Ü 

18,3 

6 r l 

04 

0.4 

0,2 

04 

04 

29,7 

— 34,0 

65.3 

5,6 

04 

OA 

0,2 

OA 

04 

29,7 

- 34.0 

65,3 

54 


— 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



— . 

— 

— 

— 


— 

— - 

44,5 

46,1 

474 

47,5 

46,7 

10,0 

8,0 

4,8 

2,2 

44,3 

45,9 

47 J 

47A 

46.6 

iao 

8.0 

4,8 

2 2 

ÖJ 

0,1 

0,1 

0.1 

0J 

4,0 

- 8.8 

23.1 

6,7 

46,4 

45.9 

444 

444 

44 5 

5,0 

22 

3.7 

24 

04 

0,0 

04 

0,0 

0,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

-~ 

— 

- — - 

— 

— 

0,4 

0,4 

04 

0,5 

0,3 

- 0,2 

-274 

79.1 

5,4 


100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

6,2 

5,4 

4,! 

2A 

NACH QUELLEN 









92,8 

93,1 

934 

92.9 

92,8 

64 

54 

3.8 

2,4 

5,8 

54 

5,7 

5,8 

6,0 

3.3 

5,7 

6,8 

3,9 

1.4 

1,2 

1.0 

14 

I A 

- 9.0 

-tll 

31*7 

5,2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

. — 

— , 

— 

— 



— 

^ — 

— 

0,0 

0.0 

0,0 

0,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

- — - 

•— 

— 

1 — * 

— 

= 

— 

100,0 

106,0 

100.0 

100,0 

100,0 

6,2 

5.3 

4.3 

24 
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Tabelle III — 302 Lastenausgleich 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkommensleistungen , 

1533 

1560 

1574 

1557 

1385 

läutend 

1514 

1537 

1542 

1533 

1374 

einmälig 

19 

23 

32 

24 

11 

Sachleistungen . 

179 

179 

180 

184 

188 

Barerstattungen 

179 

179 

180 

184 

188 

Waren - und Dienstleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

106 

106 

106 

106 

96 

Zuschüsse . . , 

— 

— 

— 

— 

— 

Maßnahmen 

40 

40 

40 

40 

40 

Innerer Dienst 

66 

66 

66 

66 

56 

Verrechnungen 

28 

30 

30 

31 

32 

Insgesamt 

1846 

1875 

1890 

1878 

1701 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

4 

4 

3 

3 

2 

Beiträge der Versicherten 

4 

4 

3 

3 

2 

Tatsächliche Beitrage der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

807 

802 

800 

800 

1699 

A us offen fliehen Mi tteln 

807 

802 

800 

800 

1699 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

1035 

1069 

1087 

1075 

— 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

1846 

1875 

um 

1878 

1701 

Finanzierungssaldo 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie ..... 

192 

191 

191 

190 

185 

Kinder 

— 

— 

— 

— 

— 

Ehegatte ..... , 

192 

191 

191 

190 

185 

Mutterschaft 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit ... . . . . 

6 

5 

5 

5 

5 

Vorbeugung 

— 

— 

— 

— 

— 

Krankheit 

6 

5 

5 

5 

5 

Arbeitsunfall 

— 

— 

— 

— 

— 

Invalidität ( allgemein } . 

— 

— 

— . 

— 

— 

Beschäftigung 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität . 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

. — 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

1386 

1401 

1411 

1397 

1253 

Alter . . . 

1370 

1387 

1396 

1382 

1238 

Hinterbliebene 

16 

14 

15 

15 

15 

Folgen politischer Ereignisse 

108 

111 

113 

113 

103 

Wohnen 

— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilten 

126 

137 

140 

142 

124 

Insgesamt 

1818 

1845 

1860 

1847 

1669 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

1035 

1069 

1087 

1075 

— - 

Bund ..... 

292 

262 

282 

262 

1189 

Länder * 

448 

456 

518 

454 

510 

Gemeinden 

67 

84 

— 

84 

— 

Sozial Versicherung ..... 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 


— 

— 

— 

— 

Private Haushalte 

4 

4 

3 

3 

2 

Übrige Welt 

— 

— 

— 




insgesamt 1846 1875 1890 1878 1701 
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Lastenausgleich 

T abelle 

III— 302 


Struktur in °/o 




Wachstum in •/• 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 









83.0 

83,2 

83,3 

82,9 

81,4 

1.8 

0,9 

-u 

-2.5 

82,0 

82,0 

81,6 

81,6 

80,8 

1.5 

0,3 

-0,6 

-2,3 

10 

1,2 

1,7 

1,3 

0,6 

21,1 

39,1 

-25.0 

- 19,2 

9.7 

9,5 

9,5 

9.8 

11,1 

— 

0,6 

2,2 

0,9 

9,7 

9,5 

9,5 

9,8 

11,1 

— 

0.6 

2.2 

0,9 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

5,7 

5,7 

5,6 

5.6 

5,6 

— 

— 

— 

-2,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2,2 

2,1 

2.1 

2,1 

2,4 

— 

— 

— 

— 

3,6 

3,5 

3.5 

3,5 

3,3 

— 

— 

— 

-3,2 

1,5 

1.6 

1.6 

1.7 

1,9 

7.1 

— 

3.3 

1.3 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

1.6 

0.8 

-0,6 

-2,1 

NACH ARTEN 

0,2 

0.2 

0,2 

0.2 

0.1 

— 

-25.0 

— 

-7,8 

0,2 

0,2 

0,2 

0.2 

0,1 

— 

-25,0 

— 

-7.8 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

43,7 

42.8 

42,3 

42,6 

99,9 

—0,6 

-0.2 

— 

16,3 

43,7 

42,8 

42,3 

42,6 

99,9 

- 0,6 

-0,2 

— 

16.3 


—— 

— 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

56,1 

57,0 

57,5 

57,2 

— 

3,3 

1,7 

-1,1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

1.6 

0,8 

-0,6 

-2,1 


NACH FUNKTIONEN 


10,6 

10,3 

10,3 

10.3 

IM 

-0.8 

0,2 

-0,4 

-0,6 

10,6 

10.3 

10,3 

10,3 

iu 

-0,8 

0,2 

- 0,4 

-0,6 

0.3 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

-16,7 

— 

0,2 

— 

0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

0.3 

- 16,7 

— 

0,2 

~ 

76,2 

76,0 

75,8 

75,6 

75,1 

1.1 

0,7 

-t.O 

-2.3 

75,4 

75,2 

75,0 

74,8 

74,2 

1,3 

0,6 

- 1,0 

- 2 4 

0,9 

0,8 

0,8 

0.8 

0.9 

- 12,5 

5.7 

1,4 

-0.3 

5,9 

6.0 

6,1 

6,1 

6.2 

2,9 

1.8 

0.2 

-1.9 

6.9 

7.4 

7.5 

7.7 

7.4 

8,9 

2,6 

0,9 

-2.5 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

1.5 

0,8 

-0.7 

-2.1 


NACH QUELLEN 


56,1 

57,0 

57.5 

57,2 

— 

3,3 

1.7 

-u 

— 

15,8 

14.0 

14,9 

14.0 

69,9 

-10.3 

7,6 

-7,1 

33.3 

24.3 

24,3 

27,4 

24.2 

30,0 

1.8 

13,6 

-12.4 

-0,3 

3,6 

4,5 

— 

4.5 

— 

25.2 

— 

— 

z 

0,2 

0.2 

0.2 

0.2 

0.1 

— 

-25,0 

— 

-7.8 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

1,6 

0,8 

-0,6 

-2.1 
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T & b eit ö III— 303 Wiedergutmachung 


Leistungen und 


Millionen DM 



1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

Ejukiirnniensieistungen 

2125 

2028 

2026 

LEISTUNGEN 
2000 1807 

laufend ..***», ..... . , 

2032 

19S5 

I960 

1950 

1884 

ej nnia jjg *.4. ► ■ «... i P t« ... 

93 

73 

66 

56 

3 

Sachleistungen , ... 

24 

25 

24 

24 

3 

Barerst-cutf ungen . . * . ■ .»-«*. ... - . . < ....... 

9 

& 

8 

8 

1 

Waren- und Dienstleistungen . . 

15 

17 

16 

16 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen ... 

m 

122 

120 

120 

110 

2lJSChlJSS£* .i i . i • ■ i ■ « . . i . . . . . ■ . , i . . • i • i 

— 

— 

— 

— 

— 

Maßnahmen , . . . 

39 

36 

36 

36 

JÖ 

innerer Dienst 

90 

86 

84 

84 

74 

Verrechnungen , M .... v .... . - , . . 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt ..... 

2278 

2175 

2170 

2150 

2000 

Beiträge . 




FINANZIERUNG 

Beiträge der Versicherten . . 

— - 

— 

— 

— 

— 

Tatsädiilche Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

-= 

Unters fei tte Be i trage der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen . . 

2278 

2175 

2170 

2150 

2000 

Am oft entliehen Mitteln 

2278 

2m 

2t 70 

2150 

2000 

Am nichtöffentlichen Mitteln 

— 


— 

— . 

— 

Sonstige Einnahmen 

- — 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen ... 

— 

- — 

— 

— 

— 

Insgesamt 

2276 

2175 

2170 

2150 

2000 

Finanzierirngssaldo 

— 

— 

— 

— 

— 

Familie 

$ 

5 

4 

LEISTUNGEN 
4 4 

Kinder * ....... . 

5 

5 

4 

4 

4 

Ehegatte .... . 

— 

— 

— 

— 

— 

Mutterschaft ....... . :K1 • . . ... 



— 


— 

Gesundheit 

2i 

22 

21 

21 

— 

Vorbeugung .... ... 

— 

— 

— 

— 

— 

Krankheit 

21 

22 

21 

21 

— 

Arbeifeun/aii .... ... , ............... 

- — 

— 

■ — 

— 

— 

Invalidität (allgemein l 

— 

— 

— 

. — 

— 

Beschäftigung 

2 

2 

2 

2 

2 

Berufliche Bildung * ....... , . 

2 

2 

2 

2 

2 

Sonstige Mobilität .. . , 

■ — 

— 

— 

— 

— 

Arbeiteiosigkeif ... ü .ü ..... * . * , . . , 


— 


— 

— 

Alter und Hinterbliebene v . 

1148 

1135 

1094 

1085 

1036 

Aller ... r . i . i. « > > * • >.*■■*> . t 

tua 

1135 

1094 

1085 

1036 

Hinterbliebene , . , 

— 

— 

— . 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse ...... 

1102 

1011 

1049 

1038 

958 

Wohnen 

— 

— 

— 

— 


Sparförderung ; 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshllfen .......... 

- 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt * . 

2278 

2175 

2170 

2150 

2000 

Unternehmen 




FINANZIERUNG 

BUttCf ►.»*..■ . i . . * i ■ k i r r i i »:■.»» k.T. i i r i i f • 

1198 

1145 

1144 

1133 

1054 

Länder .* ... .... . . ...... . . 

1080 

1030 

1026 

1017 

945 

Gemeinden 

— 

— 

■ — 

— 

— i 

Sozialversicherung , ..... 

— 

— 

— 

— 

— 

Pnvale Organisationen 


— 


— 

— 

Piwate Haushalte . . ; . 

— 

— 

- — 

— 

— 

Übrttje Welt 

— 

— 

ä 

— 

— 

Insgesamt * 

2278 

2475 

2170 

2150 

2000 
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Finanzierung 


Wiedergutmachung Tabelle ÜJ — 303 



Struktur in V* 




Wachstum in % 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

I977/7B 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

93,3 

93,2 

93,4 

93.3 

94 t 3 

-4.6 

-0,1 

— LQ 

“ L4 

89,2 

89,9 

90,3 

904 

94,2 

-3,8 

0,3 

-0,5 

-0,8 

4,1 

3.4 

3,0 

2,8 

0,1 

-2L5 

-9,6 

-15,2 

-45.1 

U 

M 

U 

1,1 

0,1 

4,2 

-4,0 

— 

-34,0 

0,4 

0.4 

04 

0,4 

0,1 

~11J 

— 

— 

-17,8 

0,7 

0,8 

0,7 

0,7 

— 

13,3 

-5,9 

— 

— 

5,7 

56 

5,5 

5.6 

5,5 

-5.4 

-1,6 

— 

-1,7 


* — - 

- — 

■ — 

- — 

— 

- — - 

— 

— 

IJ 

1,7 

2,7 

1,7 

18 

-7,7 

— 

— . 

— 

4,0 

4 t Ö 

3,9 

3,9 

3,7 

-4 t 4 

-2,3 

— 

-2,5 

- — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

' — 

— - 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

— 4,5 

-0,2 

-0,9 

-1,6 


NACH ARTEN 



NACH FUNKTIONEN 


0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

— 

-20,0 

__ 


0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

— 

-20,0 

, 

- — 

0.9 

1,0 

m 

1.0 

“ " 

4.8 

-4,5 

— 

— 

0,9 

1,0 

1,0 

1,0 

— 

4,8 

—4,5 

— 

— 

0.1 

0,1 

04 

0,1 

0,1 

— 

— 

* 

_ 

0,1 

04 

04 

04 

0.1 

— * • 

— 

_ 


50,4 

52,2 

50,4 

50,5 

51,8 

- u 

-3,6 

-0,9 

-i.i 

504 

52,2 

50,4 

50,5 

51.8 

-14 

-3,6 

-0,9 

-1,1 

48,4 

46,5 

48,3 

48,3 

47,9 

i i \ t i 

IR 1 1 1 

-l r 0 

-1.6 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

-4,5 

-0,2 

-0,9 

*1.6 


NACH QUELLEN 
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Tabelle ID— 309 Sonstige Entschädigungen 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkommensleistungen 

380 

305 

248 

281 

275 

laufend . * . - , , . . 

295 

21? 

164 

190 

190 

einmalig . ... ... 

85 

m 

84 

91 

85 

Sachleistungen . 

117 

164 

171 

169 

16B 

Sarcref aff ungen . . 

117 

164 

17t 

169 

168 

Waren- und Di en sf Jeistungen . ■ , . , . 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen . . 

50 

46 

41 

45 

45 

Zuschüsse . .. ......... * 

— 

— * 

— 

— 

— 

Maßnahmen 

12 

8 

8 

8 

9 

innerer Dienst . , . . 

38 

38 

33 

3? 

3$ 

Verrechnungen . , , , , 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt , 

547 

515 

460 

495 

488 





HNANZTERUNC 

Beiträge . , 

— 

— 

— 


— 

Beiträge der Versicherten 



— 

— 

— 

Tafsächfiche Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 


— 

Unter stei/fe Beiträge der Arbeitgeber , , , 

— 

— 

— 

— ’ 

— 

Beiträge der Rentner . . , . 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen ... 

547 

515 

460 

495 


Ausö/tenfJicheii Mittein ... 

54? 

515 

460 

495 

488 

AusnkhWtfentMchwi Mitteln 

— 

— 

. — 

— 

— 

Sonstige Einnahmen ..... . 


< — ► 

— 

— 

— - 

Verrechnungen .. ... 

— 

— 

— r 

— 

— 

insgesamt 

547 

515 

460 

495 

48« 

Finaniierungssaldo . 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie . 

223 

165 

106 

136 

Hfl 

Kinder . > > * ... H ........ , .... 

44 

31 

19 

25 

21 

Ehegatte 

166 

123 

74 

99 

84 

Mutterschaft , > * . , , 

13 

11 

13 

12 

12 

Gesundheit ..... ... . 

18 

25 

26 

26 

24 

Vorbeugung . . . 

— 

— 

- — 

— 

— 

K/anicheif 

18 

25 

26 

26 

24 

Arbei tsun/al/ 

— 

— 

— . 

— 

— 

Invalidität faügemeinl . . ................. 

— 

— 

— 

— 

— 

Beschäftigung . * ... ... . . ... 

— 

— 

— 

— 

— 

Berufliche Bildung * / , . 

— 

^ — 

- — 

— 

■ — 

Sonstige Mobilität 

— 

— ■' 

— 

— 

— 


— 

- — 



— 

— 

Alter und Hinterbliebene ■ 

— 

— j 

— 

— 

— 

After . ■ ....... ...... i. »■* ......... 

— • 

- — 



— - 


Hin ler hfl ebene 

— 

- — 

— 

— 

■ — 

Feigen politischer Ereignisse • ... .Y. . ..... Y * ..,**■ , 

96 

98 

94 

102 

96 

Wohnen 

n 

11 

13 

12 

12 

Sparförderung 

80 

96 

99 

98 

93 

Allgemeine Lebenshilien 

119 

120 

122 

121 

145 

insgesamt 

547 

515 

460 

495 

488 





FINANZIERUNG 


— 

— 



— 

Bund .... ...... ■ > 1 1 . i . . . 1 1 . > . < . • < i . . . + *i 

497 

469 

419 

450 

443 


6 

5 

5 

5 

5 

Gemeinden ....... ...... .. .i . . * . # . . . ■ ■ ■ . 

44 

41 

36 

40 

40 


— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 

— 

— 

— 

— 


Private Haushalte . * * « * . ♦ . 

■ — ■ 

— 

- — 

— , 

— 

Übrige Welt 

— 

- 

— 


— 


insgesamt 547 515 460 495 488 
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Sonstige Entschädigungen Tabelle III — 309 



Struktur in */• 




Wachstum in # /t 


1975 


1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

69,5 

59,2 

53,9 

56.8 

56.4 

— 19,7 

-18,7 

13,3 

2.1 

53,9 

42.1 

35,7 

38.4 

38,9 

-26,4 

-24.4 

15,9 

3,0 

15,5 

17. t 

18,3 

18,4 

17,4 

3,5 

- 4.5 

8,3 

0.2 

21.4 

31,8 

37,2 

34,1 

34.4 

40,2 

4.3 

-1,2 

-0,4 

21,4 

31.8 

37,2 

34,1 

34.4 

40,2 

4.3 

- 12 

-0,4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

9.1 

6.9 

8.9 

9,1 

9.2 

-8.0 

-10,9 

9.8 

1.9 

— 

— 

— 

— 

— * 


— 

— 

— 

2,2 

1.6 

17 

1,6 

18 

-33.3 

— 

— 

2,4 

6,9 

7,4 

7,2 

7.5 

7.4 

— 

- 13,2 

12.1 

18 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100.0 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 

-5.9 

-10.7 

7.6 

1.2 


NACH ARTEN 



NACH FUNKTIONEN 


40,7 

32,1 

23,1 

27,4 

24.1 

-25,7 

-35.7 

27,5 

2,0 

8,0 

6,0 

4,1 

5,0 

4,4 

-29.1 

- 38.7 

29,9 

2,4 

30,4 

23,9 

16,1 

19,9 

17,2 

-26,0 

- 39,7 

32,9 

2,5 

2,3 

2.2 

2,9 

2,5 

2,5 

-10,4 

15,5 

- 6,9 

— 1.3 

3,4 

4.9 

5.6 

5.3 

4.9 

35.6 

3.1 

0,7 

-1.5 

3,4 

4,9 

5,6 

5,3 

4,9 

35,6 

3,1 

0.7 

-1,5 

17,6 

19,0 

20,4 

20,6 

19,7 

2,1 

-4.1 

8.5 

0,4 

2,0 

2.1 

2.8 

2.4 

2,5 

— 

18,2 

-7,7 

-1,6 

14,7 

18,5 

21,6 

19,8 

19,1 

19,1 

3,9 

-1.3 

-1,3 

21,7 

23.3 

26,4 

24.5 

29,8 

1.2 

1,3 

-0,1 

3,7 

100,0 

100,0 

100.0 

100.0 

100,0 

-5.9 

-10.7 

7.6 

1.2 


NACH QUELLEN 


— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

90,9 

91,1 

91,1 

90,9 

90,8 

-5.6 

-10,7 

7.4 

1.1 

1,0 

1.0 

1,0 

1,0 

1,0 

-7.3 

-13,2 

9.1 

1,8 

8,1 

7.9 

7.9 

8.1 

8,2 

-8.1 

-10,6 

1 1 1 1 £ 

1.9 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

-5.9 

-10,7 

7.6 

1.2 
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Tabelle 111—4 Soziale Hilfen und Dienste 


Leistungen und 


Millionen DM 


t975 

1976 

1977 

1970 

1902 





LEISTUNGEN 

Emkommensieistungen , , 

21127 

21576 

23412 

22530 

22472 

laufend - . , . . . 

20533 

20950 

22729 

21798 

21531 

einmalig . . * * * * . . . . * 

594 

626 

683 

732 

941 

Sachleistungen * , . . . 

5907 

6681 

7381 

8134 

12061 

Barerstattungen . . ......... . . 

735 

676 

919 

992 

1540 

Waren - und Diensdejsfiuigen .... 

5172 

5805 

6462 

7142 

J052J 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

4543 

4991 

5433 

5962 

8066 

Zuschüsse , , i - * . * 

917 

J0Ö2 

1099 

1197 

1620 

Maßnahmen ...... . , 

2501 

2756 

3000 

3290 

4431 

Innerer Dienst ... ...... * .......... 4 . .... . * . 

1125 

1233 

1334 

1475 

2015 

Verrechnungen <>•..»> m« < . » * * . i . * * ■ ... * ..**■. i . 

3 

4 

5 

5 

2 

insgesamt 

31580 

33252 

36231 

36631 

42606 





FINANZIERUNG 

Beiträge 


— 

— 

— 

— 

Beiträge der Versicherten , , , 

— 

- — 



— 


Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

r 

— 

— 

— 

— 

Un ferste !/ te Bei träge der Arbeitgeber 



— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 



— 

Zuweisungen . * 

30176 

31574 

34597 

34850 

40222 

Aus offen fliehen Mitteln 

25212 

26511 

2 9422 

29602 

35624 

Aus nichtöffentlichen Mitteln « . . . 

4984 

5063 

5175 

5248 

4598 

Sonstige Einnahmen 

1373 

1645 

1601 

1747 

2347 

Verrechnungen 

3t 

33 

33 

34 

37 

Insgesamt .......... 

31580 

33252 

36231 

36631 

42606 

Ftnanzterungssaldo 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie . , , . 

294? 

3301 

3607 

3951 

5447 

Kinder . 

279/ 

3127 

3406 

3713 

5113 

Ehegatte 

92 

WO 

JI8 

145 

183 

Mutterschaft . » > .. 

64 

74 

83 

93 

150 

Gesundheit , , , 

0908 

7542 

8334 

8865 

13266 

Vorbeugung . * . . . ... 

U$5 

!531 

1615 

1707 

2127 

Krankheit . . „ . , 

1909 

1683 

2029 

2409 

3341 

Arbe/feun/afl 

99 

97 

108 

128 

147 

ftivalidtfät faligemeinj 

3435 

4030 

4582 

4621 

7651 

Beschäftigung ...... 

3580 

3504 

3709 

5092 

5968 

Berufliche Bildung 

3567 

3502 

3707 

5088 

5966 

Sonstige Mobilität , , , . « * 

— 

— 

— 

— 

— 

ArbeitsJosjgJreit 

12 

2 

2 

4 

2 

Alter und Hinterbliebene 

1842 

2367 

2615 

2503 

3631 

After 

1838 

2363 

2609 

2499 

3625 

Hin fe/frh ebene . 

4 

4 

6 

4 

6 

Folgen politischer Ereignisse , . .••*« 

32 

25 

32 

28 

43 

wohnen ■ < F . . 

1798 

1760 

1596 

2121 

1931 

Sparförderung 

13386 

13613 

15097 

12730 

10560 

Allgemeine Lebenshilfen . . 

1084 

1136 

1236 

1336 

1753 

insgesamt 

31577 

33248 

36226 

36628 

42599 





FINANZIERUNG 

Unternehmen . . . . 

5171 

5300 

5407 

5503 

4922 

Bund 

7301 

7638 

9272 

7531 

6923 

Lander ....... . , .... , , , > , , 

7726 

7525 

7569 

8344 

9483 

Gemeinden . 

10114 

11277 

12509 

13653 

19153 

Sozialversicherung v 

— 

— 

— 


— 

Private Organisationen 

50 

49 

50 

51 

45 

Private Haushalte ......... * 

(186 

1429 

1390 

1515 

2041 

Übrige Welt . * — . , 

1 

1 

1 

— 

2 


Insgesamt 


36198 


42569 


31549 


33219 


36597 
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Soziale Hilfen und Dienste Tabelle III — 4 


Struktur in ®/o 


Wachstum in # /i 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

66.9 

64,9 

64.6 

61,5 

52,7 

2,1 

8,5 

-3,8 

“0,8 

65,0 

63,0 

62.7 

59,5 

50.5 

2,0 

8.5 

- 4,1 

-J,l 

19 

1.9 

1.9 

2,0 

2.2 

5,4 

9,1 

7,2 

6.6 

18,7 

20. 1 

20,4 

22,2 

28,3 

13,1 

10,5 

10,2 

10,3 

2.3 

2,6 

2.5 

2,7 

3.6 

19,2 

4.9 

7,9 

10,9 

16,4 

17 J 

17,8 

19,5 

24.7 

1X2 

11,3 

10,5 

10,2 

14.4 

15,0 

15.0 

16,3 

18,9 

9,9 

8,9 

9.7 

8,2 

2.9 

3 t 0 

3,0 

3,3 

3.8 

9,3 

9.7 

8.9 

8,1 

7,9 

8,3 

8,3 

9,0 

10,4 

10,2 

8,9 

9,7 

8,1 

3,6 

3,7 

3.7 

4,0 

4.7 

9.6 

8,2 

10,6 

8,6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100.0 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

5,3 

9.0 

14 

3,3 

NACH ARTEN 









— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— : 

— 

— 

— 

; — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

* — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

_ 

— 

— 

— 

— 

— 

95.6 

95,0 

95,5 

95,1 

94.4 

4.6 

9,6 

0,7 

3.1 

79,8 

79,7 

81.2 

80,8 

83.6 

5,2 

11,0 

0,6 

3.9 

15.7 

15,2 

14,3 

14.3 

10.8 

2,0 

2,2 

14 

- 2,3 

4,3 


4.4 

4.8 

5.5 

19.8 

•2.7 

9,1 

8.0 

0.1 

0.1 

0,1 

0.1 

0,1 

6,5 

— 

3,0 

2,3 

100.0 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

5,3 

9.0 

u 

3.3 


NACH FUNKTIONEN 
9,3 

9,9 

10,0 

10,8 

12,8 


9.3 

9,5 

8,6 

8.8 

9,4 

9,4 

10,1 

12,0 

12,0 

8.9 

9,0 

8,5 

0.3 

0,3 

0.3 

0.4 

0.4 

9,3 

17,9 

23,1 

9.1 

0.2 

0,2 

0,2 

0.3 

0,4 

16.3 

11.6 

12,2 

12,6 

21,9 

22,7 

23,0 

24.2 

31.1 

9,2 

10,5 

6,4 

9.7 

4,6 

4,6 

4,5 

4,7 

5.0 

4.5 

5,5 

5,7 

5,7 

6,0 

5.7 

5.6 

6,6 

7.8 

- 1,3 

7,8 

18,7 

10,5 

0,3 

0,3 

0,3 

0.3 

0,3 

- 2,1 

10,7 

18,7 

6,4 

10.9 

12,1 

12,6 

12,6 

18.0 

17,3 

13,7 

0,9 

10,8 

11,3 

10,5 

10,2 

13,9 

14.0 

“2,1 

5,8 

37,3 

10,0 

11.3 

10,5 

10,2 

13,9 

14,0 

- 1.8 

5,8 

37,3 

10,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

- 84,0 

— 

100,0 

— 

5.8 

7,1 

7,2 

6,8 

8,5 

28,5 

10.5 

-4,3 

6.8 

5,8 

7,1 

7.2 

6,8 

8.5 

28,6 

10,4 

-4,2 

6.8 

0,0 

0,0 

0.0 

0,0 

0,0 

— 

50,0 

- 33,3 

— 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0.1 

“21,0 

25,4 

-9,9 

6.6 

5,7 

5.3 

4.4 

5,8 

4,5 

-ZI 

-9,3 

32,9 

3 9 

42.4 

40.9 

41,7 

34,8 

24.8 

1.7 

10,9 

-15,7 

-6.9 

3,4 

3,4 

3,4 

3.6 

4,1 

4,8 

8,8 

8,1 

7,2 


100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

5,3 

9.0 

M 

3,3 

NACH QUELLEN 

16,4 

16,0 

14,9 

15,0 

11,6 

2,5 

2,0 

1,8 

-1,9 

23,1 

23.0 

25,6 

20,6 

16,3 

4,6 

21.4 

-18,8 

-5,7 

24,5 

22,7 

20.9 

22,8 

22,3 

-2,6 

0.6 

10,2 

4.6 

32,1 

33,9 

34,6 

37,3 

45,0 

11.5 

10,9 

9,1 

8,9 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

0.2 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

-2,0 

2.0 

2,0 

-2,1 

3.8 

4,3 

3,8 

4,1 

4,8 

20,5 

-2,7 

9,0 

8,0 

0.0 

0,0 

0.0 

— 

0.0 

27,8 

-5,8 

— 

10,1 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

5,3 

9,0 

M 

3,3 
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Tabelle III— 401 Sozialhilfe 



Leistungen und 



Millionen DM 



1975 

1976 1977 

1978 1982 






LEISTUNGEN 

Einkommensleistungen 

3358 

3808 

4215 

4572 

6186 

lautend 

2764 

3182 

3532 

3840 

5245 

einmalig 

594 

626 

683 

732 

941 

Sachleistungen 

4346 

4968 

5545 

6171 

9371 

Barerstattungen 

529 

656 

677 

710 

979 

Waren- und Dienstleistungen 

3817 

4312 

4868 

5461 

8392 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

905 

10X5 

1137 

1249 

1806 

Zuschüsse ... . . . 

— 

— 

— 


— 

Maßnahmen 

385 

435 

477 

539 

746 

Innerer Dienst 

520 

590 

660 

710 

1060 

Verrechnungen 

3 

4 

5 

5 

7 

insgesamt 

8612 

9805 

10902 

11997 

17370 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

— 

— 

— 

— 

— 

Bei frage der Versicherten ... 


— 

— 

— 

— 

Tatsächli ch e Bei träge der Arbei tgeber 

— 

- — 

— 

— 

— * 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner 

— 

— 


— 

— 

Zuweisungen 

7706 

8687 

9849 

10803 

157X3 

Aus öt/en fliehen Mitteln 

7706 

8687 

9849 

10803 

15723 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

— 

— 


— 

— 

Sonstige Einnahmen 

875 

1085 

1020 

1160 

1610 

Verrechnungen . . 

31 

33 

33 

34 

37 

insgesamt 

8612 

9805 

10902 

11997 

17370 

Finanzierungssaldo 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie 

221 

251 

271 

311 

381 

Kinder . . 

153 

171 

184 

204 

257 

Ehegatte 

61 

70 

78 

96 

109 

Mutterschaft 

7 

9 

9 

10 

15 

Gesundheit 

5380 

5917 

6614 

7046 

11002 

Vorbeugung 

132 

120 

124 

132 

168 

Krankheit 

1713 

1669 

1801 

2165 

3036 

.Arbeitsanfall 

99 

97 

108 

128 

147 

Invalidität (allgemein) 

3435 

4030 

4582 

4621 

7651 

Beschäftigung 

730 

851 

948 

1657 

1791 

Berufliche Bildung 

717 

849 

946 

1653 

1789 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

12 

2 

2 

4 

2 

Alter und Hinterbliebene 

1842 

2367 

2615 

2503 

3631 

Alter 

1838 

2363 

2609 

2499 

3625 

Hinterbliebene 

4 

4 

6 

4 

6 

Folgen politischer Ereignisse 

32 

25 

32 

28 

43 

Wohnen 

1 

1 

1 

1 

1 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— - 

— 

Allgemeine Lebenshilfen 

404 

389 

416 

447 

514 

insgesamt 

8609 

9801 

10897 

11992 

17363 





FINANZIERUNG 

Unternehmen , . . 

112 

137 

129 

148 

208 

Bund 

42 

40 

50 

56 

50 

Länder 

1533 

1729 

1960 

2149 

3135 

Gemeinden 

6131 

6918 

7839 

8598 

12538 

Sozialversicherung 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Haushalte 

762 

947 

890 

1012 

1400 

Übrige Welt . . 

1 

1 

1 

— 

2 


Insgesamt 8581 9772 10869 11963 17333 
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Finanzierung 


Sozialhilfe Tabelle 111—401 


Struktur in */o 


Wachstum in °/q 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

39,0 

38.8 

38,7 

38,1 

35,6 

13,4 

10,7 

8,5 

8,0 

32,1 

32,5 

32,4 

32,0 

30,2 

15,1 

11,0 

8,7 

8,2 

6.9 

6,4 

6,3 

6,1 

5,4 

5.4 

9,1 

7,2 

6,6 

50,5 

50,7 

50,9 

51,4 

53,9 

14,3 

11,6 

11,3 

11.1 

6,1 

6.7 

6,2 

5,9 

5,6 

24,0 

3.2 

4,9 

7,7 

44,3 

44,0 

44,7 

45,5 

48,3 

13,0 

12,9 

12,2 

11,5 

10,5 

10,5 

10,4 

10,4 

10,4 

13,3 

10.9 

9,9 

9,7 

— 

«— 

— 

— 

4=» 

«üb. 

— » 

— 

— 

4,5 

4,4 

4.4 

4,5 

4,3 

13,0 

9,7 

13.0 

9.4 

6,0 

6,0 

6,1 

5,9 

6,1 

13,5 

11,9 

7,6 

9,9 

0,0 

0,0 

0.0 

0.0 

0,0 

33,3 

25,0 

— 

7,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

100.0 

13.9 

11.2 

10,0 

9.8 


NACH ARTEN 



r - 

— 



1 

— 


— 

89,5 

88.6 

90.3 

90,0 

90.5 

12.7 

13.4 

9,7 

9.8 

89,5 

88,6 

90,3 

90,0 

90.5 

12,7 

13,4 

9,7 

9,8 

10.2 

11,1 

9,4 

9,7 

9,3 

24,0 

-6,0 

13,7 

9,6 

0,4 

0.3 

0,3 

0.3 

0.2 

6.5 

— 

3.0 

2.3 

100,0 

100,0 

100,0 

too.o 

100,0 

13,9 

11,2 

10,0 

9,8 


NACH FUNKTIONEN 


2.6 

2.6 

2,5 

2,6 

2,2 

13,7 

8,0 

14,6 

7.0 

18 

1,7 

1,7 

1,7 

1,5 

12.4 

7.4 

111 

6.9 

0,7 

0.7 

0.7 

0.8 

0.6 

15,4 

10,6 

23,5 

6,9 

0,1 

0,1 

0,1 

0.1 

0,1 

28.6 

— 

1 U 

10,8 

62,5 

60,4 

60,7 

58,8 

63.4 

10,0 

11.8 

6.5 

10,7 

1,5 

1.2 

1.1 

hl 

1.0 

- 9.4 

3.4 

6.5 

6.2 

19,9 

17,0 

16,5 

18,1 

17,5 

- 2,6 

7,9 

20,2 

11.0 

1.2 

1.0 

1.0 

1.1 

0.8 

- 2.1 

10,7 

18.7 

6,4 

39,9 

41 , t 

42,0 

38,5 

44.1 

17,3 

13 r 7 

0,9 

W.8 

8.5 

8,7 

8,7 

13,8 

10.3 

16,6 

11.4 

74,7 

13,6 

8,3 

8,7 

8,7 

13,8 

10,3 

18.4 

11,4 

74,7 

13,6 

0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

- 84.0 



100,0 

__ 

21,4 

24.1 

24,0 

20.9 

20,9 

28,5 

10,5 

-4,3 

6,8 

21,3 

24,/ 

23,9 

20,8 

20,9 

28.6 

10,4 

- 4,2 

6,8 

0,0 

0.0 

0.1 

0.0 

0,0 

— 

50,0 

- 33,3 

— 

0,4 

0.3 

0,3 

0.2 

0.3 

-21,0 

25,4 

-9,9 

6,6 

0.0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

— 

— 

— 

— 

4,7 

4,0 

3,8 

3,7 

3,0 

-3.6 

6,7 

7,6 

4.3 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

13,8 

113 

10,0 

9,8 


NACH QUELLEN 


1,3 

1.4 

1,2 

1.2 

1,2 

22,1 

-5,8 

15,0 

10 .1 

0,5 

0,4 

0.5 

0.5 

0.3 

-4,8 

25,0 

12,0 

— 

17,9 

17,7 

18,0 

18,0 

18,1 

12,8 

13,3 

9,7 

9,8 

71,5 

70.8 

72,1 

71.9 

72,3 

12,8 

13,3 

9.7 

9,8 

8,9 

9.7 

8,2 

8,5 

8,1 

24,3 

-6.0 

13,7 

9,5 

0,0 

0,0 

0,0 

— 

0,0 

27,8 

-5,8 

— 

10,1 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

13.9 

11.2 

10.1 

9.8 
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Drucksache 8/1805 


Deutscher Bundestag — 8, Wahlperiode 


Tabelle III — 402 Jugendhilfe 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkommensieistungen , , . . . . 

101 

96 

108 

122 

176 

laufend 

101 

96 

108 

122 

176 

einmalig . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Sachleistungen 

1561 

1713 

1836 

1963 

2690 

Barerstattungen . 

206 

220 

242 

282 

561 

Waren- und Dienstleistungen 

1255 

1493 

1594 

1681 

2129 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

2043 

2292 

2542 

2809 

3950 

Zuschüsse 

827 

910 

1005 

1101 

1516 

Maßnahmen 

976 

1107 

1237 

1378 

1964 

Innerer Dienst 

240 

275 

300 

330 

470 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

3705 

4101 

4486 

4894 

6816 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Versicherten 

— 

— 

— 

— 

— 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Unterstellte Bei trage der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

3487 

3832 

420h 

4619 

6431 

Aus öffentlichen Mitteln 

2487 

3832 

4206 

4619 

6431 

Aus n ich töffen fliehen Mitteln 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

218 

269 

280 

275 

385 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

3705 

4101 

4486 

4894 

6816 

Finanzierungssaldo * 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie 

2726 

3050 

3336 

3640 

5066 

Kinder 

2639 

2955 

3222 

3508 

4857 

Ehegaffe 

31 

30 

40 

49 

74 

Mutterschaft 

57 

65 

74 

83 

135 

Gesundheit * ... 

188 

195 

200 

219 

264 

Vorbeugung 

153 

153 

155 

168 

204 

Krankheit . 

35 

42 

45 

51 

60 

Arbeitsunfall 

r 


— 

. — 

— 

Invalidität fallgemein) 

— 

— 

— 

— 

— 

Beschäftigung 

110 

109 

130 

146 

246 

Berufliche Bildung 

110 

109 

130 

146 

246 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

— 

— 

■ — 

— - 

— 

Alter 

— 

— 

— 

— 

— 

Hinterbliebene 

— 

— 

— 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnen 

— 

— 

— 

— 

- — 

Sparförderung ... 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen 

680 

746 

821 

888 

1239 

Insgesamt 

3705 

4101 

4486 

4894 

6816 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

— 

— 

— 

— 

- — 

Bund 

7 

7 

20 

20 

20 

Länder 

527 

580 

636 

698 

976 

Gemeinden 

2953 

3245 

3550 

3901 

5435 

Sozialversicherung — 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 

— 

— 

— 

— 


Private Haushalte 

218 

269 

280 

275 

385 

Übrige Welt 

— 

— 

— 

— 

— 


Insgesamt 3705 4101 4486 4804 6816 
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1975 


Struktur in •/• 


Wachstum in # /p 


1976 1977 1978 


1982 


1975/76 


1976/77 


1977/78 


1977/82 

JD 


NACH ARTEN 




NACH FUNKTIONEN 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle III — 403 Ausbildungsförderung 


Leistungen und 


Millionen DM 



1075 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Emkommensiejstungen ...... . . . . 

2627 

2439 

2523 

3154 

3770 

laufend . * > * , . . . , , * . * 

262 7 

2439 

2523 

3154 

3770 

einmalig ^ . , . * . * : *,*■.. * * 

— 

— 

— 

— 

— 

Sachleistungen . — 

— 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

Waren- und Dienstleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

113 

105 

108 

136 

160 

Zuschüsse 

— 

— 

— 

— 

— 

Maßnahmen . 

30 

28 

28 

36 

43 

inn erer Dienst 

83 

77 

80 

100 

117 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt .................. 

2740 

2544 

263! 

3290 

3930 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Versicherten 

— 

— 


— 

— 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber ..... 


— 

— 

— 

— 

Unters teil te Bei Jrä ge der Arbei tqeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Betfrage der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen . . 

2740 

2544 

2631 

3290 

3930 

Aus offen fliehen Mitteln ...... . 

2740 

2544 

2631 

3290 

3930 

Aus nichtöffentlichen Mitteln . 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen ......... .............. .......... 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt ♦ — * 

2740 

2544 

2631 

3290 

3930 

Finanzierungssaldo 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie . . . . . 


— 

— 

— - 

— 

Kinder 

— 

— 

— 

— 

— 

Ehegaffe . ..... 

— 

— 

— 


— 

Mufferscba/f 

— 

— _ 

— 

— 

— - 

Gesundheit * . ....... . , . . 

— 

— 

— 

— 

■ — 

Vorbeugung . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Kran Jeher f ...... ....... ....... ...... ...... 

— 

— 

— - 

— 

= — 

Arbeifsun/aii ........................... ... * . 

— 

— 

- — 

— 

— 

Invalidität (allgemein) 


— 

— 

— 

— 

Beschäftigung * , .w * ,. . . , 

2740 

2544 

2631 

3290 

3930 

Berufliche Bildung , . , . , 

2740 

2 544 

2631 

3290 

3930 

Samtige Mobilität 

— 

’ — 


— 

— 

Arbeifsiosigkeif . , 

— 

- — 

— 

— 

— - 

Alter und Hinterbliebene ...... . . . ... 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter , . , . . 

— 

— - 

■ 

& ■ 

— » 

HlnferbheJbene , 

— 


■ 

— 


Folgen politischer Ereignisse 

— 

=• 



— 

— - 

Wohnen 

— 

— 

— 

- — 

. — 

Sparförderung — 


— 

— 


— 

Allgemeine Lebenshilfen 

— 

— 

— 

— 

— 


Insgesamt 

2740 

2544 

2631 

3290 

3930 





FINANZIERUNG 

Unternehmen ...... i.*.. ....... > . . . . 

— 

— 

— 

. — 

— 

Bund ... 

1708 

1585 

1640 

2050 

2450 

Lander ■ . ...... ..*■•. n ....... ..*■.* >..».< ..... 

1032 

959 

991 

1240 

1480 


— 

— . 

. — 

— 

— 

Sozialversicherung . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen ...... 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Haushalte 

— 

— 

— 

• — 

— 

Übrige Welt b.. , 

— 

— 

— 

— 


Insgesamt 

2740 

2544 

263t 

3290 

3930 
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Finanzierung 


Ausbüdungsförderung Tabelle HI— 403 



Struktur in */o 




Wachstum in Vg 


1975 

1976 

1977 

1978 

1382 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 

95,9 

95,9 

95,9 

95,9 

95.9 

-7.2 

3,4 

25,0 

8,4 

95,9 

95,9 

9$ t 9 

95,9 

95,9 

-7,2 

3,4 

25.0 

8A 

■ — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

■ — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

- — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

44 

44 

44 

44 

4,1 

-?4 

2,9 

25,9 

8,2 

— 

— 

— 

- — 

— - 

— 

— — 

— - 

i — 

U 

7,1 

U 

U 

U 

-6,7 

— 

28,6 

9,0 

3,0 

3,0 

3,0 

30 

3,0 

-7,2 

3,9 

25,0 

7,9 

— 

— 

— 

— 

— 

— ■ 


— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

-7,2 

3,4 

25.0 

8,4 


NACH ARTEN 



NACH FUNKTIONEN 
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Tabelle III — 404 Wohngeld 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkommensleistungen 

1655 

1620 

1469 

1952 

1780 

laufend 

1655 

1620 

1469 

1952 

1780 

einmalig 

— 

— 

— 

— 

— 

Sachleistungen ►..«»». . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Barerstattungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Waren - und Dienstleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

142 

139 

126 

168 

150 


— 

— 

— 

— 

— 

Maßnahmen 

41 

41 

37 

49 

44 

Innerer Dienst 

101 

98 

89 

119 

106 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

1797 

1759 

1595 

2120 

1930 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Versicherten 

— 

— 

— 

— 

— 

Tatsächhche Bei träge der Arbei tgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner . . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

1797 

1759 

1595 

2120 

1930 

Aus öffentlichen Mitteln < . 

1797 

1759 

1595 

2120 

1930 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen 

— 

— 

• — 

— 

— 

insgesamt 

1797 

1759 

1595 

2120 

1930 

Finanzierungssaldo 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie 

— 

— 

— 

— 

— 

Kinder 

— 

— 

— 

— 

— 

Ehegatte » 

— 

■ — 

— 

— 

— 

Mutterschaft 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

— 

— 

— 

— 

— 

Vorbeugung 

— 

— 

— 

— 

— 

Krankheit 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitsunfall 

— 

— 

— 

— 

— 

Invalidität ( allgemein ) 

— 

— 

— 

— 

— 

Beschäftigung 

— 

— 

— 

— 

— 

Berufliche Bildung 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

— 

— 

— 

— 

— 

Aifer 

— 

— 

— 

— 

— 

Hinterbliebene 

— 

— 

— 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse 

— 



— . 

— 

— 

Wohnen 

Sparförderung 

1797 

1759 

1595 

2120 

1930 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilfen 

— 


— 

— 

— 

Insgesamt 

1797 

1759 

1595 

2120 

1930 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

— 

— 

— 

— 

— 

Bund .<»«. .k. i. ••«»».<•>• 

825 

808 

734 

976 

890 


922 

902 

817 

1085 

987 

Gemeinden 

50 

49 

44 

59 

53 


— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Haushalte 

— 

— 

— 

— 

— 

Übrige Welt 

— 

— 

— 

— 

— 


insgesamt 1797 1759 1595 2120 1930 
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Finanzierung 






Wohngeld 

Tabelle IH-^404 


Struktur in */u 




Wachstum in */■ 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

NACH ARTEN 









92,1 

92,1 

92.1 

92.1 

92,2 

-4,1 

—9x3 

323 

33 

92 1 

92.1 

92,1 

92.1 

92,2 

-Zi 

-23 

3Z9 

33 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 



— 

— ■ 

— 

— 

— 

- — 

— 

— 

— 

— 

— 

■ — 

— 

— 

— 




— 

— 

— 

— 

— 

7,9 

7,9 

7,9 

7,9 

7.6 

-2,1 

-9,4 

33,3 

3,5 

— 

— 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

■ — 

23 

23 

2,3 

23 

2 t 3 

— 

-9,8 

32,4 

3,5 

5,6 

5,6 

5,6 

5,6 

5.5 

-3,0 

—9,2 

33,7 

3,6 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

— f 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

- 2,1 

- 9,3 

32.9 

33 

NACH ARTEN 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


• — 

— 





— — 

— 

100,0 

100.0 

100.0 

100,0 

100.0 

- 2,1 

— 9,3 

32,9 

33 

imo 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

-ZI 

-0,3 

32,9 

3,9 

— 

■ — 

— 

— 

- — 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

- — 

— 

— 

— 

. — 

— ■ 

— 

— 


— 

— - 


— 

— 

— 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

- 2 ,t 

— 9,3 

32,9 

33 


NACH FUNKTIONEN 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle III — 405 öffentlicher Gesundheitsdienst 


Leistlingen und 


Millionen DM 



1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

El nkammensl eist ungen . 

-si 

— 


■ — 

— 

lällfBDfJ ■ r p * t * > - i ■ ■ < »>■**«* . . r * . . 

— 

— 

- — 

— 

— 

einmalig 

— 

— 

— 

— 

— 

Sachleistungen . - , > ■> >« * « >»•.<<•. . . 

- — 

— 

— 

— 

— 

ßarerstamuigen 

— 

— 

— 

— 

— 

Waren- und ßre/isfteisf ungen * « 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

1340 

1430 

1520 

1600 

2000 

Zuschüsse w. 

90 

92 

94 

9b 

104 

Maßnahmen 

W69 

1145 

1221 

1288 

1634 

Innerer Dienst ,.-/•* * . . 

m 

193 

205 

216 

262 

Verrechnungen 

— 

— ► 

— 


— 

insgesamt 

1340 

1430 

1520 

1600 

2000 





FINANZIERUNG 

Beitrage . . 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

Beitrage der Versicherten 

=- 

— 

— 

— • 

- — 

Tafsac/ihciie Beitrage der Arbeitgeber . .... 

— 

— 

— 

— 


Unterstellte Beiträge der Arfret fgeber 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen * . ...... 

1060 

1139 

1219 

1288 

1648 

Aus offen fliehen Mitteln 

mo 

H39 

1219 

1288 

1648 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

— 

- — 

— 

— 

— 


280 

291 

301 

312 

352 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt * . 

1340 

1430 

1520 

1600 

2000 

Rnanzierungssaldo 

— 


— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Farm tie . . ■ ■ ... ...... ■ . ..... ... ...... 

— 

— - 

— 

— 

— 

Kinder ...... 

— - 

- — 

— 

— 

. — 


— - 

— 

— 

— 

— 

Mutterschaft ... , 

— 

■ — 


— 

— 

Gesundheit .......... . ...... 

1340 

1430 

1520 

1600 

2000 

Vorbeugung 

im 

1258 

1337 

1407 

?755 

ICranicheir , . , . .... .*.* + . . . . ... . . . 

m 

m 

183 

193 

245 

Arbeifsun/aH 

— 

— 

— 

— 

— 

Invalidität (allgemein) . . . * . , . 

— 

— 

— 


— 

Beschäftigung 

— 

— 

— 

— 

■ — 

Berufliche B/Jdung . , > > * .... , 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 


— 

— 

— r 

— 

Arbeitslosigkeit ... 

— 

■ — 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

— 

- — 

«= 

— 


A/f er < • 1 1 1 i • i . i i»*.**** *#>»*-. . * i p i i 

— 

— 

— * 

— 

s — 

Ffinfarbbebene . . . . ............ 


— 

— 

*— 

— 

Folgen politischer Ereignisse , 

— 

— 

— 1 

— 

— 




— 

— 

— 

— 

Sparförderung — . ..... . 

■ 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenahilfen . . 


— 


— 

— 

insgesamt 

1340 

1430 

1520 

1600 

2000 





FINANZIERUNG 

Unternehmen . ■. *.» • . . . . , , , . . . . 4 . . . . .... » 

74 

78 

81 

84 

96 

B und - 

53 

57 

61 

64 

82 

Lander . »_ * * * , _ < . . .... 4 .. . .... > . . 

551 

692 

634 

870 

857 

Gemeinden , . T ,. , . 

450 

490 

524 

554 

709 

Sozialversicherung . - , * 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen . 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Haushalte . ... 

206 

213 

220 

228 

256 

Übrige Welt 

— 


— 

— 

— 

insgesaml , * » * - 

1340 

1430 

1320 

1600 

2000 
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öffentlicher Gesundheitsdienst Tabelle 111—405 


1975 


Struktur in % 


Wachstum in p *'s 


1976 1977 


1978 


im? 


1975/76 


J976'77 


(977/78 1977/82 

JD 


NACH AKTEN 




NACH FUNKTIONEN 
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Drucksache 8/1805 Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle III — 406 Vermögensbildung 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkommensleistungen . . , 

13386 

13613 

15097 

12730 

10560 

laufend 

13386 

13613 

J5097 

12730 

10560 

einmalig 

— 

— 

— 

— 

— 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Barerstattungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Waren- und Dienstleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuschüsse 

— 

— 

— 

— 

— 

Maßnahmen . 

— 

— 

— 

— 

— 

Innerer Dienst 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

13386 

13613 

15097 

12730 

10560 





FINANZIERUNG 

Beiträge 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Versicherten 

— 

— 

— 

— 

— 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Unterstellte Beitrage der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 

— > 

— 

Zuweisungen 

13386 

13613 

15097 

12730 

10560 

Aus öffentlichen Mitteln 

8422 

8550 

9922 

7482 

5962 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

4964 

5063 

5175 

5248 

4598 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 


— 

insgesamt 

13386 

13613 

15097 

12730 

10560 

Finanzierungssaldo 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie 

— 

— 

— 

— 

— 

Kinder 

— 

— 

— 

— 

— 

Ehegatte 

— 

— 

— 

— 

— 

Mutterschaft 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

— 

— 

— 

— 

— 

Vorbeugunq 

— 

— 

— 

— 

— 

Krankheit 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitsunfall 

— 

— 

— 

— 

— 

Invalidität (allgemein) 

— 

— 

— 

— 

— 

Beschäftigung . 

— 

— 

— 

— 

— 

Berufliche Bildung 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Klobflftät « » « ....... • • . > • . •»....« »«»** 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene . ... 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter 

— 

— 

— 

— 

— 

Hinterbliebene ...... 

— 

— 

— 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnen 

— 

— 

— 

— 

— 

Sparförderung ...... 

13386 

13613 

15097 

12730 

10560 

Allgemeine Lebenshilfen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

13386 

13613 

15097 

12730 

10560 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

4985 

5085 

5197 

5271 

4618 

Bund ..... .. .. . . .. • 

4666 

5141 

6767 

4365 

3431 

Länder 

3161 

2762 

2532 

2501 

2049 

Gemeinden i . 

525 

576 

551 

542 

418 

Sozialversicherung 

— • 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 

50 

49 

50 

51 

45 

Private Haushalte 

— 

— 

— 

< — 

— 

Übrige Welt 

— 

— 

— 

— 

— 


insgesamt 


13386 13613 15097 12730 10560 
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Struktur in •/• Wachstum in •/• 


1975 1976 1977 1978 1982 1975/76 1976/77 1977/78 1977/82 

JD 


NACH AKTEN 




NACH FUNKTIONEN 
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Deutscher Bundestag — 8, Wahlperiode 


Tabelle III— 001 Direkte Leistungen insgesamt Leistungen und 


Millionen DM 



1975 

1976 

1977 

3978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkorn mens! eistu ngen . 

212666 

226954 

243472 

255893 

313350 

laufend . . *.*/. . . * * * . * * . , . * * „ , . * « . «f* . . . , . t 

211139 

225316 

241666 

253941 

311124 

einmalig . •.«« , .-*•*>.**•* , > ,. T 

1527 

1638 

1806 

1952 

2226 

Saclileis* ungen . . . * . . 

69899 

75751 

79584 

84639 

107322 

Barerste Hungen >..**, ,* . w -, , . , * 

9581 

9615 

10078 

10718 

12217 

W^ren-undDfejisfieisfungen 

60318 

66136 

69506 

73921 

95104 

Allgemeine Dienste und Leistungen . 

18061 

18881 

20263 

22054 

28147 

^Uscllljssi? d ■ 1 f » i ■ r ■ < 1 ■ > 1 > 4 . > < ■ f ^ 1 l ji i I 1 > 1 I - > 1 

1706 

1830 

2226 

2598 

3061 

Maßnahmen 

7 652 

7954 

8412 

9119 

11609 

Innerer Dienst . ... . > * . . « 

8703 

9097 

9625 

10337 

13477 

Verrechnungen ....... 

— 

— 

— 

— 

* 

insgesamt 

300626 

321586 

343320 

362586 

448819 





FINANZIERUNG 

Beiträge ... * 

195949 

217054 

231286 

243402 

328354 

BeHräge der Versicherten 

69235 

78353 

82755 

87588 

113582 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

7446 1 

8362 J 

90030 

94220 

121921 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

52248 

55075 

58496 

61589 

7 9143 

Beitrage der Rentner . * . * . 

5 

5 

5 

5 

13708 

Zuweisungen . . 

94619 

96980 

100224 

106406 

123109 

Aus öffentlichen Mitteln 

B7521 

89814 

92956 

98984 

115862 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

7098 

7166 

7268 

7422 

7247 

Sonstige Einnahmen < < m m ,t ••.(>( i ■ m 

9699 

9716 

9596 

8428 

8398 

Verrechnungen , , 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt * 

300267 

323750 

341107 

358230 

459861 

Finanzierungssaida 

— 359 

+ 2164 

-2213 

-4350 

+ 11042 





LEISTUNGEN 

Familie 

31160 

31434 

32146 

34479 

37639 

Kinder 

24757 

24954 

25345 

27320 

290/1 

Ehegatte > , . v. * * *.**..■> 

4241 

4226 

4432 

4712 

5629 

Mutterschaft 

2162 

2253 

2367 

2447 

2999 

Gesundheit 

104781 

112556 

119694 

126597 

162287 

Vorbeugung . . 

6772 

6767 

7115 

*7534 

9433 

/CfdnJ(lt61 1 4 1 1 t > 4 « t f > l'l'l . I 1 t t . >4 l»»! >4 ■ •»•«*> > 

7813t 

83905 

88439 

93739 

1 18555 

Arbeitsun/a// 

8435 

9091 

9706 

JÖ247 

12944 

/nvaiidifäf (allgemein) *.*...*»**,<,« > 

11444 

12793 

14434 

15078 

21354 

Beschäftigung 

20149 

18399 

18123 

21184 

24585 

Berufliche Bildung 

7544 

7129 

7032 

93/7 

10779 

Sonstige Mobilität 

2069 

2176 

2776 

3022 

3358 

AröeifsJos/gkeir . 

10536 

9093 

8315 

8845 

10448 

Alter und Hinterbliebene 

119919 

133546 

146010 

154357 

199717 


1J2387 

125222 

136723 

J 44558 

J87014 

Hinterbliebene. 

7532 

8324 

928? 

9799 

12703 

Folgen politischer Ereignisse ,,*.**■. „„ . ■ . , . . > , > 

7313 

8041 

8202 

8457 

B793 

Wohnen 

2412 

2376 

2216 

2741 

2552 

Sparförderung , ♦ .m'h 

13466 

13709 

15196 

12828 

10653 

Allgemeine Lebenshilfen > 

1425 

1525 

1731 

1942 

2592 

Insgesamt « 

300625 

321585 

343319 

362585 

448818 





FINANZIERUNG 

Unternehmen . > . . * *.» . , . -,-*.***,*> 

100240 

109509 

117093 

121102 

152384 

BUnd . *.*_.*• * 4 P t < * ■ i 11*44*1 P . < ' ■ 1144 >44.41 14 

76364 

77651 

80919 

85434 

98548 

Länder . . * * * 4 

28520 

29901 

30538 

32582 

39984 

Gemeinden , ■ ... 

19809 

21629 

22855 

24606 

32931 

Sozialversicherung **,.*.., ; . * , 4 * 

1113 

944 

1124 

1022 

1187 

Private Organisationen 

2162 

2384 

2543 

2655 

3398 

Private Haushalte 

71899 

81581 

85870 

90684 

131215 

Übrige Welt . 

161 

151 

164 

151 

212 

insgesamt 

300266 

323750 

341106 

358235 

459860 
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Direkte Leistungen insgesamt Tabelle III— 00t 


Struktur in 


Wadis tum in */* 


1975 

1976 

1977 

1970 

1982 

1975/76 

1076/77 

1977/78 

1977/82 

JD 

N ACH ARTEN 

70,7 

70,6 

70,9 

70,6 

69,8 

6,7 

7,3 

5,t 

5,2 

70,2 

70 t l 

70A 

70,0 

69,3 

6,7 

7,3 

5,1 

5,2 

0,5 

0 t S 

0,5 

0,5 

0 t $ 

7,3 

1 0,3 

8,1 

4,3 

23,3 

23,6 

23,2 

23,3 

23,9 

8,4 

5,1 

6.4 

6.2 

3,2 

3,0 

29 

3,0 

2,7 

0,4 

4,8 

6.3 

3,9 

20,1 

20S 

20,2 

20,4 

212 

9,6 

5,1 

6,4 

6,5 

a,o 

5,9 

5,9 

6,1 

6.3 

4.5 

7,3 

8,8 

6,8 

0,6 

0.6 

0,6 

0.7 

0,7 

7,3 

2« 

16,7 

6,6 

25 

25 

25 

2,5 

26 

29 

5,8 

8,4 

6,7 

29 

28 

28 

29 

20 

M 

5,8 

7,4 

7,0 

— 

— 

— 

— 

■ — 

■ — 

— 

— 

— * 

100,0 

100,0 

100.0 

100.0 

100,0 

7.0 

6.0 

5,6 

5.5 


NACH ARTEN 


65,3 

67,0 

67,8 

67,9 

71,4 

10,8 

6.6 

5,2 

7,3 

23,1 

24,2 

24,3 

24,4 

24,7 

132 

5.6 

5,8 

6,5 

24,8 

25,8 

26A 

26,3 

26,5 

12,3 

7,7 

4,7 

6,3 

17 A 

17,0 

17,1 

17,2 

17,2 

5A 

6,2 

5.3 

6,2 

0 t Q 

0,0 

0,0 

0,0 

3,0 

- — 

4,0 

-3.8 

383,3 

31.5 

30,0 

29 A 

29.7 

26,8 

2.5 

3,3 

6,2 

4.2 

29,1 

27,7 

27,3 

27,6 

25,2 

26 

3,5 

6.5 

4,5 

2A 

2,2 

21 

2,1 

16 

10 

14 

2/ 

-0, / 

3,2 

3,0 

28 

2A 

1.8 

m 

-1.2 

-12,2 

-2,6 

109,0 

100.0 

100,0 

100.0 

100.0 

7,8 

5.4 

5,0 

6.2 


NACH FUNKTIONEN 
10,4 

9.0 

9,4 

9,5 

8,4 

0,9 

23 

7,3 

3,2 

8,2 

7,8 

7,4 

7 f 5 

6,5 

0,8 

m 

7.8 

2? 

XA 

1.3 

t,3 

13 

LJ 

-0.3 

4,9 

6,3 

4,9 

0,7 

0,7 

0,7 

0.7 

0,7 

4,2 

5,0 

3A 

4,8 

34,9 

35,0 

34,9 

34.9 

36,2 

1A 

6,3 

5,8 

6,3 

23 

2i 

2,1 

2.1 

2,1 

■-■AI 

$,t 

5,9 

5.8 

26,0 

26,1 

25,8 

25,9 

26A 

7,4 

5,4 

6,0 

80 

2,8 

28 

2,8 

2,8 

2,9 

7.8 

6,8 

5,6 

5,9 

3,8 

4.0 

42 

4,2 

4,0 

11,6 

12,8 

4,5 

81 

6,1 

5,7 

5.3 

5.8 

5,5 

*8,7 

-1,5 

16,9 

6,3 

2,5 

22 

20 

26 

2,4 

-5,5 

-14 

325 

89 

0,7 

0,7 

0,8 

0,8 

0,7 

5.2 

27,6 

8,9 

29 

3,5 

28 

24 

2A 

23 

*U7 

-8,6 

84 

4,7 

39,9 

41.5 

42 t 5 

42,6 

44,5 

11,4 

9,3 

5.7 

6,5 

37,4 

38,9 

39,8 

39,9 

41,7 

UA 

9,2 

5,7 

6,5 

2,5 

2,6 

27 

2,7 

2 8 

10.5 

116 

5,5 

6,5 

2.4 

2,5 

2 A 

2,3 

2,0 

io.o 

2,0 

3.1 

1,4 

0,8 

0.7 

0.6 

0.0 

0,6 

-iß 

-6,7 

23,7 

2,9 

4,5 

4r3 

4j4 

3,5 

2,4 

1,8 

10,9 

-15,6 

-6.9 

0,5 

0.5 

0,5 

0 r 5 

0,6 

7,0 

13 t 5 

12,2 

8,4 


100.0 

100.0 

100 r 0 

100,0 

100.0 

7.0 

6.3 

5.6 

SrS 

NACH QUELLEN 

33*4 

33.8 

34.3 

33.8 

33,1 

9,2 

6,9 

3.4 

5,4 

25.4 

24,0 

23,7 

23,8 

21,4 

1,7 

4,2 

5,6 

4,0 

9,5 

9.2 

9,0 

9.1 

8,7 

4,8 

2.1 

6.7 

5,5 

6.6 

6,7 

6.7 

6,9 

7,2 

9,2 

5.7 

7,7 

iß 

0,4 

0.3 

t) r 3 

0.3 

0.3 

-15.2 

19,1 

-9.1 

u 

0.7 

0.7 

0,7 

0.7 

0,7 

10,3 

6,6 

4,4 

6.0 

23,9 

25,2 

25,2 

25,3 

28,5 

13,5 

5,3 

5,6 

8,9 

0.1 

0.0 

0,0 

an 

0,0 

*6,0 

8,5 

-8.1 

5.2 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

7,8 

5,4 

5,0 

6,2 
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Tabelle UI — 5 Indirekte Leistungen 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Bnkornmensleistungen . 

29596 

32202 

35923 

40259 

59160 

laufend 

29596 

32202 

35923 

40259 

59160 

einmalig 

— 

— 

— 

— 

— 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Barerstattungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Waren- und Dienstleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuschüsse 

— 

— 

— 

— 

— 

Maßnahmen 

— 

— 

— 

— 

— 

Innerer Dienst . 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

29596 

32202 

35923 

40259 

59160 





FINANZIERUNG 

Beiträge , , » . 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Versicherten 

— 

— 

— 

— 

— 

Tatsächliche Beiträge der. Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner . , .. ....... . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

29596 

32202 

35923 

40259 

59160 

Aus öffentlichen Mitteln 

29596 

32202 

35923 

40259 

59160 

Aus nichfö/fenf/iciien Mitteln ... 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

29596 

32202 

35923 

40259 

59160 

Finanzierungssaldo 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie , , . . , , . 

18434 

20550 

23143 

26015 

40593 

Kinder 

208 

214 

209 

177 

211 

Ehegatte 

18226 

20336 

22934 

25839 

40383 

Mutterschaft 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

449 

456 

445 

474 

548 

Vorbeugung 

— 

— 

— 

— 

— 

Krankheit 

74 

77 

64 

76 

104 

Arheitsunfall 

— 

— 

— 

— 

— 

Invalidität (allgemein 1 . 

375 

380 

381 

398 

444 

Beschäftigung 

424 

444 

796 

882 

1098 

Berufliche Bildung 

424 

444 

796 

882 

1098 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit . . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

AI ter und Hinterbliebene 

1741 

1842 

1879 

1990 

2371 

Alter 

1741 

1842 

1879 

1990 

2371 

Hinterbliebene 

— 

— 

— 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse 

272 

273 

283 

289 

310 

Wohnen 

5289 

5323 

5594 

6247 

8103 

Sparförderung , » 

2810 

3130 

3630 

4180 

5890 

Allgemeine Lebenshilfen 

177 

183 

154 

182 

248 

insgesamt 

29596 

32202 

35923 

40259 

59160 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

— 

— 

— 

— 

— 

Bund 

11631 

12745 

14273 

16072 

23782 

Lander 

13500 

14583 

16234 

18153 

26681 

Gemeinden 

4464 

4875 

5416 

6034 

8697 

Sozialversicherung 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Haushalte 

— 

— 

— 

— 

— 

Übrige Welt . . . . 

— 

— 

— 

— 

— 


Insgesamt 29596 32202 35923 40259 59160 
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Finanzierung 


Indirekte Leistungen Tabelle III — 5 


Struktur in 


Wachstum in •/• 


1975 1976 


1977 1978 


1982 


1975/76 


1976/77 


1977/78 1977/82 

JD 


NACH ARTEN 




NACH FUNKTIONEN 


62.3 

63.8 

64,4 

64.6 

68.6 

tl,5 

12.6 

12.4 

11,9 

0.7 

0.7 

0.6 

0.4 

0.4 

2.9 

- 2.2 

- 15,6 

0.1 

61.6 

63.2 

63.8 

64.2 

68.3 

11.6 

12.8 

12.7 

12.0 

L5 

1.4 

1,2 

1,2 

0,9 

1.6 

-2.5 

6,5 

4.3 

0.3 

0.2 

0.2 

0.2 

0.2 

3.1 

- 16.2 

18.2 

10.0 

13 

1.2 

1.1 

1.0 

0.8 

1.3 

0.3 

4.6 

3.1 

M 

1.4 

2.2 

2.2 

1,9 

4.7 

79.3 

10,8 

6,6 

1.4 

1.4 

2,2 

2.2 

1.9 

4.7 

79.3 

10.8 

6.6 

5,9 

5.7 

5,2 

4.9 

4,0 

5,8 

2.0 

5,9 

4,8 

5.9 

5.7 

5.2 

4.9 

4.0 

5.8 

2.0 

5.9 

4.8 

0.9 

0.8 

0,8 

0,7 

0.5 

0.5 

3,4 

2,4 

1.9 

17.9 

16,5 

15.6 

15,5 

13.7 

0.6 

5,1 

11.7 

7.7 

9.5 

9,7 

10,1 

10,4 

10,0 

11,4 

16,0 

15,2 

10,2 

0.6 

0.6 

0.4 

0.5 

0,4 

3,6 

-16,1 

18,2 

10,0 

100.0 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 

8,8 

11,6 

12,1 

10.5 


NACH QUELLEN 




— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

39,3 

39,6 

39,7 

39,9 

40,2 

9,6 

12,0 

12.6 

10.8 

45,6 

45,3 

45,2 

45,1 

45,1 

8.0 

11.3 

11.8 

10.4 

15,1 

15,1 

15,1 

15,0 

14.7 

l 1 l l £ 

il r l 

11.4 

9.9 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

8.8 

11,6 

12,1 

10,5 
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Tabelle 111—501 Steuerermäßigungen 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Einkorn mensleistungcn 

25417 

28029 

31529 

35262 

52507 

laufend 

25417 

28029 

31529 

35262 

52507 


— 

— 

— 

— 

— 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Banersta ff ungen . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Waren - und Dienstleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuschüsse 

— 

— 

— 

— 

— 

Maßnahmen 

_ 

— 

— 

— 

— 

Innerer Dienst 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen . . , . . 

— 

— 

— 

— 

— - 

insgesamt . 

25417 

28029 

31529 

35262 

52507 





FINANZIERUNG 

Beiträge • * * «. . . . . » • ■ * . « «»*»••. . « . 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Versicherten . . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Tatsächliche Beitrage der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Un t erstellte Bei träge der Arbei tgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Ben tner 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuweisungen 

25417 

28029 

31529 

35262 

52507 

Aus öffentlichen Mitteln 

25417 

28029 

31529 

35262 

52507 


— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen ....... 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

25417 

28029 

31529 

35262 

52507 

Finanzierungssaldo 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie 

18434 

20550 

23t43 

26015 

40593 

Kinder 

208 

214 

209 

J 77 

211 

Ehegatte * * 

18226 

20336 

22934 

25839 

40383 

Mutterschaft 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit . . ... . »<».».• ...... ....... ...... ...» 

449 

456 

445 

474 

548 

Vorbeugung 

— 


— 

— 

— 

Krankheit 

74 

77 

64 

76 

104 

Arbei tsunf all ........ ............. ...... ..... 

— 

— 

— 

— 

— 

Invalidität (allgemein) 

375 

380 

381 

398 

444 

Beschäftigung ...... . 4 .... ....... .... 

424 

444 

796 

882 

1098 

Berufliche Bildung 

424 

444 

7.96 

882 

1098 

Sonstige Mobilität 

— 

— 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 

Alter und Hinterbliebene 

1741 

1842 

1879 

1990 

2371 

Alter 

1741 

1842 

1879 

1990 

2371 

Hinterbliebene 

— 

— 

— 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse 

272 

273 

283 

289 

310 

Wohnen 

1110 

1150 

1200 

1250 

1450 

Sparförderung ... 

2810 

3130 

3630 

4180 

5890 

Allgemeine Lebenshilfen 

177 

183 

154 

182 

248 

insgesamt 

25417 

28029 

31529 

35262 

52507 





FINANZIERUNG 

Unternehmen 

— 

— . 

— 

— 

— 

Bund 

10164 

11262 

12737 

14387 

21693 

Länder , . . . . .... 

10833 

11950 

13445 

14941 

22300 

Gemeinden 

4419 

4817 

5347 

5934 

8513 

Sozialversicherung 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen . 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Haushalte 

— 

— 

— 

— 

— 

Übrige Welt * 

— 

— 

— 

— 

— 


Insgesamt ... 25417 28029 31529 35262 52507 
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Finanzierung 


Steuerermäßigungen Tabelle MI — 501 


Struktur in */* 

1975 1976 1977 1978 


1982 


1975/7Ö 


Wachstum in % 


1976/77 1977/70 1977/82 

JD 


NACH ARTEN 




NACH FUNKTIONEN 


72,5 

73,3 

73,4 

73,8 

77,3 

IW 

12,6 

12,4 

11.9 

03 

OM 

ÖJ 

03 

0,4 

23 

-23 

-\53 

0.1 

?tf 

723 

723 

733 

76 f 9 

113 

123 

t2 f 7 

izo 

13 

1,6 

1,4 

w 

1.0 

M 

-2,5 

6,5 

4.3 

Ö t 3 

03 

0,2 

0,2 

CU 

3 t l 

-163 

183 

10.0 

1,5 

U 

U 

U 

03 

13 

03 

43 

3J 

1.7 

13 

23 

2,5 

2,1 

4,7 

79.3 

10.8 

6,6 

1,7 

13 

23 

« 

24 

4,7 

79, J 

103 

63 

6,9 

6 3 

6,0 

5,6 

4,5 

5.8 

2,0 

5,9 

4,8 

63 

63 

63 

53 

43 

53 

2.0 

53 

4.0 

U 

13 

0,9 

0,8 

0,6 

0 3 

3,4 

2,4 

1,9 

4,4 

4.1 

3,8 

3,5 

2,8 

3,6 

4.3 

4,2 

3,9 

1U 

IU2 

11,5 

11,9 

11,2 

11,4 

16.0 

15.2 

10,2 

0,7 

OJ 

0,5 

0,5 

0,5 

3,6 

-16,1 

18.2 

10,0 

ioo,o 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

10,3 

12,5 

11,B 

10.7 


NACH QUELLEN 


— . 


_ 

— 

— 

— . 



— 


40,0 

40.2 

40,4 

40.8 

41,3 

10,0 

13.1 

13,0 

11,2 

42,6 

42,6 

4Z6 

42.4 

42,5 

10,3 

12,5 

11*1 

10,6 

17.4 

17,2 

1 1 1 1 -o 

1 1 1 1 1 

16.2 

9*0 

11,0 

u.o 

9.7 

loe.o 

100.0 

10 Ü ,0 

100.0 

100.0 

10,3 

12,5 

11.8 

10.7 
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Tabelle III — 502 Vergünstigungen im Wohnungswesen 




Leistungen und 

Millionen DM 


1975 

1976 

1977 

1978 

1982 





LEISTUNGEN 

Bnkoramensteistungen 

4179 

4173 

4394 

4997 

6653 

laufend 

4179 

4173 

4394 

4997 

6653 

einmalig 

— 

— 

— 

— 

— 

Sachleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Barerstattungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Waren - und Dienstleistungen 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Dienste und Leistungen . ... . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Zuschüsse 

— 

— 

— 

— 

— 

Maßnahmen . 

— 

— 

— 

— 

— 

Innerer Dienst 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen ...... 

— 

— 

— 

— 

— 

Insgesamt 

4179 

4173 

4394 

4997 

6653 





FINANZIERUNG 

Beitrüge . 

— r 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Versicherten 

— 

— 

— 

— 

— 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber 

— 

— 

— 

— 

— 

Beiträge der Rentner 

— 

— 

— 

— 

— » 

Zuweisungen . . 

4179 

4173 

4394 

4997 

6653 

Aus öffentlichen Mitteln 

4179 

4173 

4394 

4997 

6653 

Aus nichtöffentlichen Mitteln 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Einnahmen 

— 

— 

— 

— 

— 

Verrechnungen ... 

— 

— 

— • 

— 

— 

insgesamt . 

4179 

4173 

4394 

4997 

6653 

Finanzierungssaldo 

— 

— 

— 

— 

— 





LEISTUNGEN 

Familie 

— 

— 

— 

— 

— 

Kinder 

— 

— 

- — 

- — 

— 

Ehegatte 

— 

— 

— 

— 

— 

Mutterschaft . 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesundheit 

— 

— 

— 

— 

— 

Vorbeugung 

— 

— 

— 

— 

— 

Krankheit . 

— 

— 

Ä 

— 

— 

.Arbeitsanfall 

— 

— 

— 

— 

— 

Invalidität (allgemein ) . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Beschäftigung 

— 

— 

— > 

— 

— 

Berufliche Bildung 

— 

— 

— 

— 

— 

Sonstige Mobilität 

— 

« — 

— 

— 

— 

Arbeitslosigkeit 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 


— 

Alter 

— 

— 

— 

— 

— 

Hinterbliebene 

— 

— 

— 

— 

— 

Folgen politischer Ereignisse 

— 

— 

— 

— 

— 

Wohnen 

4179 

4173 

4394 

4997 

6653 

Sparförderung 

— 

— 

— 

— 

— 

Allgemeine Lebenshilten . , 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

4179 

4173 

4394 

4997 

6653 





FINANZIERUNG 

Unternehmen .... .... •» .... 


— 

— 

— 

— 

Bund 

1467 

1482 

1536 

1685 

2089 

Länder ..... ...... ....... ...... ....... ......... 

2667 

2633 

2789 

3212 

4380 

Gemeinden 

45 

58 

69 

100 

184 

Sozialversicherung 

— 

— 

— 

— 

— 

Private Organisationen . ............ 

— i 

- — 

— 

. — 

— 

Private Haushalte 


— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 



insgesamt. 4179 4173 4394 4997 6653 
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Finanzierung 


Vergünstigungen im Wohnungswesen Tabelle III — 502 


1975 


Struktur in 

1976 1977 1978 


1982 


1975/76 


Wachstum in •/• 


1976/77 1977/78 1977/82 

JD 


NACH ARTEN 




NACH FUNKTIONEN 



NACH QUELLEN 



3TL 
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Tabelle IV— 1 


Bruttolohn- und -gehaltsumme und Abzüge 1950 bis 1982 


Jahr *) 

Brutto- 
lohn- und 
-gehalt- 
summe 

Abzüge 

Nettolohn- und 
-gehaltsumme 

Lohnsteuer *) 

Soziaibeiträge 
der Arbeitnehmer 

insgesamt 

Millionen 

DM 

Millionen 

DM 

•/•») 

Millionen 

DM 

*/••) 

Millionen 

DM 

•/•») 

Millionen 

DM 

ö /o*) 

1950 

39 900 

1 820 

4,6 

3 160 

7,9 

4 980 

12. 5 

34 920 

87.5 

1951 

48 470 

2 950 

6,1 

3 770 

7,8 

6 720 

13,9 

41 750 

86,1 

1952 

54 000 

3 690 

6,8 

4 140 

7,7 

7 830 

14,5 

46 170 

85,5 

1953 

59 480 

3 710 

6,2 

4710 

7,9 

8 420 

142 

51 060 

85,8 

1954 

65 100 

3 930 

6,0 

5 090 

7,8 

9 020 

13,9 

56 080 

86,1 

1955 

74 t 10 

4 650 

6,3 

5 770 

7,8 

10 420 

14.1 

63 690 

85,9 

1956 

83 060 

5 530 

6,7 

6 430 

7,7 

11 960 

14,4 

71 100 

85,6 

1957 

89 920 

4 680 

5,2 

7 830 

8,7 

12510 

13,9 

77 410 

86,1 

1958 

96 980 

5 420 

5,6 

9 050 

9,3 

14 470 

14,9 

82 510 

85,1 

1959 

104 130 

5510 

5,3 

9 780 

9,4 

15 290 

14,7 

88 840 

85,3 

1960 

117 000 

7 470 

6,4 

11 020 

9.4 

18 490 

15,8 

98 510 

84,2 

1960 

124 540 

7 910 

6,4 

11 950 

9,6 

19 860 

15,9 

104 680 

84,1 

1961 

140 440 

10 180 

72 

13 080 

9,3 

23 260 

16,6 

117 180 

83.4 

1962 

155 540 

11 830 

7,6 

14 590 

9,4 

26 420 

1 7,0 

129 120 

83,0 

1963 

166 900 

13310 

8,0 

15 640 

9,4 

28 950 

17,3 

137 950 

82,7 

1964 

183 810 

15 680 

8,5 

17 070 

9,3 

32 750 

17,8 

151 060 

82,2 

1965 

203 130 

15 880 

7,8 

19 040 

9,4 

34 920 

17,2 

168 210 

82,8 

1966 

217 960 

18790 

8,6 

21 060 

9,7 

39 850 

18,3 

178 110 

81,7 

1967 

217 890 

19110 

8,8 

21520 

9,9 

40 630 

18,6 

177 260 

81.4 

i960 

232 750 

21 850 

9,4 

24 040 

10,3 

45 890 

19,7 

186 860 

80,3 

1969 

261 100 

26 930 

10,3 

28 030 

10, 7 

54 960 

21,0 

206 140 

79,0 

1970 

306 400 

36 520 

11 fi 

33 310 

10,9 

69 830 

22,8 

236 570 

77,2 

1971 

345 000 

46 220 

13,4 

37 220 

10.8 

83 440 

24,2 

261 560 

75,8 

1972 

376 240 

48 770 

13,0 

42 130 

112 

90 900 

24,2 

285 340 

75,8 

1973 

423 800 

63 330 

14,9 

49 800 

11.8 

113 130 

2 6,7 

310 670 

73,3 

1974 

463 600 

74 190 

16,0 

54 640 

11.8 

128 830 

27,8 

334 770 

722 

1975 p 

479 600 

72 800 

15,2 

60 040 

12,5 

132 840 

27,7 

346 760 

72,3 

1976 p 

510 600 

82 890 

16,2 

67 870 

13.3 

150 760 

29,5 

359 840 

70,5 

1977 p 

546 100 

92 240 

16,9 

73 110 

13.4 

165 350 

30,3 

380 750 

69,7 

1978 s 

577 200 

94 400 

v 16,4 

77 300 

13.4 

171 700 

29.7 

405 500 

70,3 

1982 s 

744 000 

150 200 

20,2 

101 200 

13.6 

251 400 

33.8 

492 600 

66.2 


*) 1950 bis 1960 (1. Zeile) ohne Saarland und Berlin sowie Berechnungssland vor Revision der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung 

*) einschließlich Erhebung (1970, 1971) und Erstattung (1972) des Konjunkturzuschlags; einschließlich Stabilitätszu- 
schlag (1973, 1974); vor Abzug der Arbeitnehmersparzulage (ab 1971) 

*) der Bruttolohn- und -gehaltsumme 
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Tabelle IV— 2 

Durchschnitts Verdienste und Abzüge Je beschäftig len Arbeitnehmer 1950 bis 1982 



Bruttolohn- und 
-gehaltsumme 

Abzüge (jährlich) 

Neltolohn- und -gehallsumme 
(jährlich) 

Jahr 1 ) 

monat- 

lich 

jährlich 

Lohn* 
Steuer *) 

Bei- 
träge *) 

insgesamt 

nominal 

real *) 


DM 

1 *V| 


DM 

l 

«/#*) 

DM | 

*/•*) 

DM ( 

»/«») 

1950 

243 

2918 


133 

231 

364 


2 554 



3 960 


1951 

283 

3 393 

+ 76,3 

207 

264 

471 

+ 29,4 

2 922 

+ 74,4 

4 198 

+ 6,0 

1952 

305 

3 660 

+ 7;9 

250 

281 

531 

+ 12,7 

3 129 


7,1 

4 407 

+5,0 

1953 

323 

3 876 

+ 5,9 

241 

307 

548 

+ 3,2 

3 328 

+ 

M 

4768 

+ 8,2 

1954 

340 

4 077 

■f 5*2 

246 

319 

565 

+ 6,4 

3 512 

+ 

5,5 

5 024 

+5,4 

1955 

377 

4 401 

+ 7,9 

276 

343 

619 

+ 9,6 

3 782 


7j7 

5 327 

+6,0 

1956 

396 

4 751 

+ 8,0 

316 

368 

684 

+ 70,5 

4 067 

+ 

7*5 

5 587 

+4,9 

1957 

417 

4 998 

+ 5,2 

260 

435 

696 

+ 1,8 

4 302 

+ 

5,8 

5 782 

+3,5 

1958 

444 

5 332 

+ 6,7 

298 

497 

795 

+ 14,2 

4 537 

+ 

5*5 

5 978 

+ 3,4 

1959 

469 

5 626 

+ 5,5 

298 

528 

826 

+ 3,9 

4 800 

+ 

5*8 

6 258 

+4,7 

1960 

513 

6 156 

+ 9,4 

393 

580 

973 

+ 77,8 

5183 


8 t 0 

6 662 

+6,5 

I960 

512 

6 148 

, 

390 

590 

980 

* 

5168 


* 

6 643 


1961 

565 

6 775 

+ 10,2 

491 

631 

1 122 

+ 14,5 

5 653 

+ 

9,4 

7 102 

+6,9 

1962 

616 

7 395 

+ 9,2 

562 

694 

l 256 

+ 11,9 

6 139 

4“ 

8,6 

7 496 

+5,5 

1963 

654 

7 850 

+ 6,2 

626 

736 

1 362 

+ 8,4 

6 488 

' 

5,7 

7 687 

+2,5 

1964 

713 

8 556 

+ 9,0 

730 

795 

1 524 

+ 11,9 

7 031 


8,4 

8 130 

+5,9 

1965 

778 

9 336 

+ 9,1 

730 

875 

1 605 

+ 5,3 

7 731 

+ 70,0 

8 657 

+6,4 

1966 

835 

10014 

+ 7,3 

863 

968 

1 831 

+ 14,1 

8 183 

+ 

5,8 

8 856 

+2,3 

1967 

862 

10 349 

+ 3,3 

908 

1 022 

1 930 

+ 5,4 

8419 


2,9 

8 975 

+ 7,3 

1968 

916 

10 988 

+ 6,2 

1 031 

1 135 

2166 

+ 12.2 

8 821 

+ 4,8 

9 285 

+ 3,5 

1969 

1 000 

12003 

4- 9£ 

1 238 

1 289 

2 527 

+ 1 6,7 

9 477 

+ 7,4 

9 780 

+5,3 

1970 

1 148 

13 773 

+ 14,7 

1 642 

1 497 

3139 

+24,2 

10 634 

+ 72,2 

10 634 

+8,7 

1971 

1 283 

15 392 

+ 11,8 

2 062 

1 661 

3723 

+78,6 

11 669 

+ 

9,7 

U 103 

+4,4 

1972 

1 398 

16 770 

+ 9,0 

2174 

1 878 

4 052 

+ 8,8 

12719 

+ 

9,0 

11 490 

+3,5 

1973 

1 565 

18 782 

+ 1 2,0 

2 807 

2 207 

5014 

+23,7 

13 768 

+ 

82 

11 648 

+ 7,4 

1974 

1 744 

20 928 

+ 11,4 

3 349 

2 467 

5816 

+ 76,0 

15 112 

+ 

9,8 

11 965 

+2,7 

1975 p 

1 869 

22 426 

+ 7,2 

3 404 

2 808 

6212 

+ 6,8 

16214 

+ 7,3 

12 100 

+7,i«; 

1976 p 

l 999 

23 985 

+ 7,0 

3 894 

3 188 

7 082 

+ 74,0 

16 903 

+ 42 

12 056 

-0,4 

1977 p 

2 137 

25 648 

+ 6,9 

4 332 

3 434 

7 766 

+ 9,7 

17 882 

+ 5,8 

12 307 

+2,7 

1978 s 

2 255 

27 054 

+ 5,5 

4 425 

3 623 

3 048 

+ 3,6 

19 006 

4 * 

6,3 

12 637 

+2,7 

1982 s 

2 867 

34 400 

+ 6,2 ^ 

6 945 

4 679 

11 624 

+ 9.6’) 

22 776 


4.6 T ) 

13 854 

+2,3 ? ) 


*) 1950 bis I960 (I. Zeile) ohne Saarland und Berlin sowie Beredinungsstand vor Revision der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung 
*1 Veränderung gegenüber dem Vorjahr 

*) einschließlich Erhebung (1970* 19711 und Erstattung (1972) des Konjunkturzusdüags; einschließlich Stabilitütszu- 
sdiiag (1973, 1974); vor Abzug der Arbeitnehmersparzulacje (ab 1971) 

*\ Soziaibeiträge der Arbeitnehmer 

*) in Preisen von 1970; deflationiert mit dem Preisindex für die Lebenshaltung von 4-Personen-Arbeitnehmerhaus- 
h alten mit mittLerem Einkommen 
*) einsdUießlidi Kindergeld: +4*/» 
durchschnittlich jährlich für 4 Jahre 
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Tabelle IV— 3 


Beitragsbemessungs- und Versicftemngspflichtgrenzen 1949 bis J982 

(DM/Monat) 


Gültig ab 

Beitragsbemessungsgrenze 

V eis J cheningspf 1 tdht grenz e 
für Angestellte 

Renten- 
versicherun- 
gen der 
Arbeiter und 
der Ange- 
stellten 

Knapp- 
schuft liehe 
Renten- 
versicherung 

Kranken- 

versiche- 

rung 1 ) 

Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Renten- 
versicherung 
der Ange- 
stellten 

Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

1. Juni 1949 

600 

700 

375 

375 

600 

600 

1 , September 1952 

750 

1 000 

500 

500 

750 

750 

L März 1957 




750 

1 750 

1 250 

1. Oktober 1957 



660 




X. Januar 1959 

800 

1 000 





L Januar i960 

850 

1 000 





1, Januar 1961 

900 

1 100 





i, Januar 1962 

950 

1 100 





1, Januar 1963 

1 000 

I 200 





t , Januar 1964 

I 100 

1 400 





1. Januar 1965 

1 200 

I 500 





1- Juli 1965 





I 800 

1 800 

1, September 1965 



900 




i, Januar 1966 

1 300 

1 600 





J . Oktober 1966 




l 300 



1« Januar 1967 

1 400 

1 700 





1. Januar 1968 

1600 

1 900 



*> 

*) 

L Januar 1969 

1 700 

2 000 





1* August 1969 



990 




L Januar 1970 

1800 

2100 

1 200 

1 800 



h Januar 1971 

1900 

2 300 

1 425 

1 900 



1» Januar 1972 

2100 

2 500 

1575 

2100 



1. Januar 1973 

2300 

2 800 

1725 

2 300 



L Januar 1974 

2 500 

3 100 

1 875 

2 500 



1, Januar 1975 

2 800 

3 400 

2 100 

2 800 



1. Januar 1976 

3100 

3 800 

2 325 

3 100 



L Januar 1977 

3 400 

4 200 

2 550 

3 400 



L Januar 1978 

3700 

4 600 

2 775 

3700 



L Januar 1979 a ) 

4 000 

4 800 

3 000 

4 000 



L Januar 1980 a ) 

4 200 

5 200 

3 150 

4 200 



1. Januar 1981 s ) 

4 500 

5 500 

3 375 

4 500 



1, Januar 1902®) 

4 800 

5 800 

3 600 

4 800 

— i- 



*) gleichzeitig Versitherimgspflicbtgrenze für Angestellte 

*) vom 1. Januar i960 sind alle Arbeiter und Angestellten versidiemngspfUcbUg 

berechnet unter der Annahme, daß die Bruttoentgeke ab 1978 jährlich um 6>Q% steigen 
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Tabelle IV— 4 


Beitragssätze de? Arbeitnehmer 1950 bis 1982 


Jahr 

Beiträge der Arbeitnehmer in Prozent des Brutto Arbeitsentgelts *) 

Renten- 

versicherung 

Krankenversicherung *) 

Bundesanstalt 
für Arbeit 

insgesamt *) *) 

Arbeiter 

| Angestellte 

Arbeiter 

| Angestellte 

1950 

5 

3 


2,6 

2 

10 


9,6 

1951 

5 

3 


2,7 

2 

10 


9,7 

1952 

5 

3 


2,8 

2 

10 


9,8 

1953 

5 

3 


2.9 

2 

10 


9,9 

1954 

5 

3,1 


2,9 

2 

10,1 


9,9 

1955 

5.5 *) 

3,1 


2,9 

1,5») 

10,1 


9,9 

1956 

5,5 

3,1 


2,9 

1,5 

10,1 


9,9 

1957 

7 «J 

3,9 


3,0 

1 •) 

11.7 


10,8 

1958 

7 

4,2 


3.1 

1 

12,2 


1U 

1959 

7 

4,2 


3,1 

1 

12,2 


11,1 

I960 

7 

4,2 


3,2 

1 

12,2 


11,2 

1961 

7 

4,7 


3,3 

i n 

12,3 


10,9 

1962 

7 

4,8 


3,4 

0,7’) 

12,3 


10,9 

1963 

7 

4.8 


3,4 

0,7 

12,5 


11,1 

1964 

7 

4,85 


3,4 

0,65 

12,5 


11,05 

1965 

7 

4,95 


3,6 

0,65 

12,6 


11,25 

1966 

7 

5,0 


3,7 

0.65 

12,65 


11,35 

1967 

7 

5,05 


3,9 

0,65 

12,7 


11,55 

1968 

7.5 

5,1 


4,1 

0.65 

13,25 


12,25 

1969 

8 

5,25 


4,25 

0,65 

13,9 


12,9 

1970 

8,5 


4,1 


0,65 

13,25 


1971 

8,5 


4,1 


0,65 

13,25 


1972 

8,5 


4.2 


0,85 

13,55 


1973 

9 


4,6 


0,85 

14,45 


1974 

9 


4,75 


0,85 

14.60 


1975 

9 


5,25 


1 

15,25 


1976 

9 


5,65 


1,5 

16,15 


1977 

9 


5,7 


1,5 

16,2 


1978 s 

9 


5,7 


1,5 

16,2 


1979s 

9 


5.7 


1,5 

16,2 


1980s 

9 


5.7 


1.5 

16,2 


1981s 

9,25 


5,7 


13 

16,45 


1982s 

9,25 


5,7 


1,5 

16,45 



l ) ohne Bergleute, die ln der knappsdiafUichen Kranken- und Renten Versicherung yersicherungspfliditig sind 
*) bis zur jeweiligen Beitragshemesstmgsgrenze 

s ) Gewogener DurdisduiUtssaLz für FflichtmitgLieiier, Die Aufteilung in Arbeiter und Angestellte bis einschließlich 
1969 entspricht hier der Differenzierung der Beitragssätze nach dem Beginn des Krankengeldanspruchs (Arbeiter 
bis 1969 r in der Regel sofortiger Anspruch auf Barleistungen* Angestellte und ab 1970 auch Arbeiter: in der 
Regel Anspruch auf En tg eitler (zahl ung für mindestens 6 Wochen), 

*) für Entgelt bis zur Bei trag sbemessungs grenze der Krankenversicherung 
4 ) ab April (kein Einfluß auf den Jahresdurchschnitt der Beiträge insgesamt) 

4 ) ab März (Beiträge insgesamt ~ gewogener Jahresdurchschnitt) 

*] von August 396t bis April 1962 keine Beiträge (Beiträge insgesamt ü gewogener Jahresdurchschnitt) 
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Tabelle IV— 5 

Durchschnittsverdienste und Abzüge je Versicherten der Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Angestellten 1950 bis 1978 


Jahr 

Brutto- 

jahres- 

arbeits- 

entgelt 

Abzüge 

Nettoentgelt 

Lohnsteuer eines 
Verheirateten 
(ohne Kind) ») 

Arbeitnehmer- 
beitiage zur Sozial- 
versicherung f ) 

gemäß den neben- 
stehend berechneten 
Abzügen 

gemäß der gesamt- 
wirtschaftlichen 
Abzugsbelastung 

DM 

DM | 

•/o 

DM | 

i •/.«> 

DM | 

•/««) 

DM») | 

•/•*) 

1950 

3 161 

127 

4.0 

313 

9,9 

2 721 

86,1 

2 766 

87,5 

1951 

3 579 

187 

5,2 

354 

9.9 

3 038 

84,9 

3 083 

86,1 

1952 

3 852 

235 

6./ 

381 

9.9 

3 236 

84,0 

3 293 

85,5 

1953 

4 061 

207 

5,1 

406 

10,0 

3 448 

84,9 

3 486 

85,8 

1954 

4 234 

203 

4,8 

423 

10,0 

3 608 

85,2 

3 647 

86,1 

1955 

4 548 

223 

4,9 

455 

10,0 

3 870 

85,1 

3 909 

85,9 

1956 

4 844 

271 

5.6 

484 

10,0 

4 089 

84,4 

4 147 

85,6 

1957 

5 043 

223 

4,4 

580 

11,5 

4 240 

84,1 

4 341 

86,1 

1958 

5 330 

144 

2,7 

634 

11.9 

4 552 

85,4 

4 535 

85,1 

1959 

5 602 

204 

3,6 

667 

11.9 

4 731 

84,5 

4 779 

85,3 

1960 

6 101 

288 

4.7 

714 

11.7 

5 099 

83,6 

5 128 

84,1 

1961 

6 723 

408 

6,1 

782 

11,6 

5 533 

82,3 

5 610 

83,4 

1962 

7 328 

528 

7.2 

853 

11,6 

5 947 

812 

6 083 

83,0 

1963 

7 775 

612 

7.9 

921 

11,8 

6 242 

80,3 

6 426 

82, 7 

1964 

8 467 

756 

8,9 

982 

11,6 

6 729 

792 

6 958 

82,2 

1965 

9 229 

728 

7.9 

1 067 

11,6 

7 434 

80,6 

7 642 

82,8 

1966 

9 893 

842 

8,5 

1 188 

12,0 

7 863 

79,5 

8 084 

81,7 

1967 

10219 

888 

8.7 

I 245 

12,2 

8 086 

79,1 

8313 

81,4 

1968 

10 842 

980 

9.0 

1 382 

12,7 

8 480 

78,2 

8 704 

80,3 

1969 

1 1 839 

l 140 

9,6 

1 558 

13,2 

9 141 

77,2 

9 347 

79,0 

1970 

13 343 

1 390 

10,4 

1755 

1 3,2 

10 198 

76,4 

10 302 

77,2 

1971 

14 931 

l 652 

11,1 

1965 

13,2 

11 314 

75,8 

11 320 

75,8 

1972 

16 335 

1 868 

11.4 

2 200 

13,5 

12 267 

75,1 

12 388 

75,8 

1973 

18 295 

2 166 

11,8 

2 629 

14,4 

13 500 

73,8 

13411 

73,3 

1974 

20 381 

2 556 

12,5 

2 961 

14,5 

14 864 

72,9 

14717 

72,2 

1975 

21 808 

2 348 

10,8 

3310 

152 

16 150 

74,1 

15 768 

72,3 

1976 

23 335 

2 652 

11.4 

3 752 

16,1 

16 931 

72,6 

16 445 

70,5 

1977 p 

24 945 

2916 

11.7 

4 025 

16,1 

18 004 

72,2 

17 392 

69,7 

1978 s 

26 317 

2718 

10,3 

4 247 

16.1 

19 352 

73,5 

18 488 

70,3 


*) Ab I960 unter Berücksichtigung des Weihnaditsfreibetrages von 100 DM, ab 1977 400 DM; von 1965 bis 1974 sind 
zusätzliche Sonderausgabenfreibeträge, soweit sie sich aus den gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträgen ergeben, 
be rüdesichtig t 

*) Ab I960 unter Berücksichtigung des Weihnachtsfreibetrags von 100 DM; bis 1969 ist als Beitragssatz zur Kranken- 
versicherung der (mit der Zahl der Arbeiter und Angestellten gewogene) Durchschnitt aus den in Tabelle IV — 4 ange- 
gebenen Beitragssätzen verwendet; in den Jahren 1964, 1965, 1966, 1968 und 1969 ist das beitragspflichtige Entgelt 
in der Kranken- und/oder Arbeitslosenversicherung infolge der Beitragsbemessungsgrenzen (vgl. Tabelle IV — 3) 
niedriger als das um den Weihnachtsfreibetrag gekürzte Bruttojahresarbeitsentgelt 
# ) Berechnet aus dem Bruttojahresarbeitsentgelt mit dem (ungerundeten) Anteil der Nettolohn- und -gehaitsumme 
an der Bruttolohn- und -gehaltsumme (vgl. Tabelle IV — 1); teilweise vorläufig 
4 ) des Bruttojahresarbeitsentgelts 
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Tabelle IV— 6 


Durchschnittliche Wochen Verdienste und Abzüge männlicher Facharbeiter 
ln der Industrie 1950 bis 1977 

Ledig/Verheiratet (ohne Kinder) 


Jahr *) 

Brutto- 

lohn 

Abzüge 

Nettolohn 

Lohnst 

ledig 

euer *) 

verheiratet 

Beiträge •) 

ledig 

verheiratet 

DM 

DM | 


DM | 


DM | 


DM | 

•/.*) 

DM | 

•/»•) 

1950 

72,85 

6,63 

9,1 

4,32 

6,0 

7,32 

10,0 

58,90 

80,9 

61,21 

84,0 

1951 

82,72 

8,55 

10,3 

6,24 

7,6 

8,28 

10,0 

65,89 

79,7 

68,20 

82,4 

1952 

89,40 

10,13 

11,2 

7,59 

8,4 

8,84 

10,0 

70,43 

78,8 

72,97 

81,6 

1953 

93,89 

10,38 

11,0 

7,78 

8,2 

9,35 

10,0 

74,16 

79,0 

76,76 

81,8 

1954 

97,56 

9,81 

10,0 

6,66 

6,8 

9,83 

10,1 

77,92 

79,9 

81,07 

83,1 

1955 

104,85 

10,44 

10,0 

7,16 

6,8 

10,61 

10,1 

83,80 

79,9 

87,08 

83,1 

1956 

111,62 

11,76 

10,6 

8,42 

7,6 

11,30 

10,1 

88,56 

79,3 

91,90 

82,3 

1957 

118,69 

12,17 

10,3 

7,88 

6,6 

12,81 

10,8 

93,71 

79,0 

98,00 

62,6 

1958 

124,31 

13,33 

10,7 

7,70 

6,2 

15,16 

12,2 

95,92 

77,1 

101,45 

81,6 

1959 

129,45 

14,76 

11.4 

8,30 

6,4 

15,81 

12,2 

98,88 

76,4 

105,34 

81,4 

1960 

141,23 

17,07 

12,1 

10,61 

7,5 

17,22 

12,2 

106,94 

75,7 

113,40 

80,3 

1961 

154,90 

19,84 

12,8 

13,38 

8,6 

19,62 

12,7 

115,44 

74,5 

121,90 

78,7 

1962 

170,18 

22,84 

13,4 

16,38 

9,6 

20,97 

12,3 

126,37 

74,3 

132,83 

78,1 

1963 

182,20 

25,61 

14,0 

18,69 

10,2 

21,34 

11.7 

135,25 

74,2 

142,17 

78,0 

1964 

198,00 

30,05 

15,1 

21,92 

11.0 

22,50 

11.4 

145,45 

73,5 

153,58 

77,6 

1965 

218,00 

27,96 

12,8 

21,46 

9.8 

23,91 

11.0 

166,13 

76,2 

172,63 

792 

1966 

230,00 

30,05 

13.1 

23,00 

10,0 

27,73 

12,1 

172,22 

74,9 

179,27 

77,9 

1967 

228,00 

29,55 

13,0 

22,57 

9,9 

28,17 

12.4 

170,28 

74,7 

177,26 

77,8 

1968 

242,00 

32,61 

13,5 

24,76 

10,2 

30,43 

12.6 

178,96 

74,0 

186,81 

77,2 

1969 

272,00 

39,42 

14,5 

29,80 

11.0 

34,56 

12,7 

198,02 

72,8 

207,64 

76,3 

1970 

311,00 

48,82 

15,7 

36,15 

11,6 

39,97 

12,9 

222,21 

71,5 

234,88 

752 

1971 

343,00 

57,40 

16,7 

41,19 

12.0 

45,01 

13,1 

240,59 

70,1 

256,80 

74,9 

1972 

369,00 

66,53 

18,0 

45,34 

12,3 

49,94 

13,5 

252,53 

68,4 

273,72 

74,2 

1973 

408,00 

79,87 

19,6 

52,61 

12,9 

58,67 

14,4 

269,46 

66,0 

296,72 

72,7 

1974 

439,00 

90,64 

20,6 

58,61 

13,4 

64,02 

14,6 

284,34 

64,8 

316,37 

72,1 

1975 

460,00 

78,67 

17,1 

53,12 

11,5 

70,15 

15,3 

311,18 

67,6 

336,73 

732 

1976 

497,00 

91,77 

18,5 

60,55 

12,2 

80,27 

16, 2 

324,96 

65,4 

356,18 

71,7 

1977 p 

534,00 

105,27 

19 , 7 

68,01 

12,7 

86,51 

162 

342,22 

64.1 

379,48 

71,1 


l ) 1950 bis 1950 ohne Bergbau; 1950 bis 1959 ohne Saarland, 1950 bis 1963 ohne Berlin; Jahresdurchschnitte 
*) von 1965 bis 1974 sind zusätzlidie Sonderausgabenfreibeträge, soweit sie sich aus den gesetzlichen Sozialversiche- 
rungsbeiträgen ergeben, berücksichtigt 
J ) Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung 
4 j des Bruttolohns 
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Tabelle IV— 7 


Durchschnittliche Wodien Verdienste und Abzüge männlicher Facharbeiter 
in der Industrie 1950 bis 1977 

Verheiratet (I Kind) 


Jahr l ) 

Brutto- 

lohn 

Abzüge 

Nettoeinkommen 

Lohnsteuer J ) 

Beiträge 3 | 

Nettoiohn 

Kindergeld 

insgesamt 

DM 

DM 

°v) 

DM 

•/»♦i 

DM | 


DM j 


DM | 

Vo*): 

1950 

72,85 

2 ( S9 

3*6 

7,32 

J0,0 

62,94 

86,4 





62,94 

86,4 

1951 

82,72 

4.03 

4*9 

8,28 

10,0 

70,41 

85,1 



— 

70,41 

85,1 

1952 

89,40 

5,28 

5,8 

8.84 

10,0 

75,28 

84,2 



— 

75,28 

84,2 

1953 

93,89 

5 P 48 

5*8 

9,35 

iö,o 

79,06 

84.2 

— 

— 

79,06 

84,2 

1954 

97,56 

4,62 

4,7 

9*83 

10,1 

83,11 

85,2 

— 

— 

83.11 

85,2 

1955 

104,85 

4,82 

4,6 

10*61 

10,1 

89,42 

85,3 

— 

— 

89,42 

85,3 

1956 

1 11,62 

5,94 

5,3 

11,30 

10,1 

94,38 

84,6 

— 


94,38 

84,6 

1957 

118,69 

5,45 

4,6 

12,31 

10,8 

100,43 

84,6 

— 

— 

100,43 

84,6 

1958 

124,31 

5*30 

4,3 

15*16 

12,2 

103,85 

83,5 

— 

— 

103,85 

83,5 

1959 

129,45 

4*84 

3,7 

15*81 

12,2 

108,80 

84,0 

— 

— 

108,80 

84,0 

1960 

141,23 

7*15 

5,0 

17,22 

12,2 

1 16,86 

82, 7 

— 

— 

116,86 

82,7 

1961 

154,90 

9*92 

6.4 

19,62 

12,7 

125,36 

30*9 

— 

— 

125,36 

80,9 

1962 

170,18 

11*76 

6,9 

20,97 

12,3 

137,45 

80,8 

— 

— 

137,45 

80,8 

1963 

182,20 

14*07 

7,7 

21,34 

11,7 

146,79 

80,6 

— 

— 

146,79 

80,6 

1964 

198.00 

17*30 

8,7 

22,50 

u A 

158,20 

79,9 

— 

— 

158,20 

79,9 

1965 

218,00 

17*07 

7,8 

23,91 

lifi 

177,02 

81,2 

— 

— 

177,02 

81,2 

1966 

230,00 

18,61 

«,1 

27,73 

12,1 

183,66 

79,9 

— 

— 

183,66 

79.9 

196? 

228,00 

18*19 

8,0 

28,17 

12A 

181,64 

79,7 

— 

— 

181,64 

79,7 

1968 

242,00 

20,38 

8,4 

30*43 

12,6 

191,19 

79,0 

— 

— 

191.19 

79,0 

1969 

272,00 

25,42 

9,3 

34*56 

12,7 

212,02 

77,9 

— 

— 

212,02 

77,9 

1970 

311,00 

31*76 

10,2 

39*97 

12,9 

239,27 

76,9 

— 

— 

239,27 

76,9 

1971 

343,00 

36,80 

10,7 

45,01 

13,1 

261,19 

76,1 

— 

— 

261,19 

76,1 

1972 

369,00 

40,96 

1U 

49,94 

13,5 

278,10 

75,4 

— 

— 

278,10 

75,4 

1973 

408,00 

47*11 

11,5 

58,67 

14,4 

302,22 

74,1 

— 

— 

302,22 

74,1 

1974 

439,00 

52,84 

12,0 

64*02 

14,6 

322, H 

73,4 

— 

— 

322,14 

73,4 

1975 

460,00 

52,61 

11,4 

70*15 

15,3 

337,24 

73,3 

11*51 

2,5 

348,75 

75,8 

1976 

497,00 

59,53 

12,0 

80,27 

16,2 

357,20 

71,9 

11*51 

2,3 

368,71 

74,2 

1977 p 

534,00 

66*73 

12,5 

86*51 

16,2 

380,76 

71,3 

11,51 

2 t 2 

392,27 

73,5 


Fußnoten siehe Tabelle IV — 6 
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Tabelle IV— 8 


DurchsdiitLfUiche Wodienverdienste und Abzüge männlicher Facharbeiter 
in der Industrie 1950 bis 1977 

Verheiratet (2 Kinder} 


Jahr*} 

Brutto- 

lohn 

Abzüge 

Nettoeinkommen 

Lohnsteuer *) 

Beiträge *) 

Nettolohn 

Kindergeld I 

insgesamt 

DM 

DM ! 

•/*«) 

DM ) 


DM t 

♦/«*) 

| DM | 

•/»») 

DM | 

•/«*) 

1950 

72,85 

1,80 

2,5 

7,32 

10,0 

63,73 

87,5 

* 


63,73 

87,5 

195 t 

82 # 72 

2,30 

2,8 

8,28 

10,0 

72,14 

07,2 

— 

— 

72,14 

87,2 

1952 

89,40 

3,30 

3,6 

8*84 

10,0 

77,26 

86,4 

— 

— 

77,26 

«6,4 

1953 

93,89 

3,46 

3,6 

9,35 

10,0 

81,08 

86,4 

— 

— 

81,08 

86,4 

1954 

97,56 

2,89 

2ß 

9,83 

10,1 

84 r 84 

87,0 

— 

— 

84,84 

87,0 

1955 

104,85 

2,74 

2,6 

10,61 

10,1 

91,50 

87,3 

— 

— 

91,50 

87,3 

1956 

111,62 

3,70 

3.3 

11,30 

10,1 

96,62 

86,6 

— 

— 

96,62 

86, 6 

1957 

118,69 

1,44 

1,2 

12,81 

10, 8 

104,44 

88.0 

— 

— 

104,44 

88,0 

1958 

124,31 

1,32 


15,16 

12,2 

107*83 

86,7 

— 

— 

107,83 

86,7 

1959 

129,45 

— 

— 

15,81 

12,2 

112,64 

87,8 

— 

— 

113,64 

87,8 

1960 

141,23 

0,69 

0,5 

17,22 

12,2 

123*32 

87,3 

— 

— 

123,32 

87,3 

1961 

154,90 

3,46 

2.2 

19,62 

12,7 

131,82 

85,1 

— 

— 

131,82 

85, 1 

1962 

170,18 

5,30 

3,1 

20,97 

I2J 

143*91 

84,6 

— 

— 

143,91 

84,6 

1963 

182,20 

7,61 


21,34 

11,7 

153,25 

84,1 

— 

— 

153,25 

84,1 

1964 

1 98,00 

10,84 

5,4 

22,50 

11,4 

164,66 

83,2 

— 

— 

164,66 

8 32 

1965 

218,00 

10,96 

5.0 

23.91 

11,0 

183,13 

84.0 

— 

— 

183,13 

84,0 

1966 

230,00 

12,46 

5,4 

27,73 

12J 

189,81 

82,5 

— 

— 

189,81 

82,5 

1967 

228.00 

12,03 

5,3 

28,17 

12,4 

187,80 

82,4 

— 

— 

187,80 

82,4 

1968 

242.00 

14,23 

5,9 

30,43 

12,6 

197,34 

81,6 

— 

— 

197,34 

81,6 

1969 

272,00 

19,26 

7.1 

34,56 

12,7 

218,18 

80,2 

— 

— 

218,18 

80,2 

1970 

311,00 

25,61 

8,2 

39,97 

12,9 

245,42 

78,9 

1,92 

Ofi 

247,34 

79,5 

1971 

343,00 

30.69 

9,0 

45,01 

13,1 

267,30 

77,9 

$m 

W 

273,05 

79,6 

1972 

369,00 

3 4,64 

9,4 

49,94 

13,5 

284,22 

77,0 

5,75 

iß 

289,97 

78,6 

1973 

408,00 

40,53 

9,9 

58,67 

14,4 

308,80 

75,7 

5,75 

m 

314,55 

77,1 

1974 

439,00 

45,57 

10,4 

64,02 

14,6 

329,41 

75,0 

5,75 

1,3 

335,16 

76,3 

1975 

460 , 00 

52,61 

tm 

70,15 

15,3 

337,24 

73,3 

27,62 

6,0 

364,86 

79,3 

1976 

497,00 

59,53 

12,0 

80,27 

16,2 

357 t 20 

71,9 

27,62 

5,6 

384,82 

77,4 

1977 p 

534,00 

66,46 

12,4 

86,51 

16£ 

381,03 

71,4 

27,62 

5,2 

408,65 

76,5 


Fußnoten siehe Tabelle IV— 6 
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Tabelle IV— 9 


Durchschnittliche Woehenverdienste und Abzüge männ Sicher Facharbeiter 
ln der Industrie 1950 bis 1077 

Verheiratet (3 Kinder) 


JahH) 

Brutto- 

lohn 

Abzüge 

Nettoeinkommen 

Lohnsteuer •) 

Beiträge 3 ) 

Nettolohn 

Kindergeld 

Insgesamt 

DM 

DM | 

•/»«] 

DM | 

«/•«l 

DM | 

«/•*) 

DM | 

"’n ‘i 

DM | 

%*) 

1950 

72,85 

1,10 

1,6 

7,32 

10,0 

64.43 

88,4 





64,43 

88,4 

1951 

82,72 

1,45 

1.8 

8.28 

10,0 

72,99 

88,2 

— 

— 

72,99 

88,2 

1052 

89,40 

1,68 

iß 

8.84 

10,0 

78,88 

88,2 

— 

— 

78.88 

88,2 

1053 

93,89 

1.74 

j.« 

9.35 

10,0 

82,80 

88, 2 

— 

— 

82,80 

88,2 

1954 

97,56 

0,87 

0,9 

9,83 

MW 

86,86 

89,0 

— 

— 

86,36 

89,0 

1955 

104,85 

— 

— 

10,61 

10,1 

94,24 

89,9 

5,75 

5,5 

99,99 

95,4 

1956 

1 1 1 ,62 

— 

— 

11,30 

10,1 

100,32 

89 $ 

5.75 

5,2 

106,07 

95,0 

1957 

1 18,69 



— 

12,81 

IQß 

105,88 

89,2 

6.04 

5,1 

111,92 

94,3 

1958 

124,31 

— 

— 

15,16 

12,2 

109,15 

87,8 

6.90 

5,6 

116,05 

93,4 

1959 

129,45 

— 

— 

15,81 

12,2 

1 13,64 

87,8 

8.82 

6,8 

122,46 

94,6 

I960 

141,23 

— 

— 

17.22 

12,2 

124.01 

87,8 

9.21 

6,5 

133,22 

94 $ 

196t 

154,90 

— 

— 

19,62 

12,7 

135,28 

87,3 

9.21 

5,9 

144,49 

93,3 

1962 

170,18 

— 

— 

20,97 

12,3 

149,21 

87,7 

9,21 

5,4 

158,42 

93,1 

1963 

1 82,20 

0*69 

0,3 

21,34 

m 

160,17 

87,9 

9.21 

5,1 

169,38 

93,0 

1964 

198,00 

3*92 

1$ 

22,50 

11,4 

171,58 

86,7 

11*51 

5,8 

183,09 

92,5 

1965 

218,00 

4,38 

2,0 

23.91 

11,0 

189.71 

87,0 

15*82 

7,3 

205,53 

94. 3 

1066 

236,00 

5.88 

2,6 

27,73 

12,1 

196,39 

85,4 

17*26 

7,5 

213,65 

92,9 

1967 

228.00 

5,46 

2,4 

28,17 

12,4 

194,37 

85,2 

17*26 

7,6 

211,63 

92,8 

1968 

242,00 

7,65 

3,2 

30,43 

12,6 

203,92 

84,3 

17.26 

7,1 

221.18 

91,4 

1969 

272,00 

1 2,69 

4,7 

34,56 

12,7 

224,75 

82,6 

17.26 

6,3 

242,01 

89,0 

1970 

311,00 

19,03 

6,1 

39,97 

12,9 

252,00 

81,0 

Iß, 03 

5,8 

270,03 

86,8 

1971 

343,00 

24,1 1 

7,0 

45,01 

13,1 

273,88 

79,8 

19,56 

5,7 

293,44 

85,6 

1972 

369,00 

28,26 

7,7 

49,94 

13,5 

290,88 

78,8 

19,56 

54 

310,36 

84,1 

1973 

408,00 

33*96 

8,3 

58,67 

14,4 

315,37 

77,3 

19,56 

4,8 

334,93 

82,1 

1974 

439,00 

38,76 

3,8 

64,02 

14,6 

336,22 

76,6 

19,56 

4,5 

355,78 

81,0 

1975 

460,00 

52,61 

11,4 

70,15 

15,3 

337,24 

73,3 

55,24 

12,0 

392,48 

85,3 

1976 

497,00 

59,53 

12,0 

80,27 

16,2 

357,20 

71,9 

55,24 

Hfl 

412,44 

83,0 

1977 p 

534,00 

66,46 

12,4 

86,51 

16,2 

381,03 

71,4 

55,24 

10,3 

436,27 

81,7 


Fußnoten siehe Tabelle IV — 6 
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Tabelle IV— 10 


Preisindex für die Lebenshaltung 1950 bis 1977 


Jahr 

4-Personen-Arbeit’ 
nahm er-Hau sh alte mH 
mittlerem Einkommen 

4-Personen-Haushalte 
von Angestellten und 
Beamten mit höherem 
Einkommen 

2' Personen- Hausha I Ite 
von Renten- und 
Sozialhilfeempfängem 

Alle privaten 
Haushalte 

1970 — 100 | 

»/„ i) 

1970 = 100 1 

Vo *) 

1970 = 100 | 


1970 = ICO | 

•/**] 

1950 

64, S 

- 6,4 







195! 

69,6 

+ 7,9 







1952 

71,0 

+ 2.0 







1953 

69,8 

- 1.7 







1954 

69,9 

+ 0.1 







1955 

71,0 

+ 1.6 







1956 

72 ( 8 

+ 2,5 







1957 

74,4 

+ 2.2 



71,5 




1958 

75,9 

+ 2,0 



73,0 

+ 2.1 



1959 

76.7 

+ 1.1 



73,8 

+ 1,1 



I960 

77,8 

+ 1,4 



74,9 

+ 1,5 



1961 

79,6 

+ 2,3 



76,8 

+2,5 



1962 

81 r 9 

+2,9 

82,2 

* 

79,3 

+ 3,3 

81,6 

. 

1963 

84,4 

+3,1 

84,3 

+ 2,6 

82,1 

+ 3,5 

84,0 

+2,9 

1964 

86,4 

+ 2,4 

85,9 

+ 1,9 

84,4 

+ 2,8 

85,9 

+2,3 

1965 

89,3 

+ 3.4 

88,1 

+ 2,6 

87,8 

+4,0 

88,7 

+ 3,3 

1966 

92,4 

+ 3.5 

91,0 

+ 3,3 

91,4 

+ 4,1 

91,9 

+3,6 

1967 

93,8 

+ 1,5 

93,0 

+2,2 

92,7 

+ 1,4 

93,4 

+ 1,6 

1968 

95,0 

+ 1.3 

95,1 

+2,3 

94,0 

+ 1,4 

94,9 

+ 1,6 

1969 

96,9 

+ 2,0 

96,8 

+ J,8 

96,8 

+ 3,0 

96,7 

+ 1,9 

1970 

100,0 

+ 3.2 

100,0 

+3,3 

100,0 

+3,3 

100,0 

+3,4 

1971 

105,1 

+ 5,1 

105,4 

+5,4 

104,7 

+4,7 

105,3 

+5,3 

1972 

1 10,7 

+5,3 

111,1 

+5,4 

110,6 

+5,6 

111,1 

+5,5 

1973 

1 18,2 

+8,8 

118,7 

+6,8 

1 1B,5 

+7,1 

118,8 

+6,9 

1974 

126,3 

+ 6,9 

127.1 

+7,1 

126,3 

+ 6,6 

127,1 

+7,0 

1975 

134,0 

+6,/ 

134,7 

+6,0 

134,7 

+6,7 

134,7 

+ 6,0 

1976 

140,2 

+4,8 

140,7 

+4,5 

141,9 

+5,3 

140,8 

+4,5 

1977 

145,3 

+ 3,6 

145,8 

+3,6 

146,7 

+3,4 

146,3 

+3,9 


*) Veränderung gegenüber dem Vorjahr 
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Tabel le IV— 3 1 


Lohnsteuer I97tt 


Brutto- 

monats* 

lohn 



Alleinstehende 



1 


Verheiratete 



ohne Kind 

mit t Kind 

2weUverdiener *) 

Steuerklasse l 

Steuerklasse U/l 

Steuerklasse III/l 

Steuerklasse V 

DM 

DM 

V * 

DM 

Vi 

DM 

V * 

DM 

% 

D *) 

M») 

0*1 

1 M*) 

0*1 

1 M *1 

D *) | 

M *) 

1 000 

87,40 

8.7 

20,3 

31,80 

3.2 

18,2 

12,00 

1.2 

18,6 

197.40 

19,7 

22,0 

1 100 

107,70 

9,8 

19,8 

50,00 

4.5 

18.1 

30,60 

2,8 

17,7 

219,40 

19,9 

28,6 

1 200 

127,50 

10,6 

20,4 

68,10 

5.7 

19,3 

48,30 

4,0 

18,7 

248,00 

20,7 

46,8 

i 300 

147*90 

U,4 

19,8 

87,40 

6.7 

19,8 

67,00 

5,2 

17,6 

294,80 

22,7 

50,5 ' 

1 400 

167,70 

12 ß 

19,8 

107 ( 20 

7,7 

19,8 

84,60 

6,0 

17,5 

345,30 

24,7 

54,0 

1 500 

187,50 

izß 

20,3 

127,00 

8,5 

20,3 

102,10 

6,8 

18,9 

399,30 

26, 6 

57,2 

1 600 

207,80 

13,0 

19,8 

147,30 

9,2 

19,8 

121,00 

7,6 

17,5 

456,50 

28,5 

60,1 

1700 

227,60 

13,4 

26,5 

167,10 

9.8 

20,4 

138,50 

8,1 

18,6 

516,60 

30,4 

63,2 

1 800 

254,10 

14.1 

28.9 

187,50 

10,4 

19,8 

157,10 

8,7 

17,7 

579,80 

32,2 

63,7 

I 900 

283,00 

14,9 

31.6 

207,30 

10,9 

1 9,7 

174,80 

9.2 

17,7 

643,50 

33,9 

54,3 

2 000 

314,60 

IS , 7 

34,3 

227,30 

11,4 

26.4 

192,50 

9,6 

18,6 

697,80 

34,9 

55,5 

2 m 

348,90 

16,6 

35,3 

253,40 

12,1 

28,9 

211,10 

10,1 

1 ?ß 

753,30 

35,9 

56,3 

2 200 

384,20 

17,5 

36,3 

282,30 

12,8 

30,6 

228,60 

10,4 

19,9 

809,60 

36,8 

57,4 

2 300 

420,50 

!8,3 

37 A 

312,90 

13,6 

30,7 

248.50 

10,8 

19,8 

867,00 

3 7,7 

57,8 

2 400 

457,90 

19,1 

38,2 

343,60 

14,3 

31,6 

268,30 

11,2 

19,8 

924,80 

38,5 

58,5 

2 500 

496,10 

19,8 

39,1 

375,20 

15,0 

36,2 

288,10 

11,5 

20,9 

983,30 

39,3 

59,0 

2 600 

535,20 

20,6 

40,0 

411,40 

15,8 

37,0 

309,00 

11 # 

19,2 

t 042,30 

40,1 

59,2 

2 700 

575,20 

2 t , 3 

40,8 

448,40 

16,6 

38,1 

328,20 

12,2 

20,4 

1 101,50 

40,8 

59,3 

2 800 

616,00 

22,0 

41,6 

486,50 

17,4 

38,9 

348,60 

12,4 

19,9 

1 160,80 

41,5 

59,5 

2 900 

657,60 

22,7 

42 ß 

525,40 

18,1 

39,7 

368,50 

12,7 

19 ß 

I 220,30 

42,1 

59,5 

3 000 

699,90 

23,3 

43,0 

565,10 

18,8 

40, 7 

388,10 

12,9 

21,0 

1 279,80 

42,7 

59,2 

3 100 

742,90 

24,0 

43,6 

605,80 

19, 5 

41,3 

409,10 

13,2 

19,9 

1 339,00 

43,2 

58,6 

3 200 

786,50 | 

24,6 

44,1 

647,10 

2 Ö r 2 

42. 2 

429,00 

13,4 

19 r 6 

1 397,60 

43,7 

58,5 

3 300 

830,60 

25,2 

44,9 

689,30 

* 20,9 

42, 7 

448,60 

13,6 

20,7 

1 456,10 

44,1 

58,0 

3 400 

875,50 

25,7 

45,2 

732,00 

21,5 

43,5 

469,30 

13,8 

28,0 

1 514,10 

44,5 

58,0 

3 500 

920,70 

26,3 

45,7 

775,50 

22,2 

44,0 

497,30 

14.2 

30,2 

1 572,10 

44,9 

58,0 

3 600 

966,40 

26,8 

46,1 

819,50 

22,8 

44,7 

527,50 

14, 7 

29,0 

1 630,10 

4 5,3 

58,0 

3 700 

1 012,50 

27,4 

46,6 

864,20 

23,4 

45. 1 

556,50 

15,0 

32,6 

1 688,10 

45,6 

58,2 

3 800 

I 059,10 

27,9 

46,9 

909,30 

23,9 

45,7 

589,10 

15. 5 

33,4 

1 746,30 

46,0 

58,2 

3 900 

I 106,00 

28,4 

47,1 

955,00 

24,5 

46,0 

622,50 

16,0 

33,8 

1 804,50 

46,3 

58,1 

4 000 

I 153,10 

28,8 

47,4 

l 001,00 

25,0 

4 6,5 

656,30 

16,4 

34,5 

! 862,60 

46,6 

58,4 


Ehegatten* die beide Arbeitslohn beziehen, werden wahlweise entweder beide nach der Steuerklasse IV oder nach 
den Steuerklassen III (der eine) und V (der andere) besteuert. In der Regel wird im Laufe des Jahres die Lohn- 
steuer in der richtigen Höhe einbehalten* wenn das Einkommen des Ehegatten mit der Steuerklasse V rund */j 
des Einkommens des Ehegatten mit der Steuerklasse III beträgt, 

*) DurchsdmittsbelasUmg = Lohnsteuer durchschnittlich je 100 DM Lohn 
*) MargJnalbelastung =* Lohnsteuer je 100 DM Lohnzuwadis 
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Kindergeld und Steuerermäßigung ab 1965 

DM monatlich 


Ehepaar mit 
. , . Kindern 

Bruttolohn 
bzw. -getaalt 

Begünstigung gegenüber einem kinderlosen Ehepaar 

1965 bis 1974 

1975 bis 1977 

ab 1378 

Lohn- 
steuer *) 

Kinder- 
geld *) 

ins- 

gesamt 

Lohn- 
steuer *) 

Kinder- 

geld 

ins- 

gesamt 

Lohn- 

steuer 

Kinder- 

geld 

ins- 

gesamt 

1 Kind 

I 500 

19 



19 



50 

50 



50 

50 


2 500 

27 

— 

27 

6 

50 

56 

6 

SO 

56 


3 500 

34 

■ — 

34 

8 

50 

58 

8 

50 

58 


5 000 

40 

— 

40 

10 

50 

60 

10 

50 

60 


10 000 

48 

— 

48 

15 

50 

65 

15 

50 

65 

2 Kinder 

1 500 

46 

25 

71 

— 

120 

120 

— 

130 

130 


2 500 

64 

— 

64 

11 

120 

131 

11 

130 

141 


3 500 

80 

— 

80 

16 

120 

136 

16 

130 

146 


5000 

96 

— 

96 

20 

120 

140 

20 

130 

150 


toooo 

116 

— 

116 

25 

120 

145 

25 

130 

155 

3 Kinder 

! 500 

74 

85 

159 

— 

240 

240 

— 

280 

280 


2 500 

102 

85 

187 

11 

240 

251 

tl 

280 

291 


3 500 

128 

85 

213 

25 

240 

265 

24 

280 

304 


5 000 

155 

85 

240 

30 

240 

270 

29 

280 

309 


10 000 

188 

85 

273 

40 

240 

280 

40 

280 

320 

4 Kinder 

1 500 

103 

145 

248 

— 

360 

360 

— 

430 

430 


2 500 

138 

145 

283 

11 

360 

371 

11 

430 

441 


3 500 

175 

145 

320 

25 

360 

385 

31 

430 

461 


5 000 

213 

145 

358 

30 

360 

390 

39 

430 

469 


10000 

259 

145 

404 

40 

360 

400 

50 

430 

480 

5 Kinder 

1 500 

131 

215 

346 

— 

480 

480 

— 

580 

580 


2 500 

171 

215 

386 

11 

480 

491 

11 

580 

591 


3500 

221 

215 

436 

25 

480 

505 

39 

580 

619 


5 000 

270 

215 

485 

30 

480 

510 

49 

580 

629 


10 000 

331 

215 

546 

40 

480 

520 

64 

580 

644 


*1 Brgäüzuncjsabgabe Eicht berüdtsichtigti die Steuerermäßigung tritt durch Kinderfreibeträge ein 
*) Kindexgeldbelräge und Einkommensgrenze für Zweit Kindergeld nadi dem Stand von 1974 

*) nach der £üi 1375 gültigen Lo husten erta belle - f die Steuerermäßigung tritt durdi die nadh der Kinderzah! gestaffelte 
Vorsorgepausdiale ein 
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Rentenniveau l ) 1957 bis 1978 


Jahr *) 

Monatliche Rente 3 ) bei 

Rentenniveau 

gemessen 4 ) am 

Brutto- | Netto- 

Arbeitsentgelt 4 ) und bei 

nach} 1272 
RVO *) •) 
bei 

40 | 

45 

40 | 

45 | 

40 | 

45 

40 

anredinungsfählgen Versicherungsjahren 

DM 

\ 



in Prozent 



1957 

214,10 

240,90 

50,9 

57,3 

59,3 

66,7 

56,5 

1958 

214,10 

240,90 

48.2 

S4£ 

56,7 

63,8 

53.0 

1959 

227.10 

255,50 

48.6 

54.7 

57,1 

64,3 

54,0 

1960 

240,60 

270.70 

47.3 

53,2 

56,3 

63,3 

54,2 

1961 

253.60 

285,30 

45.3 

50.9 

54. 3 

67,0 

54,3 

1962 

266,30 

299,60 

43.6 

49,0 

52,5 

59,7 

52,4 

1963 

283,90 

319,40 

43.8 

49,3 

53,0 

59,6 

50,7 

1964 

307,10 

345,50 

43.5 

49,0 

53,0 

59,6 

50,3 

1965 

335,90 

377,90 

43.7 

49,1 

52,7 

59,3 

57,8 

1966 

363,80 

409,30 

44 . J 

49,6 

54,0 

60,8 

57,6 

1967 

392,90 

442,00 

46.1 

57.9 

56,7 

63,8 

51,1 

1968 

424,50 

477,60 

46.0 

51,8 

57,4 

64.5 

512 

1969 

459,80 

517,30 

45.7 

51,4 

57.9 

65, t 

54,0 

1970 

489,00 

550,20 

44.0 

49,5 

57.0 

64,1 

54.1 

1971 

515,90 

580,40 

41.5 

4 6.6 

54.7 

61,5 

52,3 

1972 

600,40 

675,50 

43 . 5 

49,0 

57,4 

64,6 

54,0 

1973 

668,60 

752,20 

41.6 

4 6.8 

56.8 

63,9 

53,7 

1974 

743,50 

836,50 

41,6 

46,8 

57.6 

64,8 

54,6 

1975 

826,00 

929,30 

43.2 

48,6 

59,7 

67,2 

54.2 

1976 

916,90 

I 031,50 

44,8 

50,4 

63,6 

7 1.5 

54,0 

1977 

1 008,10 

1 134,10 

46,3 

52,1 

66,4 

74,7 

55,5 

1978 

1 008,10 

1 134,10 

46,0 

51,7 

65,4 

73,6 

51,8 


*) für Altersruhegelder (Bestandsrenten) in der Rentenversicherung der Arbeitei und der Angestellten bei einer 
persönlichen Bemessungsgrundlage von 100 (Durdischnittsverdienst) 

*) Angaben für 1978 geschätzt (außer Rentenniveau nach § 1272 RVO); Angaben für Nettorentenniveau z. T. vorläufig 
*) Rentenbetrag am 1. Juli des Jahres 

4 ) Rentenbetrag im Kalenderjahr; Abzug (1968, 1969) und Rückzahlung (1972) des Krankenversicherungsbeitrags 
berücksichtigt 

*) Durchschnittliches Bruttojahresarbeitsentgelt aller Versichertem das Nettoarbeitsentgelt ist daraus beredinet durch 
Abzug der durchschnittlichen Belastung aller abhängig Beschäftigten mit Lohnsteuer und Sozialbeiträgen ent- 
sprediend der Volkswirtschattlichen Gesamtrechnung 
•) gemessen am durdisdinittlichen Bruttojahresarbeitsentgelt des Vorvorjahres 
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Anpassung ausgewählter Einkommens Leistungen 
an die wirtschaftliche Entwicklung 1960 bis 1982 

in Prozent 


Jahre 

Zeitpunkt 
der Anpassung 

Renten- 

versicherung 

Unfall- 

versicherung 

AltershjJIe 

für 

Landwirte 

Soziale Ent- 
schädigung 
(KHegs- 
opferver* 
sorgung) 

Lasten- 

ausgleidh 

I960 

1 . Januar 

5,94 

■ 

• 



1961 

1 . Januar 

5,4 

* 

• 

* 


1962 

L Januar 

5,0 


* 

. 


1963 

L Januar 

6 # 6 

> 

• 

4 


1964 

L Januar 

8,2 

9,0 

• 

4 


1965 

1, Januar 

9,4 

64 


4 


1966 

1 . Januar 

8,3 

8,9 


, 


1967 

1 , Januar 

8,0 

9,0 

* 



1968 

1. Januar 

8,1 

7,2 

* 

* 


1969 

1. Januar 

8,3 

3,3 

, 

— 


1970 

1. Januar 

6,35 

64 

« 

16,0*) 


1971 

t. Januar 

5,5 

9,3 

« 

5,5 


1972 

1. Januar 

6,3 

12,7 

. 

6,3 


1972 

i. Juli 

9,5 

— 

. 

— 

*) 

1973 

1. Januar 

— 

11,9 

< 

9,5 

95 

1973 

L Juli 

11,35 

— 

* 

— 

— 

1974 

L Januar 

— 

9,4 

* 

11,35 

11,35 

1974 

I, Juli 

11,2 

— 

• 

— 

— 

1974 

1 . Oktober 

— 

— 


11.2 

na 

1975 

I . Januar 

— 

11,9 

u, z 

— 

— 

1975 

t. Juli 

U,1 

— 

— 

IM 

114 

1976 

J. Januar 

— 

1 1,7 

11,1 

— 

— 

1976 

1. Juli 

11,0 

— 

— 

11,0 

11,0 

1977 

1. Januar 

— 

7,0 

11,0 

— 

— 

1977 

1. Juli 

9,9 

— 

— 

9,9 

9,9 

1978 

l. Januar 

— 

7,4 

9,9 

— 

— 

1979 

U Januar 

4,5 

4,5 

4,5 

4,5 

4,5 

1980 

1. Januar 

4,0 

4,0 

4,0 

4,0 

4,0 

1981 

1. Januar 

4,0 

4,0 

4,0 

4,0 

4 # 0 

1982 

!> Januar 

5,9 

5,9 

5,9 

5,9 

5,9 


Bis 1974 unregelmäßige Anpassungen iß Höhe von insgesamt rund SO 0 /» 
*) Witwenrenten wurden 1970 um 25 V» erhöht 
*) Unregelmäßige Anpassungen bis 1979 
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Anhang V 


Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 


Vorbemerkung 

1. Im Anhang V sind in ausführlicher Form die 
Berechnungen dargestellt, die den Ausführungen 
in Nr. 238 bis 244 und den zusamraenf assenden 
Übersichten 56 und 57 des Textteils zugrunde 
liegen. Die Tabellen V — 1 bis V — 16 und die Er- 
läuterungen in den nachfolgenden Nr. 2 bis 9 
haben den Einbau des Sozialbudgets in die 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung zum Ge- 
genstand. 

Der Einbau des Soziaibudgets in die Volkswirt- 
schaftliche Gesamtrechnung erstreckt sich auf das 
Sozialversicherungskonto (Erster Teil der Tabel- 
len: V — l bis V — 10) und auf die sozialen Lei- 
stungen (Geldleistungen) anderer Sektoren an 
private Haushalte (Dritter Teil der Tabellen: 
V — 14 bis V — 16). Ausgehend von den Zahlen 
des Soziaibudgets werden durch methodische 
Umsetzungen in einem geschlossenen Tabellen- 
system die entsprechenden Größen der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung entwickelt. Das 
angewandte Umsetzungsverfahren und seine 
Wiedergabe in diesem Anhang ermöglichen es, 
die einzelnen Schritte des Einbauvorganges nach- 
zuvollziehen. Ergänzende Tabellen zum Sozial- 
versicherungskonto (Zweiter Teil der Tabellen: 
V — 11 bis V — 13) geben zusätzlich tiefer geglie- 
derte Informationen über die Sozialversicherung 
in der Darstellungsweise der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung. 

2. Das Verfahren, mit dem das Rechenwerk dieses 
Soziaibudgets in die Kategorien der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung umgesetzt wird, ist 
grundsätzlich das gleiche wie in den vorauf- 
gegangenen Sozialbudgets. Die Tabellen sind je- 
doch vor allem in formaler Hinsicht überarbeitet. 
Anlaß hierfür ist die methodische Revision der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, die das 
Statistisdie Bundesamt im letzten Jahr veröffent- 
licht hat und die einige Änderungen sowohl der 
methodischen Abgrenzungen als auch der Be- 
zeichnungen für die Darstellung der sozialen Si- 
cherung gebracht hat. 

Das revidierte Darstellungskonzept der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung wird in folgen- 
den Veröffentlichungen beschrieben: Heft 4T977 
von »Wirtschaft und Statistik - , Sonderbeitrag 
»Revidierte Ergebnisse 1960 bis 1976“ in der 
Fachserie 18, „ Konten und Standardtabellen 

1976“ in Reihe 1 der Fachserie 18, sämtlich her- 
ausgegeben vom Statistischen Bundesamt. 

Im Rahmen des Darstellungskonzepts der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung sind auch in 
diesem Sozialbudget teilweise einzelne Größen 
zusammengefaßt und umgruppiert, um den Ein- 
bau des Sozialbudgets in die Volkswirtschaft- 


liche Gesamtrechnung und seine Wiedergabe 
übersichtlicher zu gestalten. Maßgeblich hierbei 
sind einerseits sachliche Gegebenheiten der so- 
zialen Sicherung (wie z. B. Schwerpunkte bei den 
Einnahmen und Ausgaben der Sozialversiche- 
rung, relative Größenordnung einzelner Positio- 
nen) und andererseits Gesichtspunkte für die 
Analyse der sozialen Sicherung im gesamtwirt- 
schaftlichen Zusammenhang. 


Grundzüge des Umsetzungsverfahrens 

3. Das Sozialversicherungskonto der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung umfaßt die Einnah- 
men und Ausgaben folgender acht Institutionen: 

Rentenversicherung der Arbeiter 
Rentenversicherung der Angestellten 
Knappschaftliche Rentenversicherung 
Krankenversicherung 

Bundesanstalt für Arbeit (* Arbeitsförderung“) 
Unfallversicherung 
Altershiife für Landwirte 
Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst 

Die Daten des Sozialbudgets für diese Institutio- 
nen sind in den Tabellen V — 1 und V — 2 zusam- 
mengefaßt wiedergegeben. Ausgehend von den 
Tabellen V — 1 und V — 2 entwickelt sich der Ein- 
bau des Sozialbudgets bis hin zum Sozialvcr- 
sicherungskonto der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung (Tabelle V — 9 und V — 10). Auf 
den dazwischen liegenden sechs Tabellen (Tabel- 
len V — 3 bis V — 8) werden die dabei nötigen 
Umsetzungen vollzogen. 

Die einzelnen Positionen des Sozialbudgets und 
des Sozialversicherungskontos werden nicht jede 
für sich, sondern in Gruppen behandelt, soweit 
sie beim Einbau eng Zusammenhängen. Evtl, 
auftretende Differenzen lassen sich so am besten 
beurteilen. In jeder der Tabellen V — 3 bis V — 8 
sind zunächst die Ausgangsdaten wiedergegeben, 
die dem Sozialbudget unmittelbar zu entnehmen 
sind (vgl. Tabellen V — 1 und V — 2). Addiert man 
hierzu die methodischen Umsetzungen und eine 
verbleibende statistische Differenz, dann gelangt 
man zu den Werten des Sozialversicherungskon- 
tos, die in den Tabellen V — 9 und V — 10 zu- 
sammengefaßt sind. 

Grundsätzlich werden keine Umsetzungen zwi- 
schen einzelnen Institutionen ausgewiesen, da 
diese für den Einbau insgesamt ohne Bedeutung 
sind. Ebenso wird davon abgesehen, kleinere 
methodische Unterschiede durch entsprechende 
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Umbuchungen auszugleidien, da sich hierdurch 
nur die Zahl der Buchungen vervielfacht, ohne 
daß das Ergebnis des Einbaus hiervon nennens- 
wert berührt wird. 

Das geschlossene Tabellen System in den Tabel- 
len V — 1 bis V — 10 stellt sicher, daß alle Daten 
des Sozia Ibudgets für die Sozial Versicherung 
vollständig in die Positionen des Sozia Iversidie- 
nmgskonlos umgesetzt werden, 

4, Der Einbau des Sozialbudgets in das Sozial ver- 
sichern ngskonlo den Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung wird ergänzt durch die Tabellen 
V— 11 bis V — -13, in denen tiefer gegliederte 
Zahlen zur Sozialversicherung in der Abgren- 
zung der Volkswirtsdiaftlidien Gesamt redinung 
wiedergegeben werden, in der Tabelle V — 13 ' 
wird außerdem die kontenmäßige Verflechtung 
der Sozialversicherung mit dem Kontensystein 
der Volkswirtsdraftlichen Gesamtrechnung dar- 
gesteMt. 

5, Neben der Sozialversicherung (vgl. Tabelle 
V— 13) erbringen auch andere Sektoren, vor 
allem Gebielskörperschafteo und Unternehmen, 
soziale Leistungen an private Haushalte (Geld- 
leistungen entsprechend dem früheren Begriff 
„ Einkommensüberirag ungen ", Für die sozialen 
Leistungen anderer Sektoren an private Haus- 
halte wird in den Tabellen V — 14 bis V— 16 die 
Umsetzung vom Rechenwerk des Sozialbudgets 
in die entsprechenden Größen der Volkswirt- 
schafllidien Gesamtredmung vollzogen. Die Ta- 
bellen V— 13 und V— 16 geben zusammen alle 
sozialen Leistungen (Geldleistungen) an private 
Haushalte wieder, 

6, Wegen Geringfügigkeit vernachlässigte methodi- 
sche Unterschiede verursachen zusammen mit 
abweichenden Ansätzen von Positionen, für die 
beim jeweiligen Bea r b eltungszei tp unk t noch 
keine gesicherten statistischen Daten vorliegen, 
die statistischen Differenzen, die beim Einbau 
des Sozialbudgets in die Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung auftreten. Diese Abweichungen, 
die vor allem für das Jahr 1977 festzustellen 
sind, werden von der Vorausberechnungsbasis 
1977 in die Vorausberedmungsjahre 1978 und 
1982 übertragen. Solche Basisdifferenzen beein- 
trächtigen mdrt den Zusammenhang zwischen 
den Voraus berechn ungen des Sozialbudgets und 
den gesamtwirUdiafÜidien Vorausberechnungen* 

Darüber hinaus entstehen beim Einbau des vor- 
liegenden Sozialbudgets in die Volkswirtschaft- 
liehe Gesamtrechnung keine weiteren Abwei- 
chungen in den Vorausberedmungsj ähren. Auf 
Grund der engen zeitlichen Abfolge von Fest- 
legung der gesamtwirtsdiaft Edlen Grundannah- 
men r Korrektur der Zahlen der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung für 1 976/77 und Fertig- 
stellung des Sozialbudgets war es möglich, die 
Redienar beiten für das Sozia Ibudget zu verbin- 
den mit der Vorausberechnung des Sozialver- 
sicherung Skontos und der sozialen Leistungen an- 
derer Sektoren an private Haushalte im Rahmen 


der Fortsdueibung der gesamtwirtschaftlichen 
Vorausberechnungen* 

7. Im einzelnen werden die folgenden methodischen 
Umsetzungen für den Einbau des Sozialbudgets 
in das Sozial versicherungskonto der Volkswirt- 
schaft liehen Gesamtrechnung vorgenommen. Jede 
Position kommt in den Tabellen V— 3 bis V— 8 
zweimal vor (Buchung und Gegenbuchung), Die 
Positionen sind in der Reihenfolge ihres ersten 
Auftretens in den Tabellen auf geführt Hinter der 
Bezeichnung der Umsetzungsposilionen ist in 
Klammem angegeben, auf welchen der Tabellen 
3 bis 8 des Anhangs V die Umsetzungen stattfin- 
den (Zusetzung +, Absetzung — }* 

— BuntleszuschuB zur Landwirtschaftlichen Un- 
fallversicherung f3 +/4 — J 

Der ßundeszusdiuß zur Land wir tsdiaf fliehen 
Unfallversicherung wird im Sozialbudgei als 
öffentliche Mittel, in der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtredmung dagegen als Beiträge von dei 
Sozialversicherung vereinnahmt (ln der Volks- 
wirtsdiaftlrdien Gesamtrechnung zahlt der 
Bund eine Subvention an die landwirtschaft- 
lichen Unternehmer, die ihrerseits in gleicher 
Höhe Beiträge entrichten). 

— Bef tragserslall ungen der Rentenversicherung 

(S+f$+i 

Die Beilragserstattungen der Rentenversiche- 
rung, die im Sozialbudget mit den Beifrags- 
einnahmen saldiert sind, werden in der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung den sozialen 
Leistungen zugeredinet und nicht von den 
Beitragseinnabmen abgesetzt. 

— Erstattete Beiträge für Empfänger von 
SdüechtweUergeld (3476+ ) 

Die Rentenversicherungsbeiträge für Empfän- 
ger von Sdilecfatwettergeid, die die Bundes- 
anstalt für Arbeit im Jahre 1982 zahlt, sind 
im Sozialbudgei als Verrechnungen gebucht. 
Analog den Beiträgen für Empfänger von 
Kurzar bei tergeld werden sie in der Volks- 
wirtsdiaftüchen Gesamtrechnung als soziale 
Leistungen und tatsächliche Sozialfoeürage 
gebucht 

— Beiträge für Rehabilitanden von Sozialver- 
sicherung (außer Krankenversicherung ) an an- 
dere SozialversicherungstTägeT (3+/6- b) 

Die Beiträge für Rehabilitanden, die von der 
Rentenversicherung an die Kranken Versiche- 
rung und Bundesanstalt für Arbeit, von der 
Bundesanstalt für Arbeit an die Rentenver- 
sicherung und Krankenversicherung sowie 
von der Unfallversicherung an die Rentenver- 
sicherung, Krankenversicherung und Bundes- 
anstalt für Arbeit gezahlt werden, sind im So- 
zi albudgel als Verrechnungen gebucht, In der 
Volkswirtsdiaftlidien Gesamtrechnung wer- 
den sie in den sozialen Leistungen und tat- 
sächlichen Sozialbeiträgen ausgewiesen. 
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— Beitrage für Rehabilitanden von Krankenver- 
sicherung an andere Sozialversicherungsträger 
(34-/74-) 

Die Beiträge für Rehabilitanden, die von der 
Krankenversicherung an die Rentenversiche- 
rung und Bundesanstalt für Arbeit gezahlt 
werden, sind im Sozialbudget als Verrech- 
nungen gebucht. In der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung sind sie im Staatsverbrauch 
und in den tatsächlichen Sozialbeiträgen ent- 
halten. 

— Unterstellte Beiträge in der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung (3+17+) 

Die unterstellten Beiträge, die die Sozialver- 
sicherung in der Darstellung der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung für ihre Bedien- 
steten erhält, rechnen zu den Personalkosten, 
die Teil des Staatsverbrauchs sind. Im Sozial- 
budget sind solche Beiträge nicht angesetzt. 

— Phasenverschiebung der Beiträge zur Bundes- 
anstalt für Arbeit f3478+J 

Die Beitragseinnahmen der Bundesanstalt für 
Arbeit (einschließlich Umlage gemäß § 186 a 
AFG) sind im Sozialbudget in haushaltsmäßi- 
ger Abgrenzung, d. h. mit den kassenmäßigen 
Zahlungseingängen im Kalenderjahr, erfaßt, 
ln der Volkswirtschaftlichen Gesamt redmung 
werden die Beitragseinnahmen der Bundes- 
anstalt für Arbeit zeitlich verschoben, so daß 
die dort ausgewiesenen Zahlen im Prinzip 
den Beiträgen entsprechen, die für das Ka- 
lenderjahr geleistet werden. 

— Beitragsausiälle der Unfallversicherung (34-/ 

Die Beitragsausfälle der Unfallversicherung 
sind im Sozialbudget auf der Einnahmen- und 
Ausgabenseite abgesetzt. In der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung sind sie zwar 
auf der Ausgabenseite, nicht aber auf der Ein- 
nahmenseite abgesetzt. 

— Methodische Abweichung der Beiträge zur 
Zusatzversicherung (34-/8 4- J 

Auf Grund von Abweichungen im Kreis der 
einbezogenen Zusatzversorgungskassen sowie 
von Unterschieden in der Datenerfassung und 
Datenzuordnung sind die Beitragseinnahmen 
der Zusatzversidierung des öffentlichen Dien- 
stes im Sozialbudget niedriger als in der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. 

— Einnahmen und Ausgaben der Bundesanstalt 
für Arbeit für Auffragsgeschäfte (4-/6 — ) 

Die Institution * Arbeitsförderung“ des Sozial- 
budgets umfaßt die Arbeitslosenhilfe des Bun- 
des und weitere Auftragsangelegenheiten, die 
nach der Abgrenzung der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung nicht zum Bereich der 
Sozialversicherung, sondern zu den sozialen 
Leistungen der Gebietskörperschaften an pri- 
vate Haushalte gehören. Die betreffenden Ein- 
nahmen und Ausgaben werden deshalb abge- 


setzl. Da die von der Bundesanstalt für Arbeit 
hierfür gezahlten Sozialversicherungsbeiträge 
im Sozialbudget als Verrechnungen gebucht 
sind und da die zugehörigen Einnahmen so- 
wohl im Sozialbudgel als auch in der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung in der glei- 
chen Einnahmeart gebucht sind (öffentliche 
Mittel bzw. empfangene laufende Übertra- 
gungen von Gebielskörperschaften), erübrigt 
sich insoweit eine Umsetzung. 

— Methodische Abweichung der öltentiichen Mit- 
tel zur Zusatzversicherung (44-/8 + ) 

Auf Grund von Abweichungen im Kreis der 
einbezogenen Zusatzversorgungskassen und 
auf Grund von Unterschieden in der Daten- 
erfassung und Dalenzuordnung sind im So- 
zialbudget die von der Zusatzversicherung 
des öffentlichen Dienstes empfangenen öffent- 
lichen Mittel niedriger als in der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtredmung. 

— Einnahmen der Rentenversicherung aus Er- 
satzansprüchen (54-/64 -j 

Die Einnahmen der Rentenversicherung aus 
Ersatzansprüchen (Schadensersatz für erbrach- 
te Leistungen) sind im Sozialbudget in den 
Vorausberechnungsjahren auf der Einnahmen- 
und Ausgabenseite abgesetzt. 

— VerwaJtungskosien der Arbeitgeber für Be- 
triebskrankenkassen (5-/7—) 

Die von den Arbeitgebern nach § 362 RVO 
getragenen Verwaltungskosten der Betriebs- 
krankenkassen sind im Sozialbudget in den 
Verwaltungskosten enthalten und als Zuwei- 
sungen aus nichtöffentlichen Mitteln gegenge- 
bucht. Im Sozialversicherungskonto der Volks- 
wirtschafllidien Gesamtrechnung sind diese 
Beträge nidit angesetzt. 

— Realisierte Kursgewinne der Rentenversiche- 
rung (5-78— / 

Kursgewinne, die die Rentenversicherung bei 
der Veräußerung von Wertpapieren erzielt, 
werden in der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung nicht als empfangene Einkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen ge- 
bucht. 

— Methodische Abweichung der sonstigen Ein- 
nahmen der Zusatzversicherung (5 — /ö — > 

Auf Grund von Abweichungen im Kreis der 
einbezogenen Zusatzversorgungskassen und 
von Unterschieden in der Datenerfassung und 
Datenzuordnung sind im Sozialbudget die son- 
stigen Einnahmen (vor allem: Vermögenser- 
träge) der Zusatzversicherung des öffentlichen 
Dienstes höher als in der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung. 

— Beiträge für Rehabilitanden von Rentenver- 
sicherung an Rentenversicherung (6+/7 — ) 

Die Beiträge für Rehabilitanden, die von der 
Rentenversicherung an die Rentenversiche- 
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rung gezahlt werden, sind im Sozialbudget 
auf der Ausgabenseite in den Sachleistungen 
enthalten, ln der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtredhnung sind sie in den sozialen Leistun- 
gen ausgewiesen. 

— Beitragserstaltungen für Empfänger von Kurz - 
arbeitergeld (64-/7 — ) 

Die von der Bundesanstalt für Arbeit an Ar- 
beitgeber gezahlten Erstattungen für Kranken- 
und Rentenversicherungsbeiträge bei Kurz- 
arbeit sind im Sozialbudget als Maßnahmen 
in den allgemeinen Diensten und Leistungen 
und in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung als soziale Leistungen gebucht. 

— Krankenver&icherungsbei träge an Rentner 
(Ö+/7-) 

Die von der Rentenversicherung an Rentner 
gezahlten Zuschüsse für Beiträge zur freiwil- 
ligen und privaten Krankenversicherung wer- 
den im Sozialbudget als Barerstaltungen unter 
den Sachleistungen ausgewiesen, in der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung zählen sie 
zu den sozialen Leistungen. Mit der vorgese- 
henen Neuregelung der Krankenversicherung 
der Rentner ab 1982 werden alle KVdR-Bei- 
träge der Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten im Sozialbudget als Ein- 
kommensleistungen gebucht, so daß ab dann 
kein ßuchungsunterschied mehr besteht. 

— Sterbegeld der Krankenversicherung (64-/7—; 

Das Sterbegeld wird im Sozialbudget als Bar- 
erstattung unter den Sachleistungen ausge- 
wiesen, in der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung zählt es zu den sozialen Leistungen. 

— Barerstattungen und Zuschüsse der Bundes- 
anstalt für Arbeit (64-/7 — ) 

Bestimmte Leistungen der Bundesanstalt für 
Arbeit werden im Sozialbudget als Barerstat- 
tungen unter den Sachleistungen oder als Zu- 
schüsse unter den allgemeinen Diensten und 
Leistungen ausgewiesen, während sie in der 
Vol ksw irt schal tli eben Gesamtrechnung als ge- 
leistete Übertragungen gebucht werden. Es 
handelt sich dabei insbesondere um Leistun- 
gen zur Förderung der beruflichen Bildung 
und um Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. 

— Phasenverschiebung des Schleditwetlergeldes 
(64-/8- oder 6-/8+) 

Im Sozialbudget werden entsprechend den 
Abrechnungsergebnissen der Bundesanstalt 
für Arbeit die Zahlungen an die Unternehmen 
ausgewiesen, die zeitlich nicht zusammenfal- 
len mit den Zahlungen der Unternehmen an 
die Arbeitnehmer. Letztere Zahlungen lassen 
sich mit Hille der Statistik der ausgefallenen 
Tagewerke berechnen und werden in der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung bei 
den sozialen Leistungen der Sozialversiche- 
rung an private Haushalte angesetzt. Je nach 


Witterungsverlauf in den einzelnen Jahren 
können die Beträge für die Phasenverschie- 
bung positiv oder negativ sein. 

— Methodische Abweichung der Ausgaben der 
Zusatzversicherung (6— /84-j 

Auf Grund von Abweichungen im Kreis der 
einbezogenen Zusatzversorgungskassen und 
von Unterschieden in der Datenerfassung und 
Datenzuordnung sind im Sozialbudget die 
Ausgaben der Zusatzversicherung des öffent- 
lichen Dienstes höher als in der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung. 

8. Die sozialen Leistungen, die private Haushalte 
nicht von der Sozialversicherung, sondern von 
anderen Sektoren empfangen (vor allem von Ge- 
bietskörperschaften und Unternehmen), sind in 
Tabelle V — 16 in der Abgrenzung der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung wiedergegeben. Die 
entsprechenden Daten des Sozialbudgets sind in 
Tabelle V — 14 zusammengestellt. Die vorgenom- 
menen methodischen Umsetzungen und die ver- 
bleibende statistische Differenz sind in Tabelle 
V — 15 aufgeführt. 

Die Umsetzungen zwischen einzelnen Leistungs- 
arten bzw. Institutionen, die nur die Aufgliede- 
rung und nicht die Gesamtsumme der sozialen 
Leistungen an pTivate Haushalte betreffen, sind 
für den Einbau des Sozialbudgets in die Volks- 
wirtschaftliche Gesamtrechnung im Endergebnis 
nicht relevant und werden deshalb zur Verein- 
fachung nicht aufgeführt. Dies gilt auch für grö- 
ßere Beträge wie z. B. die Beamtenpensionen von 
Bundesbahn und Bundespost, die im Sozialbudget 
in den Pensionen enthalten sind, während sie in 
der hier gewählten Darstellung der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung zusammen mit an- 
deren Leistungen wie z. B. den Renten der be- 
trieblichen Altersversorgung als soziale Leistun- 
gen der Unternehmen und privaten Organisatio- 
nen ohne Erwerbscharakter ausgewiesen sind. 

9, Folgende Umsetzungen sind erforderlich, um die 
Summe der sozialen Leistungen anderer Sekto- 
ren an private Haushalte in der Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtredmung aus dem 
Sozialbudget abzuleiten: 

— Pensionen: Die Familienzusdiläge zu den Be- 
amtenpensionen werden im Sozialbudget nicht 
bei den Pensionen, sondern in der Institution 
„Familienzusdiläge" gebucht. In der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung gehören sie 
zu den Pensionen. 

— Sozialhilfe: Die Leistungen der Kriegsopfer- 
fürsorge, die im Sozialbudget unter den Bar- 
erstattungen der Institution „Kriegsopferver- 
sorgung" gebucht sind, gehören in der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtredmung zu den sozia- 
len Leistungen. Außerdem werden die sozia- 
len Leistungen der Sozialhilfe und Kriegs- 
opferfürsorge in der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung im Unterschied zum Sozialbud- 
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get nicht mit den empfangenen Rüdcersätzen 
(ErstaUungen für erbrachte Leistungen) sal- 
diert, 

— Soziale Leistungen von der übrigen Welt: Das 
Sozialbudget enthält nur Leistungen von in- 
ländischen Institutionen, 

— Pensionen und Beihilfen der Sozialversiche- 
rung: Die Pensionen und Beihilfen der Sozial- 
Versicherung für ihre Bediensteten sind im 
Sozialbudget in den Leistungen der Institu- 
tionen * Pensionen*' und ^Beihilfen" enthalten 
und werden in der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtredinung als soziale Leistungen der So- 
zialversicherung nachgewiesen. 


— Ambildungslörderung: Die nach dem Ausbil- 
dungsförderungsgesetz gewährten Darlehen 
sind in den Leistungen des Sozialbudgets ent- 
halten, Sie zählen nicht zu den sozialen Lei- 
stungen der VoUcswirtsdiaJUichen Gesaml- 
redmung, Die Beträge sind geschätzt 

— Soziale Leis Jungen an die übrige We/I ( ohne 
Sozialversicherung): Die Auslandszahlungen 
der Gebietskörperschaf Len sind in den Daten 
des Sozialbudgets für die sozialen Leistungen 
enthalten. Es handeil sich vor allem um Be- 
amtenpensionen* Kriegsopferrenten* Kinder- 
geld, Lastenausgleidisleistungen und Leistun- 
gen nach dem Bundesentschädigungsgesetz 
(Wiedergutmachung; größter Posten!, 
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Erster Teil: Umsetzungen für die Sozialversicherung 


Tabelle V— i 


Daten des Sozialbudgets für die Finanzierung 



Gegen- 

buchung 

(Tabelle) 

1976 | 

1977 | 

1978 | 

1982 

rosiuon 


Mrd. DM 


Beiträge der Versicherten (einschließlich 






Beiträge der Rentner) 

3 

77,004 

81,356 

86,143 

125,471 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber . . 

3 

80,588 

86,761 

90,643 

117,274 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber . . 

3 

0,446 

0,476 

0.507 

0,641 

Zuweisungen aus öffentlichen Mitteln . . 

4 

28,518 

28,251 

31,919 

40,687 

Zuweisungen aus nichtöffentlichen 
Mitteln 

5 

0,429 

0,451 

0,464 

0,549 

Sonstige Einnahmen 

5 

6,560 

6,453 

5,146 

5,456 

Verrechnungseinnahmen von 






Kindergeld 

4 

0,270 

0,270 

0,270 

0,620 

Kriegsopferversorgung 

4 

0,233 

0,232 

0,260 

0,340 

Sozialhilfe 

4 

0,004 

0,005 

0,005 

0,007 

insgesamt . . . 

2 

194,052 

204,255 

215,357 

291,045 
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Tabelle V— 2 


Daten des Sozialbudgets für die Leistungen 


Position 

Gegen- 

buchung 

(Tabelle) 

1976 | 

1977 | 

1978 | 

1982 


Mrd. DM 


Einkommensleistungen 

6 

118,932 

129,779 

138,005 

177,464 

Sachleistungen 

7 

63,395 

66,319 

70,293 

88,305 

Allgemeine Dienste und Leistungen . . . 

7 

9,263 

9,989 

10,964 

13,792 

Verrechnungsausgaben an 

Pensionen 

6 

0,595 

0,626 

0,660 

0,765 

Familienzuschläge 

7 

0,255 

0,255 

0,267 

0,330 

Beihilfen 

7 

0,052 

0,056 

0,058 

0,066 

Entgeltfortzahlung 

7 

0,246 

0,259 

0,287 

0,368 

Sozialhilfe 

7 

0,003 

0,003 

0,003 

0,005 

Rundungsdifferenz . . . . 

8 

0,000 

0,000 

0,000 

0,000 

Finanzierungssaldo 

8 

1,311 

-3,031 

-5,180 

9,950 

insgesamt . . . 

1 

194,052 

204,255 

215,357 

291,045 
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Tabelle V— 3 


Umsetzungen für die Beiträge 



Gegen- 

buchung 

(Tabelle) 

1976 | 

1977 | 

1978 | 

1982 

rosmon 


Mrd. DM 


Beiträge der Versicherten (einschießlich 
Beiträge der Rentner) 

i 

77,004 

81,356 

86,143 

125,471 

Tatsächliche Beiträge der Arbeitgeber . . 

1 

80,588 

86,761 

90,643 

117,274 

Unterstellte Beiträge der Arbeitgeber .. 

1 

0,446 

0,476 

0,507 

0,641 

Bundeszuschuß zur landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung 

4 

0,400 

0,400 

0,400 

0,400 

Beitragserstattungen der Rentenversidie- 
rung 

6 

0,384 

0,541 

0,539 

0,329 

Erstattete Beiträge für Empfänger von 
Schlechtwettergeld 

6 

0,000 

0,000 

0,000 

0,180 

Beiträge für Rehabilitanden von Sozial* 
Versicherung (außer Krankenversiche- 
rung) an andere Sozialversicherungs- 
träger . . 

6 

0,250 

0,280 

0,300 

0,390 

Beiträge für Rehabilitanden von Kran- 
kenversicherung an andere Sozialver- 
sicherungsträger 

7 

0,080 

0,080 

0,080 

0,110 

Unterstellte Beiträge in der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung 

7 

0,480 

0,490 

0,500 

0,700 

Phasenverschiebung der Beiträge zur 
Bundesanstalt für Arbeit 

8 

0,350 

0,050 

0,050 

0,100 

Beitragsausfälle der Unfallversicherung 

8 

0,350 

0,370 

0,400 

0,500 

Methodische Abweichung der Beiträge 
zur Zusatzversicherung 

8 

0,100 

0,110 

0,120 

0,140 

Statistische Differenz der Beiträge 

8 

-0,302 

-1,064 

-1,082 

-1,035 

insgesamt . . 


160,130 

169,850 

178,600 

245,200 

davon 

Tatsächliche Sozialbeiträge 

9 

157,090 

167,930 

177,400 

244,500 

Unterstellte Sozialbeiträge 

9 

0,480 

0,490 

0,500 

0,700 

Empfangene Vermögensübertragungen . . 

9 

2,560 

1,430 

0,700 

0,000 
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Tabelle V— 4 


Umsetzungen für die öffentlichen Mittel 


Position 

Gegen- 

buchung 

(Tabelle) 

1976 | 

1977 | 

1978 | 

1982 


Mrd. DM 


Zuweisungen aus öffentlichen Mitteln . . 

i 

28,518 

28,251 

31,919 

40,687 

Verrechnungseinnahmen von 






Kindergeld * 

1 

0,270 

0,270 

0,270 

0,620 

Kriegsopferversorgung 

t 

0,233 

0,232 

0,260 

0,340 

Sozialhilfe 

l 

0.004 

0,005 

0,005 

0,007 

— Bundeszuschuß zur Landwirtschaft- 






lichen Unfallversicherung 

3 

-0,400 

-0,400 

-0,400 

-0,400 

— Einnahmen der Bundesanstalt für 






Arbeit für Auftragsgeschäfte 

6 

—0,810 

-1,010 

-1,010 

-2,000 

Methodische Abweichung der öffent- 






lichen Mittel zur Zusatzversicherung 

8 

0,200 

0,200 

0,200 

0,200 

Statistische Differenz der öffentlichen 






Mittel 

8 

0,285 

0,282 

0,256 

0,346 

Empfangene laufende Übertragungen 
von Gebietskörperschaften 

9 

28.300 

27,830 

31,500 

39,800 
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Tabelle V— 5 


Umsetzungen für die sonstigen Einnahmen 


Position 

Gegen- 

buchunq 

(Tabelle) 

1976 | 

1977 | 1978 | 

1982 


Mxd. DM 


Zuweisungen aus nichtöffentlichen 
Mitteln 

1 

0,429 

0,451 0,464 

0,549 

Sonstige Einnahmen 

1 

6,560 

6,453 5,146 

5,456 

Einnahmen der Rentenversicherung aus 
Ersatzansprüchen 

6 

0,000 

0,000 0,200 

0,250 

— Verwaltungskosten der Arbeitgeber 

für Betriebskrankenkassen 

7 

-0,215 

-0,230 -0,240 

-0,300 

— Realisierte Kursgewinne der Renten- 
versicherung 

8 

-0,060 

-0,210 0,000 

0,000 

— Methodische Abweichung der sonsti- 
gen Einnahmen der Zusatzversiche- 
rung 

8 

-0,600 

-0,620 - 0,650 

-0,700 

Statistische Differenz der sonstigen 
Einnahmen 

8 

-0,234 

-0,734 -0,720 

-0,755 

insgesamt . . . 


5,880 

5,110 4,200 

4,500 

davon 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen 

9 

4,830 

4,040 3,100 

3,200 

Sonstige empfangene laufende Über- 
tragungen 

9 

0,880 

0,890 0,900 

1,100 

Verkäufe 

9 

0,020 

0,020 0,000 

0,000 

Abschreibungen 

9 

0,150 

0,160 0.200 

0,200 
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Tabelle V— 6 


Umsetzungen für die geleisteten Übertragungen 


Position 

Gegen- 

huchung 

(Tabelle) 

1976 | 

1977 | 

1978 | 

1982 


Mrd. DM 


Einkommensleistungen 

2 

118,932 

129,779 

138,005 

177,464 

Verrechnungsausgaben an Pensionen . . 

2 

0,595 

0,626 

0,660 

0,765 

Bei tragserstatt ungen der Rentenver- 
sicherung 

3 

0,384 

0,541 

0,539 

0,329 

Erstattete Beiträge für Empfänger von 
Schlechtwettergeld 

3 

0,000 

0,000 

0,000 

0,180 

Beiträge für Rehabilitanden von Sozial- 
versicherung (außer Krankenversiche- 
rung) an andere Sozialversicherungs- 
träger 

3 

0,250 

0,280 

0,300 

0,390 

— Ausgaben der Bundesanstalt für 
Arbeit für Auftragsgeschäfte (ohne 
Verrechnungen) » 

4 

-0,810 

-1,010 

-1,010 

-2,000 

Einnahmen der Rentenversicherung aus 
Ersatzansprüchen 

5 

0,000 

0,000 

0,200 

0,250 

Beiträge für Rehabilitanden von Renten- 
versicherung an Rentenversicherung 

7 

0,100 

0,110 

0,110 

0,140 

Beitragserstattungen für Empfänger von 
Kurzarbeitergeld 

7 

0,220 

0,140 

0,155 

0,140 

Krankenversicherungsbeiträge an 

Rentner 

7 

0,703 

0,700 

0,686 

0,000 

Sterbegeld der Krankenversicherung . . . 

7 

1.093 

1,126 

1,192 

1,505 

Barerstattungen und Zuschüsse der Bun- 
desanstalt für Arbeit 

7 

1,324 

1,712 

2,121 

2,442 

Phasenverschiebung des Schlechtwetter- 
geldes 

8 

-0,010 

0,100 

0,000 

0,000 

— Methodische Abweichung der Aus- 
gaben der Zusatzversicherung 

8 

-0,300 

-0,330 

-0,350 

-0,400 

Statistische Differenz der geleisteten 
Übertragungen 

8 

0,549 

0,586 

0,592 

0,595 

insgesamt . . 


123,030 

134,360 

143.200 

181,800 

davon 

Soziale Leistungen an private Haushalte 

10 

120,100 

130,640 

139,100 

177,300 

Soziale Leistungen an die übrige Welt 

10 

1,620 

1,980 

2,100 

2,500 

Sonstige laufende Übertragungen an die 
übrige Welt 

10 

0,580 

0,650 

0,700 

0,900 

Subventionen 

10 

0,040 

0,060 

0,100 

0,100 

Geleistete Vermögensübertragungen . . 

10 

0,690 

1,030 

1,200 

1,000 


341 


Drucksache 8/1805 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle V— 7 


Umsetzungen für die Endnachfrage 



Gegen- 

buchung 

(Tabelle) 

1976 | 

1977 | 

1978 | 

1982 

jüoTTTÜTl 


Mrd. DM 


Sachleistungen 

2 

63,395 

66,319 

70,293 

88,305 

Allgemeine Dienste und Leistungen . . . 

2 

9,263 

9,989 

10,964 

13,792 

Verrechnungsausgaben an 






Familienzuschläge 

2 

0,255 

0,255 

0,267 

0,330 

Beihilfen 

2 

0,052 

0,056 

0,058 

0,066 

Entgeltfortzahlung 

2 

0,246 

0,259 

0,287 

0,368 

Sozialhilfe 

2 

0,003 

0,003 

0,003 

0,005 

Beiträge für Rehabilitanden von Kran- 
kenversicherung an andere Sozial- 






versicherungsträger 

3 

0,080 

0,080 

0,080 

0,110 

Unterstellte Beiträge in der Volkswirt- 






schaftlichen Gesamtrechnung 

3 

0,480 

0,490 

0,500 

0,700 

— Verwaltungskosten der Arbeitgeber 






für Betriebskrankenkassen 

5 

-0,215 

-0,230 

-0,240 

-0,300 

— Beiträge für Rehabilitanden von Ren- 
tenversicherung an Rentenversiche- 






rung 

6 

—0,100 

-0,110 

-0,110 

-0,140 

— Beitragserstattungen für Empfänger 






von Kurzarbeitergeld 

6 

-0,220 

-0,140 

-0,155 

-0,140 

— Krankenversicherungsbeiträge an 






Rentner 

6 

-0,703 

-0,700 

-0,686 

0,000 

— Sterbegeld der Krankenversicherung 

6 

-1,093 

-1,126 

-1,192 

-1,505 

— Barerstattungen und Zuschüsse der 






Bundesanstalt für Arbeit 

6 

-1,324 

-1,712 

-2,121 

-2,442 

Statistische Differenz der Endnachfrage 

8 

-0,289 

0,227 

0,252 

0,351 

Insgesamt . . . 


69,830 

73,660 

78,200 

99,500 

davon 






Staatsverbrauch (Brutto) 

10 

69,280 

73,190 

77,700 

99,000 

Bruttoanlageinvestitionen 

10 

0,550 

0,470 

0,500 

0,500 
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Tabelle V— 8 


Umsetzungen für den Ftnanzierungs saldo 


Position 

Gegen- 

buchung 

(Tabelle* 

1976 | 

1977 | 

1978 | 

[932 


Mrd. DM 


Finanzierungssaldo im Sozialbudget * . . 

2 

1,311 

-3,031 

-5,180 

9,950 

Rundungsdifferenz 

2 

0,000 

0.000 

0,000 

0,000 

Phasenverschiebung der Beitrage zur 
Bundesanstalt für Arbeit 

3 

0,350 

0,050 

0,050 

0,100 

Beitragsausfäile der Unfallversicherung 

3 

0,350 

0,370 

0.400 

0,500 

Methodische Abweichung der Beiträge 
zur Zusatzversuche rung 

3 

O.fOO 

0,1 10 

0,120 

0,140 

Methodische Abweichung der öffent- 
lichen Mittel zur Zusalzversichenmg 

4 

0,200 

0,200 

0,200 

0,200 

— Realisierte Kursgewinne der Renten- 
versicherung . . . . * 

5 

-0,060 

-0,210 

0,000 

0,000 

— Methodische Abweichung der sonsti- 
gen Einnahmen der Zusatzversuche- 
nmg 

5 

-0,600 

-0,620 

-0,650 

-0,700 

— Phasenverschiebung des Schledit- 
wettergeldes ...... 

e 

0,010 

-0,100 

0,000 

0,000 

Methodische Abweichung der Ausgaben 
der Zusatzversicherung 

6 

0,300 

0,330 

0,350 

0,400 

Statistische Differenz der Beiträge . 

3 

-0,302 

-1,064 

— 1,082 

-1,035 

StaUstisdie Differenz der öffentlichen 
Mittel . , * 

4 

0.285 

0,282 

0,256 

0,346 

Statistische Differenz der sonstigen Ein- 
nahmen . ...... 

5 

-0,234 

-0,734 

-0,720 

-0,755 

— Statistische Differenz der geleisteten 
Übertragungen . . . < . 

6 

-0,549 

-0,586 

-0,592 

-0,595 

— Statistische Differenz der Endnach- 
frage 

7 

0,289 

-0.227 

-0,252 

-0,351 

Finanzierungssaldo in der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung . . 

10 

1,450 

-5,230 

—7,100 

8,200 


343 


Drucksache 8/1805 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle V— 9 


Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtredmung für die Einnahmen 


Position 

Gegen- 

buchung 

(Tabelle) 

197«. ! 

1977 | 

1978 | 

1982 


Mrd. DM 


Tatsächliche Sozialbeiträge 

3 

157,090 

167,930 

177,400 

244,500 

Unterstellte Sozialbeiträge 

3 

0,480 

0,490 

0,500 

0,700 

Empfangene Vermögensübertragungen . 

3 

2,560 

1,430 

0,700 

0.000 

Empfangene laufende Übertragungen von 
Gebietskörperschaften 

4 

28,300 

27,830 

31,500 

39,800 

Sonstige empfangene laufende Übertra- 
gungen 

5 

0,880 

0,890 

0,900 

1,100 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen 

5 

4,830 

4,040 

3,100 

3,200 

Verkäufe 

5 

0,020 

0,020 

0,000 

0,000 

Abschreibungen 

5 

0,150 

0,160 

0,200 

0,200 

insgesamt 

10 

194 310 

202,790 

214,300 

289,500 
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Tabelle V— 10 


Daten der Volks wirtschaftlichen Gesamlredimmg für die Ausgaben 


Position 

Gegen- 

buduing 

{Tabelle} 

1976 

1977 

1978 

1982 



MnL DM 


Soziale Leistungen an private Haushalte 

6 

120,100 

130,640 

139,100 

177,300 

Soziale Leistungen an die übrige Welt 

6 

1,620 

1,980 

2,100 

2,500 

Sonstige laufende Übertragungen an die 
übrige Welt 

6 

0,580 

0,650 

0,700 

0,900 

Subventionen . - * * 

6 

0,040 

0,060 

0,100 

0,100 

Geleistete Vermogensübertragungen . . * 

6 

0,690 

1,030 

1,200 

1,000 

Staatsverbrauch (Brutto) 

7 

69,280 

73,190 

77,700 

99,000 

Sruttoanlageinvestitionen 

1 

0,550 

0,470 

0,500 

0,500 

Ausgaben insgesamt , , « . 


192,860 

208,020 

221,400 

281,300 

Finanzierungssaldo , , 

8 

1,450 

194,310 

-5,230 

202,790 

-7,100 

214,300 

8.200 

289,500 

insgesamt 

9 
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Zweiter Teil: Ergänzende Angaben 

Tabelle V— 11 

Die Konten der Sozialversicherung im Kontensystem 


1976 

| 1977 | 

1970 | 

1982 

Position 







Mrd. DM 






1. Produktion Skonto 

Vorleistungen 

62,35 

65,95 

69,9 

89,1 

Bruttowertschöpfung 

6,93 

7,24 

7.0 

9.9 

Summe . . . | 

69,28 

73,19 

77,7 

99,0 



2. Einkommensentstehungskonto 

Abschreibungen 

0,15 

0,16 

0.2 

0.2 

Geleistete Produktionssteuern an den Staat 

0,01 

0,01 

0,0 

0.0 

Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten . . 

6,77 

7,07 

7.6 

9,7 

Summe . • . | 

6,93 

7,24 

7,8 

9.9 



3. Einkonunensverteilungskonto 

Geleistete Einkommen aus unselbständiger Arbeit an 





private Haushalte 

6,77 

7,07 

7,6 

9,7 

Anteil am Volkseinkommen 

4,83 

4,04 

3.1 

3.2 

Summe . . . | 

11,60 

11,11 

10,7 

12,9 



4. Einkommensumverteilungskonto 

Geleistete Subventionen an Unternehmen 

0,04 

0,06 

0,1 

0,1 

Soziale Leistungen an private Haushalte 

120,10 

130,64 

139,1 

177,3 

Soziale Leistungen an die übrige Welt 

1,62 

1,98 

2,1 

2,5 

Sonstige geleistete laufende Übertragungen an die 





übrige Welt 

0,58 

0,65 

0,7 

0,9 

Verfügbares Einkommen 

69,24 

67,85 

71,4 

108,5 

Summe , . , | 

191,58 

201,18 

213,4 

289,3 



5. Einkommensverwendungskonto 

Eigenverbrauch 

69,26 

73,17 

77,7 

99,0 

Ersparnis 

-0,02 

-5,32 

-6,3 

+9.5 

Summe 

69,24 

67,85. 

71.4 

108,5 



6. Vermögensveränderungskonto 

Bruttoanlageinvestitionen 

0,55 

0,47 

0,5 

0,5 

Geleistete Vermögensübertragungen an Unternehmen 

0,25 

0,60 

0,8 

1,0 

Geleistete Vermögensübertragungen an die übrige 





Welt 

0,44 

0,43 

0,4 

— 

Finanzierungssaldo 

+ 1,45 

-5,23 

-7,1 

+ 8,2 

Summe • « « 

2,69 

-3,73 

-5,4 

9,7 
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zur Sozialversicherung 

der Volkswirtschaftlichen Gesamtrecfanung 



Tabelle V— 11 

Position 

1976 

| 1977 | 

Mrd. DM 

1978 | 

1982 

1. Produktionskonto 

Produktions wert 

69,28 

73,19 

77,7 

99,0 

Summe . . . | 

69,28 

73,19 

77,7 

99,0 

2. Elnkommensentstehungskonto 

Bruttowertschöpfung 

6,93 

7,24 

7,8 

9,9 

Summe . . . | 

6,93 

7,24 

7,8 

9.9 

3. Einkommensverteilungskonto 

Beitrag zum Nettotnlandsprodukt zu Faktorkosten . . 
Empfangene Einkommen aus Unternehmertätigkeit 

6,77 

7,07 

7,6 

9.7 

und Vermögen 

4,83 

4,04 

3,1 

3,2 

Summe 

11,60 

11,11 

10,7 

12,9 

4. Einkommensumverteilungskonto 

Anteil am Volkseinkommen 

4.83 

4,04 

3.1 

3,2 

Empfangene Sozialbeiträge von privaten Haushalten 

157,00 

167,82 

177,3 

244,4 

Empfangene Sozialbeiträge von der übrigen Welt . . 
Sonstige empfangene laufende Übertragungen von 

0,57 

0,60 

0,6 

0,8 

Unternehmen * 

Sonstige empfangene laufende Übertragungen von 

0,88 

0,89 

0,9 

1,1 

öffentlichen Körperschaften 

28,30 

27,83 

31,5 

39,8 

Summe « • « | 

191,58 

201,18 

213,4 

289,3 

5. Einkommensverwendungskonto 

Verfügbares Einkommen 

69,24 

67,85 

71.4 

108,5 

Summe . . , | 

69,24 

67,85 

71.4 

108,5 

6. Vermögensveränderungskonto 

Ersparnis 

-0,02 

-5,32 

-6,3 

+ 9,5 

Abschreibungen 

0,15 

0,16 

0.2 

0,2 

Empfangene Vermögensübertragungen 

2,56 

1,43 

0,7 


Summe . . . 

2,69 

-3,73 

-5.4 

9.7 
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Tabelle V — 12 


Tatsächliche Sozi alb et träge an die Sozialversicherung: 
Einzelne Zweige und Arten 

Mrd* DM 


Pmtiim 

1976 

1977 

1978 

1982 



Mrd. DM 


Rentenversicherung der Arbeiter ***.*, 

42,63 

45,52 

47,7 

61,7 

Renten Versicherung der Angestellten - , 

37,24 

39,72 

42,4 

57,7 

Knappschaft!! die Rentenversicherung 

1,83 

1,9) 

2,0 

2,4 

Krankenvorsidierung .****,.*,,,*•...* * , * * 

49,65 

53,46 

56,5 

86.2 

Bundesanstalt für Arbeit ***** 

13,73 

14,87 

15,6 

20,1 

Unfallversicherung ***** 

8,41 

8,70 

9,2 

11.4 

Allershilfe für Landwirte - * * 

0,48 

0,56 

0,6 

0,7 

Zusatzversidierung im öffentlichen Dienst 

3,12 

3,19 

3;4 

4,3 

insgesamt . „ . 

157,09 

mm 

177,4 

244,5 

davon 





von privaten Haushalten * **,**.„.** 

1 56,52 

167,33 

t76,8 

243,7 

Arbeitgeberbeiträge ....***. 

80,21 

86,19 

91,0 

118,3 

ArbeUnehmerbeJ träge * * * 

66,78 

71.95 

76,1 

99,6 

Pflichtbeiträge der Selbständigen 

3,01 

3,28 

3,5 

4,2 

Sonstige * * * 

6,52 

5,91 

6,2 

21,6 

von Elnpendlern aus der übrigen Welt 

0,57 

0,60 

0,6 

0,8 
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Tabelle V— 13 


Soziale Leistungen *) der Sozialversicherung an private Haushalte: 

Einzelne Zweige 

Mrd. DM 


Position 

1976 

1977 

Mrd 

1978 

.DM 

1982 

Rentenversicherung der Arbeiter 

52.09 

57.35 

60,7 

79,6 

Rentenversicherung der Angestellten 

31,09 

35,13 

37,8 

49,8 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

8,53 

9.39 

9.8 

11.4 

Krankenversicherung 

6,59 

6.80 

7,1 

8.8 

Bundesanstalt für Arbeit 

11,04 

10.19 

IM 

12,2 

Unfallversicherung 

5,34 

5,57 

6,0 

7.2 

Altershilfe für Landwirte 

1,85 

2.09 

2.3 

2.7 

Zusatzversicherung im öffentlichen Dienst 

2,96 

3,45 

3,6 

4,8 

Pensionen und Beihilfen der Sozialversicherung 

0,61 

0,67 

0.7 

0,8 

insgesamt . . . 

120,10 

130,64 

139,1 

177.3 


*) nur Geldleistungen 
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Dritter Teil: Umsetzungen für die sozialen Leistungen anderer Sektoren 

an private Haushalte 


Tabelle V— 14 


Daten des Sozialbudgets für soziale Leistungen anderer Sektoren *) 
an private Haushalte 


Institution 

Position *) 

1976 

| 1977 

| 1978 

1 l’l.'c 


Mrd. DM 


Pensionen 

131 E 

26,599 

27,875 

29,518 

38,524 


B 

0,105 

0,105 

0,110 

0,147 

Beihilfen 

133 E 

0,025 

0,038 

0,039 

0,045 

Vertragliche und freiwillige Arbeitgeber- 

B 

3,91! 

4,071 

4,271 

4,904 

leistungen 

229 E 

6,900 

7,500 

7,800 

9,800 

Kindergeld 

106 E 

14,160 

13,780 

15,130 

13,730 

Ausbildungsförderung 

403 E 

2,439 

2,523 

3,154 

3,770 

Wohngeld 

404 E 

1,620 

1,469 

1,952 

1,780 

Sozialhilfe 

401 E 

3,808 

4,215 

4,572 

6,186 

Kriegsopferversorgung 

301 E 

9,509 

10,082 

10,380 

11,265 

Lastenausgleich 

302 E 

1,560 

1,574 

1,557 

1,385 


B 

0,179 

0,180 

0,184 

0.188 

Wiedergutmachung 

303 E 

2,028 

2,026 

2,006 

1,887 

Sonstige Entschädigungen 

309 E 

0,305 

0,248 

0,281 

0,275 

- 

B 

0,164 

0,171 

0,169 

0,168 

Arbeitsförderung 

105 ») 

0,810 

1,010 

1,010 

2,000 

insgesamt . . . 

1 - 

| 74,122 

76,867 

82,133 

96,054 


') Gebietskorpersdhaften, Unternehmen, private Organisationen ohne Erwerbscharakter, übrige Welt 
*) Nummer der Institution im Sozialbudget und Leistungsart (E = Einkommensleistungen. B = Barerstattungen) 

*) Leistungen (ohne Verrechnungsausgaben) der Bundesanstalt für Arbeit für Auftragsgeschäfte (vgl. Tabelle V — 6) 
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Tabelle V— 15 


Umsetzungen zwischen den Daten des Sozialbudgets und der Volks wirtschaftlichen 
Gesamt reditiung für soziale Leistungen anderer Sektoren an private Haushalte 


InstiluUon/Leistungsart 

1976 | 

1977 | 

1978 | 

1982 

Mrd, DM 

a) Zusetzungen f ) 2 ) 





Pensionen > . * < « •-* * * ■ ■ * * » * * . • » * ■■ » » * - * « - - * ■ * * - # 

0,10 

0,10 

0,1 

0,1 

Sozialhilfe (und Kriegsopferfürsorgs) 

0,98 

1,08 

1,2 

1.5 

Soziale Leistungen von der übrigen Welt 

0,26 

0,32 

0,3 

0,5 

insgesamt , . , 

1.34 

1,50 

1.6 

2,1 

b) Absetzungen l ) *) 





Pensionen und Beihilfen der Sozialversicherung 

0,65 

0,68 

0,7 

0,8 

Ausbildungsförderung * > ♦ 

0,42 

0,57 

0,7 

0,7 

Soziale Leistungen an die übrige Well (ohne So- 





zial Versicherung) , . . 

2,22 

2,33 

2.3 

2,3 

insgesamt , . . 

3,29 

3,58 

3,7 

3,8 

c) Statistische Differenz*) 

— 0,322 

+ 0,443 

+ 0,467 

+0,546 


ohne Umsetzungen zwischen einzelnen Institutionen/Leistungsarten 
*) Die Gesamtsumme in Tabelle V — 16 ergibt sich aus der Gesamtsumme ln Tabelle V — 14 durch AddiÜon bzw. Sub- 
traktion der Zusetzungen brw. Absetzungen und der statistischen Differenz 
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Tabelle V— 16 


Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung tür soziale Leistungen 
anderer Sektoren an private Haushalte 


Leistungsari 

te?6 | 

1977 ( 

1978 

( 19Ö2 


MrcLDM 


Pensionen der GebietskörperschafLen 

19,28 

20,56 

21,8 

28,9 

Beihilfen deT Gefoietskörp erschaffen . ... 

1.72 

1,83 

1,9 

2,3 

Kindergeld 

14,02 

13,47 

14,0 

13,4 

Ausbiidungsförderung 

1,90 

2,10 

2,6 

3,2 

Wohngeld * 

1.62 

1,45 

2,0 

1.8 

Sozialhilfe (und Kriegsopferfürsorge) . . 

4,76 

5,51 

6,0 

8,0 

Kriegsopferversorgung 

9,17 

9,85 

10,1 

10,9 

Lastenausglelrii 

1,70 

1,70 

1*? 

1,6 

Wiedergutmachung 

0,37 

0,29 

0,3 

0,3 

Unterhaltssicherung 

0,40 

0.40 

0,4 

0,4 

Kriegsgefangenenentschädigung u. ä 

0,16 

0,16 

0,2 

0,2 

Arbeitslosenhilfe 

0,19 

0,25 

0,2 

1,5 

Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit im Auftrag 
des Bundes und der Lander, Hilfsmaßnahmen für 





den Bergbau u. ä. .... 

0,55 

0,77 

0,8 

0,5 

Leistungen der Gebietskörperschaften insgesamt . . , 

55,84 

58,34 

62,8 

73;0 

Leistungen der Unternehmen und privaten Organi- 





sationen ohne Erwerbscharakter 

15,75 

16,57 

17,4 

21,4 

Leistungen von der übrigen Welt 

0,26 

0,32 

0,3 

0,5 

insgesamt . . . 

71.85 

75 r 23 

80,5 

94,9 
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Sozialbudget nach Leistungs- und Finanzierungstypen 
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Tabelle VI— 1 Sozfalbudget 1977 nach 


Funktionen 


Leistungstyp 

ins- 

Kinder 

Ehe- 

Mutter- 

Vor* 

Krank- 

Arbeits- 


gesamt 

gatten 

schaf t 

beugung 

heit 

unfan 


Laufende 


Invaliditätsrente 

17 467 






2 466 

Entsdiädigungsrente für Körper* 








schaden * . , * 

3 414 







Altersrente * . 

85 516 






116 

Landabgaberente 

120 







Hausratentschädigung 

i 298 







Witwenrente 

43 426 







Waisenrente 

2 29J 

2 291 






Unterhaltsskherung, -hethilfen ,•* 

89 

16 

63 





Sonstige Hinterbliebenenrente . . . 

176 







Ubergangsgeld, Krankengeld u, a. 

6 314 



25 

419 

5 393 

458 

Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe 

6 021 







Sehlechiwettergeid, Kurzarbeiter- 








geld, Wintergeld 

1 732 







Einkommensausgleidi 

754 







Mutterschaftsgeld * * - 

728 



728 




Entgeltfortzahlung . , * 

19100 




750 

16 238 

2112 

Arbeitgeberzuschuß bei Mutter- 








schalt 

400 



400 




Ubergangsgeld, Ausbildungs- 








Zuschuß 

2 264 







Forderung der Arbeitsaufnahme , * 

5 







Hilfe zum Lebensunterhalt 

2 878 

128 

52 

4 

49 

116 

107 

Taschengeld 

158 

7 

3 



6 


Arbeitsentgelt, Harteausgleidi , 

228 







Kindergeld, Kinderzu schuß 

15 448 

15 448 






Ausbildungsbeihilfen * 

2 541 

18 






Erziehungsbeihilfen 

197 

197 






Familienzuscbläge für Kinder 

3 562 

3 562 






Famiüenzuschlage für Ehegatten . 

4142 


4 142 





Wohngeld (Mietzuschuß) 

1 964 







Wohngeld (Lastenzuschuß) 

118 







Sparprämie * * * 

15 097 







Zinszu schuß 

1228 







Tilgungszuschuß 

81 







Steuerermäßigung . . . , 

31 529 

209 

22 934 



64 


Zinsermäßigung 

3 086 







Auslandszahl ungen (EG) 

660 

10 





29 

Auslandszahlungen (andere) 

3 533 

68 





49 

Sonstige Leistungen 

24 






1 

insgesamt . . . | 277 589 

21 954 

27 194 

1 157 

1218 

21 817 

5 338 
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Leistungstypen und Funktionen 


Tabelle VI— 1 


Funktionen 


Invali- 

dität 

(allge- 

mein) 

Beruf- 

liche 

Bildung 

Mobi- 

lität 

Arbeits- 

losigkeit 

Alter 

Hinter- 

bliebene 

Folgen 

politischer 

Ereignisse 

Wohnen 

Spar- 

förderung 

Allge- 

meine 

Lebens- 

hilfen 


Einkommensleistungen 


8 485 




5 870 


620 

40 




1 103 


2 269 

464 




84 646 

290 


19 




101 







1 142 


153 





35 438 

6 623 

1 348 







1 





172 

4 



12 


6 021 

5 





1 278 

454 







234 



520 



2 263 

5 



1 


386 

42 

2 


1 735 

38 

215 

22 




114 


4 




167 



61 


2 523 


1964 

118 

15 097 

1 228 
81 


379 

796 



1 878 


282 

1 200 

3 630 

153 








3 086 



40 



10 

403 

32 

123 




151 



23 

2 016 

93 

1 120 




5 

7 



10 


1 




9 991 

5 643 

1 285 

6 909 

134 633 

7 042 

6 476 

7 677 

18 727 

440 
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noch Tabelle VI — 1 



Funktionen 

Leistungstyp 

ins- 

Kinder 

Ehe- 

Mutter- 

Vor- 

Krank- 

Arbeits- 


gesamt 

gatten 

schaft 

beugung 

heit 

unfall 


Invaliditätsrente 

Entsdiädigungsrente für Körper- 
schaden 

Altersrente 

Hausratentschädigung 

Witwenrente 

Witwenbeihilfe 

Knappschaftsausgleichsleistung . . . 
Mutterschaftgeld 

Ubergangsgeld, Ausbildungs- 
zuschuß 

Förderung der Arbeitaufnahme . . . 

Hilfe zum Lebensunterhalt 

Weihnachtsgeld > 

Kriegsgefangenenentschädigung, 
Eingliederungshilfe 

Mietzuschuß 

Auslandszahlungen (EG) 

Auslandszahlungen (andere) 

Sonstige Leistungen 

insgesamt . . , 


104 

12 

11 

32 

314 
22 
16 

35 35 

3 

315 

699 28 11 

99 

85 

3 

7 

43 

6 


1 806 28 11 35 


Einmalige 

104 


104 
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noch Tabelle VI — ! 


Funktionen 


Invali- 

dität 

(allge- 

mein) 

Beruf- 

liche 

Bildung 

Mobi- 

lität 

Arbeits- 

losigkeit 

Alter 

Hinter- 

bliebene 

Folgen 

politischer 

Ereignisse 

Wohnen 

Spar- 

förderung 

Allge- 

meine 

Lebens- 

hilfen 

Einkommen sleistungen 












2 


10 








11 

307 

7 



32 






22 








16 








3 

315 








87 




437 


77 



57 










99 







85 

3 







2 


5 








9 


34 







4 



2 




87 

3 

315 

20 

461 

329 

220 

3 


IBS 
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noch Tabelle VI — 1 


Funktionen 

Leistungstyp 

ins- 


Ehe- 

Mutter- 

Vor- 

Krank- 

Arbeits- 


gesamt 

tvinoer 

gatten 

schaft 

beugung 

heit 

anfall 






Sachleistungen — 

Ärztliche Leistung (ambulant) * , * . 

1 108 


23 

105 

956 

17 

Xrztlidie Leistung (in Anstalten) . 

326 


8 

29 

282 

4 

Zahnärztliche Leistung (ambulant) 

488 



2 

486 


Behandlung durch sonstige Heit- 







personen (ambulant) . . 

44 


24 


20 


Behandlung durch sonstige Heil- 







personen (in Anstalten) *,*♦.**. 

481 


5 

43 

426 

7 

Heilmittel aus Apotheken 

616 


1 


605 

10 

Heilmittel (in Anstalten) 

208 


7 

18 

178 

3 

Zahnersatz 

592 




579 


Heilmittel von anderen Stellen * . . 

277 




242 

1 

Anstaltsaufenllialt (Unterbringung) 

525 


9 

78 

426 

7 

Anslaltsauf enthalt (Verpflegung) * 

63 


1 

6 

54 

1 

Föhrikosten 

298 



2 

231 

58 

Hilfe zur Pflege 

1 073 

230 




50 

Aus-, Weiter-, Fortbildung, Um- 







schulung 

691 






Förderung der Arbeitsaufnahme 

83 






Bettragszusdmö-Ersatz (Arbeit- 







geber) 

839 




700 


Leistungen für Ersatzkräfte itn 







Haushalt 

162 




87 

2 

Sterbegeld 

1 354 






Kleiderentschädigung 

99 





17 

Vorbeugungsmaßnahmen . . . 

152 



152 



Blindenhilfe * , . . 

83 






Gefährdetenhilfe , . . 

82 






Auslandszahlungen (EG) 

151 




151 


Auslandbzahlungen (andere) ..... 

280 




247 


Sonstige Leistungen 

49 


24 




insgesamt . , J 

10 124 

230 

101 

435 

5 670 

177 
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noch Tabelle VI— 1 


Funktionen 

Invali- 

dität 

(allge- 

mein) 

Beruf- 

liche 

Bildung 

Mobi- 

lität 

Arbeits- 

losigkeit 

Alter 

Hinter- 

bliebene 

Folgen 

politischer 

Ereignisse 

Wohnen 

Spar- 

förderung 

Allge- 

meine 

Lebens- 

hilfen 


Barerstattungen 


5 


13 

34 

1 

3 

410 


192 


4 

191 


654 


83 


37 


59 2 


63 


9 2 


t 354 


5 

82 


20 


51 13 

1 10 


91 48 

6 


82 

1 

14 


540 661 83 


198 1 354 415 


91 151 
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noch Tabelle VI— 1 


Funktionen 

Leistungstyp 

ins- 


Ehe- 

Mutter- 

Vor- 

Krank- 

Arbeits- 


gesamt 

Mnaer 

gatten 

schaft 

beugung 

heit 

Unfall 






Sachleistungen — 

Ärztliche Leistung (ambulant) 

13 576 


i 

546 

12100 

661 

Ärztliche Leistung (in Anstalten) . 

5 765 


173 

538 

4 201 

258 

Zahnärztliche Leistung (ambulant) 

4 621 



1 

4 355 

235 

Behandlung durch sonstige Heil- 







Personen (ambulant) 

77 


41 


36 


Behandlung durch sonstige Heil- 







personen (in Anstalten) 

8 657 


261 

759 

6 373 

374 

Heilmittel aus Apotheken 

10 075 


1 


9 557 

431 

Heilmittel (in Anstalten) 

3 789 


112 

353 

2 766 

162 

Zahnersatz 

5 401 




5 060 

284 

Heilmittel von anderen Stellen . . 

3 535 




3141 

188 

Anstaltsaufenthalt (Unterbringung) 

9 297 


281 

667 

6 959 

406 

Anstaltsaufenthalt (Verpflegung) . 

1 158 


35 

96 

851 

51 

Fahrtkosten . 

562 


5 

45 

510 


Hilfe zur Pflege 

1 141 

1 070 



29 

3 

Aus-, Weiter-, Fortbildung, Um- 







schulung 

369 






Leistung für Ersatzkräfte im 







Haushalt 

83 






Sterbegeld, Bestattungskosten .... 

1 



65 

15 

2 

Sonstige Leistungen 

1 399 

13 


112 

149 

2 

insgesamt . . . 

69 506 

I 083 

910 

3 182 

56102 

3 057 
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noch Tabelle VI — 1 


Funktionen 

Invali- 

dität 

(allge- 

mein) 

Beruf- 

liche 

Bildung 

Mobi- 

lität 

Arbeits- 

losigkeit 

Alter 

Hinter- 

bliebene 

Folgen 

politischer 

Ereignisse 

Wohnen 

Spar- 

förderung 

Allge- 

meine 

Lebens- 

hilfen 


Waren- und Dienstleistungen 


519 


107 158 

70 
28 


780 

343 


860 

104 


105 

84 

47 

55 

204 

118 

15 


2 


37 


369 


1 

486 60 


1 

2 


572 


3 095 429 


37 3 834 


730 
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noch Tabelle VI — 1 


Funktionen 

Leistungstyp 

ins- 


Ehe- 

Mutter- 

Vor- 

Krank- 

Arbeits- 


gesamt 

ivinaer 

gatten 

schaft 

beugung 

heit 

Unfall 






Allgemeine Dienste und 

Hilfe zur Pflege 

70 

70 






Mutterschaftshilfe 

27 

8 


19 




Aus-, Weiter-, Fortbildung, Um- 








Schulung 

374 







Förderung der Arbeitsaufnahme . . 

693 







Vorbeugungsmaßnahmen 

151 




76 



Gefährdetenhilfe 

4 







Zuschüsse allgemeiner Art 

168 

45 



114 


9 

Beratung und Betreuung 

666 

592 

19 

20 


29 


Zahlungen an Andere für 








Leistungen 

54 







Defizit der Eigenbetriebe 

16 





14 

1 

Auslandszahlungen 

3 







insgesamt . . . 

2 226 

715 

19 

38 

190 

43 

10 






Allgemeine Dienste und 

Aus-, Weiter-, Fortbildung, Um- 








schulung 

149 







Förderung der Arbeitsaufnahme . . 

7 







Beitragszuschuß-Ersatz (an Arbeit- 








geber) 

144 







Vorbeugungsmaßnahmen 

383 




274 



Gefährdetenhilfe 

4 







Erste Hilfe 

2 






2 

Betrieblicher Gesundheitsdienst . . 

1 500 




150 

900 

450 

Beratung und Betreuung 

5 928 

1 009 

33 

25 

1 128 

846 

84 

Gutachten u. ä 

228 





218 


Unentgeltliche Beförderung 








Behinderter 

63 







Sonstige Leistungen 

4 




4 



insgesamt . . . | 

8412 

1 009 

33 

25 

1 556 

1 964 

536 





Allgemeine Dienste und Leistungen 

Löhne, Gehälter (Innerer Dienst) * 

5 963 

334 

75 

59 

273 

1 906 

215 

Verwaltungsbedarf 

3 662 

181 

24 

29 

242 

964 

250 

insgesamt . . . 

9 625 

515 

99 

88 

515 

2 870 

465 


364 
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noch Tabelle VI — 1 

Funktionen 

Invali- 

dität 

(allge- 

mein) 

Beruf- 

liche 

Bildung 

Mobi- 

lität 

Arbeits- 

losigkeit 

Alter 

Hinter- 

bliebene 

Folgen 

politischer 

Ereignisse 

Wohnen 

Spar- 

förderung 

Allge- 

meine 

Lebens- 

hilfen 

Leistungen — Zuschüsse 









374 

649 

44 



10 



65 










4 







54 



4 





1 


3 





374 

649 

44 

1 


67 



73 

Leistungen — Maßnahmen 










38 

111 










7 








4 

140 







109 










4 

222 

319 

214 

772 

997 

53 

71 

37 

2 

86 


1 

9 








20 






43 




242 

362 

334 

919 

997 

53 

114 

37 

2 

199 

— Innerer Dienst 









514 

125 


363 

1 402 

287 

234 

69 

4 

67 

321 

223 

107 

59 

830 

246 

91 

24 

2 

28 

835 

348 

107 

422 

2 232 

533 

325 

93 

6 

95 


365 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle VI— 2 


Sozialbudget 1977 nach Finanzierungstypen und Finanzierungsquellen 


Finanzierungstyp 


Finanzierungsquellen 


ins- 

gesamt 

Unter- 

nehmen 

Bund 

Länder 

Ge- 

mein- 

den 

Sozial- 

ver- 

stcbe- 

rung 

Private 

Orga- 

nisa- 

tionen 

Private 

Haus- 

halte 


übrige 

Welt 


Beiträge der Versicherten 


Versidierungspfliditige 
Beschäftigte 

Versicherungspflichtige 
Selbständige 

Versidheriingsberechtigte 

Rentner 


68 227 

68 227 

2572 

2 572 

11 953 

11 953 


insgesamt ... 82 760 


82 760 


Beiträge der Arbeitgeber 


Versicherungspflichtige 


Beschäftigte 

71 087 

60 545 

1 458 

3 121 

3 661 

466 

1 302 

511 

Versicherungsberechtigte 









Selbständige 

50 

50 







Versicherungsberechtigte . 

4 160 

3 536 

83 

166 

208 

41 

83 

41 

Rentner 

215 

215 







Wehr-/Ersatzdienst- 









leistende 

1 221 


1221 






Umlagen 

13 297 

9 729 

147 

344 

2 794 

96 

178 

6 

insgesamt . . . 

90 030 

74 075 

2 909 

3 631 

6 663 

603 

1563 

558 



Direktleistungen der Arbeitgeber 




Unterstellte Arbeitgeber- 









beiträge 

58 496 

30 853 

11 411 

13 767 

1 577 


700 

180 


366 
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noch Tabelle VI — 2 


Leistung st yp 


Finanzierung® quellen 


ins* 

gesamt 

Unter- 

nehmen 

Bund 

Länder 

Ge- 

mein- 

den 

Sozial- 

ver- 

sidxe- 

rung 

Private 

Orga- 

nisa- 

tionen 

Private 

Haus- 

halte 


übrige 

Welt 


Zuweisungen aus öffentlichen Mitteln 


Bundeszusdiüsse zur 


Rentenversicherung , * , 

23 302 


23 302 





Andere gesetzliche 








Zuschüsse , * , # , 

4 434 


3 999 

435 




Direktleistungen ohne 








Zahlungsvorgang 

34 615 


13 937 

15 312 

5 343 



Direktleistungen mit 








Zahlungsvorgang 

66 406 

22 

38 791 

13 429 

13 875 

274 


Europäischer Agrarfonds * 

2 






2 

Europäischer Sozialfonds , 

97 






97 

Europäische Gemeinschaft 








für Kohle und Stahl . * . 

10 






10 

Sonstige Zahlungen aus 








EG-Staaten — 

13 






13 

insgesam t < , , 

128 879 

22 

80 029 

29 176 

19 218 

274 

122 


Direktleistungen mit 
Zahiungsvorgang 

Sonstige Zahlungen aus 
EG-Staaten 

Sonstige Zahlungen aus 
anderen Staaten 


Zuweisungen aus nichtöffentlichen Mitteln 
7 227 7 227 

15 
26 


15 

26 


insgesamt 


7 268 7 227 


41 


Zinsen 

Mieten • * 

Wert der Nutzung 
Buchmäßige Gewinne * , , * 

Überschuß der Eigen- 
betriebe . , 

Ersatz von Dritten 

Kostenbeitrag , 

Lastenausgleichsabgabe * * 
Sonstige Einnahmen 

insgesamt . - . 


Übrige Einnahmen 


5 087 

2511 

820 

.173 

794 

39 

227 





1 

204 





204 

288 

16 




271 

i 





1 

1342 

1 115 





805 






1 087 

1 OB? 





556 

177 





9 596 

4 906 

820 

173 

794 

516 


730 

226 


225 1 

805 

379 

2365 I 


367 


